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Vorwort. 



„tuque 
Kectius Iliacnm Carmen deducis iu actus 
Quam si proferres ignota indietaque primus. 

Horaz. 



In seinen civilrechtlichen Stadien ward der Verfasser 
wiederholt auf die Lehre von den Gesammtschuldverhältnissen 
geftihrt^ die ihm in der Praxis so manches Räthsel des Oe- 
dipus boten, wofttr die spedfisch österreichische Rechtslitte- 
ratur keine Lösung enthielt. Eine nähere Bekanntschaft 
mit den umfassenden gemeinrechtlichen Arbeiten gab ihm erst 
einen Einblick in die Probleme, an welchen fQr den denken- 
den Juristen diese Bechtsgestaltungen reich sind. Der Ver- 
such, die gemeinrechtlichen Forschungen auch fttr das öster- 
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reichische Civilrecht zu verwerthen, das doch wesentlich auf 
demselben Boden wurzelt, gewann trotz der Schwierigkeit 
des Thema's, welches Ihering zu den höhern Aufgaben der 
Jurisprudenz zählt, immer mehr an Reiz, und so entstand in 
den Musestunden, welche dem Verfasser seine Amtsgeschäfte 
übrig liessen, vorliegende Arbeit. 

Sie macht weder auf Originalität, noch auf Vollständig- 
keit Anspruch, und musste sich, wenn sie nicht zu einem 
dicken Buche anschwellen sollte, bei ihren Streifungen in 
vielfache Partieen des Civil- und Prozessrechtes oft nur auf 
kurze Sätze beschränken« 

Für den österreichischen Juristen ist es beinahe jung- 
fräulicher Boden, in den noch keine tiefere Furche gezogen 
ward, den wir betreten. Eine neue Codification des Obliga- 
tionenrechtes ist seit dem Scheitern der Hoffnungen, die wir 
auf die Dresdener Gommission setzen durften, wohl ad ca- 
lendas graecas vertagt, und auf diesem Gebiete des heimi- 
schen Rechtes halten, was den Vätern Ausbau schien, die 
Enkel manchmal nur flir Gerippe. 

Zögernd geht der Verfasser an die Veröffentlichung die- 
ser Studie. Wir altem Praktiker, die wir auf vormärzlichen 
CoUegienbänken sassen, entbehrten in der Lernezeit voll- 
ständig jener gründlichen Vorbildung, die zum Glücke ftir 



die jüngere Generation, wenn sie dieselbe sich anzueignen 
versteht, die systematische Schule Unger's bietet. Versäumtes 
nachzuholen fehlt im Drange oft rein mechanischer Berufs- 
arbeit die Zeit, und bei ergrauenden Haaren wohl auch die 
Kraft. Zudem lebt der Verfasser in einer kleinen Stadt, 
von anregendem wissenschaftlichem Umgange fern und ist 
mit seinen litterarischen Htilfsmitteln fast ausschliesslich auf 
seine Privatbüchersammlung beschränkt, die natürlich lücken- 
haft, und mitunter in den Hauptwerken nur mit älteren Aus- 
gaben versehen ist. 

Mögen für die Imputabilität ungenügender Leistung diese 
Umstände persönlich mildernd sein, so erhöhen sie nicht den 
Werth des Buches. 

Trotz alledem hegt der Verfasser die vielleicht eitle 
Hoflhung, dass die Arbeit dem Praktiker als Leitfaden zur 
Lösung mancher schwierigen Frage einen Schlüssel zu bieten 
vermag; mehr noch aber beseelt ihn der Wunsch, durch 
Blosslegung der mit dem Thema verknüpften Probleme zum 
wissenschaftlichen Studium anzuregen, dessen Werth und 
Nothwendigkeit bei uns leider noch vielfach unterschätzt 
wird, und ohne welches die Priester der blinden Themis 
selbst im Finstem wandern, ohne welches unser Beruf Hand- 
werk, unsere Rechtsstreite ein Glückspiel werden. 
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Die Citate haben nur den Zweck, die zu Gebote gestan- 
denen Werke, und die Fundgruben, aus welchen mitunter 
wörtlich entlehnt wurde, anzuzeigen, zur Orientirung ftir 
denjenigen, welcher eingehendere Belehrung sucht, dürften 
sie vielleicht ebenfalls genügen. 

Feldkirch in Vorarlberg, im Jänner 1872. 



A. Magpes. 



§. 1. 

Äeit Ribbentrop durch seine im bescheidensten Gewände 
aufgetretene Monographie über die Correalobligationen die durch 
Jahrhunderte vorgetragene Lehre über die Gesammtschuldverhält- 
nisse erschütterte, und eine neue an ihre Stelle setzte, vmrde dieses 
Thema von den gemeinrechtlichen Schriftstellern gewissermassen 
als Probirstein der Quellenwissenschaft mit Vorliebe bebaut. Die 
darüber erschienenen Monographieen und Kritiken bilden eine 
stattliche Sammlung, und es mag je nach dem Standpunkte, 
welchen man einnimmt, der Ausspinich eines auf diesem Felde 
thätigen Forschers ') seine Berechtigung haben, es seien die 
Correalobligationen des römischen Rechtes eine von denjenigen 
Gestalten, welche in der bisherigen Litteratur wie räthselhafte 
und verschleierte Wesen anherwandem und Lehrenden und Ler- 
nenden zum Verdruss jeder Enthüllung zu spotten scheinen. 
Der Streit, ob zwischen Correalität und Solidarietät unterschieden 
werden, ob man in ersterer una oder plures obligationes annehmen 
müsse, ob und welcher praktische Unterschied zwischen Correali- 
tät und Solidarietät vorhanden sei, ob man überhaupt bei Ver- 
wischung jedes praktischen Unterschiedes sich zur Theorie der 
Correal- oder zu jener der Solidarobligationen neige und die 
eine in der andern aufgehe, ist kein abgeschlossener, und es 



^) Helmolt zur Lehre von der Correalobligation. Einleitung. Giessen 
1857. Der Recensent von Samhaber's Monographie im 20. Bande der 
Zeitschrift für Civilr. u. Proz. Anhang S. 8, nennt die Lehre von der 
Correalobligation das Afrika der Jurisprudenz, ein noch grossentheils 
unbebautes Land, das Ziel der neuesten Entdeckungsreisen. 
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scheint uns fast, dass, wenn die neuesten Codificationsarbeiten, 
wie diess z. B. beim Entwürfe des Dresdener Obligationenrechtes 
der Fall war, *) sich der reinen Correalverhältnisse mit der Be- 
gründung entledigten, dass dieselben nicht mehr flir unsere Zu- 
stände passen, man mehr vor der Schwierigkeit einer anderen 
praktischen Lösung zurückschreckte, als das wirkliche Bestehen 
des Unterschiedes läugnen zu können. 

Stellt man sich auf den rein dogmatischen Standpunkt, so 
lässt sich sicher jede der vielen aufgestellten Ansichten aus den 
sich mitunter widersprechenden Quellenstellen, die sogar zur 
Supposition von Interpolationen fuhren mussten, wie z. B. des 
Ausspruches über die Haftung für die Culpa des Correus, ver- 
theidigen. 

Täglich wirft das Leben Fragen über Gesammtschuldver- 
hältnisse zur Lösung auf; die Nothwendigkeit dieser Form zur 
Sicherung und leichteren Durchftlhrung der Verträge, zu welchem 
Zwecke das praktische Volk der Römer sie eigentlich einftlhrte, 
steigt mit dem Wachsen des Verkehres, wozu die Ausbildung 
des Wechselrechtes und in neuester Zeit die Grundsätze des 
Handelsgesetzbuches nicht wenig beitrugen. 

Leider ist aber auch hier wieder unser bürgerliches Gesetz- 
buch im Gegensatz zu andern modernen Gesetzgebungen, welche 
der Lehre eine viel eingehendere Behandlung widmen (z. B. 
Code civil, art. 1197—1217, Zürchergesetz §. 935—948, säch- 
sisches Gesetzbuch §. 1019 — 1038) an positiven Bestimmungen 
nicht nur karg, und überlässt es grösstentheils dem Scharfsinne 
von Theorie und Praxis, die manchmal so schwierigen Probleme 
über die Wirkung der Umänderung und Aufhebung der Obligation 
auf verschiedene Correi credendi und debendi zu lösen, sondern 



') S. Protokolle der Commission zum Entwürfe eines deutschen 
Obligationenrechtes, S. 1453, und die Motive zum Entwürfe eines hes- 
sischen Civilgesetzbuches , welche sich dahin aussprechen, dass es zur 
Erreichung des Zweckes der Gesammtschuldverhältnisse, welche, seien 
es Correal- oder Solidarverbindlichkeiten, auf Sicherstellung des Gläu- 
bigers und der Erleichterung seiner Bechtsverfol^ng gehen, keiner 
divergirenden Mittel bedürfe. 



auch in der Anordnung dieser kurzen Bestimmungen selbst 
systemlos,®) was mitunter nicht zu geringen Misverständnissen 
Anlass gibt. 

Sucht aber dann die Praxis Aufschluss bei der Theorie, so 
appellirt sie wol in der Regel vergebens an unsere einheimischen 
Commentatoren, von denen Stubenrauch das ergiebigste, wenn 
auch nur Excerpte aus Savigny's Obligationenrecht bringt, während 
eine das österreichische Recht in dieser Frage behandelnde Mono- 
graphie unseres Wissens nicht existirt. Dagegen hat, wie wir 
uns leider oft überzeugten, die Praxis gar wenig Verständnis 
ttber die in dieser Lehre so vielfach auftauchenden feineren Aus- 
läufe, und es ist sicher gerade auf diesem Felde wieder des 
Altmeisters Ausspruch, dass die Theorie praktischer und die 
Praxis wissenschaftlicher werden müsse, wol berechtigt. *) 

Indem wir nun den Versuch der Erörterung der Lehre von 
den Gesammtschuldverhältnissen nach österreichischem Rechte 
unternehmen, taucht für uns vor allem die Frage auf, ob und in 
wiefern wir den Gewinn der gemeinrechtlichen Forschungen 
auch fttr unsere Arbeit benutzen dürfen. Während Stobbe ^) 
meint, es stimme das österreichische Gesetzbuch in dieser Lehre 
mit dem deutschen Rechte so vöDig flberein, dass man nicht 
erstaunen dürfte, wenn man dieselben Grundsätze in einem alten 
Rechtsbuch lesen würde, behauptet Savigny, ®) dem auch Sam- 
haber in ausflihrlicher Begründung beistimmt, '^) es schliesse sich 
unser Recht über die Correalobligation fast unbedingt an ^sl& 
römische an. 

Hat Savigny Recht, so ist sicher das Studium der römischen 
Quellen, des unvergänglichen Rechtsschatzes ftir alle Zeiten in 
seiner reichen Casuistik auch ftir den österreichischen Juristen 
von hoher Bedeutung um so mehr, als ja die mit der Aus- 



*) Schwanert über Systematik des österreichischen Civilrechtes. 
HaimerPs Vierteljahresschrift 6. B. S. 194. 

*) Savigny vom Berufe unserer Zeit zur Gesetzgebung S. 127. 
*) Stobbe zur Geschichte des deutschen Vertragsrechtes S. 174. 
•*) Obligationenrecht 1. B. S. 294. 
^) Die Lehre von der Correalobligation S. 218. 



arbeitung der Grundlagen und des ersten Entwurfes unseres bür> 
gerlichen Oesetzbuches betraute Compilationscommission sich trotz 
einer Verwahrung der Bevorzugungen des römischen Rechtes be- 
kanntlich wesentlich an dasselbe anlehnte. ®) 

In der Voraussetzung^ dass nicht alle unsere Leser mit dem 
Resultate der gemeinrechtlichen Forschungen und Controversen 
auf diesem Gebiete vertraut sind, glauben wir daher unsere Arbeit 
mit einer gedrängten Uebersicht derselben eröffiien zu sollen. 

Stehen . in einer Obligation von Seite des GläuMgers oder 
Schuldners eine Mehrheit von Personen der Art, dass jeder von 
den Gläubigem (Correi credendi) eine und dieselbe und zwar die 
ganze Leistung zu fordern berechtiget, oder jeder der Schuldner 
(Correi debendi) eine und dieselbe und zwar die ganze Leistung 
zu geben verpflichtet ist, dass aber, wenn einem der Gläubiger 
oder von einem der Schuldner geleistet wurde, das Recht der übrigen 
Gläubiger und die Verpflichtung der übrigen Schuldner erlischt, 
so erhalten wir ein Gesammtschuldveiiiältnis. Ein solches kann 
durch den dahin zielenden Willen der Parteien — den Vertrag, 
oder durch das Testament, — durch das Gesetz oder durch das 
Delikt oder durch das Quasi-Delikt, wie wir weiter zeigen wer- 
den, begründet werden. Alle diese Fälle umfasste die ältere 
Wissenschaft unter dem Begriffe der Correalobligation, fftr alle 
in der Obligation stehenden setzte man den Bestand Einer und 
derselben Obligation (una et eadem obligatio), voraus, für alle 
Fälle galt dieselbe praktische Behandlung. ^) CorreaUtät und 
Solidarietät erschienen als gleichbedeutende Begriffe, wie auch 
der Index zu unserem bürgerlichen Gesetzbuch bei letzterem 
Schlagworte auf ersteres verweist. Auf diesem Standpunkte stehen 



^) V. Harrasowsky Greschichte der Codification des österreichischen 
Civilrechtes S. 51. Im Generalplan zum 1. Entwürfe kam im 3. Theile 
Absatz 13, sub 2, ein Abschnitt vor „von Sammt- und Sondersverbun- 
denen und von Verbindung deren Erben". 

*) V. z. B. Stryck. L. 45. tit. 2. §. 1. Höpfner Commentar der 
Heinenischen Institutionen 7. Aufl. S. 879. Glück Pandekten 4. B. 
S. 512. Thibaut System 6. Aufl. 1. B. S. 176. (Die 8. Auflage enthält 
bereits die Ribbentrop'sche Lehre.) 
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auch die älteren Commentatoren des btirgerlicheni Gesetzbuches; 
wie z. B. Zeiller, '**) Winiwarter, **) Nippel **) und von den neu- 
eren EUinger, '') Mattei, **) Basevi ^*) etc. 

Wol musste dem Pandektisten längst auffallen^ wie es denn 
komme, dass nach einzelnen Quellenstellen die mit Einem Correus 
debendi bewirkte Litiscontestation die übrigen Correi liberire, '®) 
nach den andeni aber nicht, *') und es wurden hiefür, ohne den 
Schlüssel zu finden, die verschiedensten Lösungsversuche gemacht.'*) 

Erst die Auffindung der Institutionen des Gajus, wovon be- 
kanntlich die erste Auflage im Jahre 1820 die Presse verliess, 
gab den Anlass, dass Keller in seinem zu Zürich im Jahre 1827 
erschienenen klassischen Werke über Litiscontestation und Urtheil 
die Mher unbekannte vorjustinianische Prozessconsumtion in's 
wahre Licht stellte, *^) und auf die bereits von demselben in 
allgemeinen Umrissen angedeutete Verschiedenheit der Natur der 
Correal- und Solidarobligationen fortbauend, stellte Ribbentrop in 
seiner im Jahre 1831 erschienenen Abhandlung über die Natur 
der Correalobligation die bis dahin ganz neue Theorie auf, es 
müssen nach römischem Rechte unter dem Gesammtschuldverhält- 
nisse die Fälle unterschieden werden, in welchen eine direkte 
Beziehung einer und derselben ungetheilten Obligation auf meh- 
rere als die beiden wesentlich erforderlichen Subjekte Statt findet, 
und solche, in welchen mehrere zwar zu derselben Leistung in 
solidum in der Art verpflichtet sind, dass die Erfüllung von Seite 



'•) 3. B. 1. Th. S. 69. u. 3. B. 2. Th. S. 723. 

' •) 4. B. 2. Aufl. S. 50. 

»») 6. B. S. 98. 

") 4. Aufl. S. 399. 

•*) 4. B. S. 69. 

'•) 5. Aufl. S. 335. 

»•) Z. B. L. 2. D. de duob. reis (45. 2.) L. 116. D. de verb. ob. 
(45. 1.) etc. 

'') L. 1. §. 43. D. de pos. (16. 3.) L. 5. §. 15. D. commod. 
(13. 6.) etc. 

'*) Ribbentrop S. 2—10. 

»9) Keller a. a. 0. S. 415. u. f. 
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Eines der Schuldner auch die übrigen ipso jure befreit, aber jene 
objektive Einheit der Obligation dennoch nicht angenommen 
werden kann. *®) Die ersteren, welche man sohin mit dem Namen 
der echten CoiTcalobligation belegte, hätten daher Einheit des 
Objektes und Einheit der Obligation (una summa, una obligatio), 
letztere, welche man mit dem Namen Solidarobligation bezeich- 
net, Einheit des Objektes, aber Mehrheit der Obligationen (una 
summa, plures obligationes) zum Gegenstande. Hiemit war auch 
der Schlüssel zum Verständnis gegeben, warum die Litiscon- 
testation in dem einen Falle auch die Correi debendi liberirte, in 
den andern Fällen nicht, indem die in Judicium deducta obligatio 
eben durch die Litiscontestation consummirt wurde, und somit in 
den Fällen echter Correalität, wo nur Eine Obligatio vorlag, die 
Libei^ning der übrigen Correi debendi die nothwendige Folge 
war, während bei einer Mehrheit von Obligationen, nämlich beim 
Solidarverhältnisse, die Consumtion nur die Obligatio des in Streit 
befangenen Correus traf, die übrigen aber, welche durch eine 
andere Obligation auf das nämliche Objekt verbunden waren, 
nicht berührt wurden, womit auch die Lösung der Frage, inwie- 
feme die einzelnen Aufhebungsthatsachen auf alle oder nur auf 
einzelne Correi wirkte, gegeben war. Von den behaupteten prak- 
tischen Wirkungen des Unterschiedes, welche Ribbentrop und 
seine Nachfolger hervorhoben, sind allerdings mehrere flir unsere 
Rechtszustände ganz werthlos, wie eben der prozessconsummirende 
Einfluss der Litiscontestation und zum Theil auch der Novation 
und der Acceptilation, ^') sowie die zweiseitigen Straf klagen aus 
dem neueren Rechte verschwunden sind, allein es bleiben noch 
eine Reihe praktischer Unterschiede, welche von einem Mitgliede 
der Dresdener Commission für deutsches Obligationenrecht dahin 
zusammengefasst wurden, dass die Correalobligation sowol in 
aktiver als passiver, die Solidarobligation nur in letzterer Richt- 
tung vorkommen kann, dass die von Einem Correalgläubiger 
ausgegangene Interpellation und gegen einen Schuldner bewirkte 



'") Ribbentrop S. 84. 

»') Savigny. a. a. 0. S. 165 u. 170, 
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Unterbrechung der Verjährung auch den übrigen Correalgläubigern 
zu statten komme, sowie dass die Abschwörung der Schuld oder 
ein freisprechendes ürtheil aus Einem den Bestand der Obligation 
betreffenden Grunde auch wenn nur Einer der Con^ealschuldner 
geschworen oder den Prozess geführt hat, die übrigen Schuldner 
liberire, während bei den Solidarobligationen das umgekehrte 
Verhältnis eintrete, und bei denselben sogar eine von dem Einen 
Schuldner abgeschlossene Novation oder Vergleich den andern 
nur insoweit befreie, als der Gläubiger dadurch befriedigt wird.**) 

Während nun nach obiger Lehre von ^ den Solidarobligationen 
jede derselben einen besondern Bestand rücksichtlich der mehreren 
Gläubiger und Schuldner für sich hat, und nur im Gegenstande 
ein Zusammenhang und in der Erfüllung ein gemeinschaftlicher 
Berührungspunkt in der Art besteht, dass, sobald sie geschehen, 
die Obligation nach allen Seiten hin erledigt ist, setzt die echte 
Correalobligation voraus> dass dieselbe nur Eine und dieselbe ist, 
und sich von vornhinein auf mehrere rei dergestalt bezieht, dass 
keine dieser Beziehungen als die ursprünglichere, die wesent- 
lichere erscheint, oder insofern als Correi Haupt- und Neben- 
gläubiger oder Haupt- und Nebenschuldner concurriren (als Ad- 
stipulator, Mandator, Fideijussor, oder durch obligationes adjectitiae 
qualitatis) eine solche Verschlingung unter einander in, der Obli- 
gation Statt findet, dass dieselbe nur als Eine mit gleichvollbe- 
rechtigten und gleichverpflichteten Trägem dasteht. 

Hiemit war die Lehre von der Correalobligation in ein ganz 
neu^s Stadium getreten, und jener wissenschaftliche Kampf ange- 
regt, der auf dem gemeinrechtlichen Gebiete bis auf die neueste 
Zeit fortdauert. 

Wir können für unsern Zweck nur die Hauptvertreter und 
die Hauptrichtungen mit wenigen Worten skizziren. *'^) Unter 



") Protokolle z. d. Obl.-Recht S. 1455. 

") Wer, ohne die einzelnen Abhandlungen selbst zu durchgehen, 
eine ausführlichere Zusammenstellung der Litteratur sucht, den ver- 
weisen wir vor allen auf die bereits citirte Monographie von Samhaber 
nebst der über diess Buch gegebenen ebenso lehrreichen Kritik im 
20. B. der Zeitschrift fiir Civilprozess. Rundschau S. 8. Femer: Wind- 



den Anhängein der Ribbenirop'schen Theorie ist vor aUen Savigny 
zu nennen, dessen Meisterhand auch über diese Rechtsinstitution 
neues Licht verbreitete.^*) Die wahre praktische Bedeutung der 
Correalschuld erblickt er in der dem Gläubiger verliehenen freie- 
ren Macht in Verfolgung seiner Schuld, welche sich in zwei- 
facher Richtung äussert, erstlich, indem er unter mehreren 
Schuldnern den einzelnen auswählen kann, dessen Vermögen ihm 
die grösste Sicherheit für die Erfflllung darbietet, und indem er 
seinen Zweck durch eine einzige Klage, also auf leichtere und 
bequemere Weise erreichen kann^ anstatt dass er ausserdem 
mehrere Klagen gegen verschiedene Schuldner, die vielleicht an 
zerstreuten Orten wohnen, anstellen mtisste, und dieser Gesichts- 
punkt herrsche auch bei einem von mehreren verübten Delikte, 
dessen Urheber alle solidarisch zur Entsiehädigung verhalten 
werden, vor, nicht als ob in der That jeder einzelne für sich 
Urheber des ganzen Schadens gewesen wäre, sondern um dem 
Verletzten auf die sicherste und bequemste Weise zum Ersätze 
des Schadens zu verhelfen. '^) Hat nun Einer diese Entschädi- 
gung beziahlt, so werden die übrigen desswegen frei, weil durch 
die geleistete Zahlung der Begriff eines Schadens als Bedingung 
dieser Obligation aufgehoben wird. ^^) 

Stehen wesentlich auf Ribbentrop's Standpunkte von her- 
vorragenden Namen Puchta,''') Vangerov,*®) Sintenis,'*®) 



scheid zur Lehre von der Correalobligation. Kritische Vierteljahres- 
schrift für Ges.-Geb. 6. B. S. 209, eine Abhandlung, die sehr viel zur 
Läuterung der Ansichten beitrug, und Fritz Beitrag zur Lehre von der 
Correalobligation. Zeitschrift für Civilrecht 17. B. S. 145. 

^*) Obligationenrecht 1. B. S. 137 u. f, u. System 5. B. S. 220, 
wo er sich völlig fiir Ribbentrop ausspricht. 

") Oblig.-R. 1. B. S. 217. 

") a. a. 0. S. 201. 

*') Vorlesungen über heutiges römisches Recht. (5. Aufi.> §. 233. 
Institutionen 1. Aufl. 3. B. S. 36. Pandekten (8. Aufl.) §. 233. 

*®) Leitfaden für Pandektenvorlesungen 3. B. §. 573. Anm. 1. 

*•) Das praktische gemeine Civihecht 1. Aufl. 2. B. S. 125. (in der 
2. Aufl. 2. B. S. 122 neigt er sich den von Kuntze u. Heimelt vertrete- 
nen Anschauungen zu. Die 3. Aufl. ist uns nicht zu Gesicht gekommen.) 
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Seuffert/®) Arndts®* und von den neuesten vor allen Wind- 
scheid,'*) so traten doch nach fast unbestrittener zwanzigjähriger 
Herrschaft dieser Theorie eine Reihe von Gegnern auf, von denen 
zuerst Rückert, '') Kuntze'*) und Heimelt**) genannt werden 
müssen. Alle drei bestreiten auch bei der sogenannten echten 
CorrealobligatioQ die Einheit der Obligation, indem insbesonders 
die beiden ersten Einheit des Rechtes bei einer Mehrheit von 
Subjekten nicht för denkbar halten, und nach Kuntze das Wesen 
der Correalität' in nichts anderem als in der Identität des Ver- 
mögensstoffes mehrerer Obligationen beruht, und lassen wesent- 
lich die Correalität in der Solidarietät aufgehen. Rückert und 
Kuntze erkennen an, dass die aus Verträgen und aus Delikten 
entsprungenen Correalobligationen sich bei mehreren Solutions- 
arten verschieden verhalten, ersterer erblickt darin jedoch nur 
Eigenthümlichkeiten positiver Natur, die als Begünstigungen des 
Schuldners zum Gegengewichte des Uebermasses der Gewalt des 
Gläubigers gegeben wurden, während letzterer gerade in dem 
deliktsartigen Charakter der Fälle einfacher Solidarietät den Grund 
findet, wesshalb man die Correalitätsregeln mit allen dem Schuld- 
ner günstigen Consequenzen habe eintreten lassen. 

Heimelt geht von dem Begriffe in solidum als Gegensatz 
pro parte und von dem Zwecke der Correalobligation der Er- 
höhung des Credites für den Schuldner durch erhöhte Sicherheit 
und Bequemlichkeit des Gläubigers aus und gelangt durch Unter- 
scheidung zwischen Haupt- und Nebenobligation (obligationes 
principales und obligationes, quae sequelae locum obtinent) und 
von Obligationen mit primärer und secundärer Leistungspflicht 
zu dem Ergebnisse, dass man als quellenmässigen Begriff der 



'") Pandekten §. 228. Anm. 4. 

^ •) Pandekten §. 213. Anm. 3. 

") Lehrbuch des Pandektenrechtes 3. Aufl. 2. B. S. 126. 

'*) Zeitschrift für Civih-echt u. Prozess. Neue Folge. 12. B. S. 1—57. 

^*) Die Obligation und die Singularsuccession des heutigen rö- 
mischen Rechtes. Leipzig 1866. (Ein vielgeschmähtes, aber unstreitig 
geistreiches Buch.) 

") Die Correalobligation. Giessen 1857. 



Correalobligation: duae obligationes principales ejuBdem poteBtatis 
in solidum ejusdem pecuniae aufstellen müsse. Nachdem auch 
er somit den Boden der ünitätstheorie verlassen, findet er fttr 
die verschiedenen Erlöschungsarten bei der durch gemeinschaft- 
liche Delikte aus dem Gesetze entspringenden Correalität die Er- 
klämng darin, dass man über die Satisfactio des Gläubigers nicht 
hinausgehen dürfe, während es sich bei den durch den freien 
Willen (Testament oder Vertrag) begründeten Correalobligationen 
wesentlich auf die Interpretation des Willens des Erblassers oder 
der Paciscenten ankomme, wofür dann die Juristen gewisse 
Grundsätze in Zweifelsfallen aufstellten, welche in den römischen 
Rechtsquellen ihren Ausdruck finden, während die ganze Ribben- 
trop'sche Theorie nur dem antiquirten Institute der Litiscon- 
testatio zu Ldebe aufgebaut sei. 

Eine andere Hichtung schlug Brinz,^*) indem er an der 
Einheit der Obligation festhielt, ein. Von der Stellung des 
Bürgen zum Hauptschuldner ausgehend findet er in der Form 
der Selbstverpflichtung fttr eine jedenfalls theilweise fremde 
Schuld des Correus debendi eine Vertretung, sei es im eigenen, 
sei es im fremden Interesse. Die Schuld in der Person des 
Vertreters und des Vertretenen ist Eine, beide haben dieselbe 
Schuld, mag auch ein Theil derselben im eigenen, ein Theil in 
fremdem Namen geschuldet werden, und das Künstliche der 
Correalobligation liege nicht in der Einheit der Obligatio, son- 
dern in der Mehrheit der obligirten Personen. Nach dem Vor- 
gange Girtanner*s, ^'') der eine Lösung der Natur der Correal- 
obligationen durch die Analogie mit den alternativen Obligationen 
versucht hatte, wurde diese Theorie von Fitting^®) in einer 
eigenen Monographie weiter ausgebaut. Wie in dem Falle, wenn 
einem Gläubiger, dem dieser oder jener Gegenstand nach seiner 
Wahl versprochen wird, und er somit zwischen beiden Gegenstän- 
den die Auswahl hat^ haben die Gläubiger bei der Correalobligation 



»«) Kritische Blätter civilist. Inhaltes N. 4. Erlangen 1853. S. 1—58. 
") Die Bürgschaft nach gemeinem Rechte. Jena 1850—1852. 
**) Die Natur der Correalobligationen. Erlangen 1859. 



statt wie bei der alternativen Obligation die Auswahl «wischen 
zwei verschiedenen Leistungen, die Auswahl zwischen zwei ver- 
schiedenen Personen, welche leisten sollen. Wie dort zunächst 
unentschieden sei, was zu leisten ist, ist hier unentschieden, wer 
zu leisten hat, oder bei einer Mehrheit von Gläubigem, wem zu 
leisten ist. Man könne nun fragen, ob es sich bei alternativer 
und Correalobligation vornhinein bloss um Eine Obligation, deren 
Dasein entschieden > und von der es vorerst nur ungewiss sei, 
wer von mehreren Gläubiger oder Schuldner ist, handle, oder 
aber, ob eine Wahl zwischen mehreren Obligationen mit be- 
stimmter und bekannter objektiver oder subjektiver Beschaffenheit 
gegeben sei. Es sei aber bei Annahme seiner Theorie die Frage 
praktisch eine mtlssige, jedenfalls könne in dem Falte, wo sich 
die Correi durch ganz getrennte Stipulationen verpflichtet haben, 
wie diess insbesonders im Verhältniss des Fideijussors zum Haupt- 
schuldner der Fall sei, nur von mehreren Obligationen geredet 
werden. Lehre man, dass nur Eine Obligation vorhanden sei, 
die sich aber gleichzeitig und ungetheilt auf mehrere Subjekte 
in der Art bezieht, dass jeder das Ganze zu fordern oder zu 
leisten hat, als ob er der Einzige wäre, das Ganze jedoch nur 
einmal zu leisten ist, so könne diess sicher nicht so gemeint 
sein, dass mehrere neben einander Einer und der andere, jeder 
das Ganze zu leisten oder zu fordern hätten, denn dann müsste 
offenbar so oft geleistet werden, als Gläubiger oder Schuldner 
vorhanden sind, vielmehr könne man damit nur sagen wollen, 
von mehreren sei Einer oder der andere zu derselben ganzen 
Leistung berechtigt oder verpflichtet, das ist, es sei vorläufig 
noch ungewiss, wer von den mehreren Gläubiger oder Schuldner 
ist. Bei der passiven Correalität kann der Gläubiger wählen, 
von welchem der Correi er fordern will. Bei der aktiven der 
Schuldner, an welcheil der Correi credendi er leisten will, und 
während der Schuldner erst durch wirkliche Leistung oder durch 
das gleichkommende Constitutum diese Wahl bethätigt, die bin- 
dende Wahl aber von Seite des Gläubigers in der Regel durch 
die Litiscontestation mit einem der Schuldner geschieht, kann 
eine ausschliessende Wahl, welche nicht bloss auf einen der 

Mages, Gesammtgchaldverhältuisse. 2 



Correi, sondern auf alle fallen kann, in einer Handlung der ge- 
dachten Art nur insofern erblickt werden, als sich darin un- 
zweideutig die Absicht ausspricht, eben bloss diesen Correus 
zu wählen. 

Wenn übrigens die Römer einen Unterschied zwischen der 
Correalitfit und Solidarietät machen, so liege dieser Unterschied 
darin, dass letztere auf innerer Nothwendigkeit, erstere bloss auf 
der Willkür der Parteien beruhe. Die Solidarietät ergebe sich 
aus innerer Nothwendigkeit, welche aber der Art ist, dass sie, 
sobald ein anderer die ihm obliegende Leistung vollständig ge- 
macht hat, der Natur der Sache nach dieselbe nicht mehr mög- 
lich ist War durch sein Vergehen dem andern ein Schaden 
zugefügt, müsse er ihn ersetzen. Von einer Schadenersatzpflicht 
könne aber nur so lange die Rede sein, als ein Schaden vor- 
handen ist. Hat also ein Anderer, der dasselbe Vergehen ver- 
übte und desswegen ebenfalls selbständig und suo nomine zum 
Schadenersatz verbunden ist, den Schaden vollständig vergütet, 
so kann der erstere nicht mehr ferner verpflichtet sein, da seine 
Verpflichtung durch eingetretene Unmöglichkeit der Leistung un- 
tergegangen ist. 

Wir haben noch zu erwähnen die Ansicht von Baron, ^*) 
welcher zwar eine Gesammtobligation, jedoch untergeordnet für 
jeden Gläubiger oder Schuldner eine Sonderobligation annimmt, 
von denen die Gesammtobligation das Primäre, die Sonderobliga- 
tion das Secundäre sein solle, ferner eine umfassende Arbeit 
von Fritz, *") welcher wesentlich auf den Standpunkt zurückkehrt, 
der vor Keller und Ribbentrop geltend war, die seitdem als 
Solidarobligationen bekannten Fälle einer identischen Behandlung 
mit den Correalobligationen unterzieht und behauptet, dass es 
sich bei Correalstipulationen um ebensoviele, in der Regel sofort 



'^) Die Gesammtscholdverbältnisse im römischen Rechte. Marburg 
und Leipzig 1864. (Wir kennen leider diess Werk nur aus den von 
Fritz und Windscbeid in seinen Pandekten gebrachten Excerpten) nun 
auch in seinen Pandekten Leipzig 1872 S. 514. 

^•) In der Zeitschrift fUr Civilrecht u. Prozess. B. 17. S. 145. 
B. 18. S. 355. B. 19. S. 55. B. 22. S. 451. 
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entstehende einzelne Obligationen handelt^ als einzelne Con'ei 
vorkommen, dass aber die römische Jurispradenz alle diese 
nebeneinander bestehenden Obligationen auch als eine Gesammt- 
obligation ansieht und zwar aus keinem andern Grunde, als 
desswegen, weil sie durch einmalige Leistung des gemeinsameA 
Gegenstandes oder eines rechtlich zulässigen Surrogates alle auf- 
hören und weil sie zugleich sämmtlich Hauptobligationen sind, 
die aus demselben Obligationsgrunde entspringen. Nach dieser 
höchst summarischen üebersicht der in der gemeinrechtlichen 
Litteratiir vorkommenden Hauptrichtungen, wobei wir die prak- 
tischen Oonsequenzen einstweilen ganz bei Seite Hessen, glauben 
wir nach Abwägung der fllr und gegen gebrachten Ansichten in 
der wesentlichsten Frage die Bilanz dahin ziehen zu müssen, 
dass im allgemeinen der Bestand eines wesentlichen inneren 
Unterschiedes zwischen den Fällen, welche seit Ribbentrop unter 
dem Begriffe der echten Correalität umfasst werden, von den 
blossen Solidarverhältnissen nach römischem Rechte kaum ge- 
läugnet werden könne. t 

§.2. 

Man hat mitunter in neuester Zeit auch behauptet, dass 
man durch Unterscheidung der Correalität von der Solidarietät 
mehr VerwiiTung als Nutzen schaffe. *) Ist es nun eine unläug- 
bare Thatsache, dass zur Zeit der Verfassung des bürgerlichen 
Gesetzbuches die damalige gemeinrechtliche Litteratur diesen 
Unterschied nicht gekannt habe, so darf der östen-eichische Jurist 
ihn nur dann in seine Anschauung hineintragen, wenn er aus 
dem nach den Grundsätzen des bürgerlichen Gesetzbuches ge- 
wonnenen Begriffe der Gesammtschuldverhältnisse und ihrer nun- 
mehr beliebten Unterabtheilung der Correalität und Solidarietät 
mit zwingender Nothwendigkeit hervorgeht. Versuchen wir daher 
vor allem den von Savigny angebahnten Weg der Entwicklung 



') Harum, zur Critik des Entwurfes eines gemeinsamen deutschen 
Obligationenrechtes. Ger.-Zeitung J. 1865. S. 176. Kirchstetter Commen- 
tar S. 409. Anm. 1. 

2* 
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des öesammtschuldverhältnisses an der Hand unseres öesetees 
einzuschlagen. 

Während das dingliche Recht die dauernde Herrschaft über 
die Sache sichert, und eben, ohne dass es eine Vermittlung drit- 
ter Personen bedarf (§. 307 b. G. B.), in dieser unmittelbaren 
Herrschaft zu Tage tritt, vermittelt die Obligation den Verkehr 
des Vermögens, indem sie die Handlung des Einen dem Willen 
des andern dadurch unterwirft, dass der Forderung die Verbind- 
lichkeit zur Leistung entspricht. Das dingliche Recht bedarf 
abstrakt, bis es durch eine Rechtsverletzung gegen ein bestimmtes 
Individuum in's Leben tritt, nur zwei Faktoren, Subjekt und 
Objekt — Eigenthtimer und Eigenthum — ; das Obligationenrecht 
setzt drei voraus, zwei Subjekte, den Berechtigten (Creditor, 
Gläubiger) und den Verpflichteten (Debitor, Schuldner) und das 
Objekt, die Leistung, vermöge welcher ein Vermögenswerth aus 
dem Haben der einen in das Haben der andern Person tiber- 
gehen soll. Zur rechtlichen Entstehung der Obligation ist ent- 
weder ein sie bedingendes Rechtsgeschäft (Vertrag, letzter Wille) 
oder eine Rechtsverletzung (Delikt — quasi delict.) oder ein 
Zustand, welcher vermöge des Gesetzes ein Recht gibt und eine 
Verbindlichkeit auferlegt, erforderlich (§. 859). Dieser Rechts- 
grund begründet flir den Gläubiger das Forderungsrecht, fiir den 
Schuldner die Leistungspflicht, Dieses so geschaffene Rechts- 
verhältnis, von welchem Forderungsrecht und die Verpflichtung 
nur die beiden Seiten sind, ^) nennen wir nun die Obligation 
(Obligatio est juris vinculum, quo necessitate adstringimur ali- 
cujus rei solvendae. Pr. J. 3. 12 [131]). Bezieht man in diesen 
Begriff der Obligation auch die bestimmten Subjekte ein, welche 
diess Band verknüpft, so kann allerdings das Recht nicht von 
seinen Subjekten losgelöst gedacht werden. Haltet man aber die 
Personen des bestimmten Gläubigers oder Schuldners nicht flir 
wesentlich zum Dasein einer bestimmt gegebenen Obligation, so 
dass ohne Wesensveränderung dieselbe einen Wechsel der Subjekte 



*) Windscheid Pandekten 2. B. S. 5. Windscheid zur Lehre von 
der Correalobligation a. a. 0. S, 219. Unger System 1. B. S. 541. 
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tiberdauern kann, eine Ansicht, die entschieden im modernen 
Rechtsleben Aufnahme fand und der ganzen Lehre von der 
Cession zu Grunde liegt, und versteht man darunter nur den 
Rechtsgrund (die causa) und das daraus entspringende For- 
derungsrecht, respective Verpflichtung, — den Vermögensstoff,^) — 
so kann gegen mehrere Berechtigte oder Verpflichtete Ein und 
derselbe gemeinschaftliche Rechtsgrund auf Ein und dasselbe For- 
derungsrecht und respective dieselbe Verpflichtung in der Art 
vorliegen, dass durch die einmalige Leistung das Forderungsrecht 
respective die Verpflichtung flir alle erlöscht. Halten wir nun 
fest, dass das Objekt der Obligation, die Leistung, Ein und die- 
selbe ist, so lässt es sich schon im Vorhinein denken, dass für 
Eine und dieselbe Leistung, zwischen Einem und demselben 
Gläubiger und Schuldner nicht nur Ein, sondern mehrere ver- 
schiedene Rechts-, respective Klagegründe vorliegen, von welchen 
alle andern mit consummirt werden, wenn durch den Einen die 
Leistung erzwungen wurde, wie diess bei der sogenannten Con- 
currenz der persönlichen Klagen z. B. dem Vermächtnisse und der 
Dotalklage, wenn der Frau die Dos legirt ist, bei dem Vermächt- 
nisse und der Schuldklage, wenn dem Gläubiger die Schuld ver- 
macht ist, eintritt. ^) 

So lange die dem Schuldner obliegende Thätigkeit, die 
Leistung, nicht erfolgt, schwebt das Forderungsrecht; ist die 
Leistung erfüllt, ist auch die Obligation erloschen ; die Entstehung 
des Rechtsgrundes der Obligation, das Forderungsrecht, respective 
die Leistungspflicht und die Erfüllung, verhalten sich daher, um 
uns eines Bildes zu bedienen, wie Zeugung, Leben und Tod. 
Es können nun statt, wie diess gewöhnlich der Fall ist, auf jeder 
Seite der Obligation Ein Gläubiger und Ein Schuldner, mehrere 
Gläubiger oder mehrere Schuldner stehen, die aus demselben 
Rechtsgrunde zu derselben Leistung verpflichtet sind. Diess 



') Kuntze a. a. 0. S. 119. Windscheid die Actio S. 152 u. der- 
selbe zur Lehre von der Correalobligation a. a. 0. S. 211 u. insbesonders 
Fitting a. a. 0. S. 21 u. t^ritz a. a. 0. 18. B. S. 388. 

*) Unger System 2. B. S. 389 u. f Keller Litiscontestation und 
ürtheü S. 479. 
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Rechtsverhältnis gestaltet sich nun entweder so, dass jeder nur ftir 
seinen Antheil berechtigt oder verpflichtet ist, oder so, dass jeder 
für das Ganze berechtigt oder verpflichtet ist, aber durch die Leistung 
des Einen Schuldners oder an Einen der Gläubiger die Verbind- 
lichkeit und das Recht der übrigen Schuldner, respective Gläu- 
biger erlischt und es ergibt sich daraus der Gegensatz der 
Berechtigung oder Haftung pro rata oder in solidum (exprimere 
debueris tuis precibus, utrumve in partem aut in solidum singuli 
vos obligaveritis) (1. 3. C. 8. 40). 

A leiht den Eheleuten X und Y zusammen 100 fl. oder A 
stirbt und hinterlässt die Söhne B und C, welche nun die For- 
derung des A gegen X per 100 fl. erben. Was der oder die 
Gläubiger zu fordern berechtigt, was der oder d,ie Schuldner zu 
geben verpflichtet sind, ist die auf jeden entfallende Leistung. 
Von den Eheleuten X und Y erhält jedes in der Wirklichkeit 
nur 50 fl. und ist sonach nicht mehr als 60 fl. schuldig, und 
von den Erben des A hat jeder nur 50 fl. zu fordern; zahlt von 
den erstem jedes 50 fl. oder erhalten von den letztem jeder 
50 fl., so ist die Obligation erftillt. 

Eine solche getheilte Fordemng oder Leistung ist aber nur 
dann möglich, wenn der Gegenstand der Obligation ein theilbarer 
ist, das heisst, wenn jeder Theil der Leistung der Art ein 
selbständiges Ganze bildet, dass aile diese Theile, jeder als 
selbständiges Ganze gegeben, wieder das volle Objekt der Obli- 
gation ausmachen. Es ist daher in diesem Falle die Auflösung 
der Obligation in so viele Theile als Gläubiger oder Schuldner 
sind, eine einfache Rechnungsoperation. ^) 

Vorausgesetzt nun, dass bei einer Mehrheit von Gläubigem 
oder Schuldnern einer theilbaren Obligation kein anderes Rechts- 
verhältniss, welches eine Gesammthaftung bedingt, vorliegt, auf 
welche gesetzliche Ausnahme die Eingangsworte des §. 889 b. 
G.-B. hinweisen, istjeder nur ftir seinen Antheil (pro rata) berechtigt 
oder verpflichtet, und dieser, dem römischen Rechte (L. 4. §. 1 
und 2 D. de verb. obl. 45. 1. L. 2. C. [si plures] 7. 55.) ent- 
sprechende Grundsatz wird auch vom bürgerlichen Gesetzbuche 
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) Savigny Obl.-R. 1. B. S. 137. 
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in den §§. 888 und 889 als Regel aufgestellt. Eine solche 
Theilung von Berechtigung und Verpflichtung ist aber nicht 
möglich, wenn der Gegenstand der Leistung untheilbar ist. Wir 
widmen diesem Rechtsverhältnisse später eine abgesonderte Be- 
sprechung und lassen es vor der Hand bei Seite. 

Es kann aber auch bei einer Mehrheit von Gläubigem oder 
Schuldnern der bereits oben angedeutete Fall eintreten, dass der 
Wille der Parteien beim Abschlüsse eines Vertrags dahin gerich- 
tet ist, dass von einer Mehrheit von Gläubigem jeder zu Einer 
und derselben und zwar zur ganzen Fordemng berechtigt, von 
einer Mehrheit von Schuldnern jeder zu Einer und derselben und 
zwar zur ganzen Leistung verpflichtet ist, in der Art jedoch, 
dass die Leistung nur Einmal gefordert und nur Einmal gegeben 
zu werden braucht, und dass, wenn Einem der Gläubiger das 
Ganze geldstet wurde, die andem zur Fordemng nicht mehr 
^berechtigt, wenn von Einem der Schuldner das Ganze geleistet 
wurde, die andem zu keiner weitem Leistung verpflichtet sind. 

Wir setzen den Fall in der einfachsten, der sogenannten 
Musterform. 

A leiht den Eheleuten B und C 100 fl.; damit er nun eine 
grössere Rechtssicherheit erlangt und seine Fordemng dadurch, 
dass er nur Einen um die ganzen 100 fl. statt jeden um 50 fl. 
anzugehen braucht, leichter einbringlich wird, lässt er sich von 
beiden die ganzen 100 fl. versprechen, so dass er berechtigt is<^ 
nach seiner Wahl den B oder den C um die ganzen 100 fl. 
oder jeden um einen beliebigen Theil anzugehen. Oder umge- 
kehrt, die Gebrüder A und B leihen dem C 100 fl. Nun würde 
eigentlich jeder 50 fl. zu fordem haben. Es kann nun im In- 
teresse des C liegen, oder auch der unter sich in Rechnung 
stehenden Brüder sein, dass sie sich dahin einigen, dass C sowol 
dem A in Wien, wie dem B in Prag die ganzen 100 fl. in der 
Art schuldig werde, dass der Eine oder der andere die ganze 
Summe fordern, der Schuldner dem Einen oder dem andem die 
ganze Summe bezahlen kann, dass, wenn sie aber an Einen be- 
zahlt ist, der andere nichts mehr zu fordern habe. 

In diesen beiden Fällen haben wir einen einzigen Vertrag 
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als Entstehongsgrund, Forderungsrecht und Leistungspflicht^ geht 
auf Eine und dieselbe Sache (una et eadem res) und unter den 
mehreren Gläubigern ist ihre Berechtigung und unter den meh-, 
reren Schuldnern ihre Verpflichtung gleich stark (quum vero 
ejusdem potestatis sunt, non potest reperlri, quare altera potius 
quam altera consummatur. 1. 13, D. de duobus reis.) (45. 2], weil 
sie nicht nach Theilen, sondern für jeden auf das Ganze geht, 
was jedoch nicht hindert, dass mehrere solchiö subjektive Be- 
ziehungen sich auf Eine Persou vereinigen können, so dass die- 
selbe Person mehrfach berechtigt oder verpflichtet sein kann, 
z. B. im eigenen Namen oder als Erbe eines andern in der 
Correalobligation stehenden Mitgläubigers oder Mitschuldners.*) 

Halten wir nun den oben aufgestellten Begriff der Obligation 
als den Rechtsgrund, welcher Gläubiger und Schuldner zu einer 
bestimmten Leistung berechtigt und verpflichtet, fest, ohne dass 
vorerst die subjektiven Beziehufigen, sondern nur die objektiven 
rechtserzeugenden Momente in Betracht kommen, so werden wir 
allerdings nur Eine Obligation (una et eadem) annehmen dürfen, 
welche subjektiv betrachtet auf jeder Seite nicht nur Einen, son- 
dern mehrere Gläubiger und Schuldner umschlingt und der so 
heftig geführte Streit, ob una obligatio oder plures obligationes 
angenommen werden müssen, wofilr in den Quellen eine ganze 
Reihe Aussprüche flir die Eine und die andere Anschauung ver- 
werthet werden können, ') dürfte auch, je nachdem man den 
Begriif der Obligation bald in der obern angeführten engem, 
bald in der weiten Bedeutung, in welcher der bestimmte Gläu- 
biger und der bestimmte Schuldner ein wesentliches Moment 
der Obligation bilden, auffasst, am leichtesten die Lösung finden. 

Wir glauben aber, dass zum Wesen der Correalobligation 
noch ein anderes unseres Wissens vielleicht zu wenig betontes 
Erfordernis gehöre. ®) Es muss auch eine Verschlingung der 



*) Windöcheid Pandekten mit den Quellenstellen 2. B. S. 131. 
') Eine Anfuhrung der Quellen v. u. a. bez. Fitting S. 16. 
■) Unseres Wissens legt nur Fritz a. a. 0. B. 18. S. 363 und 
19. B. S. 59 das volle Gewicht darauf 
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subjektiven Beziehungen der mehreren Gläubiger oder der meh- 
reren Schuldner unter einander vorliegen. Bei einer Mehrheit 
von Gläubigern ist diess selbstverständlich, denn jeder Gläubiger 
will im vorhinein, dass seine Berechtigung erloschen sein soll, 
wenn seinem bestimmten Mitgläubiger geleistet wurde, so gut 
als wenn ihm selbst geleistet worden wäre, was daher ein Ein- 
verständnis unter den Mitgläubigem vorfiussetzt. Aber auch der 
Schuldner muss wissen, dass er Mitschuldner habe, weil er gerade 
das schulden will, was der andere schuldet, und weil er nicht 
nur für seine eigene Schuld, sondern auch flir jene des Mit- 
schuldners eintritt, und diese ganz zu seiner eigenen macht, 
ebenso wie dieser Mitschuldner wieder schulden will, was der 
andere Mitschuldiger schuldet. 

Nach altklassischem Rechte standen mehrere Sponsoren und 
FJdeipromissoren unter einander sogar im Societätsverhältnisse, ^ 
und schon die strikte Formel, wie durch die Stipulation die 
Correalobligation zu Stande kam (Duo pluresve rei promittendi 
ita sunt: Mae vi quinque aureos dare spondes? Sei, eosdem quin- 
que äureos dare spondes? si respondent singuli separatim, spon- 
des pr. J. 3. 16.), setzt auch noch nach justinianischem Rechte 
voraus, dass der Correus unmittelbar in dieselbe Obligation ein- 
tritt, für die sich gleichzeitig der Mävius verbindlich gemacht 
hat. Hiemit wird aber auch jeder Schuldner oder Gläubiger im 
eigenen und nicht im fremden Namen (proprio sed non alieno 
nomine), weil jeder selbst das Ganze zu fordern berechtigt sein, 
oder das Ganze selbst schulden will. Bei dem Zustandekommen 
des Vertrages durch einen gemeinsamen Akt, eine Form, die 
überhaupt der altrömischen Rechtsanschauung entsprach '®) und 
irisbesonders in der strengen Forderung der Einheit der Zeit, 
des Abschlusses des Correalvertrages ihren Ausdruck fand, *') 



») Gaji Inst. 1. 3. §. 122. Puchta Institutionen 3. B. S. 43. Trop- 
long, du cautionnement N. 2. 

") Koppen der obl. Vertrag unter Abwesenden. Jahrbücher für 
Dogmatik des h. r. R. 11. B. S. 147. 

'•) Si ex duobus, qui prommissuri sint, hodie alter, alter posterea 
respondent, probetur non esse, duos reos, ac ne obligatum quidem 
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versteht sich diese Versehlingang wol von selbst, es kann aber 
aach ein solcher Vertrag der Art geschlossen werden, dass erst 
nachträglich zu einem bereits bestehenden Vertrage ein neuer 
Gläubiger oder Schuldner als Mitschuldner oder als Mitgläubiger 
beitritt. Es geschieht diess durch die Adstipulation oder Ad- 
promission. *•) 

A leiht dem B 100 fl. und weil A dem B sonst keinen 
Kredit schenken würde, muss B sein wolhabendes Weib C be- 
wegen, dass sie sich ebenfalls als Selbstschuldnerin obiger 100 fl. 
erklärt, und sie will in Folge dessen auch jene 100 fl. aus dem 
Darlehensvertrage schuldig sein, die zwar nicht ihr., aber ihrem 
Manne geliehen wurden. 

X in Wien kauft bei Y in Pesth Getreide auf .deutsche 
Rechnung. Da es ebenso wol dem X, als auch dem Y con- 
veniren kann, dass das Getreide entweder in Wien oder in Brunn 
abgeliefert werde, ersuchen sie zur Ersparung doppelter Abrech- 
nung das Haus Z in Brttnn, dem Vertrage als Correalgläubiger 
beizutreten. 

Es liegen hier allerdings zwei verschiedene Stipulationen 
vor, das ursprüngliche Darlehen und der ursprüngliche Kauf und 
der Beitritt des Eheweibes, respective des Hauses in Brunn. 
Sowie dieser Beitritt perfekt geworden ist, erstreckt sich aber 
die ursprüngliche Darlehens- oder Kaufobligation ebenso auf die 
neu Eingetretenen, denn es wäre ja nicht abzusehen, warum der 
Wille der Parteien für den Inhalt des Vertrages nicht mass- 
gebend, **) und warum die Adpromission nur in Form der Fidei- 



intdligi eum, qui posterea die responderit, quum actor ad alia negotia 
discesserit, vel promissor licet peractis illis rebus, responderit. (1. 12. 
D. de duob. reis [45. 2.]). 

") Wir lassen hier die altrömische Form der Adstipulation und 
Adprommission , wie sie von Gajus cl. 3. §. 110—114, 117, 126, 215) 
überliefert ist, und die hieraus nothwendig entspringenden verschiede- 
nen Anschauungen bei Seite. Vergl. übrigens Kibbentrop S. 106, Hel- 
molt S. 92 u. 100, Fritz 18. B. S. 386. 

") Windscheid Pandekten 2. B. S. 131 mit den Quellenstellen. 
Arndts §. 350. Anm. 3. Fritz 18. B. S. 363. 
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•jussion auftreten soll, ^*) wenn gleich Savigny in den Quellen 
keine andere gefunden hat. Es ist hier allerdings der Zweck 
des Vertrages nur eiti accessorischer, in der Wirkung aber wird 
der Adpromissor oder Adstipulator ebenso gut Hauptgläubiger 
und Hauptschuldner, als der ursprüngliche Gläubiger oder Schuld- 
ner, denn wenn die Beziehungen derselben zur Obligation nicht 
gleich iM^k wären (ejusdem potestatis), so kann von einem 
Correalverhältnisse, wie wir es hier vor Augen haben, nicht die 
Rede sein, sondern werden sich andere Modificationen ergeben, 
wie wir einzelne Fälle zu besprechen Gelegenheit haben werden. 
Es muss daher die Absieht der Parteien eben auf Zustandekom- 
men eines Rechtsverhältnisses gerichtet sein, wo mehrere auf 
dieselbe und zwai* ganze Sache gleich mitberechtigt oder gleich 
mitschuldig sein wollen, '*) wie schon im Ausdrucke correi cre- 
dendi oder debendi, Mitgläubiger oder Mitschuldner liegt. Na- 
türlich muss der bloss accessorische Charakter eines solchen Ver- 
hältnisses nicht dem Gläubiger gegenüber in den Vordergrund 
treten, soll nicht dasselbe in eine nach den Lehren der Bürg- 
schaft zu beurtheilende Construction übergehen, dem Gläubiger 
gegenüber muss auch der accessorische Schuldner Debitor proprio 
UQd nicht alieno nomine werden, mag auch das Intercessionsver 
hältniss zwischen den beiden Schuldnern selbst vollständig auf- 
recht erhalten bleiben. Diese Gleichberechtigung oder Verpflich- 
tung hindert jedoch nicht, dass die Forderung oder Verpflichtimg 
des Einen nur eine bedingte oder betagte sei, nur darf es nicht 
eine Bedingung sein, die den Gegenstand der Forderung selbst 
verändert (ex duobus reis promittendi alius in diem vel sub con- . 
ditione obligari potest, nee enim impedimento erit, dies aut con- 
ditio, quo minus ab eo qui pure obligatus est, petatur (L. 7. D. 
de duobus reis [45. 2.]); denn die Bedingung oder Betagung 
knüpft oder« löst nur die persönliche Beziehung eines der Correi, 



•») Savigny Obl.-R. 1. B. S. 224. 

") Wie Voet (editio Hag. com. 1736) S. 751 sagt: rem eandem 
promittunt, principaliter ea mente, ut singuli rem totam debeant, 
omnes tarnen unam tantum. Savigny Obl.-R. 1. B. S. 144. 
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.ohne das Wesen der Obligation selbst im mindesten zu alteriren« 
Ein Rechtsverhältnis nach diesem so entwickelten Begriffe, wel- 
ches auch der quellenmässigen Auffassung des gemeinen Rechtes '*) 
entsprechen dürfte, nennen wir nun Correalität, und diesen Be- 
griff hält unserer Ansicht nach auch das österreichische Recht fest. 
Der §. 891 lautet: Versprechen mehrere Personen Ein und 
dasselbe Ganze zur ungetheilten Hand dergestalt, dass sich Einer 
flir alle und alle für Einen ausdrücklich verbindet, so haftet jede 
einzelne Person für das Ganze. Man hat von Seite der öster- 
reichischen Schriftsteller unseres Wissens nie gezweifelt, dass 
durch die Correalität eine gemeinschaftliche Verpflichtung oder 
ein gemeinschaftliches Recht begründet werde; *') es ergibt sich 
diess unserer Ansicht nach aus dem Umstände, dass das Gesetz 
zum Bestand der Correalität nicht nur ein Versprechen verlangt, 
welches auf Ein Ganzes und zwar auf dasselbe (una et eadem 



*•) Wir können uns nicht versagen, zur Bezeichnung des dama- 
ligen Standpunktes aus dem Cod. Bav. Max. den §. 21. 4. Th. 1. Kap. 
theilweise hieher zu setzen. 

„Wenn zwei oder mehrere Paciscenten auf Einer Seite gleich- 
sam für Einen Mann stehen, und das nämliche sammt und sonders 
ganz und in solidum an jemanden etwas zu fordern oder zu prästiren 
haben, so heissen sie ebenfalls correi credendi vel stipulandi, oder 
correi debendi. Von beiden ist überhaupt zu merken: 1. Erfordert eine 
solche Correalität allezeit mehr Paciscenten auf Einer Seite, jedoch nur 
Einerlei Convention und Einerlei Sache, nicht aber allezeit Einerlei 
Instrument, denn es kann sich solche auch aus unterschiedlichen In- 
strumenten ergeben. 2. Muss sie nicht nur Einen oder anderen aus 
ihnen oder jeden zum Theil, sondern omnes et singulos, das ist alle 
insgesammt, und jeden besonders auch im Hauptwerk Einen, wie den 
andern betreffen etc. 6. Wird dieselbe im Zweifel niemals gemuth- 
masset, infolglich wo die Rechten kein besonderes verordnen oder aus 
der Convention per verba: Sammt und sonders, unzertheilt und un- 
verscheidentlich , Einer für alle, alle fiir Einen und dergleichen Aus- 
drückungen ein anderes erscheint, so betrifft sie entweder einen jeden 
pro rata, oder hält so vielerlei Obligationen in sich, als Paciscenten 
sind etc.** 

") Zeiller 3. B. S. 69. Nippel 6. B. S. 98, Winiwarter 4. B. 
S. 50. Stubenrauch (2. Aufl.) 2. B. S. 52. 
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res) und diess zur ungetheilten Hand (pro indivisa manu) '^) in 
der Art geht^ dass sich jeder ftir das Ganze (totum) und nicht 
nur ftir einen Theil verpflichtet, sondern es müssen sich aus- 
drücklich Einer fttr alle und alle ftir Einen verbindlich machen. 
Es wird somit der Wille gefordert, dass jeder in die Obligation 
des andern eintritt, und wenn dadurch die eben angedeutete sub- 
jektive Verschlingung der subjektiven Beziehungen durch das 
bewusste Einstehen des Einen ftir den andern ausgesprochen 
wird, so kann wol kein Zweifel sein, dass Ein und derselbe 
Rechtsgrund der Leistungspflicht gegen alle vorliegt, das ist, 
dass die Obligatio ftir alle nur Eine ist. 

Bei der aktiven Correalobligation, die der §. 892 vor Augen 
hat, ist diess, wie wir schon betonten, gar nicht anders denkbar, 
denn wenn jedem Gläubiger ein anderes Forderungsrecht zu- 
stände, würde dasselbe ftir den Einen noch fortbestehen, wenn 
durch die Leistung an Einen andern nur das andere Forderungs- 
recht consummirt würde, und wenn die subjektive Verschlingung 
der Gläubiger untereinander nicht vorhanden wäre, so müsste 
jeder wieder noch einmal fordern können, wenn dem andern ge- 
leistet wurde, weil ihn ja dann die Obligation des andern gar 
nicht berührt, während der Gläubiger A sich zufrieden erachten 
will, wenn dem Gläubiger B, nicht aber, wenn einem unbekannten 
X geleistet wurde. 

Dass zum Zustandekommen einer solchen Correalobligation 

« 

Einheit der Zeit nicht gefordert werde, sondern auch nachträg- 
lich ein neuer Gläubiger oder Schuldner einer bereits bestehenden 
Obligation als Correalgläubiger oder Schuldner beitreten kann,'^) 
dass der Eine der Hauptverpflichtete , der andere aber in 
Wirklichkeit nur Nebenverpflichteter (§. 1357) sein kann, wenn 



'*) Wol nachgebildet dem deutschrechtlichen der gesammten 
Hand (ene sammete Hand loven). Ueber den Ursprung dieses vorzüg- 
lich im ehelichen Güter- und dem Lehenrechte gebrauchten Ausdruckes 
(Zoepfl deutsche ßechtsgeschichte 3. Aufl. S. 673, 699, 738 u. 826), 
V. Stobbe Geschichte des deutschen Vertragsrechtes S. 146. 

'*) Unbegreiflich behauptet diess auch für das österreichische 
Recht Mattei 4. B. S. 71. 
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er auch durch den Eintritt in die Obligation, obwol nicht er^ 
sondern ein anderer das Darlehen, für welches er die Correal- 
schuld einging, empfing, die gleiche Haftung wie der Hauptver- 
pflichtete übernimmt; ebenso, dass auch nach unserem Rechte 
4ie subjektive Beziehung des Einen nur eine bedingte oder be- 
tagte sein kann (§. 1363), bedarf wol keiner Erörterung. 

Folge des so geschaffenen Vertragsverhältnisses ist nun das 
Recht des Gläubigers, denjenigen auszuwählen, welchen er um 
die Leistung angehen will, und so lange er nicht belangt ist, 
das Recht des Schuldners, denjenigen Gläubiger sich auszusuchen, 
welchem er zahlen will. 

Wenn auch hiedurch eine Analogie mit den sogenannten 
alternativen Obligationen geschaffen wird, so können wir doch 
den Hauptsatz der Fitting'schen Theorie, der das Wesen der 
Correalität vor allem in eine Ungewissheit setzt, wer aus meh- 
reren Gläubiger oder Schuldner ist, worüber erst die Wahl ent- 
scheidet, ^®) nicht anerkennen. Denn es ist ja bis zur Wahl 
jeder Correus credendi oder debendi wirklich Gläubiger oder 
Schuldner, es stehen, insofeme der Fall eintritt, alle gesetzlichen 
Sicherstellungsmittel jedem der Gläubiger und gegen jeden der 
Schuldner zu Gebote, wenn dann auch ein anderer Gläubiger 
die Prävention der Forderung ausübt, oder ein anderer Schuldner 
wirklich um Zalüung belangt wird. Es macht aber auch die 
gegen einen Schuldner getroffene Wahl die andern Mitschuldiger 
nicht frei, Bondem sie bleiben so lange haftend, bis bezahlt ist, 
und es kann von der einmal getroffenen Wahl auch wieder ab- 
gestanden und ein anderer gewählt werden (§. 891.). 

Für die Entstehung der Correalobligation aus dem Vertrage 
ist der Wille der Parteien allein massgebend* Derselbe muss 
daher in ihrer Intention liegen, es muss von ihnen die Einheit 
des Schuldverhältnisses und eine gleichmässige Berechtigung oder 
Verpflichtung beabsichtigt werden. Als Ausdrücke, wie dieser 
Wille zu Tage tritt, gelten für den deutschen Sprachgebrauch 



»•) Fitting a. a. 0. S. 140 u. 206. Vergl. übrigens dagegen 
Sambaber S. 12ö. 



wol: Sammt und sonders. Einer flir alle nnd alle fttr Einen, zur 
gesammten Hand, solidarisch etc.,*') wobei jedoch immer aus 
der Art der Vereinbarung untersucht werden muss, ob eine echte 
Correalität oder nur eine Solidarietät beabsichtigt wird, so oft 
ein praktischer Unterschied aus diesen beiden Verhältnissen in 
der Behandlung der Rechtsfrage sich ergeben mttsste. Bei der 
Interpretation muss im Zweifel wol die Vermuthung gegen die 
Gorrealität Platz greifen, wie diess auch nach römischem Rechte 
der Fall ist (Cum tabulis esset comprehensum illum et iUum 
centum aureos stipulatos neque adjutum, ita ut duos rei stipulandi 
essent, virilem partem singuli stipulati videbantur (L. §. 1, 51. D. 
[de duobus reis] 45. 2). 

§. 3. 

Als Entstehungsgrund der echten Correalität ist aber nicht 
nur der zweiseitige, sondern auch der einseitige in einem Testa- 
mente oder Codicille kundgegebene Wille eines Erblassers mög- 
lich. (Ut stipulando duo rei constitui possunt, ita et testamento 
id fieri potest 16. D. de legatis et fidei com. 31. 1.) Der Erb- 
lasser kann anordnen, dass mehrere seiner Erben oder Legatoren 
ein Legat ausbezahlen und dafür alle für Einen und Einer ftlr 
alle haften, ein Fall, der z. B. um die Sicherung einer Rente 
zu bewirken,, gar nicht selten vorkommt Er kann aber auch 
einem Erben ein Legat an zwei Personen so auferlegen, dass er 
sie in unzweifelhaften Ausdrücken als Correalgläubiger bezeichnet 
üeber die Begründung einer Correalschuld, respective Correal- 
forderung dürfte in diesem Falle auch nach österreichischem 
Rechte kein Zweifel sein. 

Schwieriger dürfte die Frage sein, wenn es sich um Ein 
bezüglich der Person der Belasteten oder der Vermächtnisnahme 
alternativ bestimmtes Legat handelt Es sind diess die Fälle, 
die das römische Recht bei der Entstehung der Correalobligation 
aus dem Testamente vorzüglich vor Augen hat, und wir setzen 



") Siehe die Litteratur über die betreffende Form bei Samhaber 
S. 164. N. 2. 
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aus den verscliiedenen Quellenstellen Eine für eine Mehrheit der 
Belasteten^ Eine für die Mehrheit der Verpflichteten hieher: Ille 
aut ille Seio centum dato, potest Seins ab utro velit petere (L. 
25 Pr. D. 32. de legatis). Si Titio aut Seio, utri heres vellet, 
legatum relictum est, heres alteri dando ab utroque liberatur; si 
neutri dat, uterque perinde petere potest atque si ipsi soll lega- 
tum foret 'Nam nt stipulando duo rei constitui possunt ita et 
testamento potest id fieri. L. 16. D. 31. de legatis. Sieht man 
von der seltsamen Entscheidung Justinian's (4. C. 6. 38), wel- 
cher im Falle eines an mehrere alternativ gemacliten Legates 
geradezu statt aut et zu lesen und somit den Satz conjunktiv 
zu interpretiren befahl, ab, so wurde dadurch eine echte Correali- 
tät gegründet. 

Auch vom Standpunkte des österreichischen Gesetzes, wel- 
ches den Fall nicht ausdrücklich berücksichtigt, muss angenom- 
men werden, dass hiedurch, sei es aktiver oder passiver Seite, 
eine Correalität entstehe. ') Und in der That, so lange die 
Wahl noch nicht getroffen ist, stehen die alternativ eingesetzten 
Vermächtnisnehmer und Beschwerten als gleichberechtigt und 
gleichverpflichtet aus Einem und demselben fUr alle gleich star- 
ken Entstehungsgrunde in Einer Obligation auf Eine und dieselbe 
Sache da, und erst die erfolgte Wahl hebt dieses alle Erforder- 
nisse der Correalität tragende Rechtsverhältnis der Mitbeschwerten 
oder Mitbedachten untereinander auf. 

Zweifelhafter dürfte die Frage sein, ob auch nach öster- 
reichischem Rechte, und in welchen Fällen das richterliche Urtheil 
als Entstehungsgrund eines wahren Correalverhältnisses ange- 
nommen werden müsse. ') Dass, wenn eine Sentenz einfach auf 
Verurtheilung mehrerer ohne ausdrücklichen Beisatz der solidari- 
schen Haftung lautet, oder mehreren gemeinschaftlich ein Recht 



') Unger System 6. B. (Erbrecht S. 253). Stubenrauch 2. B. 
S. 50. Mattei 3. B. S. 70. 

') Die Ansichten und Litteratur über diese Frage bei Samhaber 
a. a. 0. S. 166. Windscheid die Actio S. 72. Seil über das Recht des 
Correus debendi auf theilweisen Ersatz, Zeitschrift für Civilrecht und 
Prozess. 1. Folge. 3. B. S. 415. 



gegen einen Dritten zugesprochen wird, die Berechtigung oder 
Verpflichtung nur nach Kopftheilen geht, es wäre denn, dass das 
Objekt der Con^emnation ein untheilbares ist, ist klar. Stellt 
man sich auf den nach modernem Rechte sicher richtigen Stand- 
punkt, dass das formelle Recht, welches das ürtheil begründet, 
nicht Schaffung neuen Rechtes, sondern Anerkennung und Fest- 
stellung des bereits vorhandenen ist, dass das Urtheil nicht con- 
stitutiv, sondern nur declarativ wirke, '**) so kann selbst dann, 
wenn das Dasein eines passiven CorreaJverhältnisses bestritten 
wird, und erst das Urtheil die streitige Correalität feststellt, 
nicht das Urtheil als Entstehungsgrund, sondern nur als definitive 
Declaration des bereits bestehenden Rechtsverhältnisses betrachtet 
werden. Der Fall, dass durch ein unrichtiges Urtheil ein Cor- 
realverhältniss geschaffen wird, den die römischen Rechtslehrer 
hieher beziehen, ist, wenn man berücksichtiget, dass das rechts- 
kräftige Urtheil formelle Wahrheit und formelles Recht schafift, 
sonach ebenfalls nicht hieher gehörig. 

Dagegen gibt es unserer Ansicht nach allerdings Fälle, in 
welchen das Urtheil, das eine Correalität ausspricht, auch nach 
unserem Rechte wirklich constitutiver Natur ist, und somit das- 
selbe als Entstehungsgrund dieses Rechtsverhältnisses betrachtet 
werden muss. Es ist diess vor allem der Fall bei den Thei- 
lungsklagen (familiae erciscundae, communi dividundo finium 
regundorum), wenn der Richter entweder mehreren Berechtigten 
oder mehreren Verpflichteten Leistungen solidarisch zuerkennt 
oder auferlegt, indem eben das Urtheil in diesen Fällen das alte 
Gemeinschaftsrecht aufhebt und neues Einzelnrecht schafft. 

Streitiger dürfte auch nach unserer Auffassung von der 
blossen declarativen Natur des Urtheils die Frage sein, ob bei 
Verurtheilung mehrerer Delinquenten in die Kosten des Straf- 
verfahrens nach §. 340 und 341 der Strafprozessordnung und 
§. 903 des Strafgesetzes über Geßillsübertretungen, sowie nach 
§. 201 litt, c und d und §. 2 der Zoll- und Staatsmonopols- 



') ünger 2. B. S. 319, dagegen z.B. Osterloh Lehrbuch des gemeinen 
Civilprozesses S. 223. Endemann Civilprozess S. 546. 

Mages, Qesammtschuldverhältnisse. 3 
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Ordnung in die Verkürzung der Zollgebühr, das Urtheil der 
Entstehungsgrund der dadurch bedingten Correalobligation sei. *) 
Abgesehen von den späteren Erörterungen über die in Betreff 
der Frage, ob durch ein von mehreren begangenes Delikt eine 
Solidar- oder Correalobligation begründet werde, wichtige Unter- 
scheidung, ob die mehreren Delinquenten communi consilio oder 
nicht gehandelt haben, möchten wir hinweisen, dass.es recht wol 
vorkommen kann, das» der Eine Mitschuldige heute, der andere 
aber erst nach einem Jalire entdeckt werde und später verur- 
theilt wird, und da wegen der Kosten des Strafverfahrens eine 
Wiederaufnahme nicht Platz greift, der Erstere für die Kosten 
des letzteren nicht zu haften hat. Es ist daher in diesem Falle, 
wenn durch den Umstand, dass beide communi consilio gehandelt 
haben, ein Correalitätsverhältnis entsteht, wirklich das Urtheil 
constitutiver und nicht nur declarativer Natur. Hier sei uns 
noch die Bemerkung gestattet, dass die Venirtheilung mehrerer 
Streitgenossen in die Kosten des Prozesses nicht zugleich eine 
solidarische Haftung flir dieselben, insoferne sie nicht ausdrück- 
lich im Urtheile ausgesprochen wurde, unserer Ansicht nach in- 
volvire; *) so wenig als die Streitgenossenschaft an und für sich 
eine andere Verpflichtung als zur Tragung derselben pro rata 
bedingt, es wäre denn, dass die Haftung ftir die Hauptsache 
nach civilrechtlichen Grundsätzen eine solidarische ist, und sich 
somit dieselbe auch auf die Kosten als ein Accessorium erstreckt^) 
Endlich haben wir noch Fälle, wo das Gesetz, den Willen 



*) Vergl. unter andern Heimelt a. a. 0. S. 45. Anm. 2. 

*) Vergl. die Entscheidung in Glaser, ünger, Walther Sammlung 
N. 745, dagegen die in der Gerichtshalle N. 47. J. 1870 mitgetheilte 
Entscheidung vom 24. März 1870, in welcher uns die Ansicht des Ober- 
landesgericbtes die richtigere scheint. 

•*) Vergl. §. 78 des neuen Civilprozessentwurfes; die Frage ist 
gemeinrechtlich bestritten, indem man insbesonders in älterer Zeit soli- 
darische Haft der Strfeitgenossen för die Kosten ex quasi delicto an- 
nahm (z. B. Martin Civilprozess §. 39. Note n, dagegen WetzellCivil- 
prozess 2. Aufl. S. 511 N. 69. b. Endemann detto S. 2G1 Note 40. 
Protokolle der hannov. Civilprozesscommission S. 867). 
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der Parteien interpretirend, dieselben bei bestimmten Verträgen 
als con^ealisch haftend erklärt. Abgesehen von den Bestimmun- 
gen des Händeis- und Wechselrechtes, von denen später die 
Rede sein wird, enthalten z. B. einen solchen Fall die Hofkammer- 
verordnung vom 26. September 1845 N. 55, der Militärgesetz- 
sammlung, welche die correale Haftung einer Melirheit von 
Contrahenten mit dem Militärärare ausspricht, sowie der §. 1359 
über die Gesammtverbindlichkeit mehrerer Mitbtirgen. 

§. 4. 

Wir hatten nun die Fälle vor Augen, wo Eine Obligation 
mit melireren Berechtigten oder Verpflichteten auf Ein und das- 
selbe ung^heilte Ganze vorliegt, weil der Wille der Parteien 
(Vertrag und letzter Willen) oder der ihn supplirende Ausspruch 
des Richters eine solche zu schaffen beabsichtigte. 

Es ist aber auch möglich, dass mehrere Personen unabhängig 
von einander sich zur selben Leistung einem Dritten gegenüber 
verpflichten, oder dass mehrere Personen von einem Dritten das 
Recht zur selben Leistung ei'werben, dass somit verschiedene 
Obligationen vorliegen. Besteht keine andere Verabredung, so 
muss so oft geleistet werden, als Obligationen vorhanden sind. 
Ist vermöge der Natui- des Gegenstandes nur Einmalige Leistung 
möglich, wie bei bestimmten Sachen, so tritt an die Stelle der 
anderen Leistungen der Werth, das Interesse. Wenn A dem X, 
und Y sein Pferd durch zwei verschiedene Verträge jedem ein- 
zeln verkauft, hat Y, sowie A dem X das Pferd übergab, jeden- 
falls das Recht auf das Interesse, und es ist seine Obligation 
durch die Leistung an X nicht erloschen. Nun ist es aber denk- 
bar, dass mehrere unabhängig von jeinander einem Dritten zu 
gleicher Leistung sich der Art verpflichten, dass, wenn die Lei- 
stung von dem Einen gemacht wird, auch die Verpflichtung des 
andern erloschen ist. Wir wählen als Beispiel das Constitutum 
debiti alieni. ') A schuldet dem B 100 fl. Weil C hievon hört 



') 2. C. 4. 18. 
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und nicht will, dass B gedrängt werde, erklärt er dem B ohne 
Einverständnis mit A, dass er die Schuld des letztern über- 
nehme. Das Gleiche tritt ein, wenn mehreren die Besorgung 
desselben Geschäftes aufgetragen wird. Jeder ist dann selbständig 
zur Besorgung des übernommenen Auftrages und somit folgeweise 
bei Nichtbesorgung oder schlechter Besorgung zum Schadenersatze 
verpflichtet. Dass noch andere den gleichen Auftrag erhalten 
haben, ist gleichgiltig. Wenn aber das Geschäft von Einem be- 
sorgt ist, bleibt ftir den andern keine Verpflichtung.^) Es ist 
hier nicht Identität der Substanz der Obligation mit bloss sub- 
jektiv verschiedener Beziehung, sondern es sind substantiell ge- 
schiedene Obligationen, ^) mehrere neben einander Einer und 
der andere verpflichtet, nur bringt es die Natur der Sache mit 
sich, dass, wie der Eine die Leistung gemacht hat, sie von einem 
andern nicht noch Einmal gemacht zu werden braucht, und der- 
selbe daher befreit ist. 

Dagegen ist der Fall nicht denkbar, wie aus verschiedenen 
Obligationen mehrere Gläubiger zu EiAer und derselben Leistung 
derart berechtigt sein sollen, dass, wenn dem Einen geleistet ist, 
auch das Recht des andern erloschen sein soll. Denn wenn A 
dem Bunde in von einander unabhängigen Verträgen das gleiche 
Bild abzuliefern verspricht, und es dann dem B wirklich gibt, 
so hat das Recht auf den Werth desselben. Damit daher das 
Recht des C erlösche, wird ein Einverständnis zwischen B und 
in der Art gefordert, dass dem C auch dann geleistet sein 
soll, wenn auch nur dem B geleistet wurde, wodurch wir schon 
auf dem Boden der Correalobligation stehen. Es kann daher 
eine aktive Solidarobligation nicht geschaffen werden. 

Mit noch dringenderer innerer Nothwendigkeit ergibt sich 
aber die Entstehung eines so gestalteten Verhältnisses mit ver- 
schiedenen Obligationen schon nach dem allgemeinen Rechts- 
grundsatze bei einem von mehreren begangenen Delikte, dessen 



») Fitting a. a. 0. S. 230. 
») Keller Pandekten S. 551. 
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Urheber ohne Vereinigung unter sich aus eigenem besondem 
Entschlüsse (proprio quisque consilio) *) gehandelt haben. 

Eine rechtswidrig zugefügte Vermögensbeschädigung berechtigt 
zum Schadenersatze, welcher aber nicht eine Vermögensbereicherung, 
sondern nur den Ausgleich der rechtswidrig erfolgten Vermögensver- 
minderung bezweckt. Wenn nun mehrere Personen ohne Verbindung 
unter einander eine Handlung unternommen haben, wodurch eine be- 
stimmte Beschädigung in der Art bewirkt wurde, dass diese Beschädi- 
gung im vollen Umfange schon bei Setzung jeder einzelnen Handlung 
eintreten musste, wenn z. B. mehrere Personen und zwar jede 
unabhängig von einander einen Damm an verschiedenen Stellen 
einreissen, so dass sich die Keller eines Hauses mit Wasser 
Mlen, so hat der Beschädigte gegen jeden der Beschädiger eine 
selbständige Klage auf Ersatz des ganzen Schadens. Ist dieser 
Schaden von Einem der Thäter ersetzt, so erlischt nothwendig 
das Schadenersatzrecht gegen die anderen, weil sonst der Be- 
schädigte nicht nur entschädigt, sondern bereichert würde, wäh- 
rend andererseits, wollte man ihm nur ein Klagerecht pro rata 
gegen jeden Beschädiger einräumen, offenbar sein durch jede 
einzelne Beschädigung auf das Ganze begründete Recht geschmä^ 
lert werden müsste. Es ist speziell das Verdienst von Fitting, 
diesen wesentlichen inneren Unterschied der Correalität von der 
Solidarietät in's rechte Licht gestellt zu haben. Er sagt: *) Bei 
der Correalität liege in der Beschaffenheit der Leistung (in der 
Regel eine gewisse Geldzahlung) durchaus kein Grund, wesswe- 
gen sie nur einmal möglieh sein sollte. Wenn also dennoch die 
Leistung von jedem aus mehreren ganz, aber in allem nur Ein- 
mal gefordert werden könne, so beruht diess lediglich auf Will- 
kür, während die Solidarietät der Natur der Dinge nach aus 
innerer Nothwendigkeit hervorgeht und nicht zu umgehen ist. 

Wir werden nun zeigen, dass die blossen Solidarverhältnisse 
des österreichichen Rechtes auch nicht mit dem oben entwickelten 



*) L. 15. §. 2. p. quod vi aut clam (43. 24.) und siehe über die 
Deutung dieser Stelle Ribbentrop a. a. 0. S, 95, 
*) Fittiog a. a. 0. S. 232, 
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Begriffe der Correalobligationen nach §.891 identisch sind, dass 
in den letztem auch nach österreichischem Rechte wirklich zwei 
Obligationen auf Eine und dieselbe Leistung angenommen wer- 
den, dass auch wir uns daher auf die Seite der Ribbentrop'schen 
Theorie stellen müssen, und jene ältere Anschauung, welche die 
Obligation aus dem §. 891 z. B. mit der Deliktsobligation zu- 
sammenwarf, wie es von den Österreichischen Commentatoren der 
altem Schule geschah, auf einem Uebersehen dieser Innern Ver- 
schiedenheit, der altern gemeinrechtlichen Schule folgend, beruht. 
Wir stellen dem Musterfalle der Correalobligation den Musterfall 
der Solidarobligation jene aus dem Delikte nach österreichischem 
Rechte gegenüber. 

Wir setzen die §§. 1301 und 1302 hielier. §. 1301. Für 
einen widerrechtlich zugefügten Schaden können mehrere Perso- 
nen verantwortlich werden, indem sie gemeinschaftlich un- 
mittelbarer oder mittelbarer Weise durch Verleiten, Drohen, Be- 
fehlen, Helfen, Verhehlen und dergleichen oder auch nur durch 
Unterlassung v der besonderen Verbindlichkeit, das Uebel zu ver- 
hindern, dazu beigetragen haben. 

§. 1302. In einem solchen Falle verantwortet, wenn die 
Beschädigung in einem Versehen begründet ist, und die Antheile 
sich bestimmen lassen, jeder nur den durch sein Versehen ver- 
ursachten Schaden. Wenn aber der Schade vorsätzlich zugefügt 
worden ist, oder wenn die Antheile des einzelnen an der Be- 
schädigung sich nicht bestimmen lassen, so haften alle für Einen 
und Einer ftir alle, doch bleibt demjenigen, welcher den Scha- 
den ersetzt hat, der Rückersatz gegen die übrigen vorbehalten. 

Der Schwerpunkt liegt offenbar in dem im §. 1301 ge- 
brauchten Ausdrucke des gemeinschaftlichen Handelns. Die von 
Zeiller*) gegebene Definition: „Ein Schade wird von mehreren 
gemeinschaftlich zugefügt, wenn sie zu einer und der nämlichen 
Beschädigung mit gleichen oder ungleichen körperlichen oder 
Geisteskräften unmittelbar oder mittelbar beigetragen haben," ist 
offenbar zu eng. Es kann ein einverständliches Handeln vorliegen 



-) 3. B. 2. Abth. S. 721. 
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(communi consilio), so dass die über gemeinschaftlidien Beschluss 
Handelnden ihre Thätigkeit zur Erzielung des gleichen allen ge- 
meinschaftlichen Zweckes richten, und durch diess gemeinschaft- 
liche imd einverständliche Zusammenwh-ken der Schade entstan- 
den sein; es kann aber jeder selbständig und unabhängig von 
dem andern, mit diesem den gleichen Zweck seines Handelns 
verfolgen, so dass schon jede einzelne dieser Handlungen auch 
ohne Zutritt der Handlungen anderer denselben bewirkt hätte. 

Diess vorausgesendet, ergibt sich schon aus dem allgemeinen 
Begriffe über die Verpflichtung zum Schadenersatze, dass ftlr 
einen aus dem gemeinschaftlichen Wollen (communi consilio) und 
gemeinschaftlichen Handeln hervorgegangenen Schaden jeder ein- 
zelne, der ihn beabsichtigt und durch sein Handeln direkt oder 
, indirekt bewirkt, für den ganzen hafte, und hiezu würde es der 
Bestimmung des §. 1301 gar nicht bedürfen, indem hieftir schon 
d^r §. 1294 hinreichen würde. Es scheiden sich sonach aus 
§§. 1301 und 1302 folgende Fälle: 1. Culposes Handeln (ein- 
verständlich oder ohne Einverständnis): 

a) mit bestimmbaren Antheilen an der Beschädigung, 

b) mit nicht bestimmten; 

2. a) doloses Handeln mehrerer im Einverständnisse (com- 
muni consilio), 

b) doloses Handeln ohne Einverständnis (quisque proprio 
consilio) in der Art, dass durch die Handlung des einzelnen 
allein schon der Schaden entstanden ist, oder aber in der Art, 
dass nur durch die Handlungen aller zusammen derselbe er« 
folgte, und entweder die Antheile des Einzelnen sich bestimmen 
lassen oder nicht. Der Fall des dolosen Handelns ohne Einver- 
ständnis in der Art, dass durch die Handlung des Einzelnen, 
abgesehen von den Handlungen der andern, der ganze Schaden 
entstanden wäre, bildet ftir uns den eigentlichen Musterfall. 

Wie wir bereits eben dargethan zu haben glauben, liegen, 
wenn nicht communi consilio gehandelt wurde, zwei ganz ver- 
schiedene Obligationen vor, denn wenn gleichzeitig der X an 
der Vorderseite, der Y an der Hinterseite ohne irgend eine Ver- 
abredung unter Einander das Haus in Brand stecken, so wäre 
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dasselbe abgebrannt, gleichviel, ob der X oder Y allein das 
Verbrechen begangen hätte, und jeder muss schon aus seinen 
Handlungen allein für den ganzen Schaden einstehen. Man kann 
ja nicht sagen, dass der Einzelne das Delikt nur zur Hälfte 
oder zum Drittheil begangen habe, jeder hat es ganz begangen. 
Wenn aber der Schaden 3000 fl. beträgt', so ist derselbe für 
den Beschädigten ersetzt und er hat keinen Rechtstitel gegen Y, 
sowie der X 3000 fl. bezahlt; oder, wie sich Ulpian ausdrückt: 
Si plures dolo fecerint, omnes tenentur: sed si unus praestiterit 
poenamy ceteri liberantur: cum nihil intersit. (C. 1. §.4, 
D. 2. 10.) 

Trotzdem aber, dass der §. 1302 sich des nämlichen Aus- 
druckes der Haftung aller fiir Einen und Einer für alle, wie im 
§. 891, bedient, welcher sie sich bei der Begründung der 
Obligation gar nicht bewusst sind, besteht unter den zwei we- 
sentlich verschiedenen Obligationen keine Verschlingung unter 
einander, indem dieselben vollständig getrennt neben einander 
laufen und eine Verschlingung der Obligationen eben nur durch 
den ausdrücklichen oder selbstverständlichen Willen der Correi 
bewirkt werden kann. 

Wenn jedoch diese Brandleger sich früher verabredet hätten, 
das Haus gemeinschaftlich anzuzünden, so will der Eine, was 
der andere will, und die Handlung des Einen ist nicht nur das 
Produkt des eigenen, .sondern auch des Willens des andern, so- 
mit die Beschädigung, die durch die Handlung des Einen er- 
folgte, ebenso in der Absicht des andern gelegen, es existirt 
daher hier nur Eine und dieselbe Obligation, oder wenn sich 
der Schaden, der aus der Handlung des Einen entstand, von 
jenem aus der Handlung des andern ausschliessen Hesse, zwei 
Obligationen ftlr jeden der Thäter, die aber die gleichen sub- 
jektiven Beziehungen auf den Urheber und Mitschuldiger haben. 
Somit entsteht in diesem letztern Falle des von mehreren (com- 
muni consilio) begangenen Deliktes nicht nur eine Solidar-, son- 
dern auch eine wahre Correalobligation, in ersterem Falle dage- 
gen, wo jeder proprio consilio handelt, eine Solidarobligation 
mit zwei verschiedenen Obligationen, die beide auf Ein und das- 
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selbe Ganze — den Schaden — gehen, wovon aber die Eine 
erlischt, sobald für die andere geleistet wurde. — 

Halten wir nun diesen Musterfall der Solidarobligation demMuster- 
falle der Correalobligation entgegen, so springt wol der innere we- 
sentliche Unterschied sogleich in's Auge. Das blosse Solidarverhältnia 
setzt eine Mehrheit von Thatsachen, von Entstehungsgründen 
voraus, wenngleich die aus diesen Thatsachen entstehenden For- 
demngsgründe sämmtlich auf denselben Zweck gerichtet sind, das 
heisst, das Objekt der Leistung Eines und dasselbe ist, und wenn das 
Eine Forderungsrecht erflillt ist, das andere gegenstandslos geworden 
ist. '') Die Schuldner unter einander stehen sich fremd, und haben 
nur in der gleichen Verpflichtung einen Berührungspunkt. Bei 
der Correalobligation dagegen ist Eine einzige Thatsache der 
Entstehungsgrund des Rechtsverhältnisses, die Correi sind nicht 
nur gegenüber dem Dritten, sondern unter einander verbunden, 
jeder will das schulden, was der andere schuldet, es steht Einer 
Hir den andern, sie allein sind wahre Mitgläubiger und Mitschul- 
dige« Ein Zusammenwerfen dieser Rechtsconstruktionen in Eine 
Klasse ohne Unterscheidung und in der Art, dass beide durch- 
gehends nach gleichen Normen behandelt werden, erscheint schon 
im Vorhinein unserer Ansicht nach haltlos, denn bei der Correal- 
obligation entfallt mit dem objektiven Aufhören des Rechtsgrun- 
des die Verbindlichkeit für alle, bei der Solidarobligation wird 
die für jeden einzelnen in ihrem Bestände verschiedene Verbind- 
lichkeit nur durch die Leistung gelöst. 

§. 5. 

Wenn wir nun zum Satze gelangt sind, es müsse auch vom 
österreichischen Rechtsstandpunkte eine Unterabtheilung der Ge- 
sammtschuldverhältnisse in jene der echten Correalität mit der 
Einheit der Obligation und der unechten der sogenannten Soli- 
darietät mit einer Mehrheit von Obligationen angenommen werden. 



') Windscheid Pandekten 2. B. S. 145. Puchta Vorlesungen 
§. 223 und Windscheid in der krit. Vierteljahresschrift für Gesetzgebung 
6. B. S. 232. 
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so würden wir hiedurch nur eine theoretische Frage gelöst haben, 
die ganz unfruchtbar ist, wenn damit sich keine praktischen 
Folgen verbinden würden. Die Beantwortung dieser viel schwie- 
rigeren Frage, welche man in neuerer Zeit, wenigstens in den in 
den letzten Decennien zu Tage gebrachten Gesetzgebungsarbeiten zu 
verneinen gewohnt ist, kann erst bei der Untersuchung über die 
einzelnen Erlöschungsartten gelöst werden. Wesentlich das prak- 
tische Bedürfiiis vor Augen habend, glauben wir nun jene Ob- 
ligationen durchgehen zu sollen, welche, abgesehen von der ver- 
tragsmässigen echten Correalität des §. 891, die Entstehung von 
Gesammtschuldverhältnissen überhaupt bewirken, und hiemit zu- 
gleich immer die Untersuchung zu verbinden, welcher Gattung 
von Gesammtschuldverhältnissen die dadurch geschlossene Ver- 
bindlichkeit angehöre. Wir besprechen nun zuerst das aus der 
Untheilbarkeit der Leistung entspringende Gesammtschuldver- 
hältnis. ^) 

Sind mehrere Personen zu einer Forderung berechtigt oder 
zu einer Leistung verpflichtet, von welcher ein Antheil (pars) 
juristisch nicht selbständig, als ein Ganzes, bestehen kann, so 
entsteht unter der Mehrheit von Berechtigten oder Verpflicfiteten 
eine nothwendige Verbindung, da theilweise Forderung und theil- 
weise Leistung nicht möglich ist. Es müssten daher alle auf 
Einer Seite der Obligation stehenden Personen gemeinschaftlich 
zugleich fordern und zugleich leisten, und in der äussersten Con- 
sequenz immer einhellig handeln. 

Mag nun der Umstand, dass durch den Tod des Schuldners 
einer untheilbaren Obligation die Lage des Gläubigers und somit 



*) Savigny Obl.-Recht 1. B. S. 303. Ribbentrop S. 178. Heimelt 
S. 42. Kuntze die Obligation und die Singularsuccession S. 233. Keller 
Pandekten S. 481. JSintenis das praktische gemeine Civilrecht 2. B. 
§. 84. Vangerov III. B. §. 566. Windscheid Pandekten 2. B. S. 9, 146. 
Puchta Pandekten und Vorlesungen §. 222. Arndts Pandekten §. 204. 
Brinz Pandekten S. 603. Heimbach im Rechtslexikon 7. B. S. 429. 
DonnelH Comm^nt. de jure civili 15. lib. 6. Cap. (Das oft citirte Werk 
von Ubelohde „die Lehre von den untheilbaren Obligationen'* war uns 
leider nicht zugänglich.) 
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auch der Werth der Obligation gegenüber den eintretenden Erben 
unbilligerweise durch die nothwendige Auflösung in das theilbare 
Geldäquivalent verschlechtert würde, und somit die Rechtsregel 
(C. 192 pr. D. 50. 17): Ea quae in partes dividi non possunt, 
solida a singulis heredibus debentur, erzeugt haben: von dem 
Augenblicke^ als das dem römischen Rechte angehörige Prinzip, 
dass jede Condemnation auf Geld gehen musste, aufgegeben war, 
gab es kein anderes Auskunftsmittel, als jeden einzelnen Gläu- 
biger und Schuldner für das Ganze berechtigt und verpflichtet 
zu halten, da eben auf eine andere Weise die volle Erfüllung 
der untheilbaren Obligation nicht möglich erscheint. 

Der Grund dieses Verbandes unter der Mehrheit von Gläu- 
bigern und Schuldnern liegt aber nur im Objekte* Sowie der 
Gegenstand der Leistung ein theilbarer wird, hört dieser nur aus 
der üntheilbarkeit der Leistung begründete Verband auf und es 
tritt das materielle Verhältnis der mehreren Schuldner wie- 
der hervor. 

Hiemit ist aber auch der wesentliche Unterschied von der 
Correalobligation gegeben; letztere bezieht sich ihrem ganzen 
Inhalte nach auf jeden der Correalgläubiger oder Schuldner ganz 
und ungetheilt, während das aus der üntheilbarkeit des Gegen- 
standes entspringende Gesammtschuldverhältnis, wie bei der Soli- 
darobligation, zwar nur dieselbe Erfüllung durch Leistung des 
Ganzen, ftir welches jeder einzelne berechtigt oder verpflichtet 
ist, und für alle nur die Einmalige bedingt, sowie aber die Be- 
ziehung auf das Interesse oder die Accessorien der Obligation, 
ein theilbarer Gegenstand oder eine Geldsumme, das Objekt der 
Forderung wird, die Gesammtschuld erlischt, Forderung und Ver- 
pflichtung pro rata getheilt werden und die Befreiungsgiünde 
des Einen nur dann für alle wirken, wenn dieselben einer Er- 
füllung gleichkommen. Es ist aber diese Gesammtschuld auch 
nicht mit der Solidarietät zu vermengen, da sie sich von der- 
selben ausser dem obigen auch noch dadurch unterscheidet, dass 
bei der Solidarobligation eine Mehrheit von Obligationen, bei der 
aus der üntheilbarkeit des Objektes entsprungenen aber nur Eine 
Obligation vorliegt. Der gewöhnliche Entstehungsgrund ist, wie 



y 
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wir schon angedeutet, die Erbschaft, der Eintritt von mehreren 
Erben in eine untheilbare Forderung oder Schuld des Erblassers 
durch Verzweigung in SpezialObligationen, und es schwebt auch 
dieser Fall der bekannten Stelle des Paulus (L. 85. D. 45. 1.), 
welche diese Lehre behandelt, vor. Liegt nun eine eingehende 
Untersuchung, welche Leistungen nach österreichischem Rechte 
theilbar oder untheilbar sind, nicht in unserer Aufgabe, so kön- 
nen wir doch einige wesentliche Ausfiihrungen hier um so weni- 
ger unterlassen, als auch diese Lehre in der österreichischen 
Litteratur bis jetzt stiefmütterlich behandelt wurde. 

Eine Leistung als Gegenstand einer Obligation kann be- 
stehen in einem Geben (dare), [sei es nun die Uebertragung 
einer Sache aus unserm in den Vermögensbesitz eines andern 
(tradere)], oder in der Einräumung eines sonst uns zustehenden 
Vermögensgenusses, einer Gestattung (permittere); sie kann be- 
stehen in einem facere, einem Thun, sei es nun ein positives 
oder negatives Thun (im engern Sinne) oder Unterlassen (§. 861 
b. G. BO- *) 

Wenn nun die Leistung in ihrem Wesen und Werthe keine 
Aenderung erleidet, obgleich sie in Theile zerlegt wird, derge- 
stalt, dass durch die einzelnen Leistungen die ganze Leistung 
in ihrem vollen Umfange und ihrem vollen Wesen, also unver- 
ändert, besehafit wird, wird die Leistung theilbar sein. Ist diess 
nicht der Fall, ist die Leistung untheilbar. 

Untheilbar ist demnach: a) Wenn es sich um das Geben 
einer Sache handelt, die entweder inphisischem oder rechtlichem 
Sinne eine untheilbare ist, wobei wir uns über den Begriff der 
Untheilbarkeit nach österreichischem Rechte auf die Ausführungen 
Unger's (System 1. B. S. 409) beziehen. ^ b) Wenn der Gegen- 
stand der Obligation die Einräumung eines untheilbaren Rechtes 



*) ünger System 1. B. S. 588. 

') Daselbst insbesonders über die. Theilbarkeit der Quantitäten 
und Gattungssachen. S. 413. N. 14. Die Frage über die Theilbarkeit 
des Ausgedinges (die bezügUchen oberstrichterlichen Entscheidungen 
vergl. bei Stubenrauch 2. B. S. 47. N. 2.) muss wol nach der Natur der 
Leistung bestimmt werden. 
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ist, wozu vor allem die Realservituten und mit Ausnahme des 
Niessbrauches die Personalservituten gehören (§. 844 b. 6.-B.). *) 
c) Diejenigen Obligationen, welche auf Vornahme einer Handlung 
— ein positives Thun im engern Sinne, insbesonders auf Aus- 
ffthrung einer bestimmten Aufgabe (auf ein Opus oder Geschäft) 
gerichtet sind, *) somit die Obligationen in faciendo, es wäre 
denn, dass diese Handlungen ein an und für sich theilbares 
Recht zu verwirklichen bestimmt sind, in der Art, dass, wenn 
das Geschäft oder die Arbeit in Theilea geleistet wird, der Lei- 
stung im Ganzen gleichkommt (quae juris dividui effectum ha- 
bent), z. B. die Arbeit von zehn Tagschichten, die Ausstellung 
einer Quittung für eine theilbare Forderung, d) üntheilbar ist 
ferner die Obligation auf eine Unterlassung, jedoch nur dann, 
wenn die Nichtbeobachtung der Obligation durch einen einzelnen 
Mitschuldner das ganze durch die Obligation geschaffene Recht 
für alle in Frage steUt. «) 

Es gibt aber auch Obligationen, die nicht vermöge des Ge- 
genstandes der Leistung, sondern wegen ihrer Construktion eine 
Theilung nicht zulassen. Es ist diess der Fall: a) bei den so- 
genannten alternativen Obligationen (§. 906), in welchen der 
Schuldner die Wahl zwischen der Leistung verschiedener, an 
sich theilbarer Sachen hat, bei welchen jedoch nach einmal ge 
troffener Wahl diejenigen Mitschuldner, welche. den auf sie ent- 
fallenen Theil nicht geleistet haben, an die von ihren Mitschuld- 
nem schon getroffene Wahl gebunden sind, da sonst obligations- 
widrig der Eine von dem Einen Gegenstande, der andere von 
dem andern leisten könnte; b) jene Leistungen, welche den In- 
halt einer Bedingung bilden, und durch welche die Entstehung 
einer Obligation bald bewirkt, bald verhütet werden soll (quae 



*> Unger 1. B. S. 611 , dagegen die Entscheidung des obersten 
Gerichtshofes vom 25. Jänner 1870 (Ger.-H. N. 20. J. 1870), welche die 
Pränotation einer Servitut auf die ideelle Hälfte eines Hauses zuliess. 

*) L. 85. §. 2. D. De verb. obl. (45. 1.). Ribbentrop a. a. 0. 
S. 223. Savigny a. a. 0. S. 331. Sintenis (1. Aufl.) 2. B. S. 44. 

«) Savigny a. a. 0. S. 343. Donelli lib. 25. tom. 2. S. 393 (ed. 
Francof. 1596). 
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in conditione sunt et non in obligatione). ') Hiezu zählt auch 
nach Österreichischem Rechte die Conventionalstrafe, welche ,ftir 
den Fall des entweder gar nicht, oder nicht auf gehörige Art, 
oder des zu spät erfüllten Versprechens entrichtet werden soll 
(§. 1336). Sind auch die einzelnen nur pro rata verpflichtet, 
so ist die Obligation, wenn sie nur theil weise erfüllt wird, nicht 
ganz erfüllt, und sowie sich jeder unter einer bestimmten Strafe 
fUr die Erfüllung der ganzen Obligation verbindlich macht, haftet 

er auch im Falle nur theilweiser Erfüllung für die ganze Strafe.®) 

» 

c) Es gehört aber auch nach unserer Ansicht noch die Leistung 
aus einer Correalobligation, mag sie auch theilbar sein, hieher, 
denn wenn die Erben eines Correalschuldners nur pro rata ver- 
pflichtet wären, würde eben der durch den Willen der Parteien 
bethätigte Zweck vereitelt werden, wenn der Gläubiger das Ganze 
nicht ungetheilt von jedem Schuldner fordern kann. 

Betrachten wir nun die Wirkungen der Obligation auf eine 
untheilbare Sache nach Österreichischem Rechte. Der §. 890 
berechtigt den Gläubiger einer untheilbaren Sache, wenn er der 
Einzige ist, solche von jedem Mitschuldner zu fordern. Es ist 
daher jeder Schuldner des Ganzen; jeder gleich verpflichtet; lei- 
stet jedoch Einer das Ganze, so ist natürlich die Verbindlichkeit 
aller erloschen. Der Gläubiger hat daher die Wahl, welchen 
Schuldner oder ob er alle darum angehen will, wogegen er na- 
türlich der Natur des Gegenstandes nach dieselben nicht theil- 
weise belangen kann. Das Gesammtschuldverhältnis dauert aber 
nur so lange der Gegenstand der Obligation selbst oder allenfalls 
untheilbare Ausflüsse derselben das Petit der Klage bilden. Tritt 
an die Stelle des untheilbaren Gegenstandes ein theilbarer als 
Inhalt des Klageanspruches oder werden theilbare Accessorien 
der untheilbaren Obligation eingeklagt, oder wird die Leistung 



') Savigny a. a. 0. S. 326. Sintenis §. 8J. III. a. 4. Vangerov 
§. 566. II. 3. 

') Donnelli tom. 2. S. 595: Committitur poena in solidum ad- 
versus utrumque, non solum eum, qui non solvit, de quo nemo dubitat, 
sed etiam eum, qui solvit, quia parte täntum soluta, existit in totum 
conditio poenalis stipulationis etiam adversus eum,' qui solvit. 
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«ine unmögliche, und wird dafür das Interesse begehrt, so ist 
der Grund, welcher das Gesammtschuldverhältnis erzeugte, ent- 
fallen;* es haftet jeder der-mehreren Mitschuldner nur für seinen 
Antheil; jeder von den Mitschuldnem muss sich mit dem ihm 
gebührenden Theile begnügen §. 889. ®) Es ist daher die aus 
einem andern später zu besprechendem Grunde meritorisch rich- 
tige Entscheidung des obersten Gerichtshofes vom 24. März 
1867, ^^) womit die solidarische Haftung des ersten und zweiten 
Cedenten für die Einbringlichkeit einer mehrfach cedirten For- 
derung gegen den letzten Cessor ausgesproqhen wurde, weil die 
Haftung eine untheilbare Sache sei, desshalb nicht richtig, weil 
das Begehren der Klage auf solidarische Verurtheilung in eine 
Geldsumme, somit einer theilbaren Sache ging. 

Für die obligationswidrige Handlung des Einen ist aber 
auch der andere Mitschuldner nicht verantwortlich, für ihn ist 
sie einfach die Handlung eines Dritten (§. 1313), da er mit 
ihm in keinem andern Verbände, als jenem der Einheit des 
Objektes steht. » ^) 

Wesentlich verschieden ist aber die Stellung des Mitgläubi- 
gers einer untheilbaren Sache. -Er hat nicht auf das Ganze ein 
Recht, sondern nur auf den ideellen Antheil derselben, den er 
eben allein nicht fordern kann, weil ihm sein Antheil allein 
nicht geleistet zu werden vermag, und wenii er das Ganze be- 
kommt, er auch die Antheile der übrigen Mitgläubiger, worauf 
er kein Recht hat, erhält, während der gemeinsame Schuldner 
für die Antheile der übrigen Mitgläubiger verpflichtet bliebe. ") 
Der §. 890 sagt nun in dieser Beziehung: Wenn aber mehrere 



') Sehr präcis ist diese Folge im §. 1038 des sächsischen Gesetzes 
ausgedrückt: Wenn an Stelle des untheilbaren Gegenstandes ein theil- 
barer tritt, der Werth des Erstem oder Schadenersatz, so ist von dieser 
Zeit an die Forderung als eine Theilforderung zu betrachten, ausge- 
nommen, wenn ein anderweiter, ein neues Gesammtschuldverhältnis er- 
zeugender Verbindlichkeitsgrund eintritt. 

'®) Glaser-Ünger Sammlung N. 320. 

") L. 2. §. 6; L. 3. pr. L. 4. pr. D. de verb. obl. (45. 1.) 

") Vergl. insbesonders Winicl scheid Pandekten 2. B. S. 148 N, 7* 
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Gläubiger und nur Ein Schuldner da sind, so ist dieser die 
Sache einem einzelnen Mitgläubiger ohne Sicherstellung heraus- 
zugeben nicht verpflichtet, er kann auf die üebereinkunft aller 
Mitgläubiger dringen, oder die gerichtliche Verwahrung djer Sache 
verlangen. 

Man hat unseres Wissens auf den bedeutenden Unterschied 
der betreflTenden Stelle nach dem Entwürfe des bürgerlichen Ge- 
setzes, wie er mit dem Patente vom 13. Februar 1799 III. Th. 
§. 53 flir Westgalizien gegeben wurde, nicht genügend aufmerk- 
sam gemacht. Derselbe lautet: 

Wenn mehrere Gläubiger und nur Ein Mitschuldner da sind, 
so darf dieser die Sache einem einzelnen der Mitgläubiger nicht 
hinausgeben. Er muss auf die üebereinkunft aller Mitgläubiger 
dringen, oder sich von demjenigen, der sie fordert, sicherstellen 
lassen. — Wir haben daher hier eine imperative, dort eine facul- 
tative Vorschrift. 

Zeiller sagt in seinem Commentare, ") es sei Pflicht des 
Schuldners, Sorge zu tragen, dass durch die Verabfolgung der 
untheilbaren Sache oder Rechtes an einen Einzelnen oder einige 
Theilgenossen das Recht der übrigen nicht verletzt werde, und 
diesem folgen Nippel **) und Stubenrauch. '*) Nach römischem 
Rechte müsste allen Gläubigem zusammen geleistet, oder der 
Schuldner gegen die Ansprüche der Uebrigen sichergestellt wer- 
den, sofern nicht von selbst die Leistung an den Einen auch die 
übrigen befriedigt, '®) wie z. B. wenn mehrere Grundbesitzer 
die Herstellung eines ihr Eigenthum gefährdenden Wasserwerkes 
zu fordern haben, in welchem Falle durch »die Leistung an Einen 
alle befriedigt werden. *'') 

Wir möchten die Lösung in folgenden Erwägungen finden. 
Von den mehreren Gläubigem eines untheilbaren Rechtes hat 



'») 3. B. 1. Abth. S. 68. 
»*) 6. B. S. 96. 
»») 2. B. S. 49. 

'') Arndts Pandekten §. 216 mit den- dort angegebenen Beweis- 
stellen. 

") Windscheid Pandekten S. 147. N. 4. 
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jeder einen ideellen Antheil^ und dass ihm dieser Antheil 
zukomme, dafür haftet der Schuldner. Wird die Leistung gegen 
den Willen des Gläubigers einem Dritten, sei es auch einem 
Mitgläubiger gemacht, so bleibt ihm der Schuldner verpflichtet. 
Es ist daher Sache des Schuldners, sich gegen eine solche Ent- 
schädigungsklage zu schützen; will er einem Mitgläubiger auf 
guten Glauben, dass derselbe die andern Mitgläubiger für ihren 
Antheil befriediget, die Leistung machen, geschieht es auf seine 
Verantwortung, er wird sich aber von derselben befreien, wenn 
er beweist, dass diese Leistung, trotz dass sie nur an einen an- 
dern Mitgläubiger gemacht wurde, auch für die andern gemacht 
ist, ^®) oder dass dieselben von ihrem ' Mitgläubiger befriedigt 
wurden. Wenn er aber diese Verantwortung trägt, muss er auch 
berechtigt sein, die Leistung an einen einzelnen Mitgläubiger 
ohne Sicherstellung zu verweigern und sich durch die Uebergabe 
der Sache in gerichtliche Verwahrung zu schützen oder der Klage 
die dilatorische Einwendung der vorausgehenden Üebereinkunft 
aller Mitgläubiger entgegenzusetzen. Es verhalten sich aber nicht 
alle Obligationen, welche aus der Untheilbarkeit der Leistung 
entspringen, gleich, sondern es müssen einzelne davon mit ver 
schiedener praktischer Behandlung ausgeschieden werden. 

Einer eigenthümlichen Behandlung unterliegen vor allen in 
dieser Beziehung die Prädialservituten. ^®) Wie wir bereits oben 
erwähnt, sind dieselben nicht theilbar (§. 845 b. G.-B.). Sie 
können weder von einem einzelnen Miteigenthümer des dienenden 
Gutes bestellt, ***) noch von einem Miteigenthümer des herrschen- 
den zum 'Theile ausgeübt werden. Es ist weder theilweises For- 
dern, noch theilweises Leisten möglich. Es ist der herschende 
Grund Rechtsträger, der dienende Rechtsverpflichteter. Da daher 
die Belastung nur zum Vortheile des herrschenden und zu Lasten 
des dienenden gemacht werden kann, stehen die Eigenthümer 



") L. 11. §. 1. D. de aqua, et aq. pluv. arc. (39. 3.) 

»»j Ribbentrop S. 231. Savigny a. a. 0. S. 318, 331, 357. Sintenis 

§. 64, Anm. 3 etc. 

'") Ihering passive Wirkung der Rechte. Jahrbücher für Dog- 

matik 10. B. S. 466. 

Mages, GesammtschuldTerhältnisse. ^ 4 ^ 
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de» dienenden offenbar als Rechtssubjekte in Einer Obligation, 
die sieh aof alle in ihrer Eigenschaft als Herren über den die- 
nenden Grund gleichmässig bezieht Es entsteht daher, da eine 
solche Servitut selbst nicht in ideelle Antheile passiv aufgelöst 
werden kann (ein Drittheil- oder ein Viertheilschuldner), eine 
wahre Correalität, und se muss daher jeder auch für das Inter 
esse als Qesanimtschuldner einstehen, wenn an die Stelle der 
Obligation ein theilbarer Werth tritt. Anders dagegen bei einer 
Mehrheit von Eigenthümem des herrschenden Gutes. Hier kann 
jeder auf seine Berechtigung gänzlich verzichten; während der 
Eine flir die Störung Schadenersatz verlangt, kann der andere 
hierauf auch kein Begehren stellen. Wenn z. B. bei zwei Eigen- 
thttmem des herrschenden Gutes das Interesse ftr eine unmög- 
lich gewordene Servitut 200 fl. flir das ganze Gut beträgt, und 
nur A von den beiden Miteigenthtlmem A und B auf den Ersatz 
Anspruch macht, wie sollte A, der nur zur Hälfte Miteigenthümer 
und nur um 100 fl. beschädigt ist, ein Recht auf die ganzen 
200 fl« haben. Es begründet daher die Bestellung einer solchen 
Servitut von Seite einer Mehrheit von Eigenthümem des dienen- 
den Gutes eine Correal Verbindlichkeit; der Mehrheit der Eigen- 
thUmer des herrschenden Gutes gegenüber aber nur jene Art von 
Gesammtschuldverfaältnis, welche aus der Untheilbarkeit der 
Leistung überhaupt entspringt. 

Viel schwieriger ist die Lösung der praktisch so wichtigen 
Frage über die Obligation auf Errichtung eines Opus. Wir haben 
bereits oben gesagt, dass eine nach Mass und Zeit bestimmbare 
Arbeit, welche die Natur von Quantitäten trägt, theilbar, dage- 
gen die Herstellung eines bestimmten Werkes, das Resultat eines 
vorher nicht bestimmten Arbeitsaufwandes, nicht theilbar ist. Ob 
nun bei einer Obligation auf ein Opus, im Falle als nicht die 
Ausführung des Werkes, sondern nur das Interesse begehrt wird, 
eine Gcsammtschuld der mehreren Schuldner eintritt oder nicht, 
ist unter den ersten Autoritäten bestritten. Während Savigny*') 
flir die bejahende Lösung sich ausspricht, treten ihm Ribben- 



••) ObL-R. 1. B. S. 318. 
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trop,'*) Vangerov,^^ Sintenis,^*) Arndts*^) etc. entgegen und 
behaupten, dass ebenso, wie im Falle als statt des ursprüngli- 
chen Gegenstandes der Obligation ein theilbarer eintritt, derselbe 
nur pro rata zu leisten sei, dass somit überhaupt von einem 
Correalverhältnis nicht die Rede sein könne. Es scheint uns, 
dass die Frage wesentlich vom praktischen Standpunkte betrach- 
tet werden müsse. Eine solche Obligation auf Errichtung eines 
untheilbaren Opus mit einer Mehrheit von Schuldnern kann ent- 
weder dadurch entstehen, dass bereits ursprünglich durch Vertrag 
sich eine Mehrheit von Personen zur Ausführung verbindlich ge- 
macht hat, oder dass durch Universalsuccession eine Mehrheit 
von Personen in die Verpflichtungen des Schuldners eintritt, wäh- 
rend bei einer Singularsuccession wieder die Einwilligung des 
Gläubigers und somit ein neuer Vertrag vorhanden sein muss. 
Verpflichten sich bereits ursprünglich mehrere zur Ausfllhrung 
eines untheilbaren Opus, so will bereits im Vorhinein jeder für 
die Durchflihrung des ganzen Opus einstehen. Er ist daher 
nicht zur ideellen Hälfte oder zum ideellen Drittheil, sondern 
auf das Ganze verpflichtet, es wäre denn, dass entgegengesetzte 
Vertragsbestimmungen vorhanden seien, und wenn der Mitver- 
pflichtete auch nicht gleichzeitig fttr dolus oder culpa des andern 
Mitschuldners einsteht, insofeme nicht bereits ursprünglich eine 
Correalobligation bezweckt wird, so geschieht ihm sicher kein 
Unrecht, wenn er auf die ganze Leistung, und insofeme die 
Leistung im Laufe der Execution nicht erfolgt, und diese nicht 
durch das von ihm nicht zu vertretende Verschulden eines Drit- 
ten, sei es auch das eines Mitschuldners, verhindert wird, auf 
das ganze Interesse verurtheilt wird. 

Entsteht aber eine Mehrheit von Schuldnern durch eine 
Universalsuccession, insoweit die Obligation nach §. X162 auch 
auf die Erben übergeht,^ so kann dieser Umstand dem Gläubiger 



") S. 183. 
") §. 567 I. 3. 
»*) §. 84 N. 27. 
«) §. 216 Anm. 

4* 
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den innern Werth der Obligation nicht verschlechtern j^ noch ihn 
zwingen; statt der Leistung in natura das Interesse und diess 
nur pro rata einzuklagen. Wenn aber demselben mehrere Erben 
gegenüberstehen, ohne dass sie als unbedingte Erben nach der 
Einantwortung solidarisch haften, so kann jeder der Beneficiar- 
erben bis zur Einantwortung zwar in solidum, aber, wie wir 
später zeigen werden, nicht proprio nomine, sondern nur in Vor- 
stellung des Erblassers und daher sowie nach der Einantwortung 
bis zum Belange des von ihm aus dem Erblasse bezogenen Ver- 
mögens verantwortlich werden. Belangt daher der Gläubiger 
nur Einen Beneficiarerben, öder bis zum Uebergange der Erbs- 
masse in die, Persönlichkeit des Erben auch den unbedingten 
Erben auf das Ganze, so wird einerseits dem belangten Erben 
das Recht der Exceptio plurium litis consortium zu Gebote 
stehen, andererseits aber die Verurtheilung auf das Ganze gegen 
den Beklagten nur in dessen Eigenschaft als Erbe und bis zum 
Belange seiner Haftbarkeit erfolgen können. Würde daher der 
Gläubiger auch ein Urtheil erlangen, welches Einen der Erben 
zur Ausführung des Opus condemnirt, und wird das Opus vom 
Erben nicht ausgeführt, sondern lässt es der Gläubiger im 
Executionsstadium nach §. 409 der westgal. G.-O. *®) durch einen 
Dritten ausfuhren, so wird der nur um die Zahlung belangte 
Schuldner einwenden können, dass er als Erbe nicht für mehr 
als auf das ihm zugefallene Erbtheil und zwar nach Mass seines 
Erbsbetreffnisses haftet, und daher gerade hier die Exceptio 
plurium litis consortium wirksam auftreten. 

§. 6. 

Keine Lebensgestaltung ist so fruchtbar an Erzeugung aller 
Gattungen der zu unserem Thema aufgeworfenen Rechtsverhält- 
nisse, als das Erbrecht. Wenngleich die Wirkung des Eintrittes 
in die Obligation eines Verstorbenen an die Stelle des Erblassers 



?fi> 



') Ob der dahin zielende §. 811 des neuen Civilprozessentwurfes 
in seinem Schlusssatze, nicht zu weit geht, woUen wir hier nicht 
erörtern. 
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sich in den meisten Füllen schon aus den bereits gebrachten 
Auseinandersetzungen ergibt, dürfte es für das praktische Be- 
dürfiiis zweckmässig sein, dem Eintritte einer Mehrheit von 
Erben oder Legataren in die Obligation des Verstorbenen eine 
eigene Besprechung um so mehr zu widmen, als durch den be- 
kannten dem österreichischen Rechte eigenthtimlichen Einant- 
wortungsakt ein mit wichtigen Rechtsfolgen verbundener Abschnitt 
geschaffen wird. 

Wir unterscheiden drei wesentlich verschiedene Stadien vom 
Tode des Erblassers bis zur Erbsantretung, von der Erbsantre- 
tung bis zur Einantwortung und die Stellung des Erben nach 
erfolgter Einantwortung. *) 

Vor der Annahme des Erben wird die Erbschaft so betrach- 
tet, als wenn sie noch von dem Verstorbenen besessen würde 
(§.. 547). Wird hiemit auch der juridische Stützpunkt in die 
Vergangenheit statt in die Zukunft, nämlich in die Bestimmung 
der Rechte für den seinerzeitigen Erben ^) gelegt, so kann na- 
türlich nicht der Erblasser noch als fortlebend betrachtet werden, 
sondern die liegende Erbschaft ist mit jenen ihr bereits vom 
Verstorbenen übernommenen Vermögensverbindlichkeiten und er- 
worbenen Vermögensrechten, insoweit sie nicht durch den Tod 
erlöschen, aller jener Entwicklungen fähig, welche überhaupt bei 
einem Vermögen aus sich heraus ohne vermittelnde Thätigkeit 
seines Subjektes Statt finden können. ^) Durch den Erbsantritt 
erklärt der Erbe, Herr des Erbvermögens werden zu wollen, und 
wird es unter Vora.ussetzung, dass er durch die später erfolgende 
Erbseinantwortung als solcher anerkannt wird. Er stellt in Rück- 
sicht der Verlassenschaft den Erblasser vor (§. 547), er wird 



') Eine kurze tibersichtliche Darstellung der Art der Besitzer- 
greifung durch den Erben und den Antritt der Erbschaft nach römischem 
Rechte enthält unter andern Ungers Verlassabhandlung in Oesterreich 
S. 12. 

^) Ih^ring in den Jahrbüchern fQr Dogmatik des römischen 
Rechtes 10. B. S. 415. 

*) Ungers System 6. B. ^Erbrecht) S. 28, dessen Ausföhnmgen 
überllaupt zum grössten Theil die nachfolgenden Sätze entlehnt sind. 
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nur an seiner Statt berechtigt und verpflichtet, insoweit die 
Bestimmungen des §. 1445 nicht entgegentreten.*) Diese Wir- 
kungen reichen auf den Todestag des Erblassers der Art zurück 
(Heres quandoque adeundo jam tunc a morte successisse defuncto 
intelligitur L. 54. D. 29. 2.), als wäre der Antritt der Erbschaft 
sogleich mit dem Tode erfolgt. Es gehen daher auch alle Ob- 
ligationen des Verstorbenen in dem Zustande auf den Erben über, 
wie sie sich zur Zeit des Todes des Erblassers befanden, oder 
wie sie sich während der ruhenden Erbschaft entwickelt haben, 
eine Folge, die auch för unsere Frage hinsichtlich der bei un- 
theilbaren Obligationen eingetretenen Veränderungen von "Bedeu- 
tung sein kann. Wird aber der Erbe auch mit dem Erbantritte 
Herr des ihm zufallenden Erbtheiles der somit auf ihn über- 
gehenden Obligationen, so erfolgt die Vereinigung des Erbver- 
mögens mit seinem eigenen erst durch die Einantwortung, bis 
wohin im Falle genügender Nachweisung seines Erbrechtes ihm 
zwar die Besorgung und Benützung der Verlassenschaft über- 
tragen werden kann (§. 810 b. G.-B. Ges. vom 9. Aug. 1853, 
§§. 43, 122, 145), er jedoch das Vermögen als ein fremdes ver- 
waltet, und als solcher in gewissen Verfügungen an die Bewil- 
ligung der Abhandlungsbehörde gebunden ist (§. 145 des ged, 
Pat.). Erst durch die Einantwortung vollzieht sich die volle 
Vereinigung des Vermögens des Erben mit dem durch die Erb- 
schaft erworbenen, er wird Herr und Schuldner proprio nomine 
der ererbten Rechte und Verpflichtungen, in die er bis dahin nur 
in Vorstellung des Erblassers eintrat. ^) Das Forum des Erb- 
schaftsgerichtes, bei welchem er bis dahin belangt werden konnte 
(§. 37, Jur.-Norm. vom 20.' Okt. 1852), und die bis dahin noch 
äusserlich bestandene Fortsetzung der vermögensrechtlichen Per- 
sönlichkeit des Erblassers, der Erbmasse,, hört auf. Der Erbe 
kann aber die Erbschaft bedingt oder unbedingt antre1;en. Tritt 
er sie bedingt an, so haftet er auch nach erfolgter Einantwortung 



^) A. a. 0. S. 164. 

^) lieber die sogenannte Repräsentation des Erben a. a. 0. 

S. 11 N. 8. 
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flir die Verbindlichkeiten der Erbschaft nur mit dem Vermögens- 
zuwachse, welchen er aus der Erbschaft erhält (§. 802),*) die 
eingeantwortete Erbschaft bildet einen rechtlich abgesonderten Be- 
standtheil des Vorbehaltserben, worüber er zwar das freie Ver- 
fligungsrecht erhält, allein dieses Sondergut im Interesse der 
Erbschaftsgläubiger wie ein fremdes mit aller Sorgfalt zu ver- 
walten und darüber Rechnung zu legen die Pflicht hat, "^ wobei 
natürlich, sowie er die Erbschaft mit seinem Vermögen vermengt 
hat, der Beweis ihm obliegt, dass das Erbsvermögen zur Deckung 
der Forderung nicht zureiche.*) Dagegen erklärt der Erbe, 
welcher die Erbschaft unbedingt antritt, dass er sie mit allen 
darauf ruhenden Verbindlichkeiten, gleichviel, ob das auf ihn ent- 
fallene Aktivvermögen dazu hinreicht, übernehmen wolle, und 
steht zugleich mit seinem ganzen anderweitigen Vermögen dafür 
ein. Hier vollzieht sich der volle üebergang der vermögens- 
rechtlichen Persönlichkeit des Erblassers in jener des Erben und 
zwar an den Tod des Erblassers anschliessend, es wäre denn, 
dass die Erbschaftsgläubiger, Legatare oder Notherben aus Be- 
sorgnis, dass sie durch Vermengung der Verlassenschaft mit dem 
Vermögen des Erben flir ihre Forderung Gefahr laufen können, 
die Absonderung begehrt hätten, in welchem Falle auch der un- 
bedingte Erbe aus eigenem Vermögen nicht zu haften hat, son- 
dern vielmehr die Klage, natürlich insofern er nicht seinen eige- 
nen Bürgen beerbt hat, nicht gegen ihn, sondern gegen die 
Erbsmasse zu richten ist. Während nun aber der unbedingte 
Erbe bereits rückwirkend auf den Tod des Erblassers mit seinem 
eigenen Vermögen, der bedingte dagegen auch nach der Einant- 
wortung, mit Ausnahme des im §. 815 vorgesehenen Falles, nur 
mit seinem Vermögenszuwachse haftet, wird, im Falle als bedingte 



®) ünger vertheidiget in seiner Schrift üj)er die Verlassenschafts- 
abhandlung S. 161 die entgegengesetzte Ansicht, trat aber im Erbrechte 
S. 181 N. 8. der bereits früher von Zeiller, Nippel, Winiwarter und 
Stttbenrauch vertretenen obigen Anschauung bei. 

') Die Beweise dieser Sätze a. a. 0. S. 179. 

®) Vergl. Entscheidung des obersten Gerichtshofes vom 13. April 
1860. Glaser-Unger Sammhmg N. 1114, 
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und unbedingte Erbserklären tjoncurriren, die Haftung auch des 
unbedingten Erben erst mit Einantwortung eine auch sein eigenes 
Vermögen umfassende (§. 807).*) Nach diesen Auseinander- 
setzungen wird auch das Verständnis der §§. 550, 820 und 821 
erleichtert sein. Der §. 550 lautet bekanntlich: Mehrere Erben 
werden in Ansehung ihres gemeinschaftlichen Erbrechtes flir Eine 
Person angesehen. .Sie stehen in dieser Eigenschaft vor der ge- 
richtlichen Uebergabe (Einantwortung) der Erbschaft alle ftir 
Einen und Einer ftlr alle. — §.820: Mehrere Erben, 
welche eine gemeinschaftliche Erbschaft ohne die rechtliche Wohl- 
that des Inventariums angetreten haben, haften allen Erbschafts- 
gläubigern und Legataren selbst nach der Einantwortung alle 
flir Einen und Einer ftlr alle. Unter sich aber sind sie nach 
Verhältnis ihrer Erbtheile beizutragen schuldig. — §.821. Haben 
die gemeinschaftlichen Erben von der rechtlichen Wohlthat des 
Inventariums Gebrauch gemacht, so sind sie vor der Einantwor- 
tung den Erbschaftsgläubigem und Legataren nach dem §. 550 
zu haften verbunden. Nach der Einantwortung haftet jeder Ein- 
zelne flir die die Erbschaftsmasse nicht übersteigenden Lasten 
nur nach Verhältnis seines Erbtheiles. 

Die solidarische Hafl;ung der bedingten und der unbedingten 
Erben im Falle des §. 807 hat daher nur auf die Erbsmasse 
Bezug und involvirt ihre persönliche Haftung mit ihrem übrigen 
Vermögen gar nicht. Die Erbschaft bildet ein noch ungetheiltes 
<janze, aus welchem der Gläubiger der Masse seine Befrie- 
digung suchen kann, wo er sie findet. Wenn nun der Erbe A 
1000 fl. und der Erbe B 500 fl. aus den Aktiven der Masse 
bezogen hat, so haften dem Gläubiger X flir seine Forderung 
von 300 fl. sowol die ganzen 1000 fl. als auch die ganzen 
500 fl. Geht X den A um die Zahlung der ganzen Forderung 
an, so ist er zwar nicht mit seinem Vermögen, aber als Erbe 
vermöge der ihm zufallenden Erbsportion, die er vertritt, 
Schuldner der ganzen 300 fl.; und der Regress nach Erbs- 



•) Vergl. Entscheidung des obersten Gerichtshofes vom 24. März 
1857. Glaser, ün^er Sammlung N. 319. 



57 

« Portionen ist die natürliche Folge des BechtsverhältnisseS; aus 
dem sie haften. Denn wenn von der ganzen Erhschaft per 
1500 fl. die Schnld per 300 fl. abgezogen wird, so erhält der 
Erbe auf zwei Drittheil 800 fl. und der Erbe zu Ein Drittheil 
400 fl. Bezahlt nun der Erbe, der aus dem Aktivum 1000 fl. 
zu beziehen hat, die ganzen 300 fl., so hat ihm der Erbe B 
nur 100 fl. zu ersetzen, nämlich das seiner Erbsportion gleich- 
kommende Drittheil. Dieses Gesammtschuldverhältnis kommt 
aber jenem aus der üntheilbarkeit des Gegenstandes dadurch 
vollkommen gleich, dass von dem Augenblicke an, als das 
Erbvermögen durch die Einantwortung in das persönliche 
Vermögen die bis dahin vereinigt gebliebene Erbsmasse sich in 
Theile auflöst, auch die Gesammtverbindlichkeit, insofern nicht 
andere Gründe ftlr ihren Bestand vorhanden sind, aufhört, da- 
gegen der Erbe aber die Verpflichtung übemimüit, das ererbte 
Vermögen für die auf seine Erbsportion entfallenden Antheile 
der allföUigen Verbindlichkeiten des Verstorbenen zu bewahren. 
Dagegen tritt der unbedingte Erbe nicht nur mit dem reinen 
Werthe seines Erbtheiles, sondern mit seinem ganzen Vermögen 
in die Verbindlichkeiten des Verstorbenen ein. Er wird voll- 
ständig Schuldner proprio nomine, als wenn er selbst die ganze 
Schuld des Verstorbenen eingegangen hätte und da die ganze 
Verlassmasse zur Befriedigung desselben haften muss, dagegen 
dem Gläubiger eine Ergreifung derselben allein nicht möglich 
ist, nachdem der auf den unbedingten Erben entfallende Antheil 
in dem Vermögen desselben aufgegangen ist, so ist auch die 
nothwendige Folge, dass jeder unbedingte Erbe ganz für die 
Schuld des Verstorbenen einzutreten hat. 

Es entsteht aber nun die wichtige Frage, ob die Gesammt- 
schuld der §§. 550 und 821 eine Correalschuld oder eine So- 
lidarschuld bildet, eine Frage, die von Stubenraüch ^^) im letztem 
Sinne für beide Fälle gelöst wird, sonst aber unseres Wissens 
bisher nach österreichischem Rechte nie aufgeworfen wurde. So 
lange die Erbsmasse des Verstorbenen einen von dem Vermögen 



••) Stubenrauch 2. B, S. 47. 
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des Erben abgesonderten Stamm bildet, das ist im Falle der 
bedingten Erbsantretong, ist die Obligation fUr alle Gläubiger 
Eine und dieselbe, denn es ist die Obligation des Verstorbenen 
die jeder als Antheilnehmer der Verlassenschaft in den ideellen 
Erbsportionen vertreten muss, der Antritt der Erbschaft vermit- 
telt nur diese persönlichen Beziehungen, dem Dritten gegenüber 
sind jedoch alle dieselben gleich stark, ftir ihn bilden alle Erben 
nur Eine Gesammtpersönlichkeit (§. 550), und dieselben sind in 
dieser Obligation wieder unter einander verschlungen, weil als 
Erbe Einer ftir den andern und alle ftir den Einen einstehen 
müssen, da sie alle zusammen ^en Verstorbenen vertreten. Es 
ist daher nach unserer Ansicht der Fall der echten Correalität, 
der hier eintritt. 

Ganz anders verhält es sich mit der Gesammtsch^ld der 
unbedingten Erben. Hier steht dem Gläubiger nicht eine Ver- 
mögensmasse gegenüber, sondern die Erben als einzelne Per- 
sonen, von denen jeder einen ideellen Antheil aus dieser Ver- 
mögensmasse mit seinem Vermögen ununtenScheidbar vereinigt 
und zugleich erklärt hat, mit seinem ganzen Vermögen daftir 
haften zu wollen. Die Verlassmasse ist im Vorhinein verschwun- 
den, und ftir die Gläubiger ist es ebenso, als wäre der Erbe 
ursprünglich ihr Schuldner gewesen. Während aber nach römi- 
schem Rechte auf Grund der zwölf Tafeln Forderungen und 
Schulden unter den Erben ipso jure nach den Quoten, die den 
einzelnen Erben im Erbrechte zustehen, getheilt wurden, **) ist 
die vom §.821eingefllhrteGesammthaftimg, welche nach Bluntschli **) 
dem deutschen Rechte entsprechen soll, unserer Ansicht nach, 
wie auch Stubenrauch annimmt, nur eine solidarische. Denn hier 
erscheint der Erbe nicht wie beim bedingten Erbsantritte gegen- 
über dem Gläubiger nur als Vertreter der Verlassenschaft, auf 
welcher, wenn auch ein Antheil ^er Erbsportion auf ihn überging. 



") Savigny Obl.-Recht 1. B. S. 324 

'*) Bluntschli deutsches Privatrecht 2. B. S. 452. Nach älterem 
deutschen Rechte war ftir die Schulden des Verstorbenen nur die Erb- 
schaft selbst verhaftet. Vergl. Zöpfl deutsche Rechtsgeschichte 3. Aufl, 
S. 777, N. 30. und S. 803, 
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Schuldner, die Obligation, welche ihn an den G-läubiger knüpft, 
ist lediglich die Erbsantretung, die berechtigte Willenserklärung 
in die Rechte und Pflichten des Verstorbenen treten zu wollen, 
und diese ist für jeden der Miterben eine besondere, für den 
Einen stützt sie sich auf den letzten Willen, flir den andern auf 
das Gesetz, während sie dort nur die subjektive Beziehung 
zur Erbschaft vermittelt. Es ist zwar dieselbe Obligation des 
Verstorbenen, die alle vertreten müssen, sie geht aber auf jeden 
unbedingten Erben unabhängig und zwar ganz über; sie kann 
für den Einen bestehen, für den andern fallen; unter den Erben 
besteht vorbehaltlich des Regresnes kein Zusammenhang mehr. 
Die Folgen, die aus dieser Auffassung, insbesonders aus der viel- 
bestrittenen Frage über die Unterbrechung der Verjährung gegen 
die Erben entstehen, werden wir später erörtern. 

Die unter den Erben ohne Einflussnahme der Gläubiger 
vorgenommene Theilung dfer Verlassenschaftsgegenstände hat für 
die letzteren bezüglich ihrer Forderungen natürlich auch nur in- 
soweit Bezug, als bei dinglichen Rechten von da an für den 
Erben eine selbständige Erwerbung beginnt (§. 424), insofern er 
sich nicht auf die überkommenen Rechte stützen will (§. 1403).'^) 
Wird dem vermeintlichen Erben, sei es im Laufe der Verlassen- 
schaft, sei es nach erfolgter Einantwortung, das Erbrecht abge- 
stritten, so tritt er aus der Zahl der Mitschuldner dem Erb- 
schaftsgläubiger gegenüber nicht unbedingt aus, da der subjektive 
Umfang der Rechtskraft des in einem Rechtsstreit ergangenen 
Urtheils nur auf die Parteien sich erstreckt; sondern die Erb- 
schaftsgläubiger werden sich an den Besiegten, der hierauf seinen 
Regress an dem Sieger nehmen mag, halten können, wenn sie 
nachzuweisen vermögen, dass er de» wahre Erbe ist. '*) 

Nachdem wir die Wirkung des Eintrittes mehrerer Gläubiger 
oder Schuldner in die Obligation eines Dritten durch Universal- 
succession mit Rücksicht auf ein dadurch entstandenes Correal- 



") Unger a. a. 0. S. 189. 
") Derselbe S, 247. 
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oder Solidarverhältnis erörtert haben, hätten wir noch die Sin- 
gulamachfolge durch Vermächtnis zu besprechen. Dieselbe kann 
jedoch nach dem Gesagten keine Schwierigkeit bieten. Handelt 
es sich um die Stellung des Bedachten gegen den Beschwerten, 
und treten mehrere Bedachte gegen mehrere Beschwerte auf, so 
greifen mit Ausnahme des bereits besprochenen Falles des alter- 
nativen Legates je nach dem Gegenstande des Vermächtnisses 
die für eine Mehrheit von Gläubigem oder Verpflichteten in 
theilbaren oder untheilbaren Obligationen gegebenen Regeln Platz, 
und das Gleiche gilt von den Rechten oder Verbindlichkeiten, 
die von Legataren dritten Personen gegenüber durch das Vermächt- 
nis übernommen werden, es wäre denn, dass durch den aus- 
drücklichen Willen des Erblassers, der in dieser Beziehung auch 
Entstehungsgrund eines Correal- oder Solidarverhältnisses sein 
kann, ein solches geschaffen würde. 

§.7. 

Stehen in einem Vertrage auf einer Seite mehrere Paciscen- 
ten, so ist, wie wir bereits betonten, die Willensmeinung der 
Parteien massgebend, ob überhaupt oder welche Art von Ge- 
sammtschuldverhältnis damit geschaffen werden soll, ob die Haf- 
tung für die Erfiillung der übernommenen Verbindlichkeit, und 
die Verpflichtung zur Zahlung des Interesses für den Fall der 
Nichterfüllung correal solidarisch oder pro rata gehe; und diess 
scheint uns der Sinn des §. 1303 b. G.-B. zu sein. 

Unter den formlosen Verträgen des römischen Rechtes sind 
nun einige, bei denen nach den Quellen man es als selbstver- 
ständlich behauptet, dass, wenn mehrere mit einander ein solches 
Versprechen eingingen, sie alle als Gesammtschuldner ver- 
pflichtet seien. ^) 

Wir wollen nun die Erörterung versuchen, ob auch nach 



') Savigny Obl.-R. 1. B. S. 153, 203. Helmolt a. a. 0. S. 63. 
Ribbentrop a. a. 0. S. 119, 148. Puchta Pandekten §. 233. Vangerov 
§. 573. Anm. 2. N. 4. Arndts §. 214. Fitting S. 233. Fritz 22. B. der 
Zeitschrift für Civilrecht und Prozess S. 482. 
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unserem Rechte dadurch allein ^ dass auf der Einen Seite des 
Vertrags mehrere Contrahenten stehen, dieselben für gewisse aus 
dem Vertrage entspringende Verpflichtungen schon nach der 
Natur derselben ohne besondere gesetzliche Bestimmung als Ge- 
sammtschuldner haften. 

Hieher gehört vor allem die Verpflichtung mehrerer Commo- 
datare oder Miether Einer und derselben Sache und mehrerer 
Depositare. Wenn der Leihvertrag, die Miethe, oder der Ver- 
wahrungsvertrag bereits bei Eingehung desselben der Art abge- 
schlossen wird, dass alle für Einen und Einer flir alle für die * 
ErMlung der aus dem Verträge entspringenden Verbindlichkeiten 
einzustehen übereinkommen, wird wol kein Zweifel obwalten, dass 
hiedurch ein echtes Correalverhältnis begründet wird, und in 
diesem Sinne ist wol auch die bekannte Stelle des Papinian zu 
deuten: Eandem rem apud duos pariter deposui utriusque fidem 
in solidum secutus, vel eandem rem duobus similiter commodavi, 
fiunt duo rei promittendi (1. G. pr. D. de duobus reis [46. 2]), 
indem der Schwerpunkt auf dem Satze „utriusque fidem in soli- 
dum secutus" liegt. Es fragt sich nun aber, ob ohne eine solche 
ausdrückliche Verabredung ein Gesammtschuldverhältnis auch 
nach Österreichischem Rechte unter den mehreren Commodataren, 
Miethem und Depositaren entstehe, wenn sich dieselben einer 
gemeinsamen Verletzung der obliegenden Verbindlichkeit schuldig 
machen, wie von mehreren behauptet wird,*) und nicht nur, 
wenn der Gegenstand des Vertrages ein untheilbarer ist. 

Gegenstand des Leih- und Miethvertrages sind bekanntlich 
nur unverbrauchbare Sachen (§. 971 und 1090), und wenn auch 
die mit diesen Verträgen verbundene Einräumung des Gebrau- 
ches an und ftlr sich ein theilbares Recht ist, so übernimmt doch 
der Entlehner und der Miether nach §. 972 und 1192 b. G.-B. 
die Verpflichtung, eben dieselbe Sache wieder zurückzugeben. 
Diese Verpflichtung trifft aber alle Entlehner und Miether gleich- 
massig, und man kann, wenn nicht im Voraus bedungen ist, 
dass der Entlehner oder Miether nur einen Theil dieser Sache 



*) Die Litteratur bei Fittin^ S. 230. Anm. N. 253. 
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leiht oder miethet (z. B. mehrere Entlehner eines litterarischen 
Werkes, der Eine den ersten, der andere den zweiten Band, die 
Miether eines Hauses, der Eine den ersten Stock, der andere 
den zweiten, in welchem so viele auch im Objekte getrennte Ob- 
ligationen als Personen da sind), nicht sagen, dass jeder nur 
einen ideellen Theil entlehnt oder gemiethet habe, sondern jeder 
- ist für die Rückstellung des Ganzen selbständig verantwortlich.^) 
Ebenso verhält es sich beim Verwahrungsvertrag. Durch den- 
selben erhält der Verwahrer weder Besitz-, noch Eigenthums- 
oder Gebrauchsrecht (§. 957), er hat bloss die Innehabung der 
Sache, sie wird daher im Vorhinein seiner Benützung entzogen, 
er muss sie zurückstellen in eben dem Zustande, wie er sie tiber- 
nommeil hat {§. 961). Es haftet daher jeder von den mehreren 
Entlehnern, Miethem oder Verwahrem für die ganze gelehnte, 
gemiethete oder deponirte Sache ebenso, als wenn sie ihm allein 
übergeben worden wäre. Nicht dass die Haftung, die übernom- 
men wurde, untheilbar wäre, sondern jeder übernimmt die 
selbständige Haftung für die ganze Sache, als ob er allein der 
Entlehner, Miether oder Verwahrer wäre, und die Handlungen 
seiner Correi vertritt er allemal dann, wenn er überhaupt für 
den durch einen Dritten an dem Leih-, Mieth- oder Verwah- 
rungsstück zugegangenen Schaden verantwortlich ist. Das Ver- 
hältnis, wenn vertragsmässig nichts weiteres bedungen wurde 
unter ihnen, ist nur ein solidarisches, sowenig als die Entlehner, 
Miether oder Depositare hinsichtlich ihrer Rechte gegen den 
Ausleiher, Vermiether oder Deponenten als Correalgläubiger er- 
scheinen. Ist die Rückgabe oder wegen kontraktswidriger Culpa 
Schadenersatz erfolgt, so besteht für keinen eine weitere Ver- 
pflichtung; und es erübrigt nur das Regressrecht des Leistenden 
gegen den Schuldtragenden.*) 



*) Entscheidimg des obersten Gerichtshofes vom 20. Juli 1858. 
Glaser-Ünger Sammlung N. 598. 

*) Fitting a. a. 0., dessen Verdienst es ist, die Lehre in's rechte 
Licht gestellt zu haben. Dresdner Obl.-R. Art. 668 und 803. Sachs. 
Gesetzbuch §. 1185 und 1313. Die Frage übrigens, ob eine Solidar- 
oder eine Correalobligation in diesen FäUen begründet werde ist 



63 

Ebenso verhält es sich mit der selbständigen Beauftragung 
mehrerer Bevollmächtigten zur Vornahme eines Geschäftes, vor- 
ausgesetzt natürlich, dass nicht der Fall des §. 1011 b. G.-B. 
der Beauftragung zur gemeinschaftlichen Besorgung eintritt. Wenn 
A den X brieflich beauftragt, bei einer Versteigerung in Wien 
für ihn bis zu 1000 fl. einen Anbot zu machen und dann in 
der Furcht, es dürfte X von Wien abwesend sein und ihn der 
Auftrag nicht treffen ,^ was jedoch nicht der Fall ist, auch dem 
Y den gleichen Auftrag gibt, und beide denselben annehmen, so 
ist jeder selbständig verantwortlich, dass für A der Anbot bis 
1000 fl. gemacht werde. Ob nun X oder Y den Anbot nach 
Auftrag machen, so ist der Auftrag flir beide erfüllt, wenn jedoch 
keiner demselben nachkommt, so haftet jeder dem A und selbstän- 
dig für den ganzen Schaden, wie aber dieser Schade von dem 
Einen oder dem andern geleistet wurde, ist der 'andere frei.*) 

Einfacher gestaltet sich das umgekehrte Verhältnis der 
Leihe, Miethe oder Verwahrung einer mehreren Eigenthümem 
gehörigen Sache. Hier ist der Miether, Entlehner oder Verwah- 
rer jedem für seinen ideellen Theil verantwortlich, weil ihm der 
einzelne Miteigenthümer, vorausgesetzt natürlich, dass keine andere 
Vereinbarung besteht, auch nicht mehr übergeben hat. ®) Bei 
theilbaren Sachen, wie diess beim Depositum häufig der Fall ist, 
tritt daher die Vorschrift des §. 889 b. G.-B. ein. Auf das 
Interesse hat natürlich jeder Miteigenthümer nur pro rata Anspruch. 



gemeinrechtlich streitig. Erstere behaupten Savigny, Vangerov, Sin- 
tenis, Windscheid; Fritz (a. a. 0. S. 474) steht für die letztere ein. 

^) Es sei uns hier gestattet, auf den Unterschied der italienischen 
Üebereetzung des überhaupt räthselhaften §. 1019 b. G.-B. (üfiger 
Jahrb. für Dogmatik 10. B. S. 99) hinzuweisen, der unseres Wissens 
nie hervorgehoben wurde, und welche im Schlusssatze lautet: Questi 
(11 terzo) appena che dal mandante o dal mandatario ne abbia notizia, 
acquista il diritto di promuovere Tazione tanto contro Tuno che 
contro l'altro, statt gegen den Einen oder (den andern, wodurch 
denn auch eine verchiedene, je nach dem Falle auch in's Gebiet der 
Solidarietät gehörige Gestaltung des Bechtsverhältnisses entstehen kann. 
Vergl. Nippel 7. B. S. 102, dagegen Basevi zum §. 1019. 

«) Savigny Obl.-R. 1. Th. S. 311 und 337. 
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Das Verhältnis mehierer Mandanten^ welche einen gemeinschaft- 
lichen bevollmächtigten bestellten, muss dagegen, je nachdem 
man ihre Verpflichtung gegen den Bevollmächtigten oder die 
Wirkungen der für sie gegen einen Dritten eingegangenen Ver- 
pflichtungen vor Augen hat, verschieden beurtheilt werden. In 
ersterer Beziehung erhält der Gewalthaber, der für mehrere ein 
Geschäft zm* Besorgung übernimmt, von jedem den Auftrag; jeder 
will, dass das Geschäft besorgt werde, dass es ganz und nicht 
zu einem Drittheil, nicht zur Hälfte ausgeführt werde, wenn nicht 
der Natur des Geschäftes nach der ganze Inhalt des von dem 
einzelnen ertheilten Auftrages in einem getrennten Akte, welcher, 
trotz der auch von den andern ertheilten Vollmacht, nur ftir ihn 
allein wirksam wird, sich ausführen lässt, wie z. B. die Errich- 
tung der üebertragungsurkunde eines gemeinschaftlichen Hauses, 
welche auch für den einzelnen Miteigenthtimer selbständig aus- 
geführt werden kann. Mit Ausnahme dieses letzten Falles über- 
nimmt daher der Auftraggeber, dem durch die Annahme des Auf- 
trages der Gewalthaber auch unabhängig von der gleichzeitigen 
Bevollmächtigung anderer zum Vollzuge des Auftrages, wie wir 
sehen, verpflichtet ist, auch die selbständige Haftung für die aus 
den §§. 1014 und 1015 b. G.-B. folgenden Verbindlichkeiten, 
und es ist daher jeder Gewaltgeber dem Gewalthaber solidarisch 
verantwortlich,"^ wenngleich unsere Gesetzgebung nur iin §.175 
der neuen Notariatsordnung darüber eine ausdrückliche Bestim- 
mung enthält.®) Dieser Fall wird besonders bei der Bestellung eines 
Advokaten durch Streitgenossen praktisch, deren Solidarhaftung ftir 
die Vertretungskostea aus einer gemeinschaftlichen Vollmacht wie- 
derholt auch vom obersten Gerichtshofe ausgesprochen wurde. ®) 

Dagegen verbindet der von mehreren beauftragte Gewalthaber 
aus dem von ihm unternommenen, dem Auftrage entsprechenden 



') L. 60. §. 2. D. mandati vel contra (17. 1.). 

*) Vergl. art. 2002. Code civil §. 1316, sächs. Ges. §. 1181, Zürch. Ges. 

®; Vergl. z. B. Unger*s und Glaser's Sammlung N. 1959 und 2017, 
insbesonders die ausführlichen und gediegenen Entscheidungsgründe der 
ersten Instanz im Judicate N. 1959, 
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Geschäfte dieBelben nicht weiter, als wenn si6 es selbst unter- 
nommen hätten, da die durch den Gewalthaber innerhalb seiner 
Vollmacht untemonmienen Geschäfte den Gewaltgebem zukommen 
(§. 1017), somit die gegen Dritte eingegangene Verbindlichkeit 
durch Stellvertretung sich nicht ändert. 

Wir glauben hier auch einige Bemerkungen über die Haf- 
tung der Gesellschafter Dritten gegenüber beizufügen, wenngleich 
der Gesellschaftsvertrag, welcher nach römischem Rechte in der 
Lehre von der Correalität eine hervorragende Stelle einnimmt, 
für dieselbe nach österreichischem Rechte wesentlich an Bedeutung 
verlor. '®) 

Wir müssen vor allem die Societas universalis — oder 
omnium bonorum voü der Erwerbsgesellschaft vollständig unter- 
scheiden. Bei der ersteren (§. 1177), insoferne die Gütergemein- 
schaft auch das künftige Vermögen umfasst, gibt es während der 
Dauer dieser Gütergemeinschaft kein Privatvermögen des Gesell- 
schafters mehr, sondern das ganze Vermögen der Gesellschafter 
bildet nur Eine Vermögensmasse. Was der Gesellschafter erwirbt, 
f^Ut dieser zu und diese muss auch für alle Schulden des Gesell- 
schafters haften,^*) wie aus der Bestimmung des §. 1235 unzwei- 
felhaft hervorgeht. 

Contrahirt nun ein Socius omnium bonorum Namens der Ge- 
sellschaft Verbindlichkeiten, so erscheint er unter Voraussetzung, 
dass er dazu ermächtigt ist, als Bevollmächtigter der übrigen; 
dem Gläubiger werden dann alle Gesellschafter correal haften, 
weil ihre vermögensrechtliche Persönlichkeit in dem Gesammtver- 
mögen aufgegangen ist, und weil gegen sämmtliche Gesellschafber 
nur Eine Obligation begründet wird. Contrahirt dagegen eine 
Person, welche Zugleich mit einer andern in einer Societas omnium 
bonorum steht, für sich allein Verbindlichkeiten, so ist auch nur 
sie flir die Leistung verantwortlich, wenn auch in letzter Linie 



»•) Windscheid Pandekten 2. B. S. 484 und die vortreffliche Ab- 
handlung von Lemmayer über die Haftung aus genossenschaftlichen 
Schuldverhältnissen. Ger. Zeitg. J. 1869 N. 1 u. f. 

»») L. 52. §. 4 u. 18 D. pro socio (17. 2). 

Mages, Gesammtschuldverhältnisse. 5 



nicht nur der Antheil des Contrahenten am Gemeinschaftsvermögen; 
sondern das ganze Gemeinschaftsvermögen für die Erfüllung haftet. 
Wenn A; der mit seinem Weibe B in Gütergemeinschaft steht; 
eine Getreidelieferung an C zu machen verspricht , wird C den 
ihm allfallig zugesprochenen Schadenersatz von 1000 fl. im 
Executionswege nicht aus dem Erlöse des auf den Namen des 
Weibes intabulirten Gutes hereinbringen können ; weil sie gegen 
ihn in keinem Schuldverhältnisse steht; sowie A aber dem Gläu- 
biger keine Mittel; aus denen er sich befriedigen kann, zur Ver- 
fügung stellt (§. 63 des Concursgesetzes), wird der Gläubiger die 
Eröfihung des Concurses gegen den A begehren können; welcher 
die Einbeziehung des gesammten G^meinschaftsvermögens und die 
Auflösung der Gemeinschaft zur Folge hat (§. 1362); wobei vor- 
erst alle Schulden ohne Ausnahme; somit auch die Forderung des 
A aus dem Gesammtvermögen getilgt werden müssen. 

Hievon unterscheidet sich wesentlich die Erwerbsgesellschaft. 
Bekanntlich war die ältere österreichische Rechtsschule ausnahmslos 
gewohnt; dieselbe als eine juristische Person anzusehen; **) während 
man in neuerer Zeit davon abgekommen ist; und die Gesellschaft 
nicht als solche; sondern die Gesellschafter-als Träger der gemein- 
schaftlichen Rechte und Verbindlichkeiten betrachtet.'^) 

Indem wir die handelsrechtlichen Erwerbsgesellschaften; ebenso 
wie die Genossenschaften bei Seite lassen; wollen wir hier nur 
den §. 1203 b. G.-B. mit Rücksicht auf die Haftung für die Schul- 
den einer nach der Regel des Civilrechtes zu beurtheilenden Ge- 
sellschaft einer kurzen Besprechung unterziehen; um so mehr; alS; 
wie uns scheint, derselbe häufig misverstanden wird. 

Nach unserem Rechte muss man vor allem unterscheiden; ob 
die Vereinigung mehrerer Personen zum gemeinschaftlichen Er- 



'') Die Litteratur in ünger Syst. 1. B. S. 22. Vergl. auch §. 300 
III. Theil des w. G.-G.-B. 

") Vergl. unter andern Vangerov §. 653. Sintenis §. 121. IV. 
Savigny Ob.-R. 1. B. S. 150. Puchta Pandekten und Vorlesungen 
§. 370. Arndts §. 318. Keller Pandekten S. 653. Die ausführlichen 
Erörterungen über das Zweckvermögen in den Pandekten von Brinz 
S. 1036. Nippel 7. B. S. 523. Stubenrauch 2. B. S. 329. Kirchstetter S. 528. 
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werbe nur nach innen als Gesellsohaft sich constitairt; oder ob 
sie eine von dem Privatvermögen der Gesellschafter abgesonderte, 
auch nach aussen als solche kennbare vermögensrechtliche Ge- 
meinschaft bildet. So lange A, B und C sich mitsammen verab- 
redeu; bei dem Stehen der Viehpreise hundert Ochsen auf gemein- 
schaftlichen Gewinn oder Verlust zu kaufen, und A, mit der Voll- 
macht des B und C versehen, diese hundert Ochsen kauft, wer- 
den Ay B und C dem Verkäufer nach den allgemeinen Regeln 
über eine Mehrheit von Vertragschliessenden verantwortlich bleiben, 
und der Umstand, dass A 1000 fl., B und C aber nur jeder 
500 fl. zum Betriebe dieses Handels eingelegt haben, berührt den 
Dritten, der davon keine Kenntnis hat, nicht. 

Es muss die Gesellschaft durch Bildung eines vom Privat-- 
vermögen der Gesellschafter abgesonderten Stammkapitales, welches 
aus der Einlage und dem eventuellen Gewinne besteht, nach aussen 
der Art auftreten, dass diß Rechte und Verbindlichkeiten, welche 
ein Dritter gegen die Gesellschaft hat, von den Rechten und Ver- 
bindlichkeiten der einzelnen Mitglieder, unterschieden werden können 
(§. 1202 b. G.-B.), es njuss ein selbständiger Träger von Rechten 
und Verbindlichkeiten, oder wie man es früher nannte, eine juri- 
stische Person sich gebildet haben. Der dem modernen Societäts- 
rechte angehörige Satz, dass es Dritten gegenüber nur Rechte 
und Verbindlichkeiten der Gesellschafter und nicht Rechte und Ver- 
bindlichkeiten der Gesellschaft gibt,'^) ist daher fttr unser Recht 
nicht anwendbar. Diese vermögensrechtliche Gemeinschaft ver- 
körpert sich im Hauptstamme (§. 1183), der ein vom Privatver- 
mögen der Mitglieder abgesondertes Gut ist, und der zwar in 
seiner Gesammtheit Eigenthum der Gesellschafter ist, dessen ein- 
zelne Bestandtheile aber, wie z.B. der zu einer Badeanstalt gehörige 
Wald nicht zu einem Drittheil fttr den mit einem Drittheil be- 
theiligten Gesellschafter verfügbares Eigenthum sind. 

Folge dieser Auffassung ist aber, dass vorerst nicht ein 
persönliches Einstehen fiir die Schulden der Gesellschaft, sondern 
vielmehr eine Haftung des Gesellschaftsvermögens fttr die Gesell- 



'*) Windscheid Pandekten 2. B. S. 484. 

5* 
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»chaft^ sowie eine solche nach aussen hin rechtliche Existenz er- 
hält, Platz greift. 

Wenn A, B und C, jeder mit einer Einlage von 6000 fl., eine 
Gesellschaft zur Abstocknng eines Waldes bilden, und äusserlich 
sich dieselbe als solche mit einem Kapitale von 18000 fl. consti- 
tuirt, und wenn nun C 4000 fl. seiner Einlage für sich ver- 
wendet, so wird der Gläubiger X, der 9000 fl. von der Gesell- 
schaft zu fordern hat, das Recht haben, vorerst das ganze Ge- 
sellschaftskapital von 14000 fl. daftlr in Anspruch zu nehmen, 
und es werden A und B nicht einwenden können, es treffe ftlr 
ihren Antheil zur Bezahlung der 9000 fl. nur je 3000 fl. und 
es soll der X die erstlichen nicht mehr vorhandenen 1000 fl. 
aus dem Privatvermögen des C, mag er nun solches besitzen oder 
nicht, fordern. Wenn aber das Gesellschaftskapital auch ganz ftlr 
die Schulden haftet, so ist damit implicite die Haftung in soli- 
dum der Antheile der Einzelnen an demselben ausgesprochen, 
und da jeder der mit einer äusserlich als selbständige Vermögens 
einheit auftretenden Gesellschaft Geschäfte eingeht, sich ehevor 
erkundigen kann, ob die Gesellschaft ftlr die übernommenen Ver- 
bindlichkeiten solvent ist, kann er sich auch nicht beklagen, wenn 
er das Privatvermögen der Gesellschafter zur Deckung seiner For- 
derungen, insoweit sie nicht aus dem Stammvermögen befriedigt 
werden können, im allgemeinen nicht heranziehen kann. So 
lange daher kein Verschulden in Gebahrung des Gesellschaftsver- 
mögens vorliegt, und die Gesellschaft sich nicht auflöst oder Ge- 
winne vertheilt, sind wir auch in der vielbestrittenen Frage, ob 
nach österreichischem Rechte der Gesellschafter mit seinem Pri- 
vatvermögen zur Deckung der Gesellschaftsschulden participiren 
müsse, auf der Seite der Verneinenden. Tritt aber die Auflösung 
der Gesellschaft ein, oder handelt es sich um Hereinbeziehung 
des vertheilten Nutzens zur Deckung der bestandenen Schulden, 
so wird jeder pro rata und zwar nach Massgabe seines Antheils 
an der Gesellschaft dem Gläubiger derselben auch mit dem Pri- 
vatvermögen verantwortlich; und in diesem Sinne glauben vir 
den §. 1203 verstehen zu müssen. 

Nach diesen Bemerkungen kommen wir nun zur Beantwor- 



tung der uns interessirenden Frage über die Haftbarkeit der ein-' 
zelnen Socii für die Dritten gegenüber eingegangenen Vejrbind- 
lichkeiten. 

Vorausgesetzt muss immer werden^ dass das Geschäft Namens 
der Gesellschafter oder der Gesellschaft, je nachdem sie äusserlich 
als „juristische Person" erscheint oder nicht, geschlossen werde. 
Wenn ein Gesellschafter, ohne dass er als Mandatar seiner Mit- 
gesellschafter oder als Vertreter der Gesellschaft auftritt, ein Ge- 
schäft mit einem Dritten schliesst, so haftet er natürlich allein 
in seiner privatrechtlichen Persönlichkeit, es wäre denn, dass er 
den daraus bezogenen Vortheil seinen Mitgesellschaftem oder der 
Gesellschaft zugewendet hat, in welchem Falle sie aus der Be- 
reicherungsklage verantwortlich werden. ^^) Geht aber ein Ge- 
sellschafter oder ein Dritter, hiezu rechtmässig Bevollmächtigter 
Namens der Gesellschaft oder sämmtlicher Gesellschafter ein Ge- 
schäft ein, so wird es sich eben fragen, ob sie im eigenen privat; 
rechtlichen Namen handeln oder ftlr sie als solche gehandelt wird, 
oder ob sie Namens einer vermögensrechtlich von ihrer Privat- 
eigenschaft abgesonderten Vermögenseinheit — - der Gesellschaft — 
das Geschäft eingehen. Im erstem Falle werden die allgemeinen 
Regeln über Gesammtschuldverhältnisse Anwendung finden; der 
Umstand allein , dass das Geschäft ftlr mehrere abgeschlossen 
wird, begründet, insofeme nicht die übernommene Leistung eine 
untheilbare ist, oder eine Correalität nicht schon nach der Lehre 
über das Mandat hervorgehen sollte, kein Gesammtschuldver- 
hältnis, sondern jeder wird nur pro rata verpflichet. Im letzteren 
Falle tritt diess um so weniger ein, als die Gesellschafter nicht 
unmittelbar, sondern nur in Reflexwirkung als Antheilnehmer an 
dem Gesellschaftsvermögen Schuldner werden. Insoweit sie in 
ihrer privatrechtlichen Persönlichkeit aus Gesellschaftsschulden 
haftbar sind, liegt die ausdrückliche Vorschrift des §♦ 1203 b. G.-B. 
vor. Hieraus folgt aber, dass der Gesellschaftsvertrag mit Aus- 
nahme der Singularität bei Handelsgesellschaften an und ftlr sich 



•*) Jure societatis per socium aere alieno socius non pbligatur 
nisi incommuuem arcam pecnniae versae sunt. 1. 82. D. pro socio (17. 2). 
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allein nur die Haftbarkeit pro rata, und zwar nach Gesellschafts- 
antheilen, nicht aber ein Gesammtschuldverhältnis begründet. 

§.8. 

' Eine bereits citirte oberstrichterliche Entscheidung veranlasst 
uns, auch die Cession wegen des damit verbundenen Rechtes auf 
Haftung ftlr die Liquidität und Einbringlichkeit der abgetretenen 
Forderung in das Bereich unserer Besprechung zu ziehen. Die 
Aenderung in der Person des Gläubigers erfolgt durch die Ces- 
sion, deren Gegenstand alle veräusserlichen Rechte sein können 
(§. 1393), und wodurch nur zwischen dem Ueberträger und dem 
üebemehmer der Forderung, nicht aber zwischen dem letzteren 
tmd dem übernommenen Schuldner eine neue Verbindlichkeit ent- 
steht (§. 1395). Das Recht des Cedenten gegen den Schuldner 
erlöscht und die Klage geht, wie sie ihm gegen den Schuldner 
zustand, auf den Cessionar über. Nach erfolgter Cession ist nach 
österreichischem Rechte der frühere Gläubiger nicht mehr be- 
rechtigt, die bereits abgetretenen Rechte noch geltend zu machen 
(§. 1395). 

Der Schuldner hat nur das Recht, die an den früheren Gläu- 
biger zur Zeit, als ihm die Uebertragung der Forderung noch 
nicht bekannt gemacht wurde, geleistete Zahlung dem Ueber- 
nehmer als gültig entgegenzusetzen. Es kann daher von einer 
Mehrheit der Gläubiger gegenüber dem Schuldner bis zur Be- 
kanntmachung der Cession nach österreichischem Rechte nicht die 
Rede sein. Der Cessionar erwirbt aber mit der Cession nicht 
nur das Recht des Cedenten gegen den Schuldner, sondern er 
erwirbt auch aus dem Gesetze selbständige Rechte gegen den Ce- 
denten und zwar auf Haftung flir die Richtigkeit und Einbring- 
lichkeit der Forderung bis zum Betrage, welchen er dem Ce- 
denten dafür gegeben hat. Es liegen nun zwei verschiedene Ob- 
ligationen, in welchen beiden der Cessionar Gläubiger ist, vor. 



•) Vergl. Entscheidung des obersten Gerichtshofes: Glaser-Ünger- 
Walther Sammlung N. 2517; anders nach römischem Rechte, s. Wind- 
scheid Pandekten 2. B. S, 237 N. 4 mit den Quellenstellen. 



Tritt aber der Cessionar die Forderung weiter ab, so erhält der 
neue Cessionar eben wieder zwei verschiedene Rechte, das Recht 
gegen den Schuldner auf die Forderung und das Recht auf Haf- 
tung gegen seinen Vormann, jedes derselben von wesentlich ver- 
schiedenem Inhalte, wovon aber das letzte im gleichen Inhalte 
dem letzten Yormanne gegen seinen Vormann zusteht. 

Meyer hat gegen Schmid eine Forderung von 1000 fl. 
Meyer tritt diese Forderung an Lang und Lang wieder an Bemard 
ab. Wenn nun die Forderung als illiquid sich herausstellt, so 
haftet für die Liquidität dem Bemard der Lang, dem Lang wie- 
der der Meyer. Lang konnte aber mit der Forderung dem Bemard 
auch sein Regressrecht gegen Meyer ausdrücklich abtreten, und in 
diesem Falle, welchen die bereits angeführte oberstrichterliche 
Entscheidung vom 24. März 1867, Ihl. 2160 (Glaser-Ünger 
Samml. N. 325), vor Augen hat, hat daher Bemard das Recht 
der Haftung ftir die Liquidität zu beansprachen, gegen Lang un- 
mittelbar aus dem §. 1397 und gegen Meyer in Folge der ihm 
von Bemard gemachten Abtretung des demselben gegen ersteren 
zustehenden gleichen Rechtes. Wenn nun in diesem Falle der 
oberste Gerichtshof die Einwendung des Meyer, dass er der zweiten 
Oession zwischen Lang und Bemard nicht beigezogen worden sei 
und desshalb auch die dem Lang wider ihn zustehenden Regress- 
ansprüche als auf einem persönlichen Verhältnisse zwischen ihnen 
beruhend auf den Kläger nicht hätten übergehen können (§. 1395 
und §. 1397 b. 6.-B.), aus dem Grunde verworfen hat, weil Lang 
alle hinsichtlich dieser Forderung erworbenen Rechte an den 
Kläger cedirt habe. Lang von dieser Uebertragung keinerlei Rechte 
ausgenommen und daher nur unveräusserliche und darum nicht 
cedirbare Rechte von dem fraglichen Cessionsakte ausgsechlossen 
seien, so war unter der Voraussetzung der faktischen Frage, dass 
Lang auch die ihm gegen Meyer zustehenden Regressrechte dem 
Bemard abgetreten habe, die solidarische Verurtheilung des Meyer 
und Lang in die Haftung für die Liquidität zwar nicht aus dem 
vom obersten Gerichtshof angeführten Grunde, weil die Haftung 
eine untheilbare Leistung sei, sondem aus dem Grunde richtig, 
weil dem Kläger Bemard das Regressrecht gegen den unmittel- 
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baxen ' Vormann ans dem Gesetze y gegen den ersten Gedenten 
Meyer aber in Folge der ihm von Lang gemachten Abtretung 
dieser Rechte zustand ^ nnd er daher gegen beide zwei verschie- 
dene selbständige Obligationen, beide aber gleichen Inhaltes, hatte, 
die er sowol gegen den einen als auch gegen den andern oder 
aber auch gegen beide zugleich geltend machen kann, bei welchen 
Obligationen aber auch der Eine befreit wird, sowie der andere 
geleistet hat. Wir erhalten daher einen Fall echter Solidarietät, 
der auch bei Abtretung von Rechten aus andern Verträgen, welche 
mit einem Regressrechte gegen den Vormann verbunden sind, ein- 
treten kann, wobei natürlich immer die selbständige Erwerbung 
des dem Vormanne zustehenden Regressreohtes gegen dessen Vor- 
mann die nothwendige Vorbedingung ist. In Folge des im mo- 
dernen Rechtsleben immer weiter ausgebildeten Institutes der Ne- 
benintervention '') kann aber doch der Fall eintreten, dass ohne 
gleichzeitige Uebertragung der Rechte des Gedenten gegen seinen 
Auetor der letzte Gessionar gleichzeitig zur unmittelbaren Judi- 
catsobligation gegen den ersten Auetor gelangt Es ist diess 
dann der Fall, wenn der um den Regress angegangene Gedent 
seinem Vormanne den Streit mit Erfolg verkündet, oder dieser 
freiwillig dem Streite zwischen dem letzten Gedenten und Gessionar 
beitritt und erklärt, nicht nur als Hilfspartei des Litisdenuncianten, 
welche Stellung ihm die modernen Givilprocessordnungen anweisen, 
sondern gleichzeitig die Stelle des Mitgeklagten unmittelbar gegen 
den Kläger übernehmen zu wollen, so dass er durch diese vom 
Kläger angenommene Erklärung als echter Streitgenosse durch 
eine privative Intercession und zwar nicht bloss als Defensor auf- 
tritt, und der Erstgeklagte seiner eigenen Haftung ebenfalUs nicht 
entlassen wird. 

Zur Entstehung eines Gesammtschuldverhältnisses kann femer 
der Versicherungsvertrag in doppelter Richtung Anlass geben. 
Durch den Versicherungsvertrag übernimmt der Versicherer, wie 
sich das bürgerliche Gesetzbuch (§. 1288 b. G.-B.) ausdrückt. 



') Vergl. unter andern die Abhandlung von Sentz über das In- 
stitut der Intervention. Ger. -Zeit. Jahrg. 1867 N. 96 u. f. 
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die Gefahr des Schadens, welcher einen andern ohne dessen Ver- 
schulden treffen könnte, oder nach der Definition^ des jüngst ver- 
öffentlichten Entwurfes eines neuen österreichischen Versicherungs- 
gesetzes die Gefahr von Nachtheilen, welchen der Versicherte in 
seinen Vennögensverhältnissen durch ein ungewisses Ereignis an 
einer Sac^ie oder durch die üngewissheit der Dauer des Lebens 
eines Menschen ausgesetzt ist. Es kann nun der Fall sein, dass 
für diese vermögensrechtlichen Nachtheile dem Versicherten gleich- 
zeitig ein Dritter verantwortlich ist, sei es, dass er für das Er- 
eignis aus einem Delikte (dolus oder culpa) einstehen muss, sei 
es, dass der Schade durch die unterlassene Erfüllung einer ihm 
obliegenden Vertragspflicht, wie z. B. bei den Forderungsver- 
sicherungen durch die Nichteinhaltung der Zahlung entstanden ist. 
Es kann aber auch der Versicherte gegen dieselbe Gefahr mit 
zwei verschiedenen Versicherem unabhängig von einander Ver- 
sicherungsverträge eingegangen haben. 

Im ersteren Falle hat der Versicherte zwei Schuldner, welche 
ihm für den Schaden haftbar sind, denjenigen, welcher aus einer 
mit ihm bestehenden Obligation oder aus einer Deliktsklage da- 
für einstehen muss, und den Versicherer, und es steht in seiner 
Wahl, ob er den einen oder den andern dafür angeht. 

Es ist ein im modernen Versicherungswesen allgemein aner- 
kannter Grundsatz, dass der Zweck der Versicherung nicht die 
Bereicherung des Versicherten, sondern nur die Ausgleichung der 
durch das Ereignis bewirkten Vermögensverminderung verfolge,*) 
dass nur der Schade — das Interesse — Gegenstand derselben ist, 
wenngleich die Klage des Versicherten gegen den Versicherer 
nicht aus dem Titel des Schadensersatzes, welcher die Verletzung 
einer Vertragspflicht oder ein Delikt oder Quasidelikt voraussetzt, 
sondern aus dem Titel des Vertrages entspringt. Ist nun der 
Schade von jenem ersetzt, der, abgesehen vom Versicherungs- 
vertrage aus einer andern civilrechtlichen Titel dafür verant- 
wortlich ist, so kann der Versicherte nicht gleichzeitig den Ver- 



*) Gerber deutsches Privatrecht 7. Aufl. S. 563. Bluutschli deutsches 
Privatrecht §. 141 N. 7. 
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sicherer dafür belangen, sondern die Obligation aus dem Ver- 
sicherungsvertrag ist erloschen, und hat der Versicherer den Schaden 
ersetzt, so kann der Beschädigte nicht ausserdem noch den aus 
dem Delikte oder einem andern Vertrage Haftenden um Ent- 
schädigung angehen, weil er sonst bereichert würde, was dem 
Prinzipe der Schadenersatzklage vollkommen widerspricht. Es 
ergibt sich daher, insoweit der Umfang der Vertrags- und gesetz- 
mässigen Schadensersatzpflicht, nämlich ob es sich bloss um Er* 
Satzleistung oder volle Oenugthuung handelt, ziffermässig zusam- 
menfallt, ein vollständiges Solidarschuldverhältnis , wobei aller- 
dings der Versicherer, im Falle er den Ersatz geleistet, gegen 
denjenigen, der für den Schaden sonst verantwortlich ist, in die 
dem Versicherten zustehenden Ersatzansprüche gegen einen Dritten 
eintritt (§. 11 des Entwurfes eines österr. Gesetzes über Ver- 
sicherungsverträge). Hievon ist die Versicherung von Leben und 
Gesundheit theilweise verschieden. Das Interesse für die Er- 
haltung desselben ist überhaupt nicht wohl schätzbar, und der 
Versicherungsvertrag nimmt hier wesentlich die Natur eines Glücks- 
Vertrages an. Wenn jemand für seine Nachkommen gegen eine 
jährliche Prämie von 200 fl. sein Leben für 5000 fl. versichert, 
will er für seine Kinder nicht allein einen Schadensersatz für die 
Gefahr des ohnedem gewissen, nur im Zeitpunkte ungewissen 
Ereignisses seines Todes, sondern er will ihnen ein bestimmtes 
Vermögen sichern, und nicht in der Ungewissheit, dass sein früh- 
zeitiger Tod ihm nicht gestattet, durch eine jährliche Ersparung 
von 200 fl. diess Vermögen zu sammeln, sie einer unsichem 
Existenz preisgeben. Es ist daher die freie üebereinkunft der 
Parteien allenthalben und nicht der wirkliche Schade für die Höhe 
der Zahlungspflicht im Falle des Eintrittes des Ereignisses mass- 
gebend. Wenn nun diess Ereignis, welches den versicherten Un- 
fall veranlasst, durch fremdes Verschulden eintritt, z. B. es ver- 
unglückt Jemand, dessen Leben versichert ist, auf einer Eisenbahn 
und es treten die Haftungsbedingungen für die Unternehmung nach 
dem Gesetze vom 5. März 1869, Ihl. 27, ein, so kann die Ersatz- 
pflicht der letztern auf eine grössere oder kleinere Summe als 
die Lebensversicherungspolizze lauten, und es wird sich daher nur 
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bis zum Zusammentreffen beider Summen ein Solidarverhältnis 
ergeben y während flir das Hehr der dafür Haftende als Einzeln- 
schuldner erscheint. 

Hat der Versicherte bei mehreren Versicherem unabhängig 
von einander und nicht in einem gemeinschaftlichen Vertrage, in 
welchem Falle sie je nach dem Inhalte derselben pro rata oder 
correal haften würden, dieselbe Gefahr versichert, so erhält der 
Versicherer gegen jeden aus dem mit ihm bestehenden Ver- 
sicherungsvertrage das Rechi;, den Ersatz des ganzen Schadens 
beim Eintritte desselben zu fordern. Wenn A sein Haus ftir 
6000 fl. bei der Versicherungsgesellschaft X und ebenso bei der 
Versicherungsgesellschaft Y versichert, und bei jeder die ent- 
sprechende Prämie bezahlt, so haftet ihm im Falle eines Brandes, bei 
welchem der erhobene Schade 4000 fl. beträgt, sowol die Gesell- 
schaft X als auch Y ftlr die vollen 4000 fl., und wenn er auch 
in allem nicht mehr ansprechen kann, so steht es ihm frei, die 
eine oder die andere um den vollen Betrag anzugehen, während, 
wenn die eine bezahlt hat, auch die Leistungspflicht der andern 
nach den auseinandergesetzten Grundsätzen erlöscht. Wenn somit 
nicht spezielle Bestimmungen in den betreffenden Versicherungs- 
verträgen dagegen sprechen, so müssten wir, so lange nur die 
Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches den Umfang der 
Haftung regeln, auch vom Standpunkte des österreichischen Rechtes 
das Entstehen eines Solidarverhältnisses in diesem Falle annehmen,^) 
wenngleich aus Rücksichten der öffentlichen Sicherheit im modernen 
Versicherungsrechte der sicher mit den allgemeinen Rechtsprin- 
zipien im Widerspruche stehende Grundsatz Platz greift, dass im 
Falle als alle Versicherungssummen in einer bei mehreren erfolgten 
Versicherung derselben Gefahr, den wirklichen Werth der Sache 
übersteigen, jeder einzelne Versicherer zu der gebührenden Ge- 
sammtentschädigung nur im Verhältnisse seiner Versicherungs- 
summe zu dem Gesammtbetrage der ganzen Versicherungssumme 
beizutragen hat.*) 

*) Vergl. Art. 968 des Dresdner Obl.-Rechts-Entwurfes. 
*) §. 25 des Ost. Entwurfes und Motive S. 40, welche von dem 
Grundsatze ausgeben, dass es der spätem Versicherung an einem Ge- 



76 

Erkennt man mit Fitting als oberstes Kriterium des Gesammt- 
schuldverhältnisses das Wahlrecht des Gläubigers zwischen mehreren 
ihm gegen verschiedene Personen auf dasselbe Objekt zustehenden, 
jedoch durch die Leistung des Einen erlöschenden Klagerechte, 
so gehört in's Bereich unserer Besprechung noch eine Reihe von 
Fällen; w6 jemand aus ft'emden Verbindlichkeiten die Haftung mit 
zu übernehmen hat. 

Die dem römischen Rechte angehörigen Klagen, die neben 
einer gewöhnlichen Schuldklage auch noch gegen eine andere 
Person als den eigentlichen Schuldner angestrengt werden konnten, 
die sogenannten actiones adjectitiae qualitatis, ^) sind för unser 
Recht mit Ausnahme der actio utilis de in rem verso, welche noch 
in ihrer neueren Ausbildung, wenn auch nicht unbestritten, Platz 
greift^ ^ antiquirt. Der Fall, den wir hier vor Augen haben, ist 
die Bereicherung durch Vermittlung eines Dritten, welche entweder 
dadurch geschieht, dass der Nutzen oder ein Theil desselben aus 
einem mit einem Dritten abgeschlossenen Geschäfte in das Ver- 
mögen eines andern, am Geschäfte gar öicht Betheiligten tiber- 
geht, oder dass der Vortheil aus einem von einem Dritten begangenen 
Delikte von jemanden ohne Betheiligung an dem Delikte selbst 
bezogen wird. Bekanntlich enthält unser bürgerliches Gesetzbuch 
über die Lehre von der Bereicherung nur die kargen Bestimmungen 
der §§. 414, 415 und 1041, in welche die Praxis die vom Leben 
häufig aufgeworfenen Fälle mitunter so zu sagen einzuzwängen 



genstande soweit mangelt, als der Werth durch die frühere Versicherung 
bereits bedeckt war, ein Grundsatz, der, wie uns scheint, in consequenter 
Durchfuhrung eine andere Bestimmung als die in §. 25 ausgesprochene 
zur Folge haben müsste. 

*) Vergl. V. Savigny, Obl.-Recht, 1. B. S. 209 und 2. B. S. 24. 
Keller Litiscontestation und ürtheil S. 419. Vangerov §. 661. Keller 
Pandekten S. 464. Brinz Pandekten S. 1617, und über den hieher ge- 
hörigen BegHff des Institor und die Haftung desselben neben dem Prin- 
zipal 8. die ausführlichen Erörterungen von Thöl Handelsrecht §. 21 u. 26. 

') Schmid Lehrbuch von den gerichtlichen Klagen §. 1416. Sin- 
tenis §. 102 N. 86. Puchta Pandekten §. 279. Windscheid Pandekten 
2. B. S. 755. Witte die Bereicherungsklagen S. 256. Julius Magg die 
Bereicherungsklagen des gemeinen Rechtes, Ger. -Ztg. 1859 N. 71. 
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genöthi^ ist. Auch auf den Versuch^ diese mit Zunahme des 
Verkehres immer wichtiger werdende, in letzter Analyse auf dem 
Satze der Billigkeit: nemo damno alterius locupletior fiet, be- 
ruhende Lehre zu erörtern, müssen wir hier gänzlich verzichten. 
Dieses „Haben ohne Grund" berechtiget im Falle der Zulässig- 
keit der Klage, wenn die Sache in natura noch vorhanden ist, 
zur Rückforderung derselben, somit zur Vindicationsklage, welche 
ganz verschiedener Natur der gegen den negotiorum gestor zu- 
stehenden Klage ist, und in welchem Falle daher eine Solidar- 
obligation nicht entstehen kann. Ist jedoch die Sache in Natur 
nicht mehr vorhanden, so geht die Klage auf Bereicherung bis 
zum Werthe, den die Sache zur Zeit ihrer Verwendung hatte, 
und, sowie nun gleichzeitig eine Klage des Eigenthümers gegen 
den negotiorum gestor auf Schadenersatz zulässig ist, hat ersterer 
gegen letzteren sowol als gegen den Bereicherten, insoweit der 
Werth der Sache und das Schadensersatzrecht in der Summe zu- 
sammentreffen, das gleiche Forderungsrecht, und es ergibt sich 
daher der Fall eines Solidarschuldverhältnisses. 

Die wissentliche Bereicherung aus dem von einem Dritten 
begangenen Delikte werden wir an geeigneter Stelle berühren. 

Es gibt aber noch eine Reihe anderer im Gesetze bestimm- 
ter Fälle, wo jemanden die Haftbarkeit für die einem andern 
obliegende Vertragserflillung obliegt. Seit nach neuerem Rechte 
der unmittelbare Erwerb durch Stellvertretung entgegen der al- 
tern römischen Auffassung des Mandatsverhältnisses allgemein 
zulässig ist, und die aus einem innerhalb der Gränzen der offe- 
nen Vollmacht abgeschlossenen Vertrage begründeten Rechte und 
Verbindlichkeiten mit dem Dritten dem Mandanten und nicht dem 
Mandatar zukommen (§. 1017 b. G.-B.), somit es nicht mehr 
vorkommt, dass dem Gläubiger die Klage gegen den Procurator 
und nur nebenher auch eine Actio utilis quasi institoria gegen 
den Mandanten zusteht, der hiedurch in solidum haftbar ward, ^) 



^) Die Beweisstellen vergl. unter andern bei Puchta Pandekten 
§. 279. Anm. d. und vor allen die aus^ihrlichen Erörterungen von Brinz 
Pandekten S. 1608 n. f. mit vollständiger Angabe der Litteratur. 
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sind diese Fälle, abgesehen vom Delikte oder Quasidelikte; ausser- 
ordentlich vermindert Wir fahren als Beispiel die Bestimmung 
des §. 970 an, womach Wirthe, Schiffer und Fuhrleute für Sa- 
chen, die von aufgenommenen Reisenden ihren Dienstleuten tiber- 
geben worden sind, gleich einem Verwahrer haften,') und der 
sich unserer Ansicht nach wesentlich von. dem Falle des §. 1316 
dadurch unterscheidet, dass letzterer die Verantwortung der Be- 
schädigung der übernommenen Sachen durch Culpa oder Dolus, 
ersterer aber nur die Verantwortung flir die Nichterfüllung des 
dadurch entstandenen Verwahrungsvertrages normirt, ***) welche 
hinsichtlich des Anspruches auf Entschädigung eine verschiedene 
ist. Denn Verwahrer ist zunächst der Hausknecht, dem ich 
meinen Reisesack zur Aufbewahrung übergebe, und wenn mir 
derselbe durch einen Dritten aus dem Gasthause gestohlen wird, 
so steht mir sicher die Klage gegen den Hausknecht als den 
unmittelbar Verpflichteten, aber auch gegen den Wirth in Folge 
der gesetzlichen Ausdehnung der Haftung aus dem Verwahrungs- 
vertrage zu. Häufiger dagegen sind die Fälle, wo durch Culpa 
oder Dolus jemand ftlr die sonst nur einem anderen obliegende 
Verbindlichkeit mit haftbar wird, und welche wir später berüh- 
ren werden. 

Der Befestigung der Rechte und Verbindlichkeiten, sei es 
durch Beitritt eines neuen Schuldners, sei es durch Verpfändung, 
liegt derselbe Zweck mit der Correalobligation, nämlich die Er- 
höhung der Sicherheit einer Forderung, zu Grunde. *) Während 
im Falle der Verpfändung die Forderung an eine Sache gebun- 
den wird, durch deren Verwerthung der Gläubiger sich Befrie- 
digung verschaffen kann, erhält der Gläubiger im ersten Falle 



^) Bekanntlich nachgebildet dem Receptum nautarum, cauponum 
etc. D. 4. 9. 

'•) Vergl. dagegen Stubenrauch 2. B. S. 142 und die dort ange- 
führten Rechtsfalle. 

•) L. 1. §. 8. D. de obl. et act. (44. 7.) 
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einen zweiten Schuldner, an den er sich entweder nach Wahl 
oder erst dann, wenn der erste Schuldner ihn nicht befriedigt, 
halten kann. 

Die Verträge, welche den Beitritt eines zweiten Schuldners 
ohne Austritt des ersten aus der Obligation zum Gegenstande 
haben, gehören in die Lehre von der cumulativen Intercession, 
von welcher die hervortretendste Form die Bürgschaft ist. Die. 
selbe trat nach römischem Rechte bekanntlich in drei verschie- 
denen Richtungen mit eigenen Vertragsconstruktionen auf, indem 
der Bürge in die Verbindlichkeit des Hauptschuldners eintrat 
und dadurch eine Correalobligation begründet wurde (fideijussio); 
indem der Bürge für sich eine, besondere Verbindlichkeit begrün- 
dete, welche jedoch den gleichen Inhalt wie jene des Haupt- 
schuldners hatte, wodurch lediglich ein Solidarverhältnis entstand 
(constitutum debiti alieni), oder in dem der Bürge für sich eine 
Verpflichtung übernahm, welche zum Gegenstande nicht die Er- 
flillung der Verbindlichkeit des Schuldners, sondern den Ersatz 
jenes Schadens hat, welchen der Gläubiger dadurch erleidet, dass 
der Schuldner seine Verbindlichkeit nicht erflillt (mandatum qua- 
lificatum).*) Wir würden die aufgestellte Aufgabe überschreiten, 
wenn wir auch nur den Versuch machen wollten, eine umfassende 
Besprechung des ersten Hauptstückes des dritten Theiles unseres 
bürgerlichen Gesetzbuches zu geben, wir müssen uns auf kurze 
Andeutungen, welche lediglich auf unser Thema Bezug haben, 
beschränken. Die Bürgschaft, das Rechtsverhältnis, wodurch ausser 
dem eigentlichen — dem Hauptschuldner (debitor principalis) — 
noch ein anderer zu derselben Leistung nebenbei (accessorisch) 
und zwar nach österreichischem Rechte wie nach gemeinem deut- 
schen^) nur subsidiär verpflichtet wird, bedingt ihrer Natur 

') Vergl. vor allen ,die Bürgschaft nach gemeinem Civilrechte von 
Girtanner S. 20—46, S. 47, S. 60. Puchta Lehrbuch der Pandekten 
und Vorlesungen S. 403. Vangerov Pandektenvorlesungen S. 577—580. 
Sintenis §. 129. Keller §. 291. Arndts §. 349. Windscheid 2. B. 
S. 476. Samhaber a. a. 0. S. 169. 

^) Vergl. den dogmengeschichtlichen Beitrag zum §. 1367 von 
Tomascheck in Efe,imerl*8 Vierteljahresschrifl; 4. B. S. 173. Ünger 2. B. 
S. 411 N 7. 
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nach; dass der Bürge nicht wie bei der Correalobligation neben 
einem andern sich zum Eintritte in ein vorher bestimmtes Obli- 
gationsverhältnis verpflichtet, sondern der Bürge tritt hinzu in 
einem Zeitpunkte , wo bereits die Obligation mit einem bestimm- 
ten Subjekte verknüpft ist und seine Verpflichtung bezieht sich 
gerade auf die Schuld dieser Person, auf das Verkntipftsein der 
Obligation mit diesem Subjekte,^) er wird nicht proprio, sondern 
alieno nomine obligirt. Während der Hauptschuldner ftlr sich 
selbst bezahlt, hat der Bürge nur für den Hauptschuldner zu 
bezahlen, es hört die Verbindlichkeit deS' Bürgen mit der Ver- 
bindlichkeit des Hauptschuldners auf, wesshalb der Bürge nicht 
nur durch die Zahlung, sondern auch durch alle andern Auf- 
lösungsarten der Obligation des Hauptschuldners frei wird, weil 
er nicht verpflichtet sein kann, für einen andern zu zahlen, was 
derselbe nicht mehr schuldig ist,^) und es stehen daher natur- 
gemäss alle Exceptionen, welche die Hauptschuld vernichten und 
welche schon beim Abschluss der Bürgschaft vorhanden waren, 
auch dem Bürgen zu (§. 1363). Ex persona rei et quidem in- 
vito reo exceptio ut cetera rei commoda fidei jussori ceterisque 
accessionibus competere potest (L. 32. D. de verb. obl. 45. 1). 
Der Bürge hat.atich nie aus eigenem Vermögen mitzuzahlen, so 
lange die von ihm gezahlte Summe vom Hauptschuldner einge- 
trieben werden kann, er tritt vielmehr, wenn er den Hauptschuld- 
ner bezahlt hat, in die Rechte des Gläubigers (§. 1358 b. G.-B.) 
und hat selbstverständlich auch dem Hauptschuldner, wenn dieser 
bezahlt hat, keinen Regress zu leisten. Eine weitere Folge der 
accessorischen Natur und der Präexistenz der verbürgten Schuld 
ist, dass die Schuld der Btlrgen quantitativ wohl kleiner, als 
jene des Hauptschuldners, nie aber grösser und nie qualitativ 
von der Hauptschuld verschieden sein kann, oder, wie sich das 
Zürcher Gesetz (§. 1784) ausdrückt, die Bürgschaft kann sich 
weder auf eine andere Leistung beziehen, als in der Hauptschuld 



') Girtanner S. 410. 

*) Fritz a. a. 0. B. 18. S. 384. 



51 

wol aber auf einen Theil derselben.**) Es mus» 

idenMls die Person des Hauptschuldners und das 

s, aus dem die verbürgten Leistungen entspringen, 

mag auch die verbürgte Leistung selbst erst eine 

n Quäle und Quantum unbestimmte sein (§. 1346 

at sich jemand auf einen höheren Betrag oder 

Bedingungen als der Hauptschuldner verbürgt, so • 

eine Bürgschaft vorhanden, als die Hauptschuld 

) Sachs. Ges.), und für das mehr ist der Bürge 

»roprio nomine.') Da aber eben die Bürgschaft 

' des Gläubigers bezweckt, so tritt die Bürgschaft 

em Gläubiger gegenüber abgegebene accessorische 

i in's Leben, während, so lange es ein blosses 

len den beiden Schuldnern bleibt, es auch den 

rührt und ihm keine Rechte verleiht (§. 1346).®) 

aber daraus, dass, wenn die Hauptschuld aus 

Bürgen nicht bekannter subjektiver Handlungs- 

luptschuldners letzterem gegenüber ungiltig ist, 

•gschaft übernommene Obligation, welche aus 

Hauptschuld wird, dennoch zu Recht besteht 

'ie Schuld verbürgt ist, erhält der Gläubiger 
• Einen und derselben Leistung, und es ent- 

^andekten S. 737. Fideijussores ita obligari non 
ant, quam debet is, pro quo obligantur. Nam 
lo est principalis obligationis, nee plus in acces- 

wwoo, quam in principali re. §. 5. J. de fideij. (HI. 20.) 

') lieber die Frage, ob sich der Bürge in duriorem causam ver- 
pflichten kann, vergl. Vangerov §. 578. Liebe im Rechtslex. 5. B. S. 518. 
Puchta Pandekten §. 404. Sintenis §. 129. N. 43. und vor allen Gir- 
tanner S. 31 u. 377. 

«) Girtanner S. 318. 

®) Nach römischem Rechte ist dieser Satz nur theilweise (1. 10. 
pr. D. de minor. [4. 4]), nicht aber hinsichtlich der Exceptio ex S. C. 
Maced. (1. 9. §. 3. D. h. t. [14. 6.]) u. S. C. Veleej. (1. 16. §. 1. D. h. t. 
[16. 1.]) richtig, ünger (2, B. S. 145. N. 25.) gibt dieser Vorschrift eine 
restringirende Deutung. 

Mages, Gesammtschuldverliältiiisse. Q 
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steht ein Gesammtschuldverhältnis^ ein Fall^ der bei jener Art 
von Bürgschaft nur beschränkt eintritt^ welcher zum Inhalte nicht 
die Erftülung der Verbindlichkeit des Hauptschuldners, sondern 
ein Schuldversprechen ftlr jenen eventuellen Schaden hat, welchen 
der Gläubiger oder der Bürge dadurch erleidet, dass der Haupt- 
schuldner nicht bezahlt 'O) (§. 1348 und 1362 b. G.-B*), indem 
ftlr den Entschädigungsbürgen (fideijussor indemnitatis) , **) der 
mit dem Nachbtirgen (fideijussor succedaneus) ^'^) nicht verwech- 
selt werden darf, nicht die Obligation des Schuldners gegen den 
Gläubiger, sondern die Obligation des Bürgen die Hauptobli- 
gation ist. 

Die Bürgschaft als accessorischer Vertrag, der bereits die 
Eidstenz der Hauptschuld bedingt, setzt von Seite des Bürgen 
zwei verschiedene Obligationen voraus, die Eine, womit der Bürge 
das Bürgschaftserklären gegenüber dem Gläubiger abgibt und, als 
Folge dieses Erklärens, der Beitritt zur bereits bestehenden Ob- 
ligation des Hauptschuldners. Erstere mag, da auch ohne Vor- 
wissen des Hauptschuldners jemand eine fremde Schuld verbürgen 
kann, von der zweiten ganz unabhängig sein, und der Bestand 
derselben muss vor allem feststehen, ehe an eine Beziehung der 
Hauptobligation auf den Bürgen gedacht werden kann. Sowie 
aber diese Bürgschaftsverbindlichkeit perfekt geworden, ist hiemit 
auch der Eintritt in die Obligation des Hauptschuldners festge- 
stellt, denn der Bürge will, entweder unbedingt, oder sowie die 
Reihe der Zahlung an ihn gelangt, dasselbe und aus demselben 
Rechtsgrunde, wie der Hauptschuldner schulden. Wir haben da- 
her nach den entwickelten Grundsätzen Einheit der Obligation 
und Identität der Leistung. 

Die Bürgschaft ist nun, je nachdem dem Bürgen das Bene- 
ficium excussionis zu Gute kommt oder nicht, entweder von se- 
cundärer oder primärer Haftungspflicht. *^ 



'•) Obeirstrichterl. Entscheidung vom 24. März 1870. Ger. H. J. 
1870. N. 87. 

»') Girtanner S. 324. Kirchstetter S. 589. 
^') L. 4. pr. D. de fldeij. et mand. (46. 1.) 
") ünger System 2. B. S. 470. N. 2. 
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Erstere (fideijussio subsidiaria §. 1846 b. G.-B.) setzt vor- 
aus, dass der Bürge in der Regel (§. 1856) erst dann belangt 
werden darf, wenn der Hauptschuldner auf des Gläubigers ge- 
richtliche oder aussergerichtliche Einmahnung seine Verbindlich- 
keit nicht erfüllt hat (§. 1355), ein Umstand, der nicht, wie 
nach römischem Rechte, als Exceptio des Schuldners geltend ge- 
macht werden muss, sondern zum Fundamente der Klage gegen 
den Bürgen gehört, '*) und es fehlt daher diesem Rechtsverhält- 
nisse ein wesentliches Merkmal des gewöhnlichen Gesammtschuld- 
verhältnisses, nämlich die Wahl des Gläubigers, welchen der 
Schuldner er belangen will. 

Wesentlich verschieden ist hievon das Verhältnis des Bür- 
gen und Zahlers (§. 1857). Es scheint uns unrichtig, wenn 
man behauptet, der Bürge und Zahler werde im vollen Umfange 
Selbstschuldner, es müsste ja sonst durch die Beerbung des Bürgen 
auch die Hauptschuld erlöschen, und es würde der Bürge und Zahler, 
der ohne Einverständnis sich als solchen erklärt, sowie er seine eigene 
und nicht fremde Schuld bezahlt hat, im Vorhinein den ihm nach §.1358 
zustehenden Regress wenigstens theilweise abschneiden. Der we- 
sentliche Charakter der Bürgschaft, dass er nur ftlr eine fremde 
Schuld und nur alieno nomine obligirt wird, bleibt dabei unver- 
wischt (§. 1358 und 1361 b. G.-B.). Während jedoch der sub- 
sidiäre Bürge erst dann haftbar wird, wenn der Hauptschuldner 
nicht zahlt, somit die Zahlungspflicht wesentlich an die Person 
geknüpft wird, übernimmt der Bürge und Zahler die Verpflich- 
tung, gleichwie der Hauptschuldner zu zahlen. Er wird somit 
dem Gläubiger gegenüber zum ungetheilten Mitschuldner, und 
zwar, wie auch aus der Citation des §. 891 und 1357 hervor- 
geht, im Verhältnisse der Correalität, womit für uns wenigstens 
der gemeinrechtlich geführte Streit, ob die Bürgschaft zur Correal- 
oder Solidarobligation '^) gehöre, erledigt ist; und diese Ansicht 
scheint uns nach, der gegebenen Entwickelung des Begriffes von 



'*) Unger S. 570. N. 33. a. 

*^) Die Ansichten pro und contra bei Samhaber S. 170. N. 29. 
Der neueste Vertreter der Ansicht, dass sie nur eine Solidarobligation 
bilden, ist Baron ip seinen Pandekten S. 511. 

6* 
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Correalität die alleinrichtige; indem die accessorische Schuld des 
Bürgen nicht nur Einheit der Ohligation; sondern anch die sub- 
jektive Versehlingung mit der Person des Hauptschnldners, für 
welchen der Bürge einsteht, bedingt. 

Wir haben noch der Stellung einer Mehrheit von Bärgen 
zum Hauptschuldner zu erwähnen, die im gemeinen Rechte durch 
das ihnen zustehende Beneficium divisionis eine wesentlich ver- 
schiedene war. *^) Es ist wol selbstverständlich, dass, wenn 
jeder der Coniideijussoren nur ftir einen bestimmten Theil der 
Schuld oder pro rata die Haftung übernimmt, dieselbe nicht wei- 
ter ausgedehnt werden kann. Ebenso zweifellos dürfte es sein, 
dass, wenn mehrere ohne irgend eine Verbindung unter einander 
die ganze Schuld eines Dritten verbürgen, der Gläubiger jeden 
derselben auf das Ganze in Anspruch nehmen kann. Durch den 
§. 1359 wird aber auch geradezu eine Interpretationsregel ftir 
den Fall aufgestellt, als mehrere gemeinschaftlich die Bürgschaft 
ftlr Eine Schuld übernehmen, obgleich sonst die Haftimg nach 
§. 888 nur pro rata ginge, indem das Gesetz, welchem wol die 
Stelle der Institutionen (4. J. de fideij. [3. 30.]) vorschwebte 
(si plures sint fidei jussores quotquot erant numero, itaque liberum 
est creditori, a quo velit solidum petere), ohne Ausnahme die 
Haftung jedes einzelnen Mitbürgen für das Ganze ausspricht. *') 
Während somit auf das Verhältnis der mehreren Mitbürgen zum 
Gläubiger der Umstand, ob ein Einverständnis unter den ersteren 
besteht oder nicht, ftir ihre correale Haftimgspflicht ohne Einfluss 
ist, berührt derselbe desto einschneidender ihre Stellung unter 
einander. Wenn mehrere Personen ohne ein EinverständniBS 



'«) Savigny Obl.-R. 1. B. S. 278. Kuntze die ObUgation u. Sin- 
galarsQCcession S. 238. Ribbentrop §. 13. Windscheid Pandekten 2. B. 
S.742. Keller Pandekten S.556. Samhaber S. 171. Girtanner S. 17, 457 f. 

") Nippel 8. B. S. 287. Mattei 4. B. S. 868. Winiwarter 4. B. 
S. 20. Dagegen Stubenrauch 2. B. S. 485. Der zur Zeit der Verfassung 
des bürg. Gesetzbuches in grossem Ansehen stehende Höpftier (zu den 
Heineccischen Institutionen 7. Aufl. S. 894) sagt: Mehrere Bürgen haften 
auch einzeln in Solidum, jeder kann auch einzeln auf die ganze Schuld 
belangt werden, sie mögen sich nun ausdrücklich correaliter verbunden 
haben oder nicht. Vergl. sächs. Ges. §.1458. §. 1006 des Dresd.Entw. 
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unter einander für dieselbe Schnld Bürgschaft geleistet haben, 
so stehen sie unter sich in gar keinem Rechtsverhältnisse; es 
wird allerdings durch die Zahlung des Einen Mitbürgen der an« 
dere liberirt; der Mitbürge, welcher zahlt, tUgt aber nicht zugleich 
die Schuld des andern, sondern er tilgt eine fremde Schuld, jRir 
welche auch der andere mithaftet. Es tritt eben eine Reflex- 
wirkung durch die Handlung des andern ein, und wenn das 
Motiv des Zutrittes des Mitbürgen nicht darin bestand, einen 
bereits früher obligirten Bürgen zu erleichtem, so kann auch von 
einem Regressrechte der Mitbürgen unter einander trotz der Vor- 
schrift der §§. 1359 u. 1363, wenn zwischen ihnen keine Rechts- 
gemeinschaft besteht, keine Rede sein. 

Von einer eigenthümlichen Auffassung ist nach unserem Ge- 
setze der zweite Fall der cumulativen Intercession, jener des 
Beitrittes als Mitschuldner ohne der dem Bürgen »zu Statten kom- 
menden Rechtswohlthat der Vorausklage (§. 1347). Wir haben 
bereits diese Form des Eintrittes in die Obligation bei Bespre- 
chung der allgemeinen Natur der Correalobligation erwähnt, ha- 
ben aber dort auch vorausgesetzt, dass der zur Befestigung der 
Obligation Beitretende vollständig in die bereits bestehende Schuld 
unter allen Bedingungen der Correalobligation eintritt. Während 
der Entwurf ftir Westgalizien (III. Th. §. 497) beim unbeding- 
ten Beitritte zu einer bereits bestehenden Verbindlichkeit als 
Mitschuldner unter der Voraussetzung, dass eine Theilung nicht 
bedungen wurde, die Entstehung eines Gesammtschuldverhältnis- 
ses annimmt, welcher Grundsatz unserer Ansicht nach wol der 
richtigere wäre, ^®) stellt dagegen das bürgerliche Gesetzbuch als 
Regel lediglich die Begründung einer Gemeinschaft mehrerer 
Mitschuldner auf, und es macht die dem fraglichen §. angehängte 
Citation der §§. 880 — 896 unzweifelhaft, dass, wenn nichts an- 
deres bestimmt worden, und die Schuld eine theilbare ist, der 
Adpromissor ebenso hafte, als wenn bereits ursprünglich er in 
einer theilbaren Obligation als Mitschuldner gestanden wäre, wenn 
nicht schon der Vertragsinhalt die Bedingungen der Correalität 



'") Girtanner a. a. 0. S. 321. 
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des §. 891 an sich trägt. Nach §. 1344 wird aber vorausge- 
setzt; dass der Inhalt der Hauptschuld durch den Beitritt eines 
Mitschuldners in einem solchen Falle nicht verändert wird, da 
jedenfalls dadurch die Lage des Gläubigers mehr gesichert und 
nicht verschlimmert werden soll. Wenn nun A von X 100 fl. 
zu fordern hat und Y tritt dieser Verbindlichkeit einfach bei, so 
ist die Folge nicht, dass X und Y jeder für öO fl. haftet, son- 
dern X bleibt für die ganzen 100 fl. haftbar, Y aber ausserdem 
noch für die Hälfte, nämlich ftlr 50 fl. Der Gläubiger A hat 
daher für die ganzen 100 fl. den X als Schuldner, ausserdem 
aber noch für 60 fl. von den 100 fl. den Y ebenfalls als Schuld- 
ner und es entsteht daher für die Hälfte des Betrages ein So- 
lidarverhältnis. Ist dagegen die Leistung eine untheilbare, so 
treten die Bedingungen des §. 890 ein. Um daher durch den 
blossen Beitritt als Mitschuldner ein Gesammtschuldverhältnis zu 
begründen, muss diese Absicht durch einen dahin zielenden Aus- 
druck als Gesammtschuldner etc. besonders bezeichnet werden. 

Es kann aber auch ein Dritter ohne Austritt des Haupt- 
schuldners aus der Obligation einer Schuld in der Art beitretei^ 
dass er ebenfalls. Schuldner derselben Leistung und zwar proprio 
nomine sein will. Die hieher gehörigen Construktionen werden 
von unserem bürgerlichen Gesetzbuche nicht ausdrücklich normirt, 
es ist jedoch kein Zweifel, dass sie auch nach unserem Rechte 
zulässig sind. 

Hieher gehört: 1. das Constitutum debiti alieni, *^ das Ver- 
sprechen gegen den Gläubiger, eine fremde Schuld tilgen zu 
wollen, so dass der Constituent Schuldner derselben Leistung, 
für die es bereits der andere desshalb nicht entlassene Schuldner 
ist, wird, die fremde Schuld jedoch als Selbstschuldner zahlen 
will. Es weiss z. B. A, dass sein Freund B gegen X ^e 
Schuld von 100 fl. habe, und möglicherweise durch die Bedrän- 
gung von Seite des Gläubigers in Verlegenheit komme. Um nun 
dem B diese Verlegenheit zu ersparen, erklärt A gegen X, ohne 
den B davon zu verständigen, dass er Selbstschuldner des glei- 



»») Sintenis §. 126. N. 36. Vangerov. §. bid, Arndts §. 351, 
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eben Betrages 7 den letzterer schuldet^ sein wolle , wodurch X 
bewogen wird, von den sonst gegen B beabsiebtigten Sicherbeits- 
massregeln abzustehen. Dieser Vertrag ist wesentlich verschieden 
von dem Beitritte als Mitschuldner (§. 1347), der, wenn nicht 
anders bedungen, nur eine Haftung pro rata zur Folge hat, und 
ebenso vom Btirgschaftsvertrage, mit welchem er allerdings die 
grösste Aehnlichkeit hat, sich aber dadurch unterscheidet, dass 
einerseits bei letzteren immer auch, wenn der Bürge sich zugleich 
als Zahler verpflichtet, diess nur alieno nomine geschieht, und 
dem Constitutum andere auch beschwerlichere Bedingungen als 
der Hauptschuld beigefügt sein können. Nachdem das Constitu- 
tum debiti alieni nicht den Eintritt in die Schuld des andern, 
sondern ein selbständiges Schuldversprechen auf die gleiche Lei- 
stung enthält, während der Hauptschuld ein verschiedener Rechts- 
grund unterliegt, so begründet ein solcher Vertrag lediglich ein 
Solidarverhältnis, und wenn auch dem Constituenten alle Ein- 
reden aus der Entstehung der Hauptschuld zu Gebote stehen, so 
ist diess nicht hinsichtlich der nach dem Constitute entstandenen, 
z. B. der Veijährung "") der Fall, wol aber hinsichtlich der Thatsachen, 
welche eine BeMedigung des Gläubigers enthalten, sowenig als 
dem Constituenten, der zahlt, die Ersatzforderung gegen den 
Hauptschuldner aus dem §. 1358 zusteht, weil es ja nicht die 
Schuld eines andern, sondern seine eigene zahlte, wogegen die 
Zulässigkeit des Regresses aus dem Solidarschuldverhältnisse von 
dem Umstände abhängen wird, ob er animo donandi sich als 
Schuldner constituirte oder nicht 

2. Die Zahlungsübemahme, wodurch jemand in einem mit 
einem fremden Schuldner geschlossenen Vertrage die Verpflich- 
tung auf sich nimmt, eine Schuld oder gewisse Schulden oder 
alle, an einen Dritten zu bezahlen. ^^) Erwächst nun aus einem 
solchen Versprechen je nach der Construktion dieses Verhältnisses 
bei Verständigung des Gläubigers, ohne dass dieser wie bei der 



«•) L. 18. §. 1. D. de pecun. const. (13. 5.) 
' ') ünger die Verträge zu Gunsten Dritter 10. B. der Jahrbücher 
für Do^^matik d. b. r. R, S. 87* Thöl Handelsrecht §. 114, 
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Assignation (§. 1401) den früheren Schuldner entlässt^ ein Klage- 
recht, wie diess insbesonders bei den kanfinännischen Anweisun- 
gen (Art. 300 des Handelsgesetzbuches)*^) der Fall ist, so erhält 
der Gläubiger zwei Schuldner, wobei natürlich die Rechte der- 
selben unter einander nur dui'ch den Vertrag geregelt werden. 

3. Das Kreditmandat (mandatum qualificatum). ^^) Hat A 
ein bestimmtes Interesse, dass B ein Darlehen erhalte, und er 
gibt nun dem Z den Auftrag, aus eigenen Mitteln dem B das 
Darlehen zu geben, so ist A nach §. 1014 schuldig, dem Z 
allen aus der Erfüllung seines Auftrages entstandenen Schaden 
zu vergüten. Zahlt nun B das Darlehen nicht zurück, so hat Z 
gegen ihn die Forderung aus dem Darlehensvertrage gegen A 
aber gleichzeitig die Forderung aus dem Mandate, und es ent- 
steht daher eine Solidarietät, welche sich jedoch wesentlich vom 
Bürgschaftsvertrage, der rein accessorischer Natur ist, unterschei 
det, während der Mandant in einer ganz getrennten Hauptobli- 
gation steht, deren Inhalt sich nicht nach der Verpflichtung des 
Schuldners, sondern nach dem Umfange und der derselben ent- 
sprechenden Erfüllung des Mandates regelt. 

Die Erhöhung der Sicherheit einer Forderung kann aber 
auch erreicht werden dadurch, dass dieselbe an eine Sache ge- 
bunden wird, durch deren Verwerthung der Gläubiger sich selbst 
die Befriedigung verschaflfen kann, das heisst, dass defn Gläu- 
biger hiefttr ein Pfand bestellt wird. 

Es kann aber auch der Personalschuldner eine verschiedene 
Person von dem Hypothekarschuldner sein, sei es, dass eine an- 
dere Person als der Schuldner die ihm gehörige Sache als 
Hypothek der fremden Schuld unterstellt, oder der Gläubiger für 
seine Forderung redlicher Besitzer des Hypothekarrechtes auf 
eine fremde Sache geworden ist, oder der Personalschuldner die 
ihm gehörige verpßindete Realität ohne Anweisung des Gläubigers 



*') Art. 781. des Dresd. Obl.-Rechtes. 

") Keller Pandekten §. 316. Pucbta dto. §. 326 u. 404. Sintenis 
§. 113. N. IG. Heimbach im Rechtslex. 7. B. S. 32. Troplorg le mandat 
N. 52. Samhaber S. 173. u. vor allen Thol Handelsrecht S. 108. Dresd, 
Obl.-R. Art. 1020. Sachs. Ges. §. 1476. 
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einem Dritten veräussert, oder endlich dadurch, dass durch Thei- 
lung oder theilweise Veräusserung der als Pfand untergestellten 
Realitäten Simultanhypotheken entstehen. Der Umstand der Haft- 
barkeit mehrerer für dieselbe Forderung mag allerdings dazu ver- 
leiten, auch in diesen Fällen ein Gesammtschuldverhältnis zu 
erblicken, und man hat insbesonders im Simultanhypothekarver- 
hältnis eine Art von „Realcorrealität" erkennen wollen, eine 
Ansicht, die auch unter österreichischen Juristen ihre Vertreter 
fand,'^*) und vorzüglich dazu beitrug, das Recht des mit der 
Hypothekarklage belangten Besitzers eines mit einer Simultan- 
hypothek belasteten Gutes gegen die übrigen Besitzer der mit- 
verhafteten Realitäten auf Regress zu stützen, während diese 
Frage, wenn sie bejahend beantwortet wird, nur in den Grund- 
sätzen der Bereicherungsklage ihre Rechtfertigung finden kann. 

Dass eine solche Analogie mit der Correalobligation ganz 
unhaltbar ist, ergibt sich aus den einfachsten Betrachtungen über 
die Natur des Pfandrechtes im Gegensatze zu jener des Gesammt- 
schuldverhältnisses.**) Das Pfandrecht gibt dem Gläubiger das 
dingliche Recht, aus einer Sache, wenn die Verbindlichkeit, zu 
deren Sicherheit es bestellt wurde, zur bestimmten Zeit nicht er- 
füllt wird, die Befriedigung zu erlangen, und dem entspricht die 
Pflicht von Seite des Eigenthümers, die verpßindete Realität zur 
zwangsweisen Veräusserung herauszugeben. Das Gesammtschuld- 
verhältnis, mag dasselbe als Correalität oder Solidarietät auftre- 
ten, setzt eine Obligation zwischen Gläubiger und Schuldner 
voraus, vermöge welcher letzterer, sei es proprio oder alieno 
nomine zur Leistung verpflichtet ist. Eine solche Obligation be- 
steht zwischen dem Gläubiger und dem Hypothekarschuldner gar 
nicht; beiden steht ein dingliches Recht auf dieselbe Sache, dem 
Einen das Pfand, dem andern das Eigenthumsrecht zu, und die 
wesentliche Wirkung der Hypothekarklage ist, dass der Eigen- 



*^) Die Litteratur vom österreichischen Standpunkte bei Stuben- 
rauch 1. B. S. 642. Vergl. auch die Entscheidung des obersten Ge- 
richtshofes V. 18. Febr. 1869 Ger.-Zeit. J. 1872 N. 19. 

''•) D. Blitzfekl zur Lehre von den Gesammthypotheken Ger.- 
Zeitung J. 1860 S. 169 u. flf. 
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thiüner verpflichtet wird; mit seinem Eigenthumsrechte insoweit 
znrückzntreten, dass die Realisirong des Pfandrechtes ermöglicht 
wird. Um die Realisimng desselben abzuwenden und das ding- 
liche Recht des andern zu vernichten , steht dem Besitzer des 
Pfandgutes das Mittel zu Gebote, die Forderung, für welche seine 
Sache verpfändet ist, zu tilgen. Zieht er es vor, die Realität 
zur zwangsweisen Befriedigung herauszugeben, mag auch die 
Forderung, für welche dieselbe verpfändet wurde, nur theilweise 
getilgt werden können, so steht er mit dem Gläubiger in gar 
keinem Rechtsverhältnisse mehr. Es ist daher entschieden un- 
richtig, wenn man sagt, „dem Pfandrechte entspreche die Ver- 
bindlichkeit der Sache (!) die Befriedigung, oder was ebenso viel 
ist, die Zahlung der Forderung zu leisten, und diese Verbindlich- 
keit übertrage dasf Gesetz auf denjenigen, der die mit derselben 
belastete Sache als Eigenthtimer übernimmt."**) 

Wenn auch die neueste Zeit im Interesse der publica fides 
der Hypothekarbticher den accessorischen Charakter des Pfand- 
rechtes aufzugeben strebt, wie diess bereits theilweise von unserem 
bürgerlichen Gesetzbuche geschah, ^"^ ja sogar der Hypothek eine 
selbständige von der Obligation losgelöste -Existenz*^) verleihen 
will, wodurch eine neue Rechtsconstruktion, die man wohl im- 
glücklich „Realobligation" nennt, geschaffen wird, so bleibt in 
der persönlichen Rechtsbeziehung zwischen Hypothekargläubiger 
und Hypothekarschuldner immer nur die Verbindlichkeit zur 
Herausgabe des Hypothekarobjektes, und dagegen nicht als Ver- 
pflichtung, sondern als Recht des Schuldners, um sich von obiger 
Verbindlichkeit zu befreien, jenes der Tilgung der Forderung, 
mag auch die Hypothek eine ähnlich dem Wechsel selbständige 
Existenz erlangen. Während nun der Schuldner im Gesammt- 
schuldverhältnisse dem Gläubiger persönlich und zwar auf das 



^^) Kopetzky über die Natur der Hypothekarklage nach dem allg. 
öster. bürg. Ges.Zeits. für Öster. Rechtsgelehrs. 1837. IL S. 269. 

»') Exner das PubUcitätsprinzip S. 37. 

*^ Vergl. Bahr die preussischen Gesetzentwürfe über die Rechte 
an Grundvermögen. Jahrb. für Dogmatik 11. B, S. 33 u. f. 



Ganze haftet, liegt daher dem Hypothekarschuldner persönlich 
gar keine Haftung für die verpfändete Schuld ob, und durch die 
Veräusserung des Pfandstückes tritt er auch ohne Zustimmung 
des Gläubigers ausserhalb jedes Verhältnisses mit demselben, ja 
der neue Eigenthtimer muss selbst die Vertretung für die bereits 
angestrengte Klage unter der Voraussetzung der Bedingungen des 
§. 5 des Justizministerialerlasses vom 19. September 1860, Zahl 
212 übernehmen. Es muss daher die Haftung des verpfändeten 
Eigenthums für die Schuld eines andern als des Eigenthümers 
und ebenso der unter den Eigenthümem von mit Simultanhypo- 
theken behafteten Gütern ebenfalls zulässige Regress nach we- 
sentlich verschiedenen Grundsätzen, deren Erörterung nicht in 
unser • Bereich gehört, als jene, welche das Gesammtschuldver- 
hältnis normiren, beurtheilt werden. 

§. 10. 

Gehen wir nun auf die Delikts- und Quasideliktsobligationen 
des österreichischen Rechtes mit Rücksicht auf die Lehre von 
den Gesammtschuldverhältnissen über, wobei wir von der nicht 
damit zu vermengenden Verletzung einer Vertragspflicht und der 
Frage der Haftung der andern Correi debendi (§. 1303) aus 
derselben, die in die Lehre über die Wirkungen der Gesammt- 
schuldverhältnisse gehört, ganz absehen. 

Der widerrechtliche Eingriff in die fremde Rechtssphäre als 
Quelle eines selbständigen Rechtsanspruches erzeugt für den Ver- 
letzten ein Forderungsrecht auf Ersatz des dadurch entstandenen 
vermögensrechtlichen Nachtheiles. Es soll dieser Person geleistet 
werden, wie viel ihr daran liegt, dass nicht geschehen wäre, 
was geschehen ist.') Dieses Forderungsrecht geht in der Regel 
nur gegen den (sei es mittelbaren oder unmittelbaren) Urheber 
der Verletzung, es wäre denn, dass in Folge eines besonderen 
Verpflichtungsverhältnisses oder vermöge gesetzlicher Bestimmung 
jemand die Handlungen eines andern vertreten muss. Ein sol- 
cher widerrechtlicher Eingriff begründet aber nur dann einen 



') Windacheid Pandekten 2. B. S. 27. 
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Ersatzaosprach, wenn er zurechenbar, wenn der Schaden mit 
Wissen und Willen (dolus), oder wenn er aus einem Versehen 
(culpa) schuldbarer Unwissenheit, Mangel der gehörigen Aufmerk- 
samkeit oder des gehörigen Fleisses verursacht ward (§. 1294 
b. G.-B.).*) Betrachten wir nun vorerst die in den §§. 1301 — 
1304 b. G.-B. normirten Fälle der Verantwortlichkeit fllr den 
durch eigene dolose oder culpose Handlungen angerichteten Scha- 
den, unter Voraussetzung, dass an der Bewirkung desselben 
mehrere theilnehmen. 

Wie wir bereits früher im Allgemeinen angedeutet, haben 
wir folgende Unterscheidung aufzustellen: 

a) Dolose Beschädigung, verübt durch mehrere Personen ohne 
Einverständnis untereinander in der Art, dass dieThat des Einen 
auch ohne die That des andern die Beschädigung hervorge- 
bracht hätte. Jis liegen hier zwei ganz verschiedene selbständige 
Deliktsobligationen vor, und entsteht eine Solidarobligation. 

b) Gemeinschaftliches doloses Handeln, sei es, dass über gepflo- 
genes Einverständnis jeder als handelnd auftritt, oder dass er Mitschul- 
diger des Handelnden ist (§. 1301 b. G.-B.). Nach unserer bereits ge- 
gebenen Entwickelung haben wir hier Eine und dieselbe Obligation 
und daher den Fall der echten Correalität, während bekanntlich nach 
römischem Rechte (lex aquilia als Straf klage) der Eine Correus selbst 
nicht durch die durch den andern Mitschuldigen geleistete Entschädi- 
gung und somit noch weniger durch Litiscontestation befreit 
wurde (nam ex lege aquilia, quod alius praestitit, alium non re- 
levat, quum sit poena. L. 2. D. ad leg. Aquil.) [9. 2]. ^) 

c) Culposes Handeln mit bestimmten Antheilen der Beschä- 
digung. Jeder haftet pro rata. 



') Ueber den Umfang dieses Rechtes „des Gleichgewichtes zwi- 
schen Schuld und Schadensersatz,^ worüber wir uns hier nicht anszu- 
sprechen^ haben, vergl. unter andern die höchst geistreiche Schrift von 
Ihering „das Schuldmoment im römischen Privatrechte und die mit 
Rücksicht auf das österreichische Recht durchgeführte Besprechung 
von ünger Ger.-Zeitg. J. 1867. N. 78. 

*) Voet Fand. L. 9. tit. 2. §. 8. Ribbentrop S. 104. Keller Pan- 
dekten S. 679. Windscheid Pandekten 2. B. S. 658. 
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d) Cnlposes Handeln mit nicht bestimmbaren Antheilen 
des Einzelnen an der Beschädigung. In diesem unseres Wis> 
sens von den Quellen*) nicht prägnant hervorgehobenen und 
von dem galizischen Gesetzbuche (III. Th. §. 460) ebenfalls nicht 
berührten Falle haften alle solidarisch und mögen , wie Zeiller 
sagt, da ihnen die Umstände näher bekannt sein werden, aus- 
machen, wie der Rtickersatz durch Vertheilung unter die Schul- 
digen geleistet werden soll. Ob dadurch eine echte Correalität 
oder nur eine Solidarietät entstehe, muss von Fall zu Fall ent- 
schieden werden, z. B. kann bei der einem CoUegium obliegen- 
den Sorgfalt für Depositengelder die verantwortliche, wenn auch 
nur fahrlässige Handlung oder Unterlassung communi consilio 
erfolgt sein. 

e) Doloses Handeln mehrerer ohne Einverständnis, jedoch 
in der Art, dass die That des Einzelnen nicht den 6e- 
sammtschaden hervorgebracht, und die Folgen der Handlung 
des Einzelnen sich ebenfalls nicht bestimmen lassen, ein 
Fall, der im Gesetze nicht berücksichtiget, aber offenbar nach 
dem Vorhergehenden entschieden werden muss. 

f) Mitverschulden von Seite des Beschädigten. Der letztere 
trägt mit dem Beschädiger den Schaden verhältnismässig, und 
wenn sich das Verhältnis nicht bestimmen lässt, zu gleichen 
Theilen (§. 1304). Sind mehrere Beschädiger in diesem Falle 
vorhanden, so werden sie Gesammtschuldner des auf sie entfal- 
lenden Antheils. 

g) Endlich wissentliche Bereicherung aus dem durch das 
Delikt eines andern dem Dritten zugefügten VermÖgensnachtheile 
ohne vorläufiges Einverständnis mit dem Thäter (die Theilnehmung 
am Diebstahl, Raub etc.). Hier ist das Haben ohne Grund ein 
an und für sich rechtswidriges, welches die Schadenersatzpflicht 



*) Vergl. die hieher gehörigen Stellen L. 11. §. 2. L. 51. §. 1 
u. 2. D. ad leg. aquil. (9. 2), während z. B. der Fall des L. 11. §. 4. 
ibid. offenbar nur ein Versehen dnjiu-ia L. 3. ibid. u. L. 5. §. 1. ibid.) 
begründet, und nach den. nämlichen Prinzipien der lex aquilia die Haft- 
barkeit nach sich zieht, da dieselbe sowol die dolose als culpose Be- 
schädigung umfasst. 
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bedingt (1301). Dieselbe geht jedoch nicht weiter, als der durch 
die eigene Handlung, nämlich die Theilnehmung am Delikte, durch 
das Verhehlen, Verbrauchen, Veräussem hervorgebrachte Schade 
reicht, und da der unmittelbare Thäter für das Ganze haftet, 
tritt liur bis zum Betrage, ftlr welchen dem Theilnehmer ebenfalls 
eine Haftpflicht obliegt, ein Solidarschuldverhäldnis ein. ^) Hiemit 
dürften die FäUe der §§. 1301 und 1302 b. G.-B. erschöpft sein,«) 
und wir können uns hier die Bemerkung nicht versagen, dass die 
in älterer Zeit beliebte gleichmässige Behandlung aller Delikts- 
obligationen mit den Fällen echter Correalität wol auch auf dem 
Umstände beruhen mag, dass man den durch verschiedene Quellen- 
stellen, wie z. B. L. 15 §. 2 D. quod vi aut clam (43, 24) L. 2. 
pr. D. de nox act (9. 4.) angedeuteten Unterschied zwischen ein- 
verständlichem und nicht einverständlichem Handeln zu wenig Ge- 
wicht beilegte. 

Nach diesen Prinzipien werden nun die aus Delikts- oder 
Quasideliktsobligationen entspringenden Gesanmitschuldverhältnisse 
beurtheilt werden müssen. So wird z. B. die aus gemeinschaft- 
lichem Beschlüsse und in Folge dessen bewirktem Handeln oder 
Unterlassen hervorgehende Gesammthaflimg mehrerer unredlich 
handelnden Mitglieder einer Gemeinde (§. 337 b. G.-B. und die 
betreffenden Bestimmungen der verschiedenen Gemeindegesetze), 
der Mitglieder einer Gesellschaft für den durch dolus oder culpa 
der Gesellschaft oder anderen Mitgliedern zugefttgten Schaden 
(§. 1191 b. G.-B. und art. 94 H. G.-B), die Gesammthaffcung 
der Mitglieder eines Gerichtes, welche der Berathschlagung für 
deren Beschluss sie verantwortlich erklärt wurden, beiwohnten, und 
nicht eine andere Meinung äusserten, nach §. 5 des Syndikatsgesetzes 
vom 12. März 1859 N. 46 ein Correalschuldverhältnis begründen. 
Ein eklatantes Beispiel von blosser Solidarietät gebe dagegen die 
Gesammtschuld mehrerer auf Frflillung der Pflicht aus der uneh- 
lichen Vaterschaft gemeinschaftlich Belangten, sowie man die Ex- 



*) Entscheid, des ob. Gerichtshofes vom 4. Febr. 1870, Ger.-Halle 
J. G. 1870, S. 87. 

«) Stubenrauch 2. B. S. 432. 
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ceptio plurium concumbentium verwirft, und die Paternitätsklage 
nicht aus dem Verwandtschaftsverhältnisse, sondern aus dem 
Delikte des unehlichen Beischlafes begründet.') Hieher gehört 
auch die mehreren Personen zur Last liegende üebertretung von 
Präventivstrafgesetzen, deren Nichtbeachtung als Versehen an- 
gerechnet und die Haftung für den daraus entstehenden Schaden 
begründet (§. 1311), für den Fall, als sich die Antheile des Ein- 
zelnen daran nicht bestimmen lassen. Wenn wir aber nun von 
der Voraussetzung ausgingen, dass bei sämmtlichen Mitschuldnem 
ein unmittelbar den Schaden hervorbringendes Delikt oder Quasi- 
delikt den Grund ihres Gesammtschuldverhältnisses bilde, so kann 
sich ein solches auch dadurch ergeben, dass jemand durch doloses 
oder culposes Handeln auf dasselbe haftbar wird, wofiir ein Dritter 
bereits aus einem Vertragsverhältnisse ebenfalls verbindlich ist, 
oder dass das Gesetz für das von einem Dritten begangene Ver- 
schulden jemanden in Folge einer ihm speziell obliegenden Pflicht 
die Verantwortung mit aufladet. Das Charakteristische für das 
Entstehen eines solchen Gesammtschuldverhältnisses ist immer 
darin zu suchen, dass der Beschädigte, ohne dass er gezwungen 
wäre, sich erst die Klage gegen den Dritten von Seite des un- 
mittelbar Haftenden abtreten zu lassen, ein eigenes selbständiges, 
auf die gleiche, nur einmal zu machende Leistung, gerichtetes 
Klagerecht gegen beide besitzt. 

Als Beispiel ersterer Art führen wir auf den Diebstahl einer 
entlehnten oder in Verwahrung gegebenen Sache, für deren Werth 
neben dem Diebe zugleich der Entlehner oder Deponent aus dem 
Leih- oder Verwahrungsvertrage haften muss, oder die Klage des 
Mandanten gegen den substituirten Mandatar aus dem §. 1012 
und gegen den ersten Gewalthaber, vorausgesetzt, dass derselbe 
zur Bestellung eines Stellvertreters ermächtigt war, ihm jedoch 
bei dessen Auswahl ein Verschulden zur Last fiel. 



') Die Litteratur über diese Frage vom Ost. Standpunkt und 
die bekannten Entscheidungen des obersten Gerichtshofes, vide Stuben- 
rauch 1. B. S. 311 Anmerkung 1. Gemeinrechtlich vgl. Windscheid 
Pandekten 2. B. S. 727 Anmerk. 19 u. 20 (derselbe vertheidiget die So- 
lidarietät mehrerer Concumbenten). 
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Die Fälle der zweiten Art, in welchen man für gewisse ver- 
tragswidrige oder unerlaubte Handlungen dritten Personen mitver- 
antwortlich wird; geben am häufigsten zur Entstehung von Ge- 
sammtschuldverhältnissen Anlass. Dieselben setzen in der Regel 
voraus, dass man mit den Personen, flir welche man die Haftung 
übernehmen muss, in einem Verhältnisse steht, das eine Pflicht 
der Beaufsichtigung in sich schliesst, wesshalb das Gesetz die 
Mithaftung für die durch die Letzteren begangenen Beschädigungen 
auferlegt, da angenommen werden muss, dass ohne ein Verschul- 
den des mit der Beaufsichtigung Betrauten, die Beschädigung 
nicht eingetreten wäre. In diesen Fällen erklärt entweder das 
Gesetz diejenigen, die zur Mitaufsicht verpflichet sind, unmittel- 
bar als Gesammtschuldner, oder aber gibt dem Beschädigten nicht 
nur gegen den Urheber der Beschädigung, sondern auch gleich- 
zeitig gegen einen Dritten, welchem es die Verantwortung fiir die 
Handlungen des ersten, wegen des zwischen beiden bestehenden 
Verhältnisses, auflastet, ein Klagerecht. Es steht daher dem Be- 
schädigten im letzteren Falle frei, sowol den Beschädiger, als 
auch denjenigen, der die Haftpflicht dafür übernehmen mu^, mit 
einer verschiedenen oder mit derselben Klage zu belangen, und 
diese Fälle gehören daher zu den Solidarobligationen, da mit der 
Leistung des Einen auch die Haftung des andern erloschen ist, 
während zwei wesentlich verschiedene Obligationen vorliegen, wenn- 
gleich dem Mithaftenden gegen den Urheber der Beschädigung 
der Regress auf den vollen von ihm geleisteten Betrag zusteht 
Wir können nicht alle hieher gehörigen Fälle aufzählen, sondern 
begnügen uns, einzelne derselben anzudeuten. Zu jenen der erstem 
Art, wo das Gesetz unmittelbar die solidarische Verbindlichkeit 
ausspricht, gehört die Haftung mehrerer Vormünder bei gemein- 
schaftlicher oder ohne Bewilligung des Gerichtes getheilter Ver- 
waltung für den ganzen, den Minderjährigen erwachsenden Schaden 
(omne id, quod pupilli interest, rem suam salvam esse) §. 210 
b. G.-B.^; die in den verschiedenen politischen und finanziellen 



*) üeber diese, dem römischen Rechte nachgebildete Vorschrift 
vgl. vor allen die ausführlichen Erörterungen von Ribbeutrop S. 56 und 
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Gesetzen ausgesprochene Haftung des Cassabeamten für defraudirte 
Gelder etc. Zu jenem der zweiten Art gehören die Haftung der 
Wirthe, Schiffer, Fuhrleute etc., ftlr die ihren Dienstleuten in Auf- 
bewahrung gegebenen und vonLetzterenbeschädigten8achen(§. 970); 
die Fälle der §§. 1314, 1315 und 1316 b. G.-B., welche die 
Haftung ftir das Verschulden von Dienstpersonen oder bei Auf- 
nahme gefährlicher Verbrecher etc. enthalten; die Artikel 380, 
395 und 400 des Handelsgesetzbuches, insofeme durch eine Ver- 
letzung der Vertragsverbindlichkeit die Haftbarkeit begründet wird; 
die bezüglichen Verordnungen über die Haftung der Postanstalt 
für ihre Bediensteten (Hfkdi vom 12. Juni 1838, Just.-G.-S. N. 280 
und 6. Nov. i838 N. 302); die Haftung der Eisenbahnuntemeh- 
mungen für das Verschulden ihrer Beamten und Diener (Ges. v. 
16. Nov. 1851, R.-G.-B. 1 v. J. 1852 und 5. März 1869, R.-G.-B. 
N. 27); der Bauführer für die Vernachlässigung der Bauvor- 
schriften durch ihre Untergebenen; die Mithaftung desjenigen, der 
ein Verbrechen auf sträfliche Weise nicht verhinderte (§.212 St.-G.-B.) 
etc. etc. Hieher gehört auch die Haftung des Miethers oder Eigen- 
thümers einer Wohnung de effusis et ejectis (§. 1318 b. G.-B.), 
wobei die Klage sowol gegen deiyenigen, welcher durch Heraus- 
werfen den Schaden veranlasst, als auch aus dessen Wohnung 
herausgeworfen wurde, angestrengt werden kann, die aber auch 
noch dadurch eine besondere Gestaltung erlangen kann, dass die 
Wohnung, aus der gegossen oder geworfen wurde, mehrere lüGether 
oder Eigenthümer hat, ^) so dass diese wieder dem Verletzten So- 
lidarschuldner werden, während die mehreren Miteigenthümer unter 
einander, da das £ligenthum des Einen auch das Eigenthum des 
andern ist, im Verhältnisse zu Correalschuldnem zu einander 
stehen, das Verhältnis mehrerer, in einem Zimmer zusammen 



Heimelt S. 73. Die Exceptio: si non et illl (contutores) solvendo sint 
(L. 1 §. 10—12 D. de tutel. (27, 3) existirt nach öst. Rechte nicht. 

') Si plures in eodem coenaculo habitent, unde dejectum est,, in 
quemvifl actio dabitur, (L. 1. §.10 D. de bis qui effud. (9. 3) et quidem 
in solidum. (L. 3. h. t.) 

Mages, Gesammtschaldverhältjiigse. 7 
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Wohnenden, jedoch einen solchen Verband nicht begründet. '") Ob 
nun in diesen Fällen es des Beweises des Yerschiddens für den Mithaf- 
tenden bedarf, und wem dieser Beweis obliegt, gehört nicht in den 
Bereich unserer Besprechung. Zu den Deliktsobligationen, welche 
ein Gesanuntschuldverhältnis begründen können, gehört auch die 
actio de pauperie. ' ^) Wenn auch die Haftung für den Schaden, 
welchen ein Thier aniichtet, gegen den Eigenthtimer nach unserem 
Gesetze eine beschränktere ist als nach römischem Rechte, indem 
in der Regel nur derjenige dieselbe trägt, der es hiezu angetrieben, 
gereizt oder zu verwahren vernachlässigt hat (§. 1320), und nur 
der Eigenthümer, für den auf fremdem Grund und Boden von 
seinem Thiere angerichteten Schaden (§. 1321), ohne eine solche 
Anreizung verantwortlich ist, so kann sich auch nach unserem 
Rechte gegen die Miteigenthtimer eines solchen Thieres ein Ge- 
sammtschuldverhältnis ergeben, und zwar ein solidarisches, inso- 
feme die Klage gegen jeden einzelnen aus dem ihm zur Last 
liegenden Delikte oder der Culpa in der Verwahrung desselben 
begründet wii'd, eine correale aber in den zwei vom Gesetze be- 
stimmten Fällen, wo schon das Miteigenthum des schadenbringenden 
Thieres allein die Verantwortung begründet, wie diess nach dem 
Hofkanzleidecrete vom 11. Januar 1816 gegen die Miteigen- 
thümer eines wüthend gewordenen Hundes, und nach §.27 der 
Ministerial- Verordnungen vom 20. Jannuar 1860, N. 28 R.-G.-B. 
gegen die Miteigenthümer des Viehes, durch welche eine Be- 
schädigung des Feldgutes erfolgt, eintritt. 

§. 11. 

Wie das Blut im menschlichen Organismus, ist im Handel der 
Vermögenswerth in steter Bewegung. Dass derselbe wieder zur 
rechten Zeit an die rechte Stelle zurtickfliesse, nachdem er in der 
Berührung mit andern befruchtende Keime gelassen, und in sich 



'*•) Vangerov §. 573 Anm. 2 N. 5. Windscheid Pandekten 2. B. 
S. 146 Anm. 17, Fritz über Correalobl. a. a. 0. 22. B. S. 493. 

' ') Vergl. unter andern über die actio de pauperie Weiske'sBechtslex. 
1. B. S. 69. Keller Pandekten §. 385. 
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selbst angewachsen, — dieses Vertrauen auf die spätere Rtlcker- 
stattung — der Kredit — ist die Grundbedingung jedes über 
den blossen Tauschhandel hinausgehenden Verkehres. Ist nun die 
Correalobligation eine eben zur Sicherung der Forderungsrechte 
und Leichtigkeit der Rechtsdurchsetzung gegebene Rechtscon- 
struktion, so musste sie im Vorhinein nirgends einen fruchtbareren 
Boden finden, ^) als auf dem Gebiete des Handelsrechtes , wo die 
raschere Realisirbarkeit des Rechtes ein entschiedenes Bedtirfiais 
bildet,*) und längst, bevor die Codificätion die solidarische Haf- 
tung in gemeinsamen Handelsgeschäften sanktionirte, dieselbe be- 
reits durch Gewohnheitsrecht eingebürgert war. ^) Nach den von 
uns versuchten Erörterungen würde wol kein Zweifel obwalten, 
dass die im §. 1203 des b. G.-B. aufgestellte Vermuthung über 
die Haftungspflicht von Handelsgesellschaftern, „dass alle für 
Einen und Einer fllr alle etwas zugesa^ oder angenommen haben", 
wodurch ja auch ein bei der Solidarietät gar nicht mögliches 
aktives Gesammtschuldverhältnis sich ergeben kann, eine echte 
Coirealität begründete. Es mag wol der Umstand mit beigetragen 
haben, dass gerade in die Zeit der Codificätion des deutschen 
Handelsrechtes die von Rückert (1855), Kuntze (1856) und Hei- 
melt (1857) ausgegangenen Angriffe gegen die bis dahin herr- 
schende Ribbentrop'sche Theorie fielen, warum der in der Sitzung 
der Nümbergercommission vom 27. Jänner 1858 gestellte Antrag,*) 
in das deutsche Handelsrecht den mit der österreichischen Ter- 
minologie verwandten Zusatz aufzunehmen: „Die in dem Gesetze 
erwähnten Solidarschuldner haften alle fllr Einen und Einer ftlr 
alle", und hiemit auszudrücken, dass die Solidarschuldner im 
Sinne des Handelsgesetzbuches als Gorrealschuldner zu betrachten 
seien, (der übrigens in seiner Allgemeinheit nicht ganz richtig 
gewesen wäre), mit eilf gegen vier Stimmen abgelehnt wurde, da 



^) lieber die im Nachfolgenden berührten Fragen vergl. vor allen 
Samhaber S. 181 u. 269. 

*) Protokolle zur Berathung des allgemeinen deutschen Handels- 
rechtes S. 499. 

•) deto S. 1308. 

deto S. 498. 

r 7* 



100 

man, wie die Motive lauten , „die mit diesem Antrage angeregte 
Frage; als eine rein doktrinäre im Gesetze zn berühren nicht ftir 
gut fand, zumal selbst die Doktrin über dieselbe noch nicht völlig 
in's Reine gekommen zu sein schien, und för manche Particular- 
rechte (z. B. das allgemeine preussische Landrecht, — das rheinische 
und österr. Recht) die Frage überhaupt nicht vom Interesse sei. 
Letzteres Motiv wäre jedoch unrichtig, sowie uns der Beweis ge- 
lingt, dass man auch nach österreichischem Rechte Unterschiede 
in der praktischen Behandlung der beiden Arten der Gesammt- 
schuldverhältnisse machen müsse, und es ist denn auch die Un- 
tersuchung nicht werthlos, ob die vom Handelsgesetzbuche nor- 
mirten Gesammtschuldverhältnisse correaler oder solidarischer 
Natur seien. 

Ein flüchtiger Blick auf die vom Handelsgesetzbuche aufge- 
stellte Gesammthaftung zeigt uns, dass der Entstehungsgrund der 
einen Kategorie (Art. 112, 257, 269, 280 und 281) der Vertrag 
der andern (Art. 173, 204, 241, 245, 247, 248) rechtswidriges 
Handeln bilde. Von den Fällen erster Art behandeln die Art. 112, 
257 und 269 das Verhältnis der Gesellschafter für die Namens 
derselben Dritten gegenüber eingegangenen Rechte und Verbind- 
lichkeiten im Falle als der Gesellschafter nicht seine Haf- 
tung ausdrücklich nur auf eine bestimmte Einlage beschränkt, wie 
der Commanditist (Art 150) und der Aktionär (Art. 207), son- 
dern mit seiner ganzen vermögensrechtlichen Persönlichkeit dafür 
einstehen muss, mag nun die Gesellschaft eine offene sein (art. 112), 
oder durch Aufnahme des Namens eines stillen Gesellschaftlers in 
die Firma derselbe die Verpflichtung eines offenen Gesellschafters 
übernehmen müssen (art. 257), oder mag nur eine sogenannte 
Gelegenheitsgesellschaft (Societe en partecipation , Gesellschaft a 
conto meta, art. 266) vorliegen. Derjenige, der fiir die Gesell- 
schaft handelt, sei er nun ein Gesellschaftler oder Procurist, oder 
welch' immer für ein befugter Institor, verbindet eben aus dem 
für die Gesellschaft abgeschlossenen Geschäftie jeden einzeln, und 
diese Verpflichtung geht vermöge der imperativen, selbst durch 
eine entgegenstehende Verabredung nicht zu behebenden Vorschrift 
des Art. 112 und durch die bis zum Gegenbeweise rechtliche 



Vermuthung des Art. 269 für jeden Einzelnen nicht pro rata, 
sondern auf das Ganze;*) es liegt gegen jeden nur derselbe Ent- 
stehungsgrund, ja nur derselbe eine Akt, welchen der für die Ge- 
sellschaft Handelnde unternimmt, und somit nur Eine und dieselbe 
Obligation vor, welche sich ganz auf jeden Gesellschafter bezieht, 
wobei natürlich bei der G^legenheitsgesellschaft vorausgesetzt wer- 
den muss, dass der handelnd auftretende Theilnehmer das Ge- 
schäft zugleich im Namen und Auftrage der übrigen , das heisst 
zugleich als Bevollmächtigter der übrigen Theilnehmer, kraft der 
ihm . ertheilten Vollmacht contrahirt, und diess auch äusserlich zu 
erkennen gibt.*) Dass hiedurch die Begründung einer echten 
Correalobligation und nicht einer blossen Solidarietät erfolge, kann 
wol um so weniger zweifelhaft sein, als bei der Gelegenheits- 
gesellschaft im Gesetze selbst die „solidarische" Berechtigung der 
Theilnehmer ausgesprochen ist, '^ welche schon im Vorhinein den 
Begi'iff der Solidarietät in unserm Sinne ausschliesst , und trotz- 
dem man sich in der Ntimbergercommission recht wol über 
^die Tragweite bewusst war, ®) dieselbe aufgenommen wurde. Löst 
sich dagegen die offene Gesellschaft auf, oder scheidet ein Ge- 
sellschafter aus derselben aus, und wird das Band, welches die 
gegenseitige Gesammtverpflichtung bedingte, gelöst, so ist es nur 
mehr die Rücksicht auf den Schutz des Gläubigers, welche durch 
eine bestimmte Frist die Gesammtverbindlichkeit aufrecht erhält; 
die bestehenden Obligationen werden aktiv und passiv getheilt, 
und wie die Eigenschaft des Erben bei der unbedingten Erbs- 
antretung nach der Einantwortung verschwindet, geht der Antheil 
aus dem Gesellschaftsvermögen in die privatrechtliche Persönlichkeit 
des Gesellschafters über. Dem Gläubiger bleibt ein bestimmter 
Termin, innerhalb dessen er seine Rechte im Falle der Auf- 
lösung gegen jeden der früheren Gesellschafter, im Falle des 



*) Vergl. Thöl Handelsrecht §. 38. 

*) Protok. S. 497. Entscheidung des obersten Ger.-Hofes vom 
31. Okt. 1865. Adler und Clemens Sammlung N. 58. 

^) Entscheidung vom 18. Febr. 1869. Adler und Clemens Samm- 
lung N. 217. 

») Protokoll S. 1182. 



Anstrittes aber gegen den Austretenden;^ im vollen Umfange 
geltend machen kann (Art. 146); allein durch die Lösung^ des 
unter, ihnen bestehenden Bandes verwandelt die ursprünglich 
correale Obligation sich in eine solidarische; für jeden wird die 
Schuld eine selbständige, und es entspricht dieser Anschauung 
vollständig die Bestimmung des Artikels 148, wonach die Ver- 
jährung zu Gunsten eines ausgeschiedenen oder ausgeschlossenen 
Gesellschafters durch Rechtshandlungen gegen die andern Gesell- 
schafter oder gegen die fortbestehende Gesellschaft nicht unter- 
brochen wird, wol aber zum Nachtheile eines bei der Auflösung 
einer Gesellschaft zu derselben gehörigen Gesellschafters durch 
Rechtshandlungen gegen die Liquidatoren. Die Bedürfhisse des 
Handelsverkehres führten aber auch im Interesse der Förderung 
der dem Gläubiger zu gewährenden Sicherheit '^) zur Aufstellung 
der Solidarietät als Regel in den Fällen, wo sonst nur getheilte 
Schuld Platz greift (§. 888 b. G.-B.), indem der Artikel 280 eine von 
mehreren aus einem Geschäfte, welches auf ihrer Seite ein Handels- 
geschäft ist, eingegangene Verpflichtung, entgegengesetzt dem civil- 
rechtlichen Grundsatze, dass eine Correalschuld nur, wenn sie aus- 
drücklich bedungen wurde, angenommen werden dürfe, die gesetz- 
liche Vermuthung sanktionirt, dass (als Interpretationsvorschrift 
des Willens der Parteien) bis zur Beibringung des Beweises einer 
ausdrücklichen gegentheiligen Verabredung ' *) immer die Absicht 
der Haftung eines jeden Mitverpflichteten auf das Ganze zur un- 
getheilten Hand angenommen werden müsse, in welchem Falle 
wieder das Schuldverhältnis nur ein correales sein kann, da die 
Begründung desselben aus Einem und demselben gemeinschaftli- 
chen Geschäfl;e vorausgesetzt wird. Indem wir uns hier auf die 
vom österreichischen Standpunkte aufgetauchten Streitfragen über 
die Deutung des Artikels 281, welcher, wie uns scheint, nichts 
anderes als das gemeinrechtliche Beneficium divisionis und ex- 



•) Protokoll S. 1017. 

'") Makover das deutsche Handelsgesetzbuch 4. Aufl. S. 210. 
N. 3a. 

• ') a. a. 0. N. 3 b. 
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Gussionis des Handelsbtirgen beseitigen will, nicht einlassen kön- 
nen, so wenig wir Stubenrauch's'*^) Ansicht theilen könnten, dass 
der Beitritt als Mitschuldner zu einem Handelsgeschäfte nur die 
Haftung pro rata nach dem §. 1347 b. 6.-B. bewirke, gehen 
wir nun auf die zweite Serie der im Handelsgesetzbuche aufge- 
stellten Fälle von Gksammtschuldverhältnissen über, bei welchen 
der Entstehungsgrund rechtswidriges Handeln bildet. Es sind 
diess: die Haftung für den durch Ausgabe von Actien einer 
Commanditgesellschaft in einem geringeren als dem gesetzlich 
fixirten Minimalbetrage den Besitzern solcher Actien zugegangenen 
Schaden (Art. 173); die Haftung der Mitglieder des Aufsichts- 
rathes einer Commanditgesellschaft auf Actien für die mit ihrem 
Wissen und ohne ihr Einschreiten- gemachten Rttckzahlungen der 
Einlagen ihrer Commanditisten; der Vertheilung nicht verdienter 
Zinsen oder Dividende, oder der Vertheilung des Gesellschafts- 
vermögens oder eine theilweise Rückzahlung des Kapitals (Art 
204) ,• die ähnliche Haftung der Mitglieder des Vorstandes einer 
Actiengesellschaft für den Schaden, welcher aus einem Entgj^^ ^ 
handeln gegen die durch das Gesetz ihnen vorgeschriebenen 
Pflichten entsteht (Art. 241), und die Haftung der Mitglieder des 
Vorstandes und respektive der Liquidatoren bei Auflösung einer 
Actiengesellschaft ftir den aus dem Zuwiderhandeln gegen die 
Vorschriften der Artikel 245, 247 und 248 entstehenden Scha- . 
den. In allen diesen Fällen wird die Frage, ob die Schuld eine 
correale oder nur solidarische sei, nach den über das Gesammt- 
schuldverhältnis aus Deliktsobligationen aufgestellten Grundsätzen 
zu regeln sein. Liegt der gesetzwidrigen Handlung, für welche 
die Mitglieder des Aufsichtsrathes oder des Vorstandes und re- 
spektive die Liquidatoren solidarisch verantwortlich erklärt wer- 
den, ein gemeinsamer Beschluss oder ein einverständliches Vor- 
gehen zu Grunde, so ist die Schuld eine correale, ist diess nicht 
der Fall, sondern besteht der Grund der Mithaftung, wie sich 
diess z. B. im Falle des Artikels 204 ereignen kann, darin, 
dass, wenn gleich ohne Zustimmung der Mitglieder des Aufsichts- 



") Handelsrecht S. 372, 
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rathes, jedoch mit ihrem Wissen, eine gesetzwidrige ZaMiing ge- 
leistet würde, welche sie durch ihr Einschreiten hätten verhindern 
können, so wird ihre Obligation nur eine solidarische sein, so 
gut wie jene des die Mitsperre führenden Cassabeamten für die 
vom andern begangenen Defraudationen. Von den im kautinän- 
nischen Leben eine so grosse Rolle spielenden Intercessionsarten 
des Kreditauftrages, des Zahlungsauftrages und des Stare del 
credere haben wir die der ersteren beiden bereits berührt, und 
es erleidet der Charakter derselben im Handelsrechte mit Rück- 
sicht auf unser Thema keine Aenderung von der civilrechtlichen 
Auffassung. Das Stare del credere, die Versicherung der Gefahr, 
welche den Gläubiger durch den einem Dritten ertheilten Kredit 
treffen kann, '^) welche Geschäftsform im Commissionshandel eine 
besondere gesetzliche Regelung in den Artikeln 370 und 371 
erhielt, ist nichts anderes, als eine kaufmännische Form der 
Bürgschaft, welche sich von derselben nur dadurch unterscheidet, 
dass sie in der Regel entgeltlich (Del credere, provision) geleistet 
wird, da der üebemehmer des Stare del credere sowol für das 
Nichtkönnen als auch für das Nichtwollen des Kreditnehmers 
einstehen muss, ihm aber auch alle Einwendungen des Letztem 
über den Bestand der Schuld zustehen, ^^) da er nur insoweit 
verhaftet ist, als (wie der Artikel 370 sich ausdrückt) die Er- 
füllung aus dem Vertragsverhältnisse überhaupt rechtlich gefor- 
dert werden kann. 

Es läge nun in unserer Aufgabe, auch das im Wechselrechte 
eine so grosse Rolle spielende Gesammtschuldverhältnis des 
Trassanten und Acceptanten und seines Avalisten, der Indossan- 
ten und ihrer AvaUsten nach der bisher eingeschlagenen Richtung 
zu untersuchen. Der Wechsel ist nicht ein Erzeugnis der juridi- 
sehen Schule, er stammt vom Markt des Lebens, und als sich 
die Juristen seiner bemächtigten und ihn in eine der vorhandenen 
Kathegorien einzwängen wollten, verhielt er sich, getragen 
durch das Bedürfnis des merkantilen Verkehres, dagegen voll- 



«») Thöl Handelsrecht §. 117. 
'^) ProtokoU S. 712. 



ständig ungeberdig, so dass die Codification sich seinen bereits 
fertigen Formen anpassen musste. Ganz gegen die Prinzipien 
des Obligationsrechtes, welches das Forderungsrecht nur als Pro- 
dukt der Causa debendi kennt, verläugnet er mit seinem Dasein 
vollständig seinen Ursprung, seine Genesis ist auf dem Gebiete 
des Wechselrechtes nicht mehr verfolgbar, er fiihrt ein in sich 
abgeschlossenes Leben, alle ausserhalb des Wechsels entstandenen 
Rechtsverhältnisse und Thatumstände haben wechselrechtlich keine 
Existenz. Träger des Rechtes ist nicht ein Subjekt; es ist ein 
Streifen Papier, der zum eigentlichen Gläubiger wird und als 
Waare selbst wieder zum Werthe sich hebt, während derjenige, 
der diesem Formalakte sein Dasein gab, zugleich als Schuldner 
sich consütuirt. Der Besitz ist Eigenthum, das selbst der Dieb 
und Fälscher übertragen kann. Wer eigentlich Schuldner, wer 
Gläubiger sein wird, ist im Vorhinein ungewiss; ein Federzug, 
und die Entäusserung des Besitzes vei'pflichtet gegen einen un- 
bekannten Gläubiger; in der Kette der Verpflichteten ist jeder 
vorwärts schauend Schuldner, rückwärts schauend Gläubiger; die 
Zahlung tilgt, so lange der Wechsel existirt, nur dem Bezahlten, 
nicht aber den andern gegenüber; er kann auch ohne Zahlung 
seinen ganzen rechtlichen Inhalt verlieren; geschieht die Zahlung 
nicht vom Hauptschuldner, so befreit sie nur die Hintermänner, 
nicht aber die Vordermänner des Hauptschuldners; mit der 
sprungweisen Wahl des Schuldigen treten aber alle üebersprunge- 
nen selbst aus der Regressverpflichtung; durch die Ausstellung 
von Wechselduplikaten werden gleichsam so viele Correi cre- 
dendi geschaffen, als Wechsel existiren; werden wieder diese 
Duplikate selbständig girirt, so erhält jeder ein selbständiges 
Leben, und es löst sich die Correalität in so viele Einzelnobli- 
gationen, wovon jede auf das Ganze geht; vereinigt sich For- 
derung und Schuld, so entsteht keine Conftisio, das Recht ruht, 
bis durch die Uebertragung an einen andern die Forderung wie- 
der auflebt; die Verjährung wird nur gegen denjenigen unter- 
brochen, gegen welchen die Klage gerichtet ist; die Vis major, 
die die Obligation gegen den Einen hemmt, wirkt nicht für den 
andern; die aus dem freisprechenden ürtheile erwirkte Res judi- 
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cata hat für den andern nur dann eine Bedeutung; wenn dieselbe 
dem Wechsel seine rechtliche Existenz abspricht; ein wegen Fäl- 
schung ursprünglich nichtiger Formalakt wird durch die erste 
echte Unterschrift zum giltigen etc.; lauter Sätze, die entweder . 
keiner anderen Rechtsform des Obligationsrechtes angehören, oder 
aber wovon der Eine oder der andere die Einreihung der Wech- 
selobligation in ein anderes dem Obligationsrechte angehöriges 
Vertragsverhältnis wieder verbietet. Die Frage, welcher Natur 
die vom Artikel 81 ausgesprochene Gesammthaftung der Aus- 
steller, Acceptanten, Indossanten und Avalisten, ob correaler oder 
solidarischer sei, fand von den namhaftesten Autoritäten ver- 
schiedene Lösung. Während die Einen (Savigny, Liebe, BluntschU, 
Kuntze etc.) fflr alle wechselrechtlich Verpflichteten gemeinschaft- 
liche Correalität annehmen, andere dagegen (z. B. Thöl) nur ein 
Solidarverhältnis darin finden, da die Einheit des Vertrages fehle, 
stellt nun wieder Samhaber die Ansicht auf, es mtlsse zwischen 
der Haftung des Acceptanten (Trassaten, Nothaddressaten) und 
dessen Avalisten einerseits und der Indossanten und ihrer Ava- 
listen andererseits unterschieden werden, deren Haftung zwar 
unter sich in jeder Kategorie eine con-eale, jedoch zwischen den 
Verpflichteten der Einen und der andern eine wesentlich ver- 
schiedene sei, da die Erstem Schuldner der Wechselsumme, Letz- 
tere aber Schuldner der Regresssumme (d. i. des Geldwerthes 
der Wechselsumme nach Cours nebst Unkosten) seien. '*) Wir 
halten, wie wol auch unbestritten ist, fest, dass alle Wechsel- 
verpflichteten aus derselben Obligation haften, und die objektive 
Einheit kann wol bei keinem, sei er Acceptant oder Indossant, 
in Zweifel gezogen werden, wenn gleich verschiedene Akte der 
subjektiven Beziehung ihren Ursprung geben, die jedoch in ihrer 



'*) Vergl. unter andern Samhaber mit Angabe der bis dahin er- 
schienenen Litteratur S. 1 83. Volkmar und Löwe die deutsche Wechsel- 
ordnung S. 229, 300, 307. Ferner die Entscheidungen N. 166 u. 373. 
in Borchardt die deutsche Wechselordnung i'l Aufl.). Eine österrei- 
chische wechselrechtliche Entscheidung, welche den in der heimischen 
Judicatur überhaupt noch nicht eingebürgerten Unterschied zwischen 
Correalität und Solidarietät berühren würde, ist uns nicht bekannt. 
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Entstehung als ausser dem Wechsel liegend, gar nicht berück- 
sichtiget werden können, sowie die Unterschrift auf dem Wechsel 
beigesetzt ist. Wollte man aber dem Umstände Bedeutung bei- 
legen, dass der Acceptant, Trassat und Nothacceptant auf die 
Wechselsumme haften, die ändern aber auf den Regress, so 
mtisste man überhaupt jedes Gesammtschuldyerhältnis zwischen 
ihnen ausschliessen, welches jedoch die Grundlage des ganzen 
Wechselrechtes bildet, da jedes Gesammtschuldyerhältnis als erste 
Bedingung voraussetzt, dass die verschiedenen Correi auf Eine 
und dieselbe Sache (in unam et eant^em summam), verpflichtet 
seien. Aber auch dieser Unterschied ist nur ein scheinbarer, 
denn wenn allerdings ursprünglich der Acceptant und die ihm 
Gleichgestellten nur die Wechselsumme zu zahlen versprechen, 
so setzt das Regressrecht, um angerufen werden zu können, 
voraus, dass erstere ihre Verpflichtung nicht erfüllten, und dann 
werden auch sie auf air dasjenige in der Regel in Anspruch 
genommen werden können, um was der Regresspflichtige haftbar 
ist. «Wenn aber dieser Umstand uns um so weniger hindern 
würde, jener Ansicfet beizutreten, welche alle Wechselverpflichteten 
als in einer Correalobligation stehend erklärt, um so mehr, als 
ja jeder Indossant proprio und nicht alieno nomine Schuldner 
wird, und wenn er auf einen falschen Wechsel, obgleich bona 
fide, seine echte Unterschrift beisetzt, dadurch aus einem Regress- 
schuldner zum Hauptschuldner wird, so fehlt dem Wechselver- 
bande geradezu das oberste Merkmal des Gesammtschuldverhält- 
nisses, die Befreiung aller Verpflichteten durch die Zahlung des 
Einen, da die Zahlung nur einen Titel auf Herausgabe des 
Wechsels oder Ausstellung einer Quittung gibt, die Befreiung 
den andern gegenüber aber erst durch die Rückstellung oder 
rechtliche Zerstörung des Wechsels bewirkt wird. Bei den zahl- 
reichen Anomalien, welche übrigens glas Wechselrecht gegenüber 
des gemeinrechtlichen Gesammtschuldverhältnisses gerade in jenen 
Solutionsarten und prozessualischen Ereignissen bietet, welche 
charakteristische Unterschiede zwischen der Correal- und Solidar- 
Obligation aufweisen, und bei der ganz eigenthümlichen Stellung 
des Wahlrechtes zur Erlöschung der Regresspflicht ist unserer 
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Ansicht nach jeder Versuch einer Katalogisirung der Wechselver- 
pflichtung unter eines der oben bezeichneten Gesammtschuldver- 
hfiltnisse eine völlig unfruchtbare, rein theoretische Arbeit, die, 
mag man welch' immer für eine Richtung vertreten, mehr Aus- 
nahmen als Regeln bieten würde. Ist es ja noch nicht einmal 
gelungen, eine feste Theorie für das juridische Wesen des Indos- 
samentes zu finden, von denen von der Einerf sehen Bürgschaft»- 
bis auf die neueste Vinculirungstheorie von Adolf Stein herab 
eine erkleckliche Zahl aufgestellt wurde, ohne dass sich eine 
Einzige allgemeine Anerkennung hätte verschaffen können. Wir 
müssen daher um so mehr die Wechselcorrealität als eine ganz 
selbständige Art hinstellen, als wir nicht nöthig haben, für die 
praktische Lösung der Frage den Schlüssel ausserhalb des Wechsel- 
rechtes selbst zu suchen, und jedes Hereinziehen fremder Prin- 
zipien in diese Rechtsspezialität nur zu leicht den eigenthüm- 
lichen, aus dem Bedürfnisse des Weltverkehres hervorgegangenen 
Charakter derselben beeinträchtigen würde. Auf eine Erörterung 
dieser aus dem Wechsel hervorgegangenen besondem Gesammt- 
haftung müssen wir aber, als nicht in unserer Aufgabe liegend, 
verzichten. 

§. 12. 

Die Wirkung der Gesammtschuldverhältnisse gipfelt wesent- 
lich in den von Savigny aufgestellten Sätzen: ') Jeder Gläubiger 
hat das Recht, die ganze Forderung von dem gemeinsamen 
Schuldner . einzuklagen , ohne dass er der Mitwirkung des Mit- 
schuldners bedarf; jeder Schuldner hat die Verpflichtung, sich 
von dem gemeinsamen Schuldner klagen zu lassen, ohne dass er 
sich auf das Vorhandensein von Mitschuldnem berufen kann. 
Somit wird allerdings erst die Wahl entscheiden, wer wirklich 
von mehreren Gläubiger oder Schuldner ist, das heisst, wem von 
den Gläubigem die Leistung gemacht wird und wer von 
den Schuldnern wirklich leistet; bis dahin aber ist, wie wir 



') Savigny Obl.-R. 1. B. S. 160. Windscheid Pandekten 2. B. 
S. 129. 



bereits angedeutet^ so lange die Obligation schwebt, jeder der 
Correi credendi wirklich präsumtiver Schuldner. In den Fällen, 
wo das Gesetz ein Recht zur einstweiligen Sicherstellung zulässt, 
hat jeder Gläubiger daher das Recht, eine solche von jedem 
Schuldner zu verlangen, und jeder Schuldner ist verpflichtet, eine 
solche zu leisten, ohne dass die übrigen Mitgläubiger desshalb 
das Recht, bei Fälligkeit der Schuld die Zahlung zu verlangen, 
verlieren wurden, oder der Gläubiger an den Schuldner, welcher 
die Sicherheit geleistet hat, gebunden sein würde, eine Frage, 
die insbesondere im Handels- und Wechselrecht nicht selten Be- 
deutung erlangen kann. Um zur Wahl schreiten zu können, ist 
natürlich nothwendig^ dass die Bedingungen, unter denen der 
einzelne Correus credendi berechtigt oder der Correus debendi 
verpflichtet ist, erfüllt und die Leistung fällig ist. Steht daher 
der eine Correus nur sub die oder conditione in der Obligation, 
muss der Dies eingetreten oder die Conditio erfllllt sein, damit 
der betreffende in die Reihe der Wahlberechtigten oder Wahl- 
verpflichteten mit einbezogen werden kann.'*) Hier tritt nun 
auch der wesentliche Unterschied jener Rechtsverhältnisse, Velche 
nur eine secundäre Haftungspflicht, wenn auch auf Eine und 
dieselbe Leistung, bedingen, wie die Stellung des Subsidiarbürgen 
zum Hauptschuldner, des Giranten zum Acceptanten zu Tage. 
Diese Rechtsgestaltungen gehören, sowie man mit.Fitting den 
Schwerpunkt in die Electio legt, nur uneigentlich in die Reihe 
der Gesammtschuldverhältnisse, denn es fehlt ihnen eben das 
Charakteristische, dass der Gläubiger die Wahl hat, den Einen 
oder den andern anzugehen, wenn gleich durch die Leistung des 
Einen auch die Verpflichtung des andern erlischt, indem die Be- 
dingung der Haftungspflicht des secundären Schuldners eben darin 
besteht, dass der primäre nicht geleistet hat. Der Gläubiger 
kann den Subsidiarbürgen nicht zuerst belangen, bevor er nicht 
den Hauptschuldner gerichtlich oder aussergerichtlich eingemahnt 
hat (§. 1355), der Wechselgläubiger kann nicht seinen Vormann 
um die Zahlung angehen, bevor nicht durch Protest die Nicht- 



») Vergl. Fritz a. a. 0. 19. B. S. 60. 
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erlangung der Zahlung von dem Acceptanten nachgewiesen ist. 
Fragen wir nun, wer unter den Gläubigem und Schuldnern die 
Wahl hat, so zeigt sich ein wesentlicher Unterschied zwischen 
den passiven und aktiven Gesammtschuldverhältnissen. So lange 
von Seite keines der Correalgläubiger eine Klage erfolgt ist, 
kann der Schuldner giltig leisten, welchem der Gläubiger, Einem 
oder mehreren oder allen ^) er will, und excipiendo jedem andern 
Gläubiger die bereits erfolgte Leistung als Tilgung entgegen 
halten. Es taucht aber nun die Frage auf, wie lange hat im 
letztern Falle der Schuldner im ersteren der Gläubiger die Wahl, 
oder wann ist der Eine oder andere an die Einmal getroffene 
Wahl gebunden, und welches sind die Folgen derselben. Bei 
der aktiven Correalobligation hat zwar der Schuldner das Recht, 
vor der Einmahnung, welchem Gläubiger er will, freiwillig zu 
leisten, ein Recht, das, wie Fitting sehr richtig bemerkt, *) dann 
naturgemäss aufhören muss, sowie der Schuldner gerichtlich be- 
langt wird, weil er sonst durch die Einwendung, dass er einem 
andern Gläubiger leisten wolle, die Forderung vereiteln könnte. 
Ist diese Leistung aber nicht freiwillig geschehen, so bestimmt 
der §. 892, dass der Schuldner das Ganze demjenigen Gläubiger 
geben müsse, der ihn zuerst darum angeht (ex duobus reis sti- 
pulandi, si semel unus egerit alteri promissor offerendo nihil agit. 
S. 16. D. [de duobus reis] 45. 2). Es ist hier offenbar ein 
üeberbleibsel des hervorragendsten Momentes des Unterschiedes 
der Correal- und Solidarobligation, der Consumption der Obligatio 
durch Litiscontestation erhalten.*) Es entspricht diess nur der 
innersten Natur des Rechtsverhältnisses, jeder der verschiedenen 
Correi credendi soll Gläubiger des Ganzen sein, allen aber soll 
nur Einmal geleistet werden, es muss daher ein Abschnitt sein, 
wo das Recht der Mitgläubiger aufhört und die Leistung an 
Einen ermöglicht wird, und dieser erfolgt durch die Erklärung 



■) L. 34. §. 1. D. de solut. (46. 3.) 
Fitting a. a. 0. S. 221. 
'/. ®) Ueber die dogmatische Geschichte vergl. Sintenis §. 89. 

Anm. 85. 
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des Einen, ausschliesslicher Herr der Obligation sein zu wollen, 
wodurch dieselbe für die andern zu existiren aufhört. Das Gesetz 
spricht sich nicht darüber aus, ob es unter dem Ausdrucke 
„Angehen" die gerichtliche Klage oder auch nur die ausser- 
gerichtliche Einmahnung versteht. Während Mattei®) letztere 
mit Bezug auf den Begriff der Mora (§. 1334) zu rechtfertigen 
versucht, müssen wir um so mehr die für die gerichtliche Einmahnung 
sich aussprechende Ansicht Unger's ') für die richtige erklären, 
als das galizische Gesetz an der betreffenden Stelle (III. Th. 
§. 36) sich des Ausdruckes: „wer ihn zuerst darum belangt," 
bedient,^) als die Quellen nur durch die Litiscontestation das 
Gebundenwerden an die bestimmte Person aussprechen, und der 
§. 892 sich offenbar an den §. 891 anlehnt, welcher von der 
erhobenen Klage spricht.^ Mag nun auch der Gläubiger, wel- 
cher die Prävention ausübte, den Prozess später nicht mehr fort- 
setzen, oder nur zum Theil befriediget werden, so hat der andere 
Gläubiger weder zur Anstrengung einer neuen Klage, noch zur 
Forderung des nicht Bezahlten ein Recht, eben weil nur Eine 
Obligation existirt, und dieselbe ganz bereits auf den Gläubiger 
übergegangen ist, welcher zuerst den Schuldner belangte, und es 
ist ein Beweis mehr für diese Auffassung der Correalität von 
Seite der Gesetzgebung, dass sie den noch im westgalizischen 
Gesetzbuche enthaltenen Beisatz des oben citirten' §. 35: „Ent- 
richtet er (der Schuldner dem ihn zuerst belangenden Gläubiger) 
das Ganze nicht vollständig, so hat der andere Gläubiger auf 
das Rückständige Anspruch," im bürgerlichen Gesetzbuche aus- 
Uess, während der §. 36 des westgal. mit dem §.893 des btirgerl. 
Gesetzbuches gleichlautend ist. Es steht daher dem Schuldner, 



«) 4. B. S. 74. 

') 2. B. S. 536. N. 13. 

^) Der Kreitmayr'sche Codex, der den gleichen Ausdruck braucht, 
setzt noch bei: „obrigkeitlich" belangt (4. Th. 1. Kap. §. 22), und diese 
Anschauung war auch der altem Jurisprudenz unzweifelhaft, vergl. 
z. B. Laüterbach L. 45. 2. §. 15. Riehen universitas jurisprudentiae 
L. n. §. 1939. 

') Art. 1198. des Cod. civ. §. 1023 des sächsischen Gesetzbuches. 
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der von einem andern Gläubiger belangt wird; so lange der 
Prozess mit dem ersten Gläubiger schwebt^ die dilatorische Ein- 
rede der Litispendenz, und sowie er gegen den erstem Gläubiger 
verurtheilt wird, die peremptorische Einrede der Erlöschung der 
Obligation zu, da es denkbar ist; dass der erste Gläubiger aus 
andern Gründen als wegen des Nichtbestandes der Obligation 
unterliegt. Natürlich reicht aber dieses Gebundenwerden an die 
Person des Gläubigers nur so weit, als der Schuldner belangt 
wurde (§. 894); ist die Leistung z. B. wiederkehrend, oder nur 
Eine Rate von dem Einen der Correi credendi eingeklagt wor- 
den, so hindert nichts, dass die zweite Rate von einem andern 
Hitgläubiger eingefordert werde. Ebenso wenig ist diese Vor- 
schrift anwendbar, wo es sich nicht um eine positive Leistung 
handelt, sondern das Objekt der Obligation in einer Unterlassung 
oder einer Duldung besteht (v. §. 5), da das Gesetz sich des 
Ausdruckes „entrichten" bedient, und schon der Natur der Sache 
nach jedem die Existenz der Obligation in Frage stellendem Zu- 
widerhandeln von jedem Mitberechtigten muss Einhalt gethan 
werden können. Einen um so weitern Spielraum hat der Gläu- 
biger bei dem passiven G^ammtschuldverhältnisse um so mehr, 
als das zuerst nur durch die Epistola divi Hadriani für die Fidei- 
jussoren gegebene, durch die Novelle 99 von Justinian auch auf 
die Correalschtilden ausgedehnte Beneficium divisionis '®) fiir das 
Österreichische Recht nicht besteht. Während es natürlich jedem 
Gesammtschuldner freisteht, freiwillig dem Gläubiger die Leistung 
zu machen, und letzterer, insofern er mit der Annahme in Ver- 
zug ist, die Folgen der Mora zu tragen hat, wovon wir weiter 
sprechen werden, Vogegen wieder der Gläubiger in der Regel 
(Art. 38 W.-B.) nicht gezwungen werden kann, von einzelnen 
Solidarschuldnern Theilzahlungen anzunehmen (§. 1416 b. G.-B.), 
steht es, wenn nicht freiwillig geleistet wird, dem Gläubiger frei, 
welchen der Schuldner und in welchem Antheile er ihn klagen 
will. Der §.891 bestimmt demnach: Es hängt dann von dem 



*•) Ueber den Umfang dieser Rechtswohlthat vergl. unter andern 
Vangerov §. 573. Anm. 4. Girtanner die Bürgschaft S. 125 u. 430. 



Gläubiger ab, ob er von allen oder von einigen Schuldnern das 
Ganze oder nach von ihm gewählten Antheilen, oder ob er es 
von einem Einzigen fordern wolle. Er kann somit alle als 
Litisconsorten zu gleichen Antheilen, oder alle zusammen , jeden 
als Schuldner des Ganzen , er kann Einzelne nur auf Einen 
von ihm selbst bestimmten Theil,"') oder den Einzelnen auf das 
Ganze belangen, und es unterscheidet sich sonach das Gesammt- 
schuldverhältnis wesentlich von den blossen altemativeii Obliga- 
tionen, bei welchen das Recht von den alternativen Leistungen 
einen Theil jeder zu wählen nicht besteht. ") Belangt er Ein- 
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zelne nach bestimmten Antheilen, so folgt daraus noch nicht, 
dass er seine Forderung spalten und auf das Gesammtschuldver- 
hältnis verzichten wolle, es wäre diess nur dann der Fall, wenn 
er mit Einer Klage alle nur pro rata zur Zahlung verhalten wollte. 
In dieser Wahl ist er so lange unbeschränkt, bis ihm ge- 
leistet worden ist, und es bestimmt darum der §. 891 weiter: 
Selbst nach erhobener Klage bleibt ihm, wenn er von derselben 
absteht, diese Wahl vorbehalten (dieser ganze Passus fehlt im 
entsprechenden §. 34 des westgalizischen Gesetzbuches), wenn 
er von Einem oder dem andern Mitschuldiger nur zum Theil be- 
friedigt wird, so kann er das Rückständige von den üebrigen 
fordern. Nach Zeiller *^) und Stubenrauch **) will dadurch das 
Gesetz verhindern, dass der Gläubiger gegen mehrere Correal- 
schuldner gleichzeitig von einander getreni^te Prozesse um Be- 
zahlung seiner Forderung führe, und in Folge dessen ungerechter 
Weise dasjenige mehrfach erhalte, was ihm nur Einmal gebührt, 
eine Bestimmung, die jedoch nach Unger '^) zu den fatalsten 



»') L. 8. §. 1. D. de legat. (30.) L. 25. pr. D. de legat. (32.) 
L. 47. D. de locat. (19. 2.) 

•') Gemeinrechtlich vergl. über diese nach unserm Rechte nicht 
zweifelhafte Frage Fitting S. 224. 

»') 2. B. 1. Abth. S. 71. 

") 2. B. S. 51. N. 4. 

'*) System 2. B. S. 317. N. 32. Ob diese Bestimmung aus einer 
unrichtigen Anwendung der Grundsätze der Litispendenz sich her- 
schreibe, dürfte fraglich sein, da unsere Gerichtsordnung bekanntlich 
dieselbe gar nicht berührt. 

Mages, GesammtBchuldverhältnisse. 3 



Consequenzen fahren kann; wie diess auch aus der Entscheidung 
des obersten Gerichtshofes vom 21. Februar 1860 '*) klar wird. 
Wir müssten übrigens bei der präcisen Bestimmung des Gesetz- 
buchfes die allerdings in neuerer Zeit verworfene Ansicht Zeiller's 
theilen, dass der Gläubiger, welcher vom Rechtsstreite gegen 
einen Correus absteht, auch die gerichtsordnungsmässig mit der 
Abstehung von der Klage verbundenen Folgen tragen müsse. 
(Für das Wechselrecht gilt diese Bestimmung nicht. [Art. 49.]) *'') 
Man stellt nun gewöhnlich den Satz auf, der auch in ab- 
stracto nach österreichischem Rechte richtig ist: jeder Correus 
credendi sei Herr der ganzen Forderung, als wäre kein Mit- 
gläubiger, jeder Correus debendi Schuldner des Ganzen, als wäre 
kein Mitschuldner, ersterer brauche nicht der Beihülfe des Mit- 
gläubigers, letzterer könne sich nicht auf das Vorhandensein des 
Mitschuldners berufen. Wo jedoch der Bestand der Obligation 
in Frage kommt, ist dieser Satz, in seiner weitesten Bedeutung 
genommen, nur bei der Solidarobligation, nicht aber bei der 
Correalobligation vollständig richtig. Es muss sodann zwischen 
jenen Bedingungen, welche den Bestand der Obligation selbst, 
oder nur die subjektiven Beziehungen der Obligation zu den ein- 
zelnen Correi betreffen, unterschieden werden. Wird von einem 
Mitgläubiger der Schuldner oder vom Einzigen Gläubiger einer 
der Schuldner belangt, so kann der Beklagte allerdings nicht 
jene Einwendungen entgegen halten, welche nur auf die subjek- 
tiven Beziehungen der Obligation zu den andern Correi Bezug 
haben. Erscheint die Stipulation hinsichtlich des nicht im Streite 
verflochtenen Correus credendi oder debendi mangelhaft, so be- 
rührt diess den in den Streit verflochtenen gar nicht, sondern 
diese Frage wird dann zur Erörterung kommen, wenn der be- 
treffende Correus, dem eine solche Einwendung zu Gebote steht, 
selbst als Streittheil auftritt, oder um den Regress belangt wird, 
oder solchen fordert. Anders verhält es sich jedoch, wenn den 



.'«) Glaser-Unger Sammlung N. 1086. 

*') Vergl. Protokolle S. 237. Borchard Sammlung wechs.-ger. 
Entscheidungen 3. Aufl. S. 189. 
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objektiven Bestand der Correalobligation berührende Einwendun- 
gen gemacht werden, und es ist von gleicher Wirkung, ob sich 
die Thatsachen, worauf dieselben beruhen, in der Person des 
Beklagten oder eines anderen Correus ereignet haben. So kann 
der Correus debendi die Exceptio non numerata pecuniae nicht 
geltend machen, desshalb, weil nicht ihm, wenn nur Einem an- 
dern Correus die Pecunia gegeben worden ist, bei Verträgen, die 
nur durch üebergabe perfect werden, ist es gleichgiltig, ob die 
Traditio an den Beklagten oder an den Correus desselben ge- 
macht wurde. Es ist somit die Obligation nur desshalb perfect, 
weil sie gegenüber dem andern Correus perfect wurde, und der 
Beklagte erklärte, das schulden zu wollen, was der andere 
schuldet. Die Stellung, die hiebei der nicht beklagte Correus 
tibernimmt, gehört in's Prozessrecht. Bei der Solidarobligation 
dagegen kann sich ein solches Verhältnis gar nicht ergeben, es wäre 
denn, dass die Verpflichtung des Einen Correus zugleich das 
Klagefundament für den andern Correus, weil er für die Hand- 
lungen des ersteren verantwortlich ist, bildet, denn hier handelt 
es sich um den Bestand der Obligation jedes einzelnen Correus, 
welche von der Stellung, welche der andere Correus zu der ihn 
betrefl'enden verschiedenen Obligation einnimmt, ganz unabhängig 
ist. Es ist somit hier ein weiterer, aus der inneren Natur des 
Rechtsverhältnisses hervorgehender Unterschied der Solidar- von 
der Correalobligation gegeben, der auch, sowie ein Gesammt- 
schuldverhältnis gegen einzelne Correi in Judicium deducirt wird, 
in der für das praktische Leben so wichtigen Streitverkündigung 
zu Tage tritt. Denn während der Correalschuldner nicht nur 
alle auf das Objekt der Leistung, insbesonders auf das Quantum 
derselben bezügliche Einwendungen, sondern ebenso jene den 
Bestand der Obligation betreffenden geltend machen muss, will 
er nicht bei der Regressklage die erfolgreiche Entgegenhaltung 
derselben von Seite der Regressbelangten befürchten, ist für die 
Regressklage, insoweit sie zulässig ist, die Sreitverkündigung bei 
der Solidarobligation, wenn nicht die oben angedeutete Abhän- 
gung der Einen Obligation vom Bestände der andern sich ver- 
wirklicht, nur bezüglich der das Quäle und Quantum der Leistungen 

8* 
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betreffenden Einwendungen von Interesse, denn für den Regress- 
verpflichteten, der in einer ganz selbständigen Solidarobligation 
steht, ist es gleichgiltig, ob der andere Solidarschuldner debite 
oder indebite bezahlt hat und seine Ersatzverpflichtung hängt 
nicht vom Bestände einer gemeinschaftlichen Obligation, sondern 
nur von dem Umstände ab, dass er durch die Leistung des 
Solidarmitschuldners von der gleichen, ihm selbständig obliegen- 
den Leistung gegen den gemeinschaftlichen Gläubiger befreit 
wurde. Das Verhältnis des Nebenschuldners zur Hauptobligation 
haben wir bereits bei Erörterung der Bürgschaft im wesentlichen 
berührt. Aus der Natur des Correalverhältnisses folgt aber auch 
noch, dass, nachdem jeder Correalschuldner dem Gläubiger auf 
das Ganze verpflichtet ist, seine Schuld denselben Inhalt hat, 
ob er allein oder ob mehrere mit ihm verpflichtet sind, und dass 
die üngiltigkeit der Obligation gegen den Einen Mitschuldner 
aus Gründen, die nur die persönlichen Beziehungen desselben 
zur Obligation betreffen, für den andern seine Verpflichtung nicht 
vermindert, wenn somit einer der Mitschuldner sich zu verpflich- 
ten unföhig war, diess nur auf den gegenseitigen Regress, wie 
wir später erörtern werden, nicht aber auf das Verhältnis des 
in der Obligation verbleibenden Mitschuldners zum Gläubiger 
einen Einfluss hat (§. 896 b. G.-B.). '«) 

§• 13. 

Wir haben nun die Frage zu besprechen, welchen Einfluss 
die Veränderung des Inhaltes der Obligation, während dieselbe 
schwebt, auf die verschiedenen Correi habe. Wir verstehen dar- 
unter den Zeitraum zwischen der Entstehung derselben und. der 
Erlöschung, nämlich der Leistung. Die innere Entwicklung des 
Gegenstandes der Leistung, sei sie zum Vortheile oder Nach- 



") Diesen Grundsatz stellt schon der Schwabenspiegel auf 
(Lassberg'sche Ausgabe. Landrecht 6. von Bürgschaft): „Ist einer 
darunder, der nit zegelten hat, des soUn die andern alle geli he 
schaden han.'^ 



theile, der Casus, die Veränderung, die durch einen Dritten 
oder von dem der Mehrheit der Correi gegenüberstehenden 
Paciscenten an dem Objekte vorgenommen wurden, insoweit Vor- 
theil oder Nachtheil nach den allgemeinen Rechtsregeln auf jene 
Seite föUt, welche aus einer Mehrheit von Gläubigern oder 
Schuldnern besteht, trifft alle gleich» Nur ist hier der wichtige 
Unterschied zwischen Solidarietät und Correalität zu betonen, 
dass bei letzterer Vortheil und Nachtheil sich in allen Fällen 
auf alle gleich vertheilt, dagegen bei der Solidarietät zu unter- 
suchen ist, ob die für jede verschiedene Obligation bestehenden 
Rechtsregeln ebenfalls diese Vertheilung nach gleichen Prinzipien 
regele. Es kann z. B. der Eine Correus aus einer dolosen 
Handlung, der andere aber nur wegen eines Versehens und ?war 
desswegen solidarisch haften, weil sich sein Antheil an der Be- 
schädigung nicht bestimmen lässt, und ein Umstand zwischen 
Entstehung und Erfüllung der Obligation eintreten, welcher einen 
wesentlichen Einfluss zwar nicht nur auf den Umfang des Scha- 
dens, sondern auch auf den entgangenen Gewinn hat. Nachdem 
nun der dolos Handelnde auch ftir letzteren verantwortlich ist, 
während der nur culpos Haftende, im Falle als nicht eine auf- 
fallende Sorglosigkeit ihm zur Last liegt (1324), nur Schadlos- 
haltung zu leisten hat, so berührt diese Veränderung in dem 
Inhalte der Obligation ihn nicht, aber wol den letztern, ein Fall, 
der bei den Correalobligationen gar nicht eintreten kann. 

Wir kommen nun auf die gemeinrechtlich vielbestrittene 
Frage über die Wirkung der Mora und Culpa des Einen auf 
die andern Correi. Die hieher gehörigen Quellenstellen sind: 
Sed si duo rei promittendi simt alterius mora alteri non nocet 
(L. 32. §. 4. D. de usur. [22.] und L. 173. §. 2. D. de R. J. 
[54.]), unicuique sua mora nocet, quod et in duobus reis pro- 
mittendi observetiir. Ftir die Culpa aber: 

Ex duobus reis ejusdem Stichi promittendi factis alterius 
factum alteri quoque nocet (L. 18. D. de duobus reis 45, 2), 
welch letztere Stelle nach der gewöhnlichen Deutung den Sinn 
hat, dass, wenn A und B den Sklaven Stichus als Correal- 
schuldner zu geben sich anheischig gemacht haben, und A den 
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Sklaven beschädiget oder tödtet , auch B auf Schadenersatz be- 
langt werden kann. *) 

Der Sinn dieser Sätze würde kurz so lauten: Bei Gesammt- 
schuldverhältnissen schadet die Mora des einen Correus nur dem 
im Vorzuge befindlichen, die Culpa des Einen aber allen. ^) Ihre 
Deutung, hinsichtlich deren man vielfach einen inneren Wider- 
spruch fand, und desshalb sogar auf Grund der Accursischen Glosse 
zur Interpolation des Wortes factis in der letzten Stelle durch 
das Wort „sociis" Zuflucht nahm, oder die Auslassung des Wortes 
„non" supponirte, gab zu den umfassendsten Conti^oversen Anlass, 
die wir hier nicht berühren können.^) Versuchen wir nun die 
Wirkungen der Mora auf die nicht in Mora befindlichen Correi 
festzustellen.*) Es muss hier vor allem die Mora solvendi von 
der Mora accipiendi unterschieden und hinsichtlich der erstem 
wieder betont werden, dass nach österreichischem Rechte der 
Grundsatz „Dies interpellat pro homine" (§. 1334) unzweifelhaft 
anerkannt ist.^) Ist eine Zahlungszeit weder durch Gesetz noch 
Vertrag bestimmt, so setzt der Verzug eine Interpellation des 
Schuldners voraus, und da der Gläubiger die Wahl hat, welchen 
Schuldner er interpelliren will, so ist die Folge der Mora nur 
Veränderung der subjektiven Beziehung des Gläubigers zum 



') Ribbentrop S. 29 mit Angabe der altem Litteratur; dagegen 
die Auffassung von Girtanner (Bürgschaft S. 407). 

') Im vorigen Jahrhunderte machte sich auf Grund der von Hertius 
getragenen Doktrin, „dass Correi suo modo für eine Person zusammen- 
gerechnet werden", die auch vom Kreitmayr'schen Codex getheilte An- 
schauung geltend, dass das factum correi, quoad rem correalem auch den 
andern Correum sowohl in utilibus als odiosis regulaliter mitbetreffe. 
Anmerkungen über den Codicem Maximilianeum S. 1440. 

') Eine Zusammenstellung der neuem Auffassungen vgl. unter andem 
bei Samhaber a. a. o. S. 102 u. 114. 

") Vergl. Ribbentrop S. 35. Savigny Obl. -Recht I. B. S. 160. 
Fritz a. a. 0. 19. B. S. 85. Fitting S. 83. Madai die Lehre von der 
Mora S. 447. Mommsen Obl.-R. 1. B. S. 281. Heimbach im Rechtslex. 
12. B. S. 1002 u. 1028 etc; 

*) Üeber die Statthaftigkeit dieses in neuerer Zelt verworfenen 
Gmndsatzes vergl. die Ansichten und Litteratur bei Windscheid Pan- 
dekten 2. B, S. 79 N, 4. ünger System 2. B. S. 545 N. 39. 



Schtildner^ die die übrigen Schuldner nicht berühren kann, nnd 
aus der der Gläubiger gegen dieselben kein Recht abzuleiten ver- 
mag, weil es ja in seiner Willkür gestanden wäre, die andern 
auf Erfüllung zu mahnen.*) Ist die ErfttUungszeit aber durch 
Gesetz oder Vertrag bestimmt, so hat jeder Correus debendi, da 
er ganz in der Obligation steht, als wäre er allein Schuldner, die 
Verpflichtung, ohne Kücksioht auf die andern, zur bestimmten Zeit 
zu leisten, und es ist jeder, der nicht zur rechten Zeit leistet, in- 
soferne ihm nidht bereits ein änderer zuvorgekommen ist; in Mora. 
Ist aber der Eine sub die, der andere pure verpflichtet, so kann 
natürlich auch die Mora des Einen dem andern nicht schaden. 
Es fragt sich weiter um die Wirkungen der Mora in accipiendo 
des Einen gegenüber mehreren anderen Correi credendi. Um die 
Mora accipiendi zu begründen, muss der Schuldner berechtigter- 
massen die Leistung angeboten und der Gläubiger widerrecht- 
licher Weise dieselbe nicht angenommen haben. Nach der Textirung 
des §. 892 ist im Falle, als der Schuldner einem der Correal- 
gläubiger freiwillig leisten will, bevor er von einem derselben be- 
langt wurde, und der Gläubiger, dem offerirt wurde, die Annahme 
der Leistung weigert, der Schuldner demjenigen der Correal- 
gläubiger, der ihn dann wirklich um die Leistung angeht, zu 
leisten gezwungen und zwar das Ganze, und hat sich der Schuldner 
nicht durch eine der Zahlung gleichkommende Hinterlegung be- 
freit (§. 1425 b. G.-B.), so werden die Folgen der Mora acci- 
piendi dem andern Correalgläubiger, der nun mit Klage die Leistung 
verlangt, nicht berühren. Ist aber von Seite eines Mitgläubigers 
das Wahlrecht durch gerichtliche Klage ausgeübt worden, so kann 
der Schuldner, abgesehen, dass eine Mora accipiendi nicht mehr 
vorauszusetzen ist, einem andern Correalgläubiger gar nicht mehr 
gültig leisten. Es kann sich daher nur um die Wirkung der 
Mora auf die übrigen CoiTci credendi im Falle handeln, als die- 
selben nach §. 895 veimöge des unter ihnen bestehenden Rechts- 
verhältiiisses ein Regressrecht haben, und da die Mora überhaupt 



') Vergl. §. 1025 des sächs. Ges.-B. Dagegen art. 1205 code civil- 
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ein Verschulden in sich begreift,') muss diess von demjenigen 
vertreten werden, dem es zur Last Mit. 

Wir kommen nun auf die Viel schwierigere Frage, inwie- 
weit die Culpa des Einen Correus auch den anderen schade. Der 
Fall, den wir vor Augen haben, wird in der Regel sich wohl nur 
dann ereignen, wenn der "Inhalt der Leistung in dem Geben 
einer körperlich bestimmten Sache besteht, die nur durch das 
Verschulden des Einen Correus entweder zu Grunde geht, oder 
in ihrem Werthe verringert wird. Ist der andere Correus haftbar, 
und inwieweit, oder gar nicht?®) Der Schuldner, welcher eine 
bestimmte Verbindlichkeit übernommen hat, ist auch verpflichtet, 
Sorge zu tragen, dass er seiner Verbindlichkeit nachkommen kann, 
und hat daher den nöthigen Fleiss und Aufmerksamkeit anzuwenden, 
dass er nicht in die Unmöglichkeit komme, dieselbe zu erfüllen,^) 
(§§. 1295, 1297, 1298 b. G.-B.) dagegen ist er aber auch weder 
für den Zufall noch für die Handlungen Dritter verantwortlich. 
Bei der Lösung dei* aufgeworfenen Frage muss man daher vor 
allem die Fälle der Solidarietät von jenen der Correalität unter- 
scheiden. Bei den blossen solidarischen Verhältnissen existiren 
zwei ganz verschiedene Obligationen, bei welchen die Schuldner 
unter einander in gar keinem Verbände stehen, und nur jeder 
dasselbe leisten will, was zufällig auch ein anderer versprochen 
hat. Der andere Schuldner ist dem Einen vollständig fremd, und 
wenn das Objekt der Leistung zu Grunde geht, oder im Werthe 
durch die Schuld eines Correus vermindert wird, ist es für den 
andern Correus ebenso, als wäre diess Verschulden von einem 
Dritten ausgegangen. Er haftet daher nur dann, wenn er über- 
haupt das Verschulden eines Dritten vertreten muss, oder wenn 
aus einem andern Grunde als jenem des Gesammtschuldverhältnisses 



Unger Fragmente eines Systems des Oblig. - Rechtes. Oest. 
Viertelj.-Schr, von Haymerl 14. B. S. 129 N. 9. 

•) Vergl. über die Litteratur Ribbentrop S. 28 und die gründ- 
lichen Erörterungen von Fritz a. a. 0. S. B. 19 S. 76 und 89. Rückert 
S. 19 und 29. Girtanner die Bürgschaft S. 403. Protokolle des Dresdner 
Obl. Rechtes S. 1466. 

•) Kirchstetter Commentar .S. 401. 



eine Haftung ihm obliegt. Wenn z. B. eine, mehreren in Ver- 
wahrung gegebene S^he durch das Versciiulden des Einen der De- 
ponenten Schaden leidet, so haftet der andere Deponent nicht 
desswegen, weil er Solidarschuldner des andern ist, sondern, weil 
es in seiner Pflicht liegt, die Sache sorgfaltig zu bewahren (§. 961), 
und er diese Pflicht auch gegenüber dem Mitdepositar hat, somit 
er selbst im Verschulden ist, wenn durch seine Fahrlässigkeit der 
Mitdepositar die Sache leiden Hess. Wenn dagegen zwei ohne 
Verbindung unter einander aus verschiedenen Rechtstiteln Eine 
und dieselbe Schuld schulden, so treten fUr den andern eben nur 
die Folgen ein, welche aus der ohne sein Verschulden nachfol- 
genden Unmöglichkeit der Leistung überhaupt sich ergeben, fis 
wird daher, falls kein spezieller Haftgrund für den schuldlosen 
Mitschuldner vorliegt, derselbe nach den Grundsätzen des §. 1447 
b. G.-B. entweder ganz oder theilweise von der Leistung befreit 
werden. Anders dagegen bei der echten Correalität. Hier ver- 
pflichtet sich der Eine Correalschuldner nach den von nns bereits 
auseinandergesetzten Prinzipien des §. 891 auf das, was der 
andere schuldet, und der Eine erklärt, für den andern haften zu 
wollen. Wenn man das Correalverhältnis überhaupt als zur 
Sicherheit des Verkehres gegeben betrachtet, so würde gerade die 
entgegengesetzte Wirkung erzeugt werden, sobald man annehmen 
wollte, dass durch das Verschulden des Einen Correus der andere 
liberirt werde. Uebemimmt daher der Eine die Haftung hieflir, 
dass der andere leistet, so kann er um so weniger von dieser 
Haftung desshalb befreit werden, weil der andere die Leistung 
unmöglich machte, als selbst der gewöhnliche Intercedent (§. 1346 
und §. 1350 b. G.-B.) diese Haftung tragen muss. Dagegen kann 
diese Haftung nicht weiter gehen, als auf die Aestimatio des- 
jenigen, was er zu leisten versprochen hat, und nunmehr durch 
die Schuld des andern geringer geworden ist, während die Folgen, 
die der Dolus und Culpa lata nach '^ sich ziehen, nämlich das Recht 
auf Schadloshaltung (§. 1331) nur denjenigen trifft, dem sie zur 
Last liegen, und der andere Correus ja nur die Haftung für die 
Leistung, nicht aber auch ftir das Verschulden des andern über- 
nommen hat. In diesem Sinne glauben wir daher den §. 1303 
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deuten zu sollen; welcher lautet: Inwieweit mehrere Mitschuldner 
bloss aus der unterlassenen Erfüllung ihrer Verbindlichkeit zu 
haften haben ; ist aus der Beschaffenheit des Vertrages zu be- 
urtheilen. Wenn Zeiller sagt: Ist in einem solchen Falle die 
Verbindlichkeit eine Correalverbindlichkeit , oder betrifft sie un- 
theilbare Gegenstände, so haften für die Unterlassung alle fiir 
Einen und Einer für alle, *") und wenn man darunter die Folgen 
der Mora und Culpa im vollen Umfange begreifen wollte, so ginge . 
man wohl zu weit, wie er auch später selbst anerkennt, indem 
er bei Erörterung des §. 896 die Haftung des schuldlosen Correus 
jedenfalls nur für die Aestimatio anerkennt. Wir kämen daher 
mit unseren Anschauungen auf den Standpunkt des französischen 
Rechtes Art. 1205: Si la chose a peri par la faute, ou pendant 
la demeure, de Fun ou de plusieurs des debiteurs solidaires les 
autres debiteurs ne sont point decharg^s de Töbligation de payer 
le prix de la chose, mais ceux ci ne sont point tenus de domages 
et interets. Le creancier peut seulement repeter les dommages 
et interets, tant contre le debiteurs par la faute, des quels la chose 
a peri, que contre ceux, qui etaient en demeure. * *) Diesem Ge- 
danken gibt auch der hessische Entwurf Ausdruck, wovon wir 
den Art. 240 als mit unserer Ansicht übereinstimmend hieher 
schreiben: Ist die Leistung dui*ch die Schuld eines von mehreren 
Sammtschuldnem unmöglich geworden, so werden dadurch die 
üebrigeu nicht befreit. Sie haften jedoch (nach Massgabe des 
Art. 220 Abs. 3) nur für den Werth des Gegenstandes der Ver- 
bindlichkeit. Der Umstand dagegen, dass die Leistung von Seite 
des Einen Schuldners nur aus persönlichen Gründen für ihn un 
möglich geworden ist, kann auf die andern Schuldner schon dess- 
halb keinen Einfluss haben, weil ja der Gläubiger die Wahl hat, 
welchen Schuldner er darum belangen will, und ihm das Recht 
zusteht, statt desjenigen Schuldners, der in der Leistungsunmög- 
lichkeit ist, einen andern Mitschuldner anzugehen, bei dem dieser 
Umstand nicht vorhanden ist. 



'») 2. B. 2. Abth. S. 725. In eine nähere Erörterung lässt sich 
keiner der uns bekannten österr. Schriftsteller ein. 
'') Dagegen Dresd. Obl.-R. Prot. S. 1469. 
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§. 14. 

Wir gehen nun auf die Besprechung der Entkräftung und 
Beendigungsarten der Gesammtschuldverhältnisse über; auf die 
Frage, welchen Einfluss Ereignisse, durch welche eine einfache 
Obligation ipso jure aufhören würde, auf die Correi einer Ob- 
ligation aus einem Gesammtschuldverhältnisse haben. ^) Wir werden 
nun nach dem Vorgange Savigny's'*) und anderer, welchen Weg 
auch Stubenrauch einschlug,^) die einzelnen Entkräftigungs- und 
Beendigungsarten durchgehen und hiebei zugleich nach öster- 
reichischem Rechte untersuchen, ob die Entkräftung oder Been- 
digung fiir alle Correi wirkt oder nicht, und speziell, wie sich 
dann diese Wirkung bei Correal- und Solidarobligationen verhält. 
Hier muss uns der bereits auseinandergesetzte Grundsatz vor- 
schweben, dass bei der Correalobligation nur Eine, bei der Solidar- 
obligation aber verschiedene Obligationen vorliegen, und somit 
die objektive Entkräftung oder Beendigung der Obligation bei 
ersterer in der Regel flir alle Correi, bei der Solidarobligation aber 
nur dann für alle wirkt, wenn sie nicht auf den Bestand (den 
Rechtsgrund), sondern auf das Objekt der Obligation sich bezieht. 
Die ganze Lehre ist wesentlich in die Bestimmungen der zwei 
nachfolgenden Paragraphe zusammengedrängt. Wir setzen sie hieher: 

§. 893. Sobald ein Mitschuldner dem Gläubiger das Ganze 
entrichtet hat, darf dieser von den Mitschuldnem nichts mehr 
fordern; und sobald ein Mitgläubiger von dem Schuldner ganz be- 
friediget worden, haben die übrigen Mitgläubiger keinen An- 
spruch mehr. 

§. 894. Ein Mitschuldner kann dadurch, dass er mit dem 
jGläubiger lästigere Bedingungen eingeht, den übrigen keinen Nach- 
theil zuziehen, und die Nachsicht oder Befreiung, welche ein 
Mitschuldner für seine Person erhält, kömmt den übrigen nicht 
zu Statten. 



') Fritz a. a. 0. 19. B. S. 67. 
^) ObUg.- Recht 1. B. S. 161. 
') 2. B. S. 53. 



a) Die Zahlung, das ist die Leistung dessen, was man zu 
leisten schuldig ist (§. 1412). Wird freiwillig oder erzwungen 
Einem der mehreren Mitgläubiger das Ganze geleistet, voraus- 
gesetzt, dass diese Leistung nicht an einen Mitgläubiger erfolgt, 
ah welchen nicht mehr geleistet werden kann, weil schon ein an- 
derer das Wahlrecht ausübte (§. 892), oder hat ein Mitschuldner 
dem Gläubiger das Ganze entrichtet, so darf im ersteren Falle 
ein anderer Mitgläubiger, im letzteren Falle der Gläubiger von 
den übrigen Mitschuldnern nichts mehr fordern. Wird eine Theil- 
leistung gegeben, so verringert sich natürlich um diesen Betrag 
die Forderung der Mitgläubiger, vorausgesetzt, dass diese Theil- 
leistung nicht an denjenigen Mitgläubiger erfolgt, welcher die 
Forderung bereits gerichtlich geltend machte, in welchem Falle 
die andern Mitgläubiger darauf keinen Anspruch mehr erheben 
können, und ebenso verringert sich durch Theilzahlung verhält- 
nismässig die Schuld aller Mitschuldner. Diess gilt auch für die 
Solidarobligation , da das Objekt aller Obligationen um so viel 
kleiner wird. Consequent hat daher auch der oberste Gerichts- 
hof das von Einem Correalgläubiger ausgestellte Löschungserklären 
einer Satzpost auch ohne Unterschrift der übrigen Mitgläubiger 
als zur Löschung der ganzen Hypothekarpost für genügend er- 
klärt. Gleiche Wirkung mit der Zahlung hat die gerichtliche 
Hinterlegung oder gerichtliche Einleitung zur Verwahrung des ge- 
schuldeten Gegenstandes, da dieselbe ebenso wie die Zahlung den 
Schuldner von seiner Verbindlichkeit befreit (§. 1425). Wurde 
bei einer Mehrheit von Gläubigern dieser der Zahlung gleich- 
gestellte Akt für einen bestimmten Gläubiger gemacht, so hat 
übrigens auch nur dieser und nicht der andere Mitgläubiger das 
Recht, die Extradirung des Depositum oder die Verabfolgung der 
in Verwahning gegebenen Sache zu verlangen, da der Schuldner, 
bevor er belangt wurde, bezahlen kann, welchen von den Gläu- 
bigem er will,*) es wäre denn, dass die Deponirung erst nach 
Anstrengung der Klage von Seite eines Correus credendi zu Gunsten 
eines andern gemacht wurde, in welchem Falle sie zur Tilgung 



') Savigoy a. a. 0. S. 163. 
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der Obligation wirkungslos ist. Eine andere Frage, deren Er- 
örterung wir nirgendß begegneten, ist die, ob der Correalschuldner, 
obgleich nicht er, sondern ein Mitschuldner die Leistung gemacht 
hat, berechtiget ist, von dem Gläubiger die Ausstellung einer 
Quittung zu verlangen. Die Frage kann oft dadurch praktisch 
werden, dass der nur durch Adpromission beigetretene Mitschuldner 
zugleich eine Sicherstellung durch Pfand gegeben hat. Wir zwei- 
feln nicht, dass auch er berechtigt ist, ein Beweismittel zu verlangen^ 
dass seine Schuld, wenngleich durch Zahlung seines Mitschuldners ge- 
tilgt ist, mag auch der §. 1426 b. G.-B. dieses Recht zunächst nur den 
eigentlichen Zahlern zugestehen, und zwischen der Quittung im 
engem Sinne, nämlich der Bestätigung über die erfolgte Baar- 
zahlung, welche allerdiiQigs nur der Zahler zu fordern berechtigt 
ist, und der Bestätigung über die Befreiung von der Schuld ein 
Unterschied existiren. 

b) In solutum datio und novatio. 

Sind Gläubiger und Schuldner darüber einverstanden, dass 
statt der in der Obligation bestimmten Leistung etwas anderes ge- 
leistet werde, möge der Grund sein, dass die Zahlung unmöglich 
ist, oder ein anderer vorliegen (§. 1414 b. G.-B.), so tritt an die 
Stelle der ursprünglichen Leistung die also vereinbarte. Wird 
dann diese die Stelle der früheren Leistung vertretende, verein- 
barte andere Leistung wirklich gegeben, so hat der Gläubiger 
dasselbe erhalten, was ihm ursprünglich hätte geleistet werden 
sollen, weil er es statt der ursprüngliehen Leistung als wenig- 
stens für ihn gleichwerth annehmen zu wollen erklärt hat.*) 
Wird aber diese nun vereinbarte Leistung nicht gegeben^ sondern 
nur versprochen, so entsteht ein Neuerungsvertrag, dessen nahe 
Verwandtschaft mit der in solutum datio bereits Savigny betonte. *) 

Die Novation ist die Aufhebung einer Obligation durch eine 
neue, welche an ihre Stelle tritt,') welchen gemeinrechtlichen 



5) Windßcheid Pandekten 2. B. S. 268. 

^ Savigny a. a. 0. S. 165. Dagegen Windscheid a. a. 0. 2. B. 
S. 306 N. 2. 

') L. 31. §. 1. D. de novat. (46. 2.) Puchta Vorlesungen S. 1^2. 
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allgemeinen Begriff auch unser bürgerliches Gesetzbuch festhält, 
indem es sich ausspricht, dass entweder durch Verwechslung des 
Rechtsgrundes oder der Hauptverbindlichkeit der Forderung die 
alte Verbindlichkeit in eine neue übergeht (§. 1376). Die Wir- 
kung derselben ist auf die frühere Obligation eine ebenso lösende, 
wie wenn die Solutio des Obligationsobjektes erfolgt wäre, ®) der 
alte Anspruch mit allen daran geknüpften Rechten erlischt 
(§. 1378), denn durch die Novation wird die bestehende Obli- 
gation eben dadurch vernichtet, dass sie einen TheU ihres We- 
sens verliert, weil derselbe zur Errichtung einer neuen Obligation 
verwendet wird.^) Hiemit ist auch die Wirkung auf die Ge- 
sammtschuldverhältnisse gegeben. Liegt, wie bei der Correal- 
obligation, nur Eine Obligation vor, so hört eben das Forderungs- 
recht für Alle auf, denn der Gläubiger erklärt ja, dass er statt 
der früheren Forderung eine neue und zwar nur gegen denjeni- 
gen der Correi, welcher novirte, haben wolle. Wenn A und B 
Correalschuldner aus einem Darlehen von 200 fl. gegen X sind, 
und X schliesst mit A einen Vertrag ab, womit er ihm in zwei 
Monaten zwanzig Eimer Wein abzuliefern verspricht und für den 
Kaui^reis quittirt, dagegen die Schuldverschreibung von 200 fl., 
welche eben den Kau^reis vorstellen, rückstellt, so ist das Dar- 
lehen getilgt und somit auch B frei, und statt dessen hat X 
gegen A nunmehr die Forderung auf den Wein aus dem Titel 
des Kaufes. Es fragt sich nun, ob die Novation auch gegenüber 
von nur solidarisch Obligirten sich gleich verhalte. Es liegen 
hier verschiedene Obligationen mit verschiedenen Entstehungs- 
gründen vor, die nur das Objekt der Leistung gemein haben, 
und von denen jede nur dann aufhört, wenn von Einem der 
Correi das Ganze geleistet wurde. Wenn A von X einer gol- 
denen Uhr bestohlen wird und der Goldarbeiter Y, der sie von 
einem unbekannten Diebshehler kaufte, sie aber wieder weiter 
veräusserte, auf den Ersatz von 100 fl. und zwar solidarisch mit 



«) Cajus instit. III. §. 176. L. 1. pr. D. de novat (46. 2.) Novatio 
enim a novo nomen accepit, et.a nova obligatione. 

*) Christiaasen Institutionen des römischen Rechtes S. 482. 
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dem Diebe verartheilt wird, und nun Y dem A einen Schmuck 
zu fassen verspricht, eine Arbeit, die sonst 60 fl. kosten würde, 
und dafür der weiteren Haftung entlassen wird, so ist nicht die 
Folge, dass A auch gegen den Dieb auf die noch rückständigen 
40 fl. verzichtet hat, und dass, wenn er den Dieb belangt, ihm 
dieser nun die Erlöschung d^r Obligation in Folge der mit dem 
Goldarbeiter eingegangenen Novation auch über den Betrag von 
60 fl. einwenden könne. Der Gläubiger erhält hier kein volles 
Erfüllungsäquivalent für die ganzen 100 fl., und so gut er das 
Recht hat, den Goldarbeiter um 60 fl., den Dieb aber um 40 fl. 
zu belangen, so wenig geht, wenn A sich nicht ausdrücklich für 
den ganzen Schaden und nicht nur für seine Schadenersatzrechte 
gegen den Goldarbeiter befriediget erklärt hat, seine Forderung 
auf die restlichen 40 fl. gegen den Dieb unter. Wenn dennoch 
die modernen Schriftsteller *^) in der Mehrzahl der Novatio 
ebenso, wie der solutum Dätio die vollkommen befreiende 
Wirkung auf alle Correi sowol für die Correalobligation, bei der 
sie wol unzweifelhaft eintritt, als auch bei den Solidarobligationen 
zugestehen, und hiemit auch die neuere deutsche Gesetzgebung * *) 
tibereinstimmt, so möchten wir denn doch vom Standpunkte des 
österreichischen Gesetzes auf Grund des §. 894 vielmehr der 
Ansicht Eibbentrop's **) beitreten, dass es hiebei wesentlich auf 
das Verhältnis der neuen Forderung zur alten und auf die Ab- 
sicht ankommt, von welcher die Contrahenten ausgingen. Den 
Beweis der Zahlung zu liefern, ist Sache des Schuldners. Es 
wird daher auch Sache des belangten Mitschuldners sein, zu be- 
weisen, dass die Befreiung, welche der andere Mitschuldner durch 
eine Novation erhielt, auch auf ihn ausgedehnt werden muss, 
wozu er entweder darzuthun hat, dass der Gläubiger die Befrie- 
digung bereits durch den Mitschuldner wirklich erlangte, oder 



*•) Die Litteratur bei Fitting S. 48 und Windscheid Pandekten 
2: B. S. 133. Anm. 3. 

") §. 1028 Sachs. Ges. Dresd. Obl.-Recht Frot. S. 1457. 

•') a. a. 0. S. 271 und Vangerov Schluss des §. 573. Kirchstetter 
gibt der Novation ebenfalls nur allgemein befreiende Wirkung, als sie 
Surrogat der Erfüllung ist. S. 409. 
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aber, dass derselbe durch die Novation nicht nur auf die einzelne, ihm 
mit dem novirenden Schuldn9r zustehende Obligation, sondern 
überhaupt auf sein Forderungsrecht Verzicht geleistet hat, 

c) Compensation. ^®) 

Durch die Compensation entsteht eine gegenseitige Aufhebung 
der Verbindlichkeiten, welche schon für sich die gegenseitige 
Zahlung bewirkt. Was sonach im Gesammtschuldverhältnisse 
zwischen Gläubiger und Schuldner bei der Zahlung von den 
ihnen unmittelbar gegen einander zustehenden Forderungen in 
Abrechnung gebracht wird, vermindert um so viel die ursprüng- 
liche Forderung und wirkt in diesem Masse als Zahlung auch 
flir die Uebrigen, sowol in der Correal- als Solidarobligation. 
Eine andere Frage dagegen ist, ob der von einem der Correal- 
gläubiger verklagte Schuldner mit der Gegenforderung gegen 
einen anderen Gläubiger, und ebenso, ob Einer der Schuldner, 
welcher von dem gemeinsamen Gläubiger verklagt wird, mit der 
Gegenforderung, die sein Mitschuldner an den Gläubiger hat, 
compensiren könne. Diese Frage wird im Allgemeinen verneint, 
dagegen erleide der letzte Fall eine Ausnahme, wenn beide 
Mitschuldner in Societät stehen, weil aus diesem Verhältnisse ein 
gemeinschaftliches Interesse und Recht beider Schuldner entstehe 
nach dem Satze: Si duo rei promittendi socii non sint, non pro- 
derit alteri, quod stipulator alteri reo pecuniam debet (S. 10. D. 
de duob. reis 45. 2.). Nach österreichischem Rechte kann wol 
unzweifelhaft der Correus dem Gläubiger die Schuld desselben 
an einen anderen Correus nicht in Abrechnung bringen, und 
nicht einmal insoweit (was mitunter behauptet wird), als seine 
Regressforderung an den Correus geht, indem der §. 1414 aus- 
drücklich bestimmt, dass ein Schuldner seinem Gläubiger das- 
jenige nicht in Aufrechnung bringen darf, was dieser einem 
Dritten und der Dritte dem Schuldner zu zahlen hat. Zweifelhafter 



•') Vangerov §. 573. Anm. 5. I. 1. Savigny a. a. 0. S. 168. 
Dernburg die Compensation 1. Aufl. S. 407. Windscheid Pandekten 
2. B. S. 292. N. 10 u. 298. N. 19. Fitting S. 92. D. Habietineck über 
den §. 1438. Haimerrs Vierteljahresschrift 2. B. S. 87. 
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dürfte aber der andere Fall sein, ob der Sehuldner einem 
der Mitgläubiger das Compensando entgegenhalten kann, was ihm 
ein anderer Mitgläubiger schuldet, '*) und die Antwort wird wol 
von der Lösung der Frage abhängen, ob die Compensatio nur 
ope exceptionis wirkt, da, wenn diess nicht der Fall ist, schön mit der 
Entstehung der Gegenforderung die Forderung sich compensiren 
würde, und somit der Schuldner einwenden tonnte, dass seine 
Correalschuld sich durch bereits an den anderen Correns cre- 
dendi von selbst vollzogene Compensation um den betreffenden 
Betrag vermindert oder ganz getilgt habe. Nachdem wir jedoch 
auch nach österreichischem Rechte an der Ansicht festhalten 
müssen, dass die Compensation erst dann, wenn auch rückwir- 
kend, eflfectuirt ist, wenn der Schuldner im Exceptionswege er- 
klärt, compensiren zu wollen, '*) so müssen wir auch diese Frage 
verneinen. Ist dagegen der Schuldner im Societätsverhältnisse 
mit seinem Mitschuldner, so wird es wesentlich von der Gestal- 
tung des Societätsverhältnisses abhängen, ob eine solche Com- 
pensation zulässig sei, wie z. B. dieselbe bei einer allgemei- 
nen Gütergemeinschaft kaum wird geläugnet werden können. 
Ebenso unzweifelliaft dürfte der insbesondars bei Handelsgesell- 
schaften wichtige und desshalb auch im Dresdener Obligations- 
rechte aufgenommene Satz sein, dass die Auft*echnung dann Platz 
greift, wenn die Gesammtschuldner als Gesellschafter haften, und 
die aufzurechnende Forderung eine Gesellschaftsforderung ist, '*) 
wogegen umgekehrt eine Compensation zwischen Forderungen der 
Gesellschaft und Privatforderungen des Gesellschaftsschuldners ge- 
gen einen einzelnen Gesellschafter während der Dauer der Han- 
delsgesellschaft weder ganz, noch theilweise Statt findet (Art. 121. 
H.-G.-B.) 



^*) ünterholzner die Lehre von den Scbuldverhältnissen 1. B. 
S. 556. 

") Unger 2. B. S. 150. N. 42. Stubenrauch 2. B. S. 555. Kirch- 
stetter S. 629. 

'") Protokolle der Dresd. Commission für deutsch. Obl.-Recht 
S. 1456. 

Mages, Gesammtschuldvevhältnisse. 9 



d) Erlassvertrag — pactum de non petendo. *'') 
Das Porderungsrecht kann aber auch ohne Leistung des 
Gegenstandes oder ohne Verwechslung desselben mit einer an- 
deren Obligation (Novatio) durch den Willen des Gläubigers 
entweder gänzlich aufhören, oder aber in seiner gerichtlichen 
Wirkung der Klagbarkeit gelähmt werden. Es geschieht diess 
entweder dadurch,' dass der Gläubiger zum Vortheile seines 
Schuldners seines Rechtes gänzlich entsagt, und hiedurch dessen 
Verbindlichkeit selbst aufhebt (§. 1444 im Erlassvertrag), was 
auch in der modernen Form der Acceptilation, der Ausstellung 
einer Empfangsbestätigung oder Quittung für die in der Wirk- 
lichkeit nicht gegebene Leistung geschehen kann, '^ oder aber, 
dass der Gläubiger sein Forderungsreeht entweder auf immer 
oder auf bestimmte Zeit nicht geltend zu machen verspricht 
(Pactum de non petendo). In beiden^ Fällen kann der Gläubiger 
auf sein Forderungsrecht überhaupt, und zwar in unserem Falle 
zu Gunsten aller Gesammtschuldner oder nur zu Gunsten eines 
bestimmten Schuldners verzichten. In der Wirkung auf die 6e- 
sammtschuldverhältnisse gilt bei allen remissorischen Verträgen 
die Vorschrift des §.• 894, dass die Nachsicht oder Befreiung, 
welche ein Mitschuldner für seine Person erhält, den üebrigen 
nicht zu Statten kommt. Durchgehen wir nun die einzelnen 
Fälle. Der Mitgläubiger, welcher mit dem Schuldner einen 
Nachlassvertrag oder ein Pactum de non petendo, sei es in per- 
sonam, sei es in rem, eingegangen, kann den anderen Mitgläubi- 
ger nicht beeinträchtigen, so lange nicht in Folge der vom 
Ersteren gegen den gemeinschaftlichen Schuldner angestrengten 
Klage das Wahlrecht ausgeübt wurde, und damit die Herrschaft 
über die ganze Obligation auf den einzelnen Mitgläubiger über- 
. gegangen ist. Erklärt dagegen der Gläubiger gegenüber einem 



") Savigny a. a. 0. S. 172. Vangerov §.573. Anm.5. II. Arndts 
Pandekten S. 438. Sintenis §. 89. N. 72. Kuntze die Obligation S. 195. 
Helmolt S. 148. Fitting S. 93. ünger 2. B. S. 506. N. 27. S. 15. N. 4. 
S. 206. N. 17. Dresd. Protokolle S. 1458. 

'«) Windscheid Pandekten 2. B. S. 324. N. 5. 



Correalschuldner^ dass er seinem Forderongsrechte überhaupt 
entsage ; oder auf das Klagerecht überhaupt verzichte, so hSngt 
die Wirkung dieses Pactum remmissorium auf die übrigen Mit- 
schuldner von der Frage ab, ob man zur Ausdehnung der Gil* 
tigkeit desselben die Einwilligung aller Gorrealschuldner fllr 
nothwendig erachte oder nicht. Gibt man aber dem Correal- 
schuldner das Recht zur Novation in der Art, dass auch ohne 
Dazwischenkunft der übrigen Mitschuldner dieselbe eine auf- 
lösende Wirkung auf die Gesammtobligation ausübe, so wird man 
auch die einseitige Annahme des Erlassvertrages auch nur von 
Einem Correalschuldner in ihren Folgen auch auf die übrigen 
Mitschuldner ausdehnen, und somit annehmen müssen, dass, sowie 
das Pactum remissorium nicht nur die persönliche Beziehung 
eines der Schuldner, sondern den Bestand der Obligation selbst 
betrifft, diese iauch für die übrigen Correalschuldner aufgehoben 
wird. Anders bei der Solidarobligation. Hier wird von den 
verschiedenen Obligationen, die alle auf Eine Leistung gerichtet 
sind, und in der Person des Einen Gläubigers subjektiv con- 
curirren, nur diejenige behoben oder suspendirt, die der Gläubiger 
behoben wissen will, und wenn das Pactum remissorium nicht 
zugleich einen allgemeinen Verzicht auf die Leistung allerg oder 
ein Erklären enthält, das in der Wirkung der Zahlung gleich- 
kommt, so wird nur der dadurch Begünstigte aus der Reihe der 
ZahlungspflichUgen entweder ganz oder temporär ausgeschieden. 
Wird der Erlass oder das Pactum de non petendo nur zu Gun- 
sten Eines Schuldners gemacht, so ist im Prinzipe, wie sich auch 
das Gesetz im citirten §. 894 ausspricht, ein solcher Vertrag auf 
die andern Mitschuldner einflusslos, da bei Gesammtschuldver- 
hältnissen der Gläubiger die Wahl hat, welchen Schuldner er 
um die Leistung angehen will, und somit auch das Recht hat, 
den Einen sowol ganz von der Schuld zu befreien, als auch auf 
die Klage gegen ihn ganz oder auf Zeit zu verzichten, ohne 
dass er darum seine Rechte gegen die üebrigen aufgibt. Hat 
jedoch der Gesammtschuldner, welcher die Schuld bezahlte, an 
die übrigen Mitschuldner ein Regressrecht, oder wie sich Savigny 
ausdrückt, der erste Schuldner, der den Vertrag abschloss, 

9* 



ein eigenes Interesse dabei, dass der zweite die Facti exceptio 
gebrauche, ^®) so würde man durch die unbedingte Annahme, dass 
eine solche Entsagung in personam die Stellung der übrigen 
Mitschuldner unverändert lässt, in einen unlösbaren Conflikt 
kommen. Denn ^enn A zu Gunsten des Correalschuldners B 
einen Nachlässvertrag eingeht und dann später den Mitschuldner 
um die ganzen 100 fl. belangt, und er sie ihln voll zahlen 
muss, so würde entweder die Folge sein, dass, sobald C dem B 
im Regresswege um die Bezahlung der auf ihn entfallenden 50 fl. 
angeht, B gar nichts durch den Nachlassvertrag gewinnt, weil 
er im Falle, als er die ganzen 100 fl. dem A hätte bezahlen 
müssen, ebenfalls gegen C um 50 fl. hätte Rückersatz fordern 
können, oder aber, dass, falls man in der Regressklage dem B 
die Einwendung des ihm gemachten Nachlasses zugestehen wollte, 
durch ein zwischen Dritten geschlossenes Geschäft der C seines 
Regressrechtes beraubt würde. Dass, wie übrigens selbstverständ- 
lich, die letztere Wirkung nicht eintreten kann, bestimmt aus- 
drücklich der §. 896 und der sich auf denselben beziehende 
§. 1363, wonach die erhaltene Befreiung eines Mitverpflichteten 
den üebrigen bei der Forderung des Ersatzes nicht nachtheilig 
sein kann. Ein zweifelhafter Vertrag muss aber gedeutet Pfer- 
den, dass er keinen Widerspruch enthalte und von Wirkung sei. 
Sowie daher ein solcher Erlassvertrag oder ein Pactum de non 
petendo in personam nicht ausdrücklich auf die Absicht schlies- 
sen lässt, dass der Gläubiger dem begünstigten Mitschuldner 
nicht einen völligen Erlass der Schuld oder ein Verzicht auf das 
Klagerecht, sondern nur eine Stundung habe zu Guten kommen 
lassen wollen, muss angenommen werden, dass er auf jenen 
Theil der Forderung habe entweder vollständig oder eventuell 
auf das Klagerecht bezüglich desselben habe Verzicht leisten 
wollen, zu welchem im Regresswege der begünstigte Schuldner 
von dem Mitschuldner, welcher die Schuld tilgte, auf Rückersatz 
verhalten werden kann, und dass daher auch bezüglich dieses 
Theiles der Schuld der Gläubiger von dem um Zahlung ange- 
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gangenen, aber nicht befreiten Mitschnldner^ der, wenn auch nur 
zu Gunsten eines Dritten geschlossene Vertrag oder das Pactum 
de non petendo angewendet werden kann.^®) . Hiemit findet auch 
die bekannte Streitfrage über die Wirkung ähnlicher remissorischer 
Verträge auf Correi socii ihre Lösung. Besteht aber unter den 
Mitschuldnem kein Regressrecht, so ist die Wirkung desselben 
nur auf die unmittelbaren Paciscenten beschränkt. In wie weit 
die Unterlassung der Anmeldung der Forderung im Concurse 
eines Mitschuldners auf die Rechte gegen die andern Hitschuldner 
Einfluss hat, werden wir später berühren. 

e) Vergleich. 

Der Vergleich setzt zweifelhafte oder streitige Rechte vor- 
aus, und bedingt, dass jede Partei sich wechselseitig etwas zu 
thun oder zu unterlassen verbindet (§. 1380). Er ist daher zu- 
sammengesetzt aus Erfüllung und Erlass.*') Soweit erfüllt wird, 
bedingt er theilweise Erlöschung der Gesammtschuld für alle; 
soweit Erlass eintritt, gelten die oben aufgestellten Regeln. 

f) Confusio. ««) 

Vereinigen sich Recht und Verbindlichkeit in Einer Person, 
so erlöschen in der Regel beide; es wäre denn, wie unser Ge- 
setzbuch sich ausdrückt, dass Verhältnisse ganz verschiedener 
Art eintreten (§. 1445). Im Gesammtschuldverhältnisse ereignet 
sich eine solche Vereinigung in der Regel durch Erbschaft, so 
dass Einer der Gesammtgläubiger den Schuldner, Einer der 
Gesammtschuldner den Gläubiger oder umgekehrt beerbt: Ein 



*") Vergl. die auf diese Frage theilweise bezügliche Entscheidung 
N. 914 in Glaser-Ünger-Sammlung. 

*') Savigny Obl.-R. 1. B. S. 179. Stubenrauch 2. B. S. 53. 

") Vangerov §. 573. Anm. 5. 11. Savigny a. a. 0. S. 195. Puchta 
Pandekten §. 300. Windscheid 2. B. S. 303. Anm. 4. Ribbentrop S. 24. 
Anm. 3. Fitting S. 103 f. Arndts in Wei»ke*s Rechtslex. 4. B. S. 18. 
N. 140 und Pandekten §. 273. Anm. 1. Fritz a. a. 0. 19. B. S. 76. 
Samhaber S. 118. Stubenrauch 2. B. S. 53. Nippel 8. B. S. 238, der 
mit Arndts und Fittiog die Erlöschung behauptet, wenn der Schuldner 
in das Recht eines der mehreren Correalgläubiger eintritt. Dresdener 
Protokolle S. 1463. 
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solches Ereignis, wenn es sich in der Person eines der Mit- 
schuldner erwahrt, kann auf die übrigen Mitschuldner keinen 
Einfluss haben; der Grund der Aufhebung ist nur, wie schon 
Zeiller richtig bemerkt, dass Niemand ein Zwangsrecht gegen 
sich selbst haben kann-, der Schuldner wird von einer Schuld 
befreit, welche er gegen einen andern haben würde, wenn er 
nicht selbst der Gläubiger wäre. Das Recht geht nur wegen 
der Unmöglichkeit der Ausübung unter; keineswegs aber durch 
die wirklich erfolgte Leistung. Zudem hat der Gläubiger ja das 
Recht, wen er als Schuldner wählen will, und kann nicht gezwungen 
werden, bei sich selbst als Erbe eines Correus die Erfüllung der 
Obligation zu suchen. Dagegen kann der Schuldner dem Gläu- 
biger, welcher einen Mitschuldner beerbt, und ihn um die ganze 
Leistung angeht, compensando sein Regressrecht bis zu dem be- 
treffenden Betrage seines Antheiles als ehemaliger Mitschuldner 
einwenden.'*) Zweifelhafter ist der Fall, wenn ein. Gesaipmt- 
gläubiger den Schuldner oder umgekehrt beerbt. Hat der andere 
Mitgläubiger, wie im Falle der Societas, ein Regressrecht gegen 
denjenigen Gläubiger, welcher das Ganze durch Confusio em- 
pfangen hat, so ist die praktische Lösung der Frage gleichgiltig, 
denn ob der Gesammtgläubiger, der den B beerbte, als Erbe des 
Schuldners auch dem andern Gesammtgläubiger C hafte, und 
dagegen sein eigenes Regressrecht dem 0, wenn er ihn um 
Zahlung in Fussstapfen des B angeht, compensando einwenden 
kann, oder ob immittelbar den Regress von A fordern kann, 
weil die Schuld nun mehr durch Confusio erloschen ist, käme auf 
dasselbe hinaus. Anders dagegen, wenn dem andern Gesammt- 
gläubiger ein Regressrecht nicht zusteht. Wir verkennen nicht, 
dass beide Ansichten für und gegen die Aufhebung ihre Berech- 
tigung haben; vom Standpunkte des österreichischen Rechtes 
jedoch müssten wir auf Grund der Bestimmung des §. 892 für 
die Fortdauer der Obligation gegenüber den andern Mitgläubigem 



") L. 71. pr. D. de fideij. (46. 1.), eine Stelle, die allerdings 
wegen der verschiedenen Normirung des Regressrechtes nur vom Socius 
spricht. 
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uns aussprechen. Denn der Schuldner wird dem GesammtglÄu 
biger gegenüber nur frei durch die wirkliche einem anderen Mit- 
gläubiger gemachte Leistung oder durch vom letzteren erhobenen 
gerichtlichen Ansprlich. Da beides aber im gedachten Falle 
nicht eintritt, so möchten wir der Fortdauer der Obligation das 
Wort reden. 

g) Verjährung.'*) 

Die Klageverjährung -i— die Nichtanstellung derselben wäh- 
rend einer bestimmten Frist, •*) kann auf das Gesammtschuldver- 
hältnis von verschiedenem Einflüsse sein. Bei Correalverhältnissen 
ist es nicht denkbar, dass die daraus entspringende Klage für 
die Berechtigten oder gegen die Verpflichteten, abgesehen von 
allen nur persönlichen Verhältnissen der in der Obligation stehen- 
den einer verschiedenen Verjährungsfrist unterliege, denn die 
Klage ist für alle im Correalverbande Stehenden Eine und die- 
selbe, weil nur. Eine Obligation vorliegt, wenngleich die Ver- 
jährung aus dem Grunde, weil für den Einen Correus die Obli- 
gation eine bedingte oder befristete ist, subjektiv verschieden 
für den Einen Correus beginnen oder enden kann. Bei den 
Solidarverhältnissen ist dagegen die Möglichkeit gegeben, dass 
die gegen den Einen Schuldner zustehende Klage eine verschie- 
dene Verjährungsfrist hat, als die gegen den anderen gegebene. 
So kann z. B. der Solidarschuldner A aus einem Verbrechen, 
der Solidarschuldner B nur aus Versehen haften, und die Klage 
gegen den Ersteren in dreissig, die gegen den Letzteren in drei 
Jahren verjähren (§. 1489 b. G. B.). Zweifelhafter sind die 
Fragen, die dadurch entstehen, dass dem Einen Gesammtgläu- 
biger eine begünstigte Verjährungszeit zu Gute kommt, dass 
gegen Einen Gesammtgläubiger die Verjährung gar nicht begin- 
nen oder gar nicht fortgesetzt werden kann, dass gegen Einen 
Gesammtschuldner die Verjährung unterbrochen oder gehemmt 



'*) Savigny a. a. 0. S. 193. Troplong de la prescription N. 626 
u. f. Bicheri univ.jur. lib.UI. §.1961. Puchta Pandekten §.235. Arndts 
Pandekten §. 277. Anm. 2. Kuntze S. 193. 

") Unger System 2. B. S. 406. 
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ist. Wir müßsen von der von Justinian eingeführten Singularität 
(S. C. de duob. reis [8. 40]), wonach Unterbrechungen zum 
Vortheile aller Correalgläubiger und zum Nachtheile aller Correal- , 
Schuldner wirken, ganz absehen, und stellen uns lediglich auf 
den uns vom österreichischen Rechte gestellten Standpunkt. Der 
§. 1473 sagt: Wer mit einer von dem Gesetze in Ausübung der 
Verjährungszeit begünstigten Person in Gemeinschaft steht, dem 
kommt die nämliche Begünstigung zu Statten. Es kann daher 
kein Zweifel sein, dass, wenn ein Gesammtschuldverhältnis nur 
wegen Untheilbarkeit des Objektes besteht, und z. B. eine Kirche 
im Erbwege mit dem Neffen des Verstorbenen ein untheilbares 
Recht gemeinschaftlich besitzt, die Kirche auch nach fünfund- 
dreissig Jahren das Ganze fordern kann, weil ihr Recht, das 
eben auf das Ganze geht, nicht verjährt ist, ebenso kann' es 
aber auch der Neffe des Erblassers fordern, weil er nicht nur 
sein ideelles Recht, sondern auch jenes der Kirche mitfordert, 
das nicht verjährt ist, und weil beide Rechte nicht getrennt 
werden können. Ist dagegen eine begünstigte Person mit einer 
nicht begünstigten Correalgläubiger, so hat Letzterer während der 
ganzen gegen ihn laufenden Verjährungszeit das Recht gehabt, 
vom Schuldner die Leistung zu fordern, und hat er diess Recht 
nicht ausgeübt, so ist eben sein Recht verjährt, gleichgiltig, ob 
sein Mitgläubiger sein Recht ausübte oder nicht. Von einer Ge- 
meinschaft der Rechte nach §. 1489 b. G.-B. ist hier nicht die 
Rede, denn jeder Gläubiger hat eben ein selbständiges und nur 
das gleiche Recht, wie es sein Mitgläubiger hat, und das Recht 
des Einen erlischt durch die Präoccupation des anderen. Ebenso 
wenig kommt daher der Umstand, dass gegön einen Mitgläubiger 
die Verjährung nicht begonnen, oder nicht fortgesetzt werden 
kann, den übrigen Mitgläubigem zu Statten, da diess Verhältnis 
rein persönlicher Natur ist, und, wie Savigny sich ausdrückt, 
mit dem Dasein der Obligation in gar keiner Verbindung steht. 
Andere Grundsätze ergeben sich jedoch hinsichtlich der Unter- 
brechung der Verjährung gegen Einen der Correi debendi. Ist 
eine solche Unterbrechung durch fortgesetzte Klage oder Aner- 
kennung erfolgt (§. 1497); so hemmt unserer Ansicht nach die 
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auch nur gegen einen Mitschuldner erfolgte Unterbrechung bei 
der Coirealschuld die Verjährung auch gegen alle übrigen Schuld- 
ner, denn der Gläubiger will dadurch die Obligation eiiialten, 
die fiir alle Eine und dieselbe ist, und wollte man einer anderen 
Ansicht huldigen, so würde man ihn dadurch zwingen, alle zu 
belangen, oder von allen sich die Schuld anerkennen zu lassen, 
was vollständig gegen das dem Gläubiger zustehende Wahlrecht 
Verstössen würde. Man möchte hiebei zweifeln, ob diess nicht 
nur durch eine mit Anstrengung der Klage von Seite des Gläubigers 
ausgegangene Thätigkeit, sondern auch durch Anerkennung von 
Seite des Schuldners der Fall ist. Allein nicht nur im ersteren 
Falle liegt eine die Obligation conservirende Thätigkeit des 
Gläubigers vor, sondern auch im letzteren, weil die Anerkennung, 
um für die Unterbrechung der Verjährung wirksam zu sein, vom 
Gläubiger angenommen sein muss, mag sie nun in Form eines 
deklarativen Schuldversprechens, ^®) oder durch Ausstellung eines 
neuen Schuldscheines, durch Zinsenzahlung oder Abschlagszahlung, 
Pfand oder Bürgbestellung etc. geschahen, wobei natürlich die 
ebenfalls mit der Anerkennung verbundenen Nebenbedingungen 
den .Uebrigen nicht schaden können. *') Dagegen kann die nur 
gegen Einen Mitschuldner eingetretene Hemmung der Verjährung 
unserer Ansicht nach den Lauf derselben gegen die Uebrigen 
nicht präjudiciren, weil es dem Gläubiger frei steht, die Klage 
gegen die Uebrigen geltend zu machen und somit die Verjäh- 
rung gegen die Uebrigen zu unterbrechen, das heisst, die Obli- 
gation, di^ er gegen den Einen nicht geltend machen kann, 
gegen die Uebrigen zu erhalten. Das oben Gesagte gilt natür- 
lich auch für das Gesammtschuldverhältnis aus einer untheilbaren 
Leistung, so lange dieselbe nicht theilbar wird. 

Wesentlich verschieden hievon verhält sich jedoch die 



") ünger Jahrbücher für Dogmatik des h. r. R. 8. B. S. 200. 
Windscheid Pandekten 2. B. S. 504. 

") Die von Stubenrauch (2. B. S. 54) gebrachte Citation des 
§. 1482 passt wegen der wesentlich verschiedenen Natur der dort be- 
rücksichtigten Hechte wol nicht hieher. 
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Unterbrechung bei der Solidarobligation. Hier wird nur die Eine 
Obligation; hinsichtlich welcher die Anerkennung oder die Klage 
erfolgte; erhalten^ den andern Schuldner, welcher in einer selbstän- 
digen Obligation steht; berührt jedoch das Schicksal der fremden 
Obligation nicht; und will er sich den Regress, insofern« ihm 
ein solcher zusteht; erhalten; so steht es ihm ja frei; rechtzeitig 
selbst zu leisten. Hieraus folgt aber auch; dass, nachdem un- 
serer Ansicht nach der unbedingte Erbe nur Solidar- und nicht 
Correalschuldner ist; nach der erfolgten Einantwortung die Klage 
oder Anerkennung des Einen Erben nicht auf den anderen zur 
Unterbrechung der Verjährung wirkt; und somit zur Erhaltung 
der solidarischen Haftung die Unterbrechung gegen alle Erben 
sich erwahren muss.*®) 

h) Unmöglichkeit der Leistung. 

Den Fall; wo die Unmöglichkeit der Leistung durch Culpa 
eines Schuldners eintrat; haben wir bereits besprochen. Wird 
die Leistung für alle, entweder weil die zu prästirende Species 
durch Zufall unterging oder das Objekt extra commercium gesetzt 
wopdeU; unmöglich; so ist die Verbindlichkeit für alle aufgehoben; 
wird die Leistung nur für Einen Mitschuldner unmöglich, bleiben 
die andern verpflichtet (§. 896 b. G.-B.). Hieher gehört auch 
der Concursus duarum causarum lucrativarum *®) von Seite des 
Gläubigers; wenn der Gegenstand des Erwerbsgrundes eine Species 
ist und einer der Obligationsberechtigten den Gegenstand bereits 
aus einer anderen unentgeltlichen Causa; dem Legate oder der 
Schankung erhalten hat. 

i) Constitutum debiti proprii. 

Wir hätten endlich noch der Wirkung des Constitutum de- 
biti proprii auf das Gesammtschuldverhältnis zu erwähnen;^") 
nämlich des FalleS; wo der Schuldner Einem der Correalglänbiger 



") Art. 2249. Cod. civ., dagegen §. 1033 u. 1034. sächs. Ges. 

") Heimbach im Rechtslex. 7. B. S. 529. u. 2. B. S. 870. Van- 
gerov §. 573. Anm. 5. II. Kuntze S. 194. 

") Savigny Obl.-R. 1. B. S. 168. Sintenis §, 99. Anm. 16. Kuntze 
S. 196. Fitting S. 201. Samhaber S. 135. 
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mittelst eines besonderen Sehuldversprechens die Zahlung zu lei- 
sten verspricht. Die gemeinrechtlich sehr streitige Frage über 
die Wirkung eines solchen Constitutum wird sich wol nach un- 
serm österreichischen Rechte dahin auflösen^ ob demselben bereits 
eine nach den vorauseinandergesetzten Bestimmungen des §. 892 
bindende Wahl des Gläubigers vorausgegangen ist, da dem Con- 
stitutum, ohne dass es zugleich die Bedingungen einer Novatio 
enthält, in keinem Falle die Wirkung der Solutio zuerkannt 
werden kann. 

k) Cession oder Legat der Forderung gegen Einen Correus. 

Es erübrigen uns noch einige Worte über die Cession und 
Assignation im Gesammtschuldverhältnisse.^^) Es ist denkbar, 
dass ein Gesammtgläubiger seine Rechte einem Dritten abtritt, 
ohne ihn vom Gesammtschuldverhältnisse zu verständigen; es ist 
denkbar, dass der Gläubiger die Rechte gegen den Mitschuldner 
A dem X und gegen den Mitschuldner B dem Y cedirt, oder 
dass er die Rechte gegen Y für sich behält. Es kann aber 
auch ein Erblasser die Rechte gegen die verschiedenen Gesammt- 
schuldner an verschiedene Legataren vermachen. Es ist bezüg- 
lich der Cession, nach dem Grundsatze, dass die Rechte des 
üebemehmers mit den Rechten des Ueberträgers dieselben seien 
(§. 1394 b. G.-B.), klar, dass der Cedent nicht mehr Rechte 
übertragen kann, als er selbst besass, der Cessionär nicht in 
eine bessere Lage kommen kann, als der Cedent hatte, und die 
Lage des Schuldners nicht verschlimmert werden darf. Wenn 
daher ein Correalgläubiger mit Verschweigung seines Gesammt- 
schuldverhältnisses sein Recht einem Dritten abtritt, so wird es 
sich fragen, ob dieser oder ein anderer Mitgläubiger zuerst den 
Schuldner um die Zahlung angeht. Ist ein anderer Gläubiger 
dem Cessionär vorgekommen, so muss auch er sich vom Schuld- 
ner giltig die gemachte Zahlung entgegen halten lassen. Hat 
jedoch der Gläubiger seine ihm gegen verschiedene Mitschuldner 
zustehenden Rechte an verschiedene Cessionäre übertragen, so 
kann der Cessionär A nicht als Gläubiger gegen den Cessus X 
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) Fritz a. a. 0. 19. B. S. 63. Drosd. Protokolle S. 1469. 
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und der Geseioniir B gegen den Cessus Y gleichzeitig die For- 
derung geltend machen, indem sonst die Leistung, die nur Ein- 
mal zu machen ist, doppelt gemacht werden müsste. Man könnte 
nun allerdings die Frage so lösen: die Cession wirke sogleich 
mit ihrem Abschlüsse, und es gehe unmittelbar das Forderungis- 
recht vom Cedenten auf den Cessionär über. Durch die Cessions- 
Valuta erhalte der Cedent den Werth der abgetretenen Forderung, 
und es sei daher, wenn auch nicht durch den Schuldner, so doch 
durch den Dritten an ihn die Leistung erfolgt, welche fftr ihn 
dem Werthe des ursprünglichen Forderungörechtes gleichkommt. 
Durch die erste Cession habe er somit auch den Schuldner ge- 
wählt, durch welchen er befriediget sein wolle, und seine Befrie- 
digung durch die Cessionsvaluta erhalten, es seien daher, wie im 
Schoosse der Dresdener Commission ftlr deutsches Obligationsrecht 
vorgeschlagen ward, die übrigen Schuldner von der Gesammt- 
Verbindlichkeit für befreit zu erachten. Wir könnten jedoch 
dieser Ansicht nicht beistimmen. Denn wenn Titius zuerst seine 
Forderung gegen den Gesammtschuldner X dem A, und dann 
seine Forderung gegen den Gesanmitschuldner Y dem B abtritt, 
und Letzterer seinen Schuldner auf Zahlung belangt, die auch 
geleistet wird, so würde X gegen die spätere Klage des A diese 
Einwendung nicht machen können, weil ja nach der obigen 
Voraussetzung Titius eben für seine Schuld die Valuta erhalten 
hat. Man könnte sich aber auch kaum dahin aussprechen, dass 
eine solche Cession das Gesammtschuldverhältnis gar nicht be- 
rühre, und somit derjenige Cessionär, der zuerst die ganze For- 
derung von seinem Cessus beitreibe, hiezu berechtigt war, dass 
aber gleichzeitig die Rechte aller übrigen Cessionäre erlöschen, 
und wir müssen daher auch vom Standpunkte des österreichischen 
Rechtes der von Fritz für das römische Recht vertretenen An- 
schauung beistimmen, dass eine solche getheilte Cession als dem 
Wesen des Gesammtschuldverhältnisses widersprechend ungiltig 
sei. Auf die Assignation im Gesammtschuldverhältnisse als einer 
Novation (§. 1400) haben die für dieselbe aufgestellten Grund- 
sätze Anwendung. Es erübriget uns noch, den Fall des Legates 
der Schuld verschiedener Mitschuldner an verschiedene Legataren 
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zu erörtern, indem der Gläubiger die Forderung gegen den Mit- 
schnldner A dem X, gegen den Mitschuldner B dem Y vennacht. 
Nach dem älteren römischen Rechte (fr. 82. §. 5 de legat. I. 
[30.]) musste der Erbe dem Einen Legatar die Klage abtreten, 
dem anderen die Forderung ersetzen, nach neuerem justinianischen 
Rechte^*) dagegen war, wenn der Testator nicht ausdrtlcklich 
anders verordnet hatte, die Forderung zu theilen. Nach öster- 
reichischem Rechte hat der Erbe beim Legate einer Forderung 
nur die Verpflichtung, die Forderung dem Legatar zu tiberlassen 
(§• 664), und könnte daher unserer Ansicht nach zu Weiterem 
nicht verhalten werden, um so mehr, als das Vermächtnis einer 
bestimmten Sache von. dem Legatar, wenn es in Einer oder in 
verschiedenen Anordnungen wiederholt wird, nicht zugleich in 
Natur und dem Werthe nach verlangt werden kann (§. 660). Nach- 
dem man aber auch nicht willkürlich eine Correalität von Gläu- 
bigem schaffen, und es somit von der Wahl der Schuldüer 
abhängig machen muss, welcher zuerst seinen Legatar bezahlt, 
während dann der andere leer ausginge, ^^ dürfte wol auch der 
Ausspruch Justinians über die Theilung der Forderung unserem 
Rechte entsprechen. '^^) 

§.15. 

Wir haben nun eine Reihe von Fragen zu erörtern, die 
theils in das Civil-, theils in das Prozessrecht gehören, und die 
dadurch auftauchen können, dass entweder mehrere Gesammt- 
gläubiger oder mehrere Gesammtschuldner als Streitgenossen ihre 



") §. 11. C. 6. 51. (de cad. toll.) Ubi autem legatarii vel fidei- 
commissarii duo forte vel plures sint, quibus aliquid relictum sit, si 
quidem hoc conjunctim relinquatur, et omnes veniant ad legatum pro 
sua portione quisque hoc habeat. — Hoc autem ita fierl saneimus, nisi 
testator apertlssime et expresse disposuerit, ut uni quidem res solida, 
aliis autem aestimatio rei, singulis in solidum prestetur. Fitting S. 158 
u. 183. Arndts Pandekten §. 576. 

«') Arndts in Weiske's Rechtslex. 6. B. S. 337. 

'*) ünger spricht seine eigene Ansicht nicht aus. Erbrecht 
§. 72. N. 1. 
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Bechte klagend verfolgen oder mit Klage belangt werden/ oder 
dadurch^ dass nur Einer der Oesammtgläubiger oder der Gläu- 
biger gegen Einen der (Jesammtschuldner den gerichtlichen Weg 
zur Realisirung seines Forderungsrechtes betritt» 

Wir beschäftigen uns vorerst mit dem Litisconsortium meh- 
rerer Streitgenossen als Kläger oder Beklagte. Dass mehrere 
Correalgläubiger oder mehrere Gesammtschuldner , als Streitge- 
nossen ihre Rechte geltend machen oder als solche belangt wer- 
den können; bedarf wol keiner Erörterung, indem gerade hier 
der engste Begriff der Streitgenossenschaft, das „Commune nego- 
tium" ^) (§. 4 der westgal. G. 0.), vor allem sich erwahrt. Durch 
die Redaktion des §. 4 in der westgalizischen Gerichtsordnung 
gegenüber dem josephinischen, welche den Beisatz, d. i. welche 
aus dem nämlichen Factum entsprungen sind, enthält, könnte 
aber anscheinend sich ein Zweifel hinsichtlich der Zulässigkeit 
der Streitgenossenschaft von Solidarschuldnern ergeben, den je- 
doch weder die Praxis theilt, oder der gerechtfertigt wäre, da 
ja dem Solidarschuldner das Recht der Streitverktindigung an 
den nicht beklagten Mitschuldner, und Letzterem sohin das Recht 
der Nebenintervention zusteht, und jedenfalls ein gemeinsames 
Streitobjekt zur Erörterung gelangt. Nach der neueren Ausdeh- 
nung des Begriffes der Streitgenossenschaft (z. B. §. 324 des 
Entwurfes des neuen österreichischen Civilprozesses) ^) entfällt 
ohnehin jedes Bedenken in dieser Richtung. 

Sowol unsere gegenwärtige Gerichtsordnung, als auch das 
moderne Prozessrecht geht von dem schon dem römischen Rechte 
angehörigen Grundsatze ^) aus, dass die Streitgenossenschaft nur 
eine formelle Vereinigung mehrerer Rechtsstreite bilde, ohne dass 
dadurch dem# Rechte der faktischen oder rechtlichen Begründung 



*) Eine Zusammenstellung der civilprozessualischen Theorien über 
den Begriff der Streitgenossenschaft bietet unter anderem die Abhand- 
lung von Sentz in der Ger. -Zeit, vom Jahre 1867 N. 70. 

') Wir citiren nach dem Regierungsent würfe. 

') L. 10. §. 3. D. de appell. (49. 1.) L. 1. 2. 0. (si plures nna 
sententia) 7. 55. 



J43 

der Klage oder der Einrede des Einzelnen ein Nachtheil erwachsen 
dürfe (Hfd. v. 23. Aug. 1799 N. 474 J. G. 8. §. 66 des Ref. 
Entw.), wenngleich alle Streitgenossen verpflichtet sind, zum 
Schriftenempfange einen gemeinschaftliehen Bevollmächtigten zu 
ernennen, nur in Einer Satzschrift oder in Einer Verhandlung 
ihre Rechte geltend machen dürfen und Ein Urtheil alle ein- 
schliessen muss *) (Hfd. v. 4. Sept. 1801 N. 535 J. G. S.). 

Es bleibt daher wegen des bloss formellen Verbandes prin- 
zipiell Jeder berechtiget, selbständig über die ihm zu Gebote 
stehenden Beweismittel zu verfügen, durch Vergleich seinen Streit 
zu beenden, von der Klage abzustehen etc., sowie das ürtheil 
für den Einen Streitgenossen ein condenmirendes, für den an- 
deren ein freisprechendes sein kann. Darum soll auch das Ge- 
ständnis des Einen Streitgenossen nur gegen ihn, nicht aber 
auch gegen die üebrigen beweisen (§. 111 sieb. Ger.-Ord. §. 175 
westgal. Ger.-Ord.). So lange wir es bei den Correalobligationen 
mit Klaggrtlnden und Exceptionen, welche die rein subjektiven 
Beziehungen des Einen Klägers oder Beklagten betreffen, zu 
thun haben, oder so lange nur Solidarobligationen in Frage 
kommen, bei welchen für jeden der beklagten Correi debendi 
eine verschiedene Obligation vorliegt, und nur nach dem Resul- 
tiate der jeweiligen Vertheidigung für den Einen die Condemna- 
tion auf eine quantitativ höhere Leistung ausfallen kann, als für 
den andern, wird die Anwendung dieser Grundsätze keine Schwie- 
rigkeit ergeben. Es wird dann der Eine Kläger oder Beklagte 
aus der Obligation einfach ausscheiden, oder nur bedingt berech- 
tiget oder verpflichtet seien. Der Eine wird auf eine höhere 
Summe haftbar erklärt werden können, als der andere, und das 
Gesammtschuldverhältnis möglicherweise bis zu der Summe rei- 
chen, in welche alle Streitgenossen gleichmässig verurtheilt wer- 
den, während für Einzelne die Verurtheilung auf das Mehr nur 
als Einzelnschuldner geht. Ein solcher Fall kann sich z. B. 
aus der solidarischen Betheiligung desA, der dolos handelte, und 



*) Wetzell Civilprozess 2. Aufl. S. 790. Osterloh Civilprozess 
S. 248. 
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des B, dem nur Culpa, aber nicht auffallende Sorglosigkeit zur 
Last liegt; an einer Beschädigung, an der sich die Antheile der 
Beiden nicht bestimmen lassen, ergeben, wonach fftr die Aesti- 
matio im Betrage von 100 fl. Beide solidarisch, für den Mehr- 
werth der besondern Vorliebe aber von 50 fl. nW A als Allein 
Schuldner verurtheilt wird. 

Nach dem im Hofdekrete vom 5. März 1847 J. G. S. 1042 
ausgesprochenen richtigen Grundsatze, dass von mehreren Streit- 
genossen nur jene als Appellanten oder Revidenten anzusehen 
sind, von denen, obgleich sie sich in erster Instanz nicht ver- 
theidigt haben, angenommen werden muss, dass sie demjenigen 
beigetreten sind, der Rede und Antwort gegeben hat, vorausgesetzt 
nur, dass die Appellation oder Revision einen Gegenstand von 
gemeinschaftlichem Interesse betreffe und nicht auf die Person 
des Appellanten oder Revidenten beschränkt ist, kann wohl auch, 
obgleich sich die vorcitirten Hofdekrete nur undeutlich aussprechen 
(vergl. dagegen §. 276 des Entwurfes ftir die neue Civilprozess- 
ordnung) schon der Natur der Sache nach nicht gezweifelt werden, 
dass bei mitgeklagten Solidarschuldnern demjenigen, welcher aus- 
geblieben ist, oder nicht Rede und Antwort gegeben hat, jene Ein- 
wendungen nicht zu Statten kommen, welche von dem Mitgeklagten, 
der den Streit aufgenommen hat, zu seinem Gunsten nur aus der 
ihn allein betreffenden Obligation abgeleitet werden. Wenn z. B. 
der Hausknecht X und der Wirth Y solidarisch auf den Werth 
des dem Hansknecht X tibergebenen und in Verlust gerathenen 
Koffers belangt werden, so kann dem Hausknechte, welcher nicht 
Rede und Antwort gab, die Einwendung des Wirthes, dass er die 
Wirthschaft schon vor einem halben Jahre seinem Schwager pacht- 
weise übertragen habe, natürlich nichts nützen, weil sie nur den 
Bestand der Obligation des Wirthes, nicht aber jenen des Haus- 
knechtes berührt, wohl aber im umgekehrten Falle dem Wirthe 
die siegreiche Vertheidigung des Hausknechtes, dass er den Koffer 
dem Bevollmächtigten des Klägers übergeben habe. 

Viel schwierigere Fragen ergeben sich dadurch, dass der 
Gläubiger nur Einen Mitschuldner belangt, oder dadurch, dass 
von den mehreren Mitschuldnern eine verschiedene Klagebeant- 
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wortung erfolgt, und die Gesammtschuld entweder aus der ün- 
theilbarkeit des Objektes oder aus einem Correalverhältnis entspringt. 

Wir müssen verzichten, die verschiedenen gemeinrechtlichen 
Lösungen dieser Fragen vorzuführen, *) um so mehr, als die Grund- 
sätze des*' altem römischen Rechtes, wo jede Condemnatio auf 
Geld ging, andererseits aber das Beneficium divisionis unter ge- 
wissen Bedingungen auch dem Correalschuldner zustand, theilweise 
keine Anwendung mehr finden. 

Betrachten wir vorerst den ersten Fall, dass Einer oder von 
mehrem Mitschuldnem nicht alle belangt werden. Es steht dem 
beklagten Mitschuldner allerdings die Streitverkündigung an die 
übrigen nicht Mitbeklagten, insoweit er gegen dieselben Regress- 
rechte geltend machen kann, zu; die Litisdenunciation lässt es 
aber den Litisdenunciaten frei, ob sie als Nebenintervenienten 
eintreten wollen, oder nicht. Es fragt sich nun, ob, wie vielfach 
und mitunter von den ersten Autoritäten, Ribbentrop an der Spitze, 
behauptet wird, der Beklagte das Recht habe, die dilatorische 
Einwendung entgegenzusetzen, Kläger müsse auch die andern 
Mitschuldner belangen, oder es müssen auch die andern Mit- 
gläubiger dem Streite beitreten (Exceptio plurium litis consortium), 
wie diess insbesonders dann als zulässig erklärt wird , wenn der 
Gegenstand der Obligatio ein theilbarer ist, und nur aus diesem 
Grunde ein Gesammtschuldverhältnis vorliegt. Zur Lösuug dieser 
in's Gebiet- des Civilrechtes ®) gehörigen Frage müssen wir, wie 
es scheint, folgendes voraussetzen: 

Das Klagepetit im allgemeinen enthält entweder die For- 
derung einer blossen Anerkennung des Rechtes oder gleichzeitig 
der Condemnation, wie diess bei den Klagen aus Obligationen der 



5) Vergl. Ribbentrop S. 184 u. f., Savigny Obl.-R. 1. B. S. 379. 
Sintenis §. 84 N. 27. Vangerov §. r)G7 Anmerk. 2. Amdt's Pandekten 
§. 216 Anmerkungen. Mathai Oont. Lex. III. B, IL Abth. S. 19. Weiske's 
Rechtsl. 8. B. S. 719 WetzeU Civilproz. S. 773. Windscheid Fand. 
2. B. S. 148 K 7. Plank die Mehrheit der Rechtsstreitigkeiten S. 401. 
Nippel Ger.-Ord. 1. B. S. 442. Protokolle zur deutschen Civilprozess- 
Ordnung S. 746. 

**) Vergl. §. .54 des Civilproz.-Entw. für die deutschen Bundesstaaten. 

Mages, Gtesammtschuldverhältnisse. \Q 
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Fall ist,') und die Condemnation ist entweder gerichtet auf eine 
positive Leistung — ein dare oder facere, oder auf eine negative — 
ein Dulden oder Unterlassen. Im Gesammtschuldverhältnisse ist 
vor allem die Condemnation mit Rücksicht auf die Mitschuldner 
von Interesse, und diese setzt immer eine Rechtsverletzung, ein 
obligationswidriges Thun oder Nichtthun voraus. Setzen wir nun 
den bekannten Fall der Prädialservitut.®) Gegen A, B und C 
als Mitbesitzer des von ihrem Vater ererbten Gutes, macht X die 
Servitut des Viehtriebes geltend, belangt aber mit der confessori- 
schen Klage nur den A, welcher keine Einrede für sich erhebt, 
während B behauptet, die Servitut sei nur ein Precarium, C die- 
selbe sei nur auf die Wintermonate eingeschränkt. Für A ist es 
offenbar gleichgültig, ob B und C mitgeklagt werden, denn wenn 
er auch verurtheilt werden sollte, so lautet die Condemnation, er 
sei schuldig, die Servitut des X auf dem Gute anzuerkennen, und 
in der Ausübung ihn nicht zu stören. Stört nun der B oder C den 
X, so wird diess den A nicht berühren , wenn nur er ihn nicht 
stört, und wird X , wenn er die Servitut ungestört ausüben will, 
auch nachträglich den B und C belangen müssen. Es ist daher, 
wo der untheilbare Inhalt der Obligation eine negative Leistung 
enthält, die Exceptio plurium litis consortium nicht nothwendig. 

Setzen wir nun, es seien aber A und B und C als Erben 
ihres Vaters angeblich schuldig, einen Holzstamm von zehn Schuh 
Länge zu liefern, oder ein Haus zu bauen, und X, der Kläger, 
belangt ebenfalls nur den A. Derselbe wird , wenn er auch den 
Bestand der Obligation als Erbe seines Vaters zugibt, einwenden, 
er s^i nicht. Alleinerbe, sondern es seien noch die Brüder B und C 
Miterben, immer natürlich vorausgesetzt, dass er nicht als un- 
bedingter Erbe solidarisch hafte. Würde nun die Verurtheilung 
gegen ihn lauten, er sei schuldig, den Holzstamm zu liefern, das 
Haus zu bauen, so könnte der obsiegende Kläger im Verfolge 
der Execution nach §. 408 und 409 einen solchen Holzstanmi 



') Ungar Syst. 2. B. S. 368. 

•) Vergl. dagegen Savigny System 6. B. S. 479. Wetzeil Civil- 
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kaufen, oder das Haus von einem Dritten ausbauen lassen, und 
den ganzen Betrag eintreiben, wenn er als Schuldner des Ganzen " 
verurtheilt würde, während er für das Interesse , das eine theil- 
bare Sache ist, nur pro rata einzustehen hat. Es wird daher, 
wie wir bereits bei Besprechung des Gesammtschuldverhältnisses 
wegen Untheilbarkeit der Leistung bemerkten, Sache des Richters 
sein, dass er entweder in dem Ausspruche das Verhältnis, aus 
dem er zu leisten schuldig ist, in einer Art ausdrückt, dass daraus 
die nur partielle Haftung für das Interesse hervorgeht, oder in- 
soweit diess nicht thunlich ist, der Exceptio plurium litis con- 
sortium stattgebe, und den Kläger zur Einbringung der Klage 
gegen alle Mitverpflichteten anweise. Es steht diess nach unserer 
Ansicht nicht im Widerspruche mit der Bestimmung des §. 890 
b. G.-B., wonach der Gläubiger einer "untheillaren Sache, so lange 
er der einzige ist , solche von jedem Mitschuldner fordern kann. 
Es setzt diess voraus, dass der Mitschuldner selbst die untheil- 
bare Sache leisten und die Rechtsdurchführung, nämlich die Exe- 
cution auf dieselbe selbst gerichtet werden kann. Wo aber vor- 
aussichtlich statt der untheilbaren Sache selbst nur das Interesse 
geleistet zu werden vermag, würde durch ein Judicat, welches 
auch die Haftung des Einzelnen für das volle Interesse involvirt, 
die Schuld des einzelnen Correus über das gesetzliche Mass aus- 
gedehnt werden, und durch ein nachträgliches Judicat aufgehoben 
werden müssen, was durch ein früheres im Prinzipe festgestellt 
wurde. ^) 

Anders dagegen verhält es sich bei der Correalobligation. 
Es besteht eben das Wesen derselben darin, dass jeder Schuldner 
des Ganzen ist, und der Gläubiger die Wahl hat, wen er be- 
langen will, während das Beneficium divisionis dem österreichischen 
Rechte fremd ist. Wenn nun A und B dem X correalisch ein 
Pferd zu geben versprochen haben, und nur A belangt witd, so 
kann er nicht einwenden, er sei zwar bereit, das Pferd zu geben, 
es sei jedoch im Mitbesitze des B, der als Correalschuldner eben- 



») Dagegen Zeiller 3. B. 1. Abth. S. 67. Nippel Comment. 6. B. 
S. 96, betrachtet nur den Fall des Gebens einer individuell bestimmten 
Sache, der allerdings einfach ist. 
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falls belangt werden möge; denn er schuldet das Pferd nicht zu 
ideellen Antheilen, zur Hälfte mit B, sondern er schuldet es ganz, 
ebenso wie es B ganz schuldet, wenn er darum mit Erfolg eben- 
falls allein belangt worden wäre. Noch unzweifelhafter wohl ist 
diess bei den blossen Solidarobligationen, die unter einander erst 
in der Leistung selbst den Berührungspunkt finden. 

Nach dem vorausgesagten ist die Lösung der Frage über die 
gegenseitige Einwirkung der verschiedenen Vertheidigung der 
mehreren Correi debendi bereits vereinfacht. Wenn im ersteren 
Falle der Prädialservitut A dieselbe zugibt, B dagegen das Pre- 
carium einwendet, C sie auf die Winterszeit beschränkt wissen 
will, und die letztem zwei Einwendungen siegreich sind, so wird 
das Urtheil gegen A auf Anerkennung und Untersagung jeder 
Störung, gegen C gleichfalls, jedoch mit der Beschränkung der 
Ausübung auf die Winterszeit, und gegen B absolutorisch erfliessen. 
Die Folge wird sein, dass, wenn X die Servitut zur Sommerszeit 
ausüben will, ihm B und C, wenn zur Winterszeit C allein sie ihm 
versagen kann, und so lange A ihn nicht stört, er auch keinen 
Schadenersatz zu leisten hat, weil er nicht obligationswidrig handelt. 
Sowie aber A ihn stört, hat er nicht ein Drittheil, sondern das 
Ganze des verursachten Schadens zu ersetzen, weil die Servituts- 
last mehrerer Miteigenthümer ein Correalverhältnis voraussetzt. 
Wenn aber X von B und C das unbeschränkte Servitutsrecht er- 
kauft, so hat er es auch gegen A, gegen welchen es ihm bereits 
zugesprochen ist. 

Anders dagegen, wenn X behaupten würde, A, B und C 
hätten ihm als Miteigenthümer die Servitut auf ihrem Grunde be- 
stellt, und es würde die gleiche Vertheidigung sich ergeben. Hier 
haftet jeder, weil die Bestellung der Servitut von Seiten mehrerer 
Miteigenthümer eine Correalität voraussetzt, flir das Ganze und 
somit auch für das ganze Interesse, und wenn A auf Grund seines 
Geständnisses verurtheilt würde, B und C aber ein freisprechendes 
ürtheil erlangten, mtisste A, im Falle als B und C der Ausübung 
gegenübertreten sollten, für die ganze Aestimatio haften, weil die 
Einräumung der Servitut als etwas untheilbares von jedem Mit- 
eigenthümer, der sie einräumt, voraussetzen macht, dass er flir 



die Einräumung selbst und ganz einstehe. Ebenso in einem an- 
dern Falle: X kauft von A, B und C, welche sich als Correal- 
schuldner einbekennen, eine Wiese und klagt sie solidarisch auf 
die Bezahlung des Kaufschillings. A wendet nichts ein, B die 
Verletzung über die Hälfte, C, dass die wesentliche Bedingung 
des dazu gehörigen Bewässerungsrechtes nicht bestehe. Wenn 
B und C mit ihren Einwendungen ausreichen, soll dieselbe auch 
dem A, oder wenn nur C ausreicht, soll diese Einwendung auch 
dem B zu Gute kommen? Es wird diess mehrfach behauptet, 
allein wie uns scheint mit Unrecht. Denn A will unbedingt 
Schuldner sein, B und C unter der Bedingung, dass für B die 
Wiese nicht zu theuer, für C sie auch das Bewässerungsrecht habe. 
Wenn nun diese Bedingung hinsichtlich des B oder des C nicht 
als erfllUt erscheint, so tritt B oder C aus der Obligation, wäh- 
rend sie für A volle Gültigkeit hat. Anders dagegen, wenn A, 
der für sich keine Einwendung haben würde, keine Rede und 
Antwort geben würde. Hier wirken bei Con-ealobligationen die 
Einwendungen, die den Bestand der Obligation selbst betreifen, 
für Alle, und nur Einwendungen, die die subjektiven Beziehungen 
des einzelnen Beklagten zur Gesammtobligation zerstören, wirken 
nur für denjenigen, der sie für sich geltend macht. Wird aber, 
wie in dem durch die Entscheidung des obersten Gerichtshofes 
vom 3. Februar 1869 ^^) erledigten Falle die Perfektion des Ge- 
schäftes von der Einwilligung aller Correi debendi abhängig ge- 
macht, so wird natürlich die Klage auch gegen A abgewiesen 
werden müssen, wenn er zwar seine Einwilligung zugibt, jedoch 
die Einwilligung des Correus B bestreitet, und Kläger mit diesem 
Beweise nicht auslangt, weil dann auch gegen den einwilligenden 
A der Vertrag nicht perfekt wäre. Geringere Schwierigkeiten 
macht nach den Bestimmungen des österreichischen Gesetzes der 
umgekehrte Fall, wo von mehreren Correi credendi nur Einer, 
aber nicht alle klagend gegen den Schuldner auftreten, und für 
welchen gemeinrechtlich vor allem für die Zulässigkeit der Ex- 
ceptio plurium litis consortium plaidirt wirct. Belangt von den 
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mehreren Mitberechtigten einer untheilbaren Sache nur Einer den 
Schuldner, so ist letzterer nach §. 890 berechtiget, auf die Ueberein- 
kunft aller Mitgläubiger zu dringen, oder die Sache in gericht- 
liche Verwahrung zu ül^ergeben. Ist nur der von einem Mit- 
gläubiger allein angegangene Schuldner entweder im Laufe des 
Prozesses der Verpflichtung geständig, oder unterliegt er im Pro- 
zesse, so würde er gegen sich ein ürtheil haben, welches ihn 
unbedingt zur Leistung an den Kläger anhalten würde. Käme 
nun der Kläger mit der Execution, so müsste im Stadium der- 
selben, wenn sich der Beklagte nach §. 890 auf seine Berech- 
tigung der üebereinkunft aller Gläubiger berufen sollte, ein neuer 
Rechtsstreit und zwar über Thatsachen entspringen, die möglicher- 
weise sogar eine Modification des früheren Erkenntnisses zur Folge 
haben könnten. Nach dem Stande unseres gegenwärtigen Öster- 
reichischen Gerichtsverfahrens wüsste man aber auch wahrlich 
nicht, wie angesichts des Hofdekretes vom 22. Juni 18.36 N. 145 
J. G. S. die von dem obsiegenden Gläubiger angesuchte Execution 
einstweilen gehemmt werden könnte, und man wird wohl auch 
nach unserm österreichischen Rechte, indem man die Berechtigung 
des Schuldners, auf die üebereinkunft der Mitgläubiger zu dringen, 
bereits in das Stadium des Prozesses verlegt, die Zulässigkeit der 
Exceptio plurium litis consortium in obigem Falle vertheidigen müssen. 
Dagegen wird durch die Ausübung des Klagerechtes Eines 
der mehreren Correalgläubiger nach §.892 der Schuldner an den- 
selben allein gebunden. Die Berechtigung der Uebrigen erlischt 
damit. Treten jedoch mehrere Correalgläubiger als StreitgenQSsen 
mit individuell verschiedener Prozessführung klagend gegen den 
Schuldner auf, in der Art, dass z. B. der Kläger A die Einrede- 
thatsache X für wahr lässt, Kläger B sie aber bestreitet, und 
gegen ihn der Beklagte mit dem Beweis derselben nicht ausreicht, 
so wird nach dem Einflüsse der Einredethatsache X auf das ma- 
terielle Recht gegen beide Kläger ein wol formell verbundene^, 
materiell aber verschiedenes ürtheil erfliessen müssen, in der Art, 
dass entweder der Kläger A ganz aus der Obligation scheidet, 
oder demselben das Recht nur bedingt oder intensiv kleiner als 
dem B zugesprochen wird. A und B z. B. belangen den X als 



Correalgläubiger auf Zahlung eines Darlehens von 100 Dukaten, 
X wendet ein, es sei ihm freigestellt worden, die Zahlung in Pa- 
pier nach dem Tagescurse zur Zeit des Darlehens, wo das Agio 
nur 57o betrug, zu leisten. A lässt diess wahr, ,B bestreitet 
es und legt den negativ aufgetragen Eid ab. Nun wird X ver- 
urtheilt werden, dem A und B solidarisch den gegenüber von 
A liquidirten Betrag, dem A allein aber noch ausserdem einen 
Mehrbetrag zu bezahlen, welcher mit dem Beiden gemeinschaftlich 
liquidirten, dem Werthe von 100 Dukaten gleichkommt. 

Wir haben nun die Wirkungen des von einem Gesammt- 
gläubiger oder Gesammtschuldner abgelegten Parteieneides auf 
die übrigen Correi zu erörtern. Seit mit der Entwicklung des 
Prozessrechtes die im altrömischen Formalprozesse festgehaltene 
Natur des Parteieneides als eines Transactes, wodurch die gericht- 
liche Prüfung der Wahrheit in judicio ersetzt wurde, sich ver- 
änderte, und insbesonders nur mehr über reine Thatsachen und 
nicht über Rechtsverhältnisse, wie diess nach römischem Rechte 
gemeinhin der Fall war , der Eid zugeschoben werden kann, * ') 
ist auch diese Frage unter wesentlich verschiedenem Gesichts- 
punkte aufzufassen. Der Eid ist nach modernem Rechte eines 
der Beweismittel, worauf der Richter sein Urtheil baut, und die 
der Actio und Exceptio rei judicatae gleichgestellte Actio juris 
jurandi in factum und Exceptio juris juran^i hat vollständig ihre 
frühere Bedeutung verloren, seit den Inhalt des Eides nicht mehr 
die Beschwörung des Bestandes oder Nichtbestandes der Schuld 
(dari opportere oder dari non opportere) , sondern die Existenz 
oder Nichtexistenz einer bestimmten erheblichen Thatsache bildet. 
Die demnach zu besprechenden Fragen beschränken sich unserer 
Ansicht nach auf folgende: Macht der von Einem Gesammt- 
berechtigten oder Verpflichteten abgelegte Eid auch auf die übrigen 
Correi, die den Eid nicht abgeschworen haben. Beweis, oder in- 
wieweit sind auch sie zur Betheiligung an der Eidesabiegung ver- 
pflichtet? zweitens: kann von mehreren mitgeklagten Gesammt- 
schuldnem, denen ein Eid deferirt wurde, derselbe von Einzelnen 
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angenommen, von Andern zurückgeschoben werden? und drittens: 
kann sich die Partei in einem spätem Prozesse auf einen in 
einem früheren Prozesse geleisteten, dasselbe Gesammtschuldver- 
hältnis betreffenden, von ihm oder einem Correus abgelegten Eid 
berufen? Die ersten beiden Fragen gehören überhaupt in die 
Lehre über die Eidesdelation bei einer Mehrheit von Personen, 
ein Thema, das die verschiedensten Lösungen erhielt und Anlass 
zu den widersprechendsten Entscheidungen gab. Es sei uns ge- 
stattet, einen kurzen Beitrag hiezu zu geben.**) Wie bei der 
Zeugenaussage der Richter die Ueberzeugung von der Existenz 
oder Nichtexistenz einer Thatsache aus der ihm mitgetheilten 
Wahrnehmung des Zeugen schöpft, soll der Eid einen Beweis- 
grund für den Richter über die Wahrheit oder Unwahrheit der 
thatsächlichen Voraussetzungen des Angriffes und der Vertheidigimg 
bilden,'^) und die formelle Beweiskraft des Eides reicht daher 
nicht weiter als die materielle. Er ist ein Zeugnis in der eigenen 
Sache, sei €fs, dass durch Deferirung des Eides der Gegner als 
Zeuge angerufen wird, sei es, dass der Beweisfuhrende im rück- 
geschobenen Haupteid oder Notheid Zeugnis für sich selbst ab- 
gibt. So wie der Eid als „Wissens-Eid" , sei es über Facta 
propria oder über Facta aliena, auftritt, muss der Schwörende über 
die Existenz oder Nichtexistenz der Thatsache, die er zu be- 
schwören hat, durck eigene sinnliche Wahrnehmung sich über- 
zeugt haben. Wenn nun mehrere Streitgenossen hinsichtlich des 
Rechtsverhältnisses, dessen faktische Grundlage durch den Eid 
erwiesen werden soll , in Rechtsgemeinschaft stehen , Angriff und 
Vertheidigung gemeinschaftlich sind und der Eid nicht ein für 
jeden individuell auf seine Betheiligung an der Obligation wir- 
kendes Factum betrifft, so macht der positive Wissenseid des Einen 



'^) Vergl. unter andern Endemann Beweislehre S. 551. Osterloh 
Civilp. 1. B. S. 394 u. 408. Wetzell S. 792 N. 114. Renaud Civilproz. 
S. 138. Plank die Mehrheit der Rechtsstreit. S. 416. Mattei teoria delle 
prove Cap. 18 N. 576, 616, 617. 

'^) Der Beweis durch Eid im Entwürfe der deutschen Civilproz.- 
Ord. Ger.-Z. J. 1865 S. 2. 
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auch für den anderen Beweis.*^) Wenn die Erben A, B und C 
den Beweis durch den rückgesehobenen Eid über die Thatsache 
zu leisten haben, es sei wahr, dass ihr Vater dem Kläger 1000 fl. 
als Abschlagszahlung bezahlt habe, so macht der Eid des A, 
von dem beim Wissenseid vorausgesetzt wird, dass er diese Thatsache 
selbst wahrgenommen hat, vollen Beweis, und es wäre überflüssig, auch 
B und C zum Eide zu zwingen. Anders, wenn es sich um die Abläug- 
nung eines angeblich vorgefallenen Ereignisses, um eine Negation han- 
delt. Dass sich eine Thatsache nicht ereignet habe, kann nur der- 
jenige behaupten, an dem sie sich ereignet haben soll, oder 
wenn das angebliche Ereignis innerhalb einer bestimmten Zeit 
und innerhalb eines bestimmten Raumes eingeschränkt ist, der 
in der Lage ist, aus eigenem Wissen das Vorfallen dieses Er- 
eignisses negiren zu können. Ich weiss, dass mir A nicht 
1000 fl. bezahlte; bin ich aber zu bestätigen berufen, dass A 
dem B nicht 1000 fl. bezahlte, so kann ich diess nur dann, 
wenn diess Ereignis zu einer Zeit oder an einem Orte sich be- 
geben haben soll, wo ich gegenwärtig war, oder wo ich weiss? 
dass die Person, an der sich die Thatsache ereignete, nicht 
gegenwärtig war, soll nicht der Wissenseid zum Glaubenseide 
herabsinken. Von mehreren Streitgenossen, die einen solchen 
negativen Eid zu leisten haben, wirkt daher der Eid desjenigen, 
der von der Nichtexistenz eines solchen Ereignisses direkte 
Kenntnis hat, auch auf die Uebrigen. Nachdem aber der Richter 
nicht wissen kann, welcher von den Streitgenossen ein positives 
oder negatives Factum alienum aus eigener Kenntnis zu bejahen 
oder zu verneinen vermag, muss er im Laufe des Rechtsstreites 
das Erklären der Streitgenossen abfordern, welcher von ihnen 
den Eid zu schwören vermag (§. 241 sieb. Ges.-Ord.), was leider 
in der Praxis nur zu oft übersehen wird, und wodurch dann 
nothwendig fast unlösbare Verwirrungen im Stadium der Eides- 
ablegung entstehen, und im Falle, als sich das Ereignis, welches 
verneint werden soll, in der Person des Einen oder anderen 



*^) Entscheid, des obersten Ger. -Hofes vom 20. Juli 1858 Zahl 
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Streitgenossen wirklich begeben haben kann, den Eid allen auf- 
tragen. Anders verhält es sich, wenn es sich um Abschwönyig 
eines Glaubenseides handelt, der leider nicht nur in unserer Ge- 
richtsordnung, sondern auch in den modernen Civilprozessordnungen 
Eingang fand. **) Verlangt man auch beim Glaubenseide, dass 
die Partei, die den Eid zu leisten hat, über die Wahrheit oder 
Unwahrheit der von ihr zu bejahenden oder zu verneinenden 
Thatsachen gewissenhafte Erkundigungen einziehe, aus welchen 
sie, wie der Entwurf der neuen Civilprozessordnung sich aus- 
drückt, die Ueberzeugung für oder gegen die Existenz der in 
Frage stehenden Thatsachen erlangt hat,'*) so ist es denkbar, 
dass der Eine Streitgenosse von einem Ereignis keine, wol aber 
der andere Streitgenosse Kenntnis erlangt habe, und es muss 
daher jedenfalls beim negativen Glaubenseide immer allen Correi, 
auf welche der Eid wirken soll, derselbe aufgetragen werden, *') 
und die auch nur von Einem ausgegangene Verweigerung der 
Eidesabiegung auch auf die Uebrigen die Wirkung haben, als 
wenn er von Keinem abgelegt worjden wäre. 

Wenn daher bei einer Rechtsgemeinschaft von Streitgenossen 
der Richter zu bestimnifen hat^ ob Allen oder welchen von ihnen 
der Eid mit Wirkung flir die Uebrigen aufzulegen ist, so 
scheint uns, dass er, um eine ganz unnütze Vervielfältigung von 
Eiden zu vermeiden, welche mitunter sogar einen ungerechten 
Verlust des materiellen Rechtes zur Folge haben kann, vor allem 
die Tragweite der Beweiskraft der zu erhärtenden Thatsache 
einerseits, andererseits aber die Wissensföhigkeit des Eidesleisters 
in der oben angedeuteten Richtung vor Augen haben müsse, und 
dass sonach bei einer bereits im Laufe des Rechtsstreites gepflo- 
genen Verhandlung über die Personen, welche den Eid zu leisten 
im Stande sind, die vielen in der Praxis und zwar in der Regel 



'*) VergL unter andern: Gegenwart und Zukunft des Haupteides 
von Glaser, Ger.-Zeit. J. 1865. S. 311, und Entsch. des ob. Ger.-Hofes 
vom 8. Okt. 1859 Zahl 12635. Ger. -Halle J. 1863 S. 291. 

•6) Vergl. die Entscheidung N. 1025 und dagegen N. 1215 in 
Glaser-Ünger Sammlung. 

'') Vergl. §. 428 des neuen öster. Civilprozessentwurfe^, 
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erst nach Schöpfung des Urtheiles auftauchenden Schwierigkeiten 
sich wol vermindern lassen sollten. Ganz entschieden müssten 
wir aber das vielfach vertheidigte Prinzip misbilligen, dass nach 
Auswahl des Richters» zur bessern Erhärtung der Wahrheit meh- 
rere Personen aus dcii verschiedenen Streitgenossen auch in jenen 
Fällen, wo die Eidesabiegung des Einzelnen nach unserer Ansicht 
genügen könnte, zur Eidesleistung verhalten werden sollen, eben- 
so wie die Bestimmung desjenigen, welcher zu schwören hat, nicht 
der Wahl des Gegners unterstellt werden darf. 

Bei Lösung der zweiten der oben aufgestellten Fragen muss 
zuerst unterschieden werden, ob die Correi gemeinsame Angriffs- 
oder Vertheidigungsmittel wählten oder nicht. Im letzteren Falle 
kann ohnedem nath dem oben aufgestellten Grundsatze der 
materiell vollkommen selbständigen Prozessflihrung jedes einzel- 
nen Streitgenossen kein Zweifel sein, dass der Eine sich des 
Beweismittels des Eides, der andere z. B. des Urkundenbeweises 
über dasselbe Factum bedienen könne. Haben dagegen mehrere 
Streitgenossen über dieselbe Thatsache sich des Beweismittels 
des Eides bedient, und ist derselbe in der Art auferlegt worden, 
dass er von Mehreren aus ihnen oder von Allen abzulegen ist, 
so können die Folgen des durch den Eid erbrachten oder mis- 
lungenen Beweises flir Alle dieselben oder verschiedene sein. 
Im letzteren Falle, welcher voraussetzt, dass der Eid eine That- 
sache betrifft, von deren Existenz entweder die Betheiligung jedes 
Einzelnen an der Obligation, oder die Modificationen der sub- 
jektiven Beziehungen abhängen, und in welchen somit der Eid 
jedem Einzelnen auferlegt sein muss, und die Folgen der Ab- 
legung oder Nichtablegung flir jeden Einzelnen im ürtheile be- 
stimmt sein werden, kann der Umstand, dass von mehreren 
Correi Einer den Eid annimmt, der andere ihn rückschiebt. Einer 
ihn ablegt, der andere nicht, keinen Schwierigkeiten begegnen. 
Anders gestaltet sich dagegen der Fall, wenn mehreren Correi 
ein Eid mit der Wirkung deferirt wurde, dass ihn Alle schwören, 
und vom Eide Aller ein für Alle ungetheilter Spruch abhängig 
gemacht wird, ein Theil derselben ihn aber zurückschiebt, der 
andere ihn annimmt. Nach unserer Ansicht könnte auch diess 
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Recht des Einzelnen^ frei über seine Beweismittel zu verfügen, 
nicht bestritten werden, und man mtisste, wenn nur Einer den 
Eid antritt, ein anderer« ihn aber zurückschiebt, trotz der Mög- 
lichkeit, dass über dasselbe Factum zwei entgegengesetzte Eide 
abgeschworen werden, ohne Eingriff in die Privatrechtsdisposition 
dem gerichtsordnungsmässigen Ganzen seinen Lauf lassen, und 
auch das Recht gegenüber dem Eides leistenden Correus, im 
Falle als der Gegner den von einem anderen ihm rückgeschobe- 
nen Eid schwört, ftir verwirkt erachten.^®) 

Wir hatten bisher immer den zugeschobenen Eid (Haupteid) 
vor Augen. Die Anwendung dieser Grundsätze auf den Erftil- 
lungseid ergibt sich aus der aus einander gesetzten Natur des 
Eides selbst, als ein Zeugnis in causa propria. Der Erflillungs- 
eid enthält die Bestätigung der Existenz oder Nichtexistenz einer 
bereits anderwärts erhärteten Thatsache durch die Partei, und es 
muss daher der Eid des Einen Correus, vorausgesetzt, dass der 
Beweissatz fllr alle wirksam ist, auch ftir alle den Beweis zu 
ergänzen im Stande sein. '*) Gleiches gilt hinsichtlich des Schti- 
tzungseides, der immer nur ein klägerisches vom Richter auf- 
erlegtes Beweismittel, und nur bei einem gemeinschaftlichen Auf- 
treten mehrerer Correi credendi möglich ist. Er kann nicht auf 
das Quäle, sondern nur auf das Quantum des Objektes oder des 
au seine Stelle tretenden Interesses von Einfluss sein, und der 
Richter wird ihn demjenigen der Correi auferlegen, der nach der 
Sachlage hiezu am meisten berufen erscheint. Zur dritten der 
' oben aufgeworfenen Fragen übergehend, inwieweit der Gesammt- 
berechtigte oder Verpflichtete in einem späteren Rechtsstreite 
mit anderen im selben Gesammtschuldverhältnisse sich auf den 
von ihm oder von einem anderen Correus in einem früheren 
Rechtsstreite abgelegten Eid berufen könne, müssen wir wieder- 
holen, was wir bereits ausführten, dass der Eid nur Beweismittel 



•') Wir verweisen unter andenn über diesen Fall, den das Nähere 
zu erörtern der Raum fehlt, auf die Entscheidungen N. 816 u. 1654 in 
Glaser-Ünger Sammlung. 

'•) Vergl. die Entscheidung N. 1334 w.^ o. 
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ißt, worauf der Richter sein Urtheil baut, und nachdem auf den 
Eid mit bedingtem Endurtheile erkannt wird, findet diese Frage 
die Beantwortung in der weiteren von der Tragweite der Res 
judicata auf das Correalverhältnis, die wir unten besprechen. 

Halten wir nun an dem bereits früher berührten Grundsatze 
fest, dass das ürtheil nach österreichischem Rechte, sowie nach 
dem modernen Rechte überhaupt nicht constitutiv, sondern nur 
declarativ wirkt, so werden wir in den oben auseinandergesetzten 
Anschauungen auch keinen Widerspruch mit dem Prinzipe der 
Correalobligation finden, dass die dieselben objektiv betreffenden 
Ereignisse auf alle Correi wirken; denn es wird eben durch das 
, Ürtheil kein bestehendes Recht verändert, sondern nur das Rechts- 
verhältnis, insoweit es nicht durch der Biegründung desselben 
nachfolgende Ereignisse m'odificirt wurde, auf die Zeit der Be- 
gründung rückwärts festgestellt. In der praktischen Behandlung 
der in die obigen Themata einschlägigen Fälle tritt aber gerade, 
wenngleich oft unbeachtet, der wesentliche Unterschied der Correal- 
und Solidarobligation hervor. Denn wenn nicht alle Streitgenos- 
sen ihre Rechte selbständig verfolgen, und Einer für mehrere 
Rede und Antwort gibt, muss der Richter immer unterscheiden, 
ob die vorgebrachten Einwendungen für Alle oder nur für die 
Person des Einen« oder anderen wirken. Nach der geläufigen 
Unterscheidung zwischen Exceptiones in rem und Exceptiones, 
quae personae cohaerent, *^**) werden die Exceptiones in rem bei 
der Correalobligation für ADe, auch für Jene, die nicht Rede 
und Antwort geben, wirken, bei der Solidarobligation aber nur, 
wenn sie auf die Thatsache der Leistung Bezug haben, jene, 
welche auf die Begründung der Obligation selbst bezüglichen 
dagegen nur dann, wenn auch die rechtshindernden oder rechts- 
vemichtenden Thatsachen, welche den Gegenstand der Exceptio 
bilden, allen in Frage kommenden Solidarobligationen gemein- 
schaftlich sind. 



''•) Keller Litiscontestation u. Urtheil S. 447. ünger 2. B. S. 506. 
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§. 16. 

Wir gehen nun auf die Erörterung des Einflusses eines im 
Rechtsstreite mit Einem Correus erflossenen Urtheiles in seiner 
Wirkung als Res judicata auf den anderen Correus über. *) 

Das ürtheil als rechtsbegründeter Akt wirkt in der Regel 
zunächst nur ftir die Parteien, welche als solche im Rechtsstreite, 
über welchen es erging, auftraten (§. 12 b. G.-B.), und kann 
unter denselben entweder als Grundlage einer späteren Klage, 
die ein Ausfluss des bereits festgestellten Rechtes ist, oder als 
Einrede der rechtskräftig entschiedenen Sache (exceptio rei judi- 
catae) zur Abwehr gegen einen Anspruch, welcher mit dem durch 
das frühere ürtheil definitiv festgestellten Rechtsverhältnisse in 
Widerspruch steht, geltend gemacht werden, sei es, dass diess 
in positiver Funktion durch Geltendmachung des verneinenden 
Inhaltes eines Urtheiles oder in negativer Funktion zur Abwen- 
dung eines zweiten Spruches über dasselbe Rechtsverhältnis ge- 
schieht.*) Es fragt sich nun, kann ein zwischen Einem Ge- 
sammtgläubiger und dem Schuldner oder zwischen dem Gläubiger 
und Einem der Gesammtschuldner erflossenes ürtheil auch in 
dem Rechtsstreite zwischen einem andern Gesammtgläubiger mit 
dem Schuldner oder zwischen dem Gläubiger oder einem andern 
Gesammtschuldner, sei es als Grundlage der Klage, sei es zur 
Begründung der Exceptio rei judicatae gebraucht werden, wobei 
wir wol als selbstverständlich voraussetzen, dass auf Grund eines 
Urtheiles, welches vom Gläubiger gegen Einen Gesammtschuldner 
erfloss, die Execution gegen andere im Prozesse als Partei nicht 
belangten Gesammtschuldner nicht denkbar ist. Das ürtheil 
enthält zwei Momente, eine Entscheidung über das streitige Recht 
(die Pronuntiatio) und als Folge davon die Condemnatio oder 



') Savigny Obl.-R. 1. B. S. 188. Ribbentrop S. 259. ünger 

• 

System 2. B. S. 615 u. f. Wetzeil Civilprozess S. 520. Endemann dtto. 
S. 560. Renaud dtto. S. 433. 

') Keller Litiseontestation und ürtheil S. 223 und Windscheid 
die Actio des römischen Rechtes S. 104 u. f. 



Absolutio des Beklagten (tenor sententiae), welche nur gegen die 
unmittelbaren Parteien selbst und ihre Universal- oder Singular- 
successoren oder diejenigen, die ihre Rechte von demselben ab- 
leiten, in Wirksamkeit tritt. Nachdem der Tenor sententiae — 
der die Condemnatio oder Absolutio enthaltende Ausspruch -^ 
nach der gewöhnlichen Fassung der Petites insbesonders bei den 
Klagen aus dem Obligationsrechte die Entscheidung über das 
streitige Recht gar nicht, sondern nur die Verpflichtung zur Leistung 
oder die Freisprechung enthält, hängt daher die Frage über die 
Wirkung der Res judicata auf das Gesammtschuldverhältnis we- 
sentlich von der weitem über die Tragweite der Rechtskraft des 
Urtheiles ab, nämlich ob' auch die Entscheidungsgründe, welche 
Gründe des dispositiven Theiles des Urtheiles sind, in Rechts- 
kraft erwachsen oder 'nicht. Indem wir uns in dieser Beziehung 
wesentlich auf den von Unger vertretenen Standpunkt (System 
2. B. S. 639 u. f.) stellen, der gerade dem deklarativen Theile, 
welcher den Ausspruch über das streitige Rechtsverhältnis ent- 
hält, die materielle Rechtskraft vindicirt, während der dispositive 
Theil der Entscheidung nur der formellen Rechtskraft fähig ist, ^) 
dürfte sich die Wirkung der Res judicata im Gesammtschuldver- 
hältnisse in folgendem zusammenfassen lassen. 

Wird ein Correalschuldner, der bereits von einem Correal- 
glüubiger belangt wurde, von einem andern klagend angegangen, 
so kann er ihm das Urtheil, womit er gegen .den ersten Correal- 
gläubiger unterlag, nach §.892 als peremptorisch wirkend ent- 
gegenhalten, da die Obligation bereits auf den ersten Correal- 
gläubiger überging, während dagegen dem Correalgläubiger das 
Urtheil, womit der Schuldner gegen einen anderen Correalgläu- 
biger obsiegte, und die Einwendung, dass der Schuldner bereits 
von einem anderen Gesammtgläubiger belangt wurde, nicht 
schadet, weil nicht die Existenz der Obligation selbst, sondern 
nur die subjektive Beziehung des andern Gläubigers zur Obliga- 
tion abgesprochen worden sein kann. Ein zu Gunsten des 



*) Savigny System 6. B. S. 350 und vergl. auch Skizzen zum 
neuen österr. Civilprozess vom Verfasser, Ger.-Zeit. J. 1870 N. 67. 
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Gläubigers gegen einen Correalschuldner erlangtes condemnato- 
risches ürtheil hat im Rechtsstreite mit einem anderen Correal- 
schuldner nie eine Wirkung, nicht für den Gläubiger, denn wenn 
auch die Existenz der Obligation gegen A erwiesen ist, so ist 
darum nicht die Folge, dass sie auch gegen B dargethan ist, 
dem vielleicht andere Einwendungen, als der A geltend machte, 
zu Gebote stehen, noch weniger aber ist dadurch die subjektive 
Beziehung des B zur Obligation, welche Beziehung gar nicht in 
Judicium deducirt wurde, festgestellt. Das ürtheil hilft aber auch 
dem zweitbelangten Schuldner nicht, weil nicht durch die Ver- 
urtheilung, sondern erst durch die Leistung, sei es durch ihn 
oder einen anderen Gesammtschuldner, die Obligation erlischt. 

War dagegen im Correalverhältnisse das im früheren Pro- 
zesse mit einem anderen Correalschuldner erflossene ürtheil ein 
absolutorisches, so fragt es sich, ob der deklarative Theil des 
Erkenntnisses die Existenz der Obligation selbst, und nicht nur 
die subjektiven Beziehungen des früheren Schuldners zur selben 
verneinte, und ob der nunmehr belangte Mitschuldner sich der 
gleichen Einwendungen, welche im ersteren Falle die Absolution 
zur Folge hatten, bediente oder nicht. Dadurch, dass der nun 
geklagte Mitschuldner dasselbe thatsächliche Verhältnis acceptirt, 
welches sein Mitschuldner im früheren Rechtsstreite vorgebracht 
hat, stellt er sich auf denselben Standpunkt, als wenn er bereits 
im früheren Rechtsstreite Mitgeklagter gewesen wäre, und keine 
Rede und Antwort gegeben hätte, in welchem Falle das absolu- 
torische ürtheil auch auf ihn hätte ausgedehnt werden müssen, 
und da, wie wir voraussetzen, bei der Correalität die Obligation 
nur Eine und dieselbe ist, würde gegen den Grundsatz bis de 
eadem re ne sit actio Verstössen werden, wenn über dasselbe 
objektive Reohtsverhältnis zweimal gesprochen würde. Es kann 
daher unserer Ansicht nach in diesem Falle die Wirkung der 
Exceptio rei judicatae flir den später beklagten Mitschuldner, 
ohne dass man das Prinzip der Einheit der Obligation aufgibt, 
nicht widersprochen werden.*) 



Wetzeil Civilprozess S. 520. Endemann dtto. S. 560. 



Bei der Solidarobligation dagegen hat das zu Gunsten des 
Einen Schuldners erflossene absolutorische Erkenntnis in der 
Regel keinen Einfluss, da die gegen jeden der Correi vorliegende 
Obligation eine verschiedene ist, und der Bestand oder Nicht- 
bestand der Einen den Bestand oder Nichtbestand der anderen 
nicht alterirt. Hievon bieten jedoch eine Ausnahme die früher 
berüly1;en Solidarobligationen, in welchen ein Dritter die Haftung 
für die Vertragserfüllung oder das Delikt eines Anderen über- 
nehmen muss. Wenn auch das gegen den unmittelbaren Schuld- 
ner erflossene condemnatorische Erkenntnis gegen den am Streite, 
nicht betheiligten Nebenhaftenden nicht den Beweis der die 
Grundlage seiner Verpflichtung bildenden Thatsache der Vertrags- 
verletzung oder des Deliktes des Hauptschuldners herzustellen 
vermag, so müssten wir doch dem gegen den Hauptschuldner er- 
flossenen absolutorischen Erkenntnisse, insoweit dasselbe die als 
Grundlage des späteren Streites dienende Thatsache verneint, 
die Wirkung der Res judicata beilegen. Denn wenn der Wirth 
für den von seinem Hausknechte eingegangenen Verwahrungs- 
vertrag dem Reisenden gegenüber die Haftung übernehmen, oder 
der Cassavorstand für die Defraudation des ünterbeamten haften 
muss, ist die erste Bedingung, dass der Verwahrungs vertrag mit 
dem Hausknechte oder die Defraudation des Unterbeamten sich 
erwahre, und sowie der Gläubiger verpflichtet ist, dem Mitver- 
hafteten, sobald er zahlt, die mit der EQage verbundenen Rechte 
gegen den Hauptschuldner abzutreten, so muss vorausgesetzt 
werden, dass diess Verhältnis wirklich zwischen dem Gläubiger 
und dem Hauptschuldner zu Recht bestehe, und somit auch die 
nur zwischen ihnen erfolgte richterliche Negation desselben den 
Nebenschuldner befreie. 

Eine besondere Wirkung hat jedoch die Res judicata auf 
das nur aus der Untheilbarkeit des Objektes entspringende Ge- 
sammtschuldverhältnis. Ist eine Mehrheit von Gläubigem, so 
kann der einzelne Gläubiger nicht einen Theil der Forderung, 
sondern er muss sie ganz gegen den Schuldner geltend machen. 
Wenn von den Miteigenthümem A, B und C nur A gegen X 
die confessorische Servitutsklage auf Viehtrieb anstrengt, und 

Mages, Gesammtschuldyerhältnisse. XI 



damit obsiegt^ so hat er nicht ein ideelles Drittheil, sondern die 
ganze Servitut für das Grundstück erworben, und es kann daher 
B und C ebenso gut das ürtheil für sich geltend machen,*) so 
gut als die ganze Servitut erhalten wird, wenn auch nur von 
einem Theile derselben Gebrauch gemacht wird (§. 484 b. G.-B.). 
Zweifelhafter dagegen ist der Fall, wenn die Mehrheit ^er Eigen- 
thümer auf Seite des Geklagten steht. Wir haben oben jedem 
einzelnen Miteigenthtimer ein selbständiges Recht der Verthei- 
digung vindicirt; und nach dem Grundsatze valenti non fit in- 
juria auch die Möglichkeit, dass gegen einzelne Miteigenthümer 
ein verschiedener richterlicher Spruch erfliesst, zugestanden. 
Hieraus folgt, dass, wenn der Kläger, sei es mit der confessori- 
schen oder negatorischen Klage, nur Einen der Miteigenthtimer 
belangte, und obsiegend war, er das ürtheil weder im Exeku- 
tionswege, noch als Klagefundament gegen den andern Miteigen- 
thümer verwerthen kann, weil der Eine Miteigenthümer nicht 
über das Recht des anderen verfügen darf, und dem letzteren 
andere, vom ersteren nicht vorgebrachte Einwendungen zu Gebote 
stehen können. Dagegen wirkt das absolutorische ürtheil in 
vollem umfange auch auf den anderen später belangten Miteigen- 
thümer, sowie er sich darauf beruft, da nicht ein ideeller Theil 
der Servitut, .sondern die ganze auch gegenüber dem einzelnen 
Miteigenthümer bereits aberkannt ist. 

Wir haben nun noch die oben auf die Erörterung der Wir- 
kung der Res judicata verschobene Lösung der Frage über den 
Einfluss des in einem früheren dasselbe Gesammtschuldverhältnis 
betreffenden Rechtsstreite abgelegten Eides zu besprechen. Bei 
der Einrichtung unseres Prozesses wird auf den Eid durch be- 
dingtes Endurtheil erkannt, die Beweisführung auf eine spätere 
Zeit verlegt, und je nach dem eventuellen Ausgange derselben 
der Spruch alternativ gefasst. Der Eid als solcher ist kein 
integrirender Bestandtheil der Pronuntiatio, sondern dieselbe wird 
nun auf den, wenn auch erst nachträglich durch den Eid 



*) Savigny System 6. B. S. 479. Förster preussisches Privatrecht 
2. Aufl. III. B. S. 289. 
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festzustellenden Sachverhalt gegründet. Wenn nun die Pronun- 
tiatio in den oben angeführten Fällen auch für den Mitgläubiger 
oder Mitschuldner wirken soll, so muss d^r im früheren Prozesse 
abgelegte Eid auch geeignet sein, nicht nur für die damals im 
Streite verflochtenen Parteien, sondern überhaupt materielle Wahr- 
heit über das in Frage stehende Rechtsverhältnis herzustellen. 
Insoferne daher für den Fall, als der nunmehr als Kläger oder 
Beklagte im Streite Verflochtene als Streitgenosse in dem früheren 
Prozesse aufgetreten wäre, der Eid des Anderen auch fftr ihn 
Wirksamkeit gehabt hätte, ohne dass er zugleich selbst entweder 
als Delat zur Beschwörung des entgegengesetzten ümstandes, der 
beschworen ward, berechtiget, oder zur gleichzeitigen Ablegung 
des Eides als Streitgenosse verpflichtet gewesen wäre, ist daher 
auch für ihn das thatsächliche Verhältnis, worauf das ürtheil 
gebaut ist, festgestellt, und es wird im gegebenen Falle Sache 
des Richters sein, die beweismachende Tragkraft des im früheren 
Prozesse abgelegten Eides auch für den nunmehr im Streite Be- 
fangenen zu beurtheilen. 

Es erübrigen uns noch einige Worte über die Wirkung der 
von einem Correus erlangten Restitution auf die anderen Correi 
Nachdem das österreichische Civilrecht (§. 1450), entgegen dem 
gemeinen Rechte, auf dem Gebiete des materiellen Rechtes keine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kennt,*) kann für uns 
nur die Wirkung der prozessualischen Restitution auf die übrigen 
Gesammtschuldner von Interesse sein. Da die Obligation des 
anderen Correus mit Ausnahme der aktiven Correalität nicht 
durch die Verurtheilung zur Zahlung, spndern - nur durch die 
wirkliche Leistung erliscjit, hat die Restitution für unsere Frage 
nur insoweit Bedeutung, als sie die Aufhebung eines ergangenen 
Spruches bezweckt, welcher auch auf die übrigen Gesammtschuld- 
ner von Einfluss war. Es setzt diess voraus, dass die Gesammt- 
schuldner als Streitgenossen mit gemeinsamer Klage oder Ver^ 



®) Ungar 2. B. S. 692 und die dort N. 1. citirte gemeinrechtliche 
Litteratur, zu welcher noch u. a. Kellers Pandekten S. 194 u. Wind- 
scheid Pandekten 2. B. S. 300. 

11* 



m 

theidigung im früheren Prozesse auftraten, oder dass die Wieder- 
einsetzung zu Gunsten oder Nachtheile des Gesammtsehuldn^rs 
gegen ein ürtheil erfolgte, • welches nach den vorbesprochen^ 
Grundsätzen auch auf die anderen Gesammtschuldner die Wir- 
kung der Res judicata hat. • Im ersteren Falle nämlich, dass der 
Streit die Correi als Litisconsortes umfasste, kann nach dem 
Grundsatze, dass das Litisconsortium nur eine formelle Vereini- 
gung mehrerer Rechtsstreite bildet, und somit die Sentenz, wenn 
sie auch gegen alle zusammen in Einem ürtheile erflossen ist, 
in der Wesenheit so viele Aussprüche, als Streitgenossen vor- 
handen sind, enthält, die Restitution nur für jene Parteien Wir- 
kung haben, von oder gegen welche sie begehrt wurde. Im 
zweiten Falle muss vorausgesetzt werden, dass in dem späteren 
Streite mit dem Correus, in welchem derselbe von dem zwischen 
dem Gegner und dem anderen Correus erflossenen ürtheile als 
einem durch Res judicata hergestellten Beweise Gebrauch machen 
will, die Sentenz noch nicht erflossen ist, und es wird daher 
der Gegner in der Lage sein, die Wirkung des früheren ürtheiles 
durch Producirung des dasselbe aufhaltenden Restitutionserkennt- 
nisses entkräften zu können. Ist aber die Sentenz bereits er- 
flossen, so wird derjenige Theil, dem die Wiedereinsetzung gegen 
den anderen Correus zu Gute kommt, propter noviter reperta, 
insoweit dieselbe prozessualisch zulässig ist, ebenfalls die Wieder- 
einsetzung suchen müssen. 

§.17. 

Die Anwendung der bis jetzt aufgestellten Grundsätze über 
die Veränderung der Obligation, über die einzelnen Erlöschungs- 
a^en und über manche prozessualische Ereignisse und deren 
Einfluss auf die einzelnen Gesammtschuldner erleidet jedoch mitunter 
wesentliche Modificationen, insoweit sie auf den nicht proprio, 
sondern alieno nomine beigetretenen Intercedenten, und vor allen 
auf den Bürgen Geltung erlangen sollen. Wir versuchen nun 
auch in dieser Richtung einige Andeutungen in der früher be- 
obachteten Ordnung des Stoffes, Die Btirgschaft ist eine accessörische 



Schuld; neben dem Hauptschuldner tritt noch der Bürge ein, 
und zwar in dieselbe Schuld und in demselben Umfange, wie sie 
der Hauptschuldner schuldet. Hieraus folgt im Allgemeinen, dass 
für die Aenderung oder den Zuwachs, den die Hauptschuld lei- 
det, auch der Bürge haftet. ') Die Beantwortung der Frage 
jedoch, ob hiezu auch die Nebenforderungen gehören, als Con- 
ventionalstrafe, Zinsen, Verzugszinsen und Prozesskosten; das 
vollständige Interesse und der Schadenersatz ist vor allem Sache 
der Auslegung des Bürgschaftsvertrages (§. 1353). Enthält in 
dieser Richtung der Bürgschaftsvertrag eine Einschränkung, so 
darf über den Inhalt derselben nicht hinausgegangen werden. 
Ist jedoch aus dem Inhalte des Vertrages selbst keine Bestim- 
mung zu entnehmen, dass der Bürge für die Accessorien der 
Hauptschuld nicht mithaften wollte, oder die Interpretation zwei- 
felhaft^ so fragt es sich vor allem, ob diese Accessorien der 
Hauptschuld zur Zeit, als die Bürgschaft eingegangen ward, 
gegenüber selbständige Nebenverbindlichkeiten, d. 1. eine selbstän- 
dige Obligation bildeten, wie diess hinsichtlich der bereits ver- 
fallenen Zinsen eines verbürgten Kapitales der §. 1354 aus- 
drücklich ausspricht, oder ob sie sich erst im Laufe des Bürg- 
schaftsverhältnisses aus der verbürgten Schuld heraus wegen 
versäumter oder obligationswidriger ' Leistung entwickelten oder 
nicht. Nachdem der Bürge daftir einsteht, dasa dem Gläubiger 
die verbürgte Leistung gemacht werde, folgt aber schon daraus, 
dass er zwar nicht ftlr die bereits zur Zeit der Eingehung der 
Bürgschaft eine selbständige Forderung bildenden Nebenverbind- 
lichkeiten, wol aber ftlr die als Produkt der Entwicklung der 
Hauptschuld entstandenen Nebenverbindlichkeiten eintreten müsse. 
Es hat daher die gemeinrechtlich mitunter vertheidigte Anschau- 
ung, es hafte der Bürge ftlr die Nebenverbindlichkeiten nur dann, 
wenn er in omnem causam intercedirte , •) für unser Recht, wie 



') Die gemeinrechtlichen Beweisstellen bei Sintenis §. 129. N. 44. 
Windscheid Pandekten 2. B. S. 738 N. 26. Arndts Pandekten §. 354. 
Vergl. auch sächs. Gesetzbuch §. 1457. 

^) Z. B Madai Mora S. 415, welcher auch die ältere Litteratur 
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wir glanbeii; keine Berechtigung. Hat dagegen der Hauptschnld- 
ner nach Eingehung der Bürgschaft mit dem Gläubiger härtere 
Bedingungen eingegangen, so haftet dafllr auch der Bürge nicht. 
Nimmt man auf dieser Grundlage unseres Wissens nach ziemlich 
allgemein an, dass daher auch die Verzugszinsen des Haupt- 
schnldners dem Bürgen zur Last fallen,'^) so dürfte douh hin- 
sichtlich derselben eine Unterscheidung der verschiedenen Arten 
der Bürgschaft am Platze sein. Wie wir bereits auseinander- 
gesetzt, setzt die Mora solvendi voraus, dass der Schuldner im 
Verzuge, d. h. dass die Zeit, innerhalb welcher er die Leistung 
zu machen verpflichtet war, verstrichen sei. Ist die Zahlungszeit 
durch Gesetz oder Vertrag bestimmt, so fallen, sowie der Haupt- 
schuldner nicht rechtzeitig geleistet, im Vorhinein auch dem 
Bürgen, der eben die Haftung ftir die rechtzeitige Leistung mit- 
übernahm, die Folgen zur Last. Ist aber, um den Schuldner in 
Verzug zu setzen, erst eine Mahnung erforderlich (§. 1334), so 
ist in dem Falle, als der Bürge nicht nur als Fideijussor. sub- 
sidiarius, sondern als Bürge und Zahler eintrat, es im Rechte 
des Gläubigers gelegen, auch den Bürgen einzumahnen, da er 
an eine Reihenfolge in Beitreibung seiner Schuld nicht gebunden 
ist. Setzt nun die Mora einerseits einen Schaden (§. 1333), 
andererseits ein Verschulden voraus,^) so ist dieser Schade ein 
dem Bürgen gegenüber von Seiten des Gläubigers selbst ver- 
schuldeter, wenn er denselben nicht ebenfalls durch rechtzeitige 
Einmahnung in Mora versetzte, und wir müssten daher, so wenig 
als der Correalschuldner für die nur durch Interpellation begrün- 
dete Mora des Mitschuldners verantwortlich ist, in diesem Falle 
die Haftbarkeit des Bürgen und Zahlers für die Mora des Haupt- 
schuldners verneinen (§. 1364). Für die Culpa des Hauptschuld- 
ners trit* der Bürge in demselben Masse ein, wie diess bei der 



citirt. Pnchta §. 405. N. c. Keller Pandekten S. 554. Liebe im Rechts- 
lex. 5. B. S. 519. 

') Ausser den bereits angeführten vergl. Ünterholzner Schuldver- 
hältnisse S. 813. Girtanner Bürgschaft S. 411. Sachs. Ges.-B. §. 1456. 
Kirchstetter S. 591. 

') ünger 2. B. S. 545. N. 39. 
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Correalschuld der Fall ist, es wäre denn, dass er nicht nur fllr 
die Leistung, sondern auch für das persönliche Verhalten des 
Hauptschuldners zur Obligation die Bürgschaft ausdrücklich über- 
nommen hat (§. 1350), in welchem Falle er auch fttr Dolus und 
Culpa desselben einstehen muss, wogegen im Allgemeinen die 
Haftmig nicht nur ftlr das Interesse, sondern, insoweit aus den 
Handlungen des Hauptschuldners dem GUtubiger ^uch das Recht 
auf volle Genugthuung' erwächst, die Haftung auch ftlr letztere 
als zu weit gehend erscheint.*) Die nur in der Person des 
Hauptschuldners eintretende Leistungsunmöglichkeit kann aber 
auch dem Bürgen ebenso wenig, als dem Correalschuldner zu 
Gute kommen (§. 1356). «) 

Auf die einzelnen Erlöschungsarten übergehend, muss vor 
allem als oberster Leitgedanke wieder die accessorische Natur 
des Bürgschaftsverhältnisses festgehalten werden, aus welcher, 
wie wir bereits früher bemerkten, nothwendig folgt, dass alle die 
Hauptobligation selbst betreffenden und nicht auf die persönliche 
Handlungsfithigkeit des Bürgen beschränkten (§. 1352) Einreden 
auch dem Bürgen zustehen (§. 1361), insofeme es nicht solche 
Einreden sind, vor deren Geltendmachung eben die Intercession 
den Gläubiger sicherstellen sollte,"^ mögen sie nun vor oder 
nach Eingehung der Bürgschaft entstanden sein,^) und dass, 
sowie durch Leistung oder durch Benützung solcher Einreden 
die Hauptschuld erlischt, auch die Bürgschaft erloschen ist, oder, 
wie sich das Gesetz (§. 1363) ausdrückt, die Verbindlichkeit des 
Bürgen hört verhältnismässig mit der Verbindlichkeit ^es Schuld- 
ners auf, es wäre denn, dass der Untergang der geschuldeten 
Species ftlr den Hauptschuldner, nicht aber ftlr den Bürgen ein 
zuföUiger ist.®) Es wirkt daher mit Ser Zahlung die in solutum 



*) Girtanner S. 410. 

•) Vergl. Winiwarter 5. B. S. 12. und Stubenrauch 2. B. S. 481 
dagegen Nippel 8. B. S. 264. 

^) Seuffert Pandekten §. 385. c. Sintenis §. 129. N. 4^, 
') Dagegen Girtanner S. 51ö. 
•) Derselbe S. 544, 
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Datio und gleichfalls auch dieNovatio'*') der Hauptschuld, indem 
der Bürge nur für eine bestimmte und nicht für eine andere 
Obligation eintritt, erlöschend auf die Bürgschaft, ebenso wie das 
mit dem Hauptschuldner geschlossene. Pactum de non petendo 
in rem, während das Pactum de non petendo in personam, unter 
Voraussetzung, dass dem Subdiarbürgen die Einwendung des 
§. 1355 zusteht, in den anderen Fällen aber ebenso wenig als 
in der Correalschuld nützt. ^') Die Wirkung der Entlassung 
eines Mitbürgen für die übrigen Confideijussores (§. 1363) wird 
in gleichem Sinne, wie wir den §.896 auffassten, gedeutet wer- 
den müssen, im Falle die Confideijussores einverständlich Bürg- 
schaft geleistet, und in Folge dessen auch einen Regress unter 
sich haben, wenn der zur Haftung herangezogene Mitbürge den 
Beweis zu liefern vermag, dass er, abgesehen von der Saum- 
seligkeit des Gläubigers in Beitreibung der Schuld, für welche 
derselbe ohnedem haftet, z. B. in Folge eines zwischenweilig 
über den Hauptschuldner ausgebrochenen Concurses, sein Ersatz- 
recht gegen den Hauptschuldner nicht geltend machen kann, und 
damit auch sein Regressrecht gegen den ad personam entlassenen 
Mitbürgen dadurch beeinträchtiget werde. 

Ob dem Bürgen die Einwendung der Kompensation mit 
einer Forderung des Hauptschuldners gegen den Gläubiger zu- 
steht, dürfte vor allem ebenfalls von der Frage abhängen, ob 
der Bürge das Beneficium excussionis seu ordinis habe oder 
nicht. Der Bürge mit dem Beneficium excussionis seu ordinis 
ist, wie schon sein receptirter Name sagt, nur subsidiärer 
Schuldner. Es muss die gerichtliche oder aussergerichtliche Ein- 
mahnung des Hauptschuldners vorausgehen, um den Bürgen 
belangen zu können; es wird vorausgesetzt, dass der Haupt- 
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') Vergl. die Entscheidungsgründe des obersten Gerichtshofes 
N. 1866 in Glaser-Ünger Sammlung, in welchen dieser Satz indirekt 
bestätiget wird, ünger 1. B. S. 600. 

' ') Girtanner S. 519. Puchta Vorlesungen §. 405. Die gemeinr. 
Beweisstellen bei Arndts Pandekten §. 357. N. 5. Ihering die Reflex- 
wirkung J. B. für Dogmatik des r. R. 10. B. S. 258. 



Schuldner nicht zahlen will; oder nicht zahlen kann. Wenn der 
Gläubiger aber vom Haüptschnldner schon die ganze oder theil- 
weise Leistung durch eine liquide und gleichmässige Schuld gegen 
ihn in Händen hat, so wäre vom Augenblicke, als der Haupt- 
schuldner die Kompensation geltend macht, die Forderung ganz 
oder theilweise erloschen, Dass die Kompensation bei der Cor- 
realobligation dem anderen Schuldner nicht einzuwenden zusteht, 
liegt der Grund darin, weil der Gläubiger die Wahl hat, welchen 
er als Schuldner aussuchen will; diese Wahl hat er dagegen bei 
der Fideijussio subsidiaria nur insoweit, als er bereits den Haupt- 
schuldner fruchtlos interpellirte; und während der zuerst zur 
Leistung berufene bereits ganz oder theilweise durch die in 
Händen des Gläubigers befindliche Gegenforderung geleistet hat, 
hat der Gläubiger durch die unterlassene Abrechnung seiner 
Kompensationsschuld an den Hauptschuldner gegen den Bürgen 
um ebenso viel zu viel gefordert. '*) Wir würden daher diess 
Recht dem Fideijussor subsidiarius, nicht aber prinzipiell dem 
Bürgen und Zahler einräumen, der sich übrigens diese Einrede, 
wenn er mit Einwilligung des Hauptschulduers Bürgschaft gelei- 
stet, durch die Streitverkündigung im Sinne des §. 1361, wodurch 
er als Mandatar desselben auftritt, verschaffen kann. *^) 

Die Confusio '*) kann im Bürgschaftsverhältnisse entweder 
sich geltend machen dadurch, dass der Bürge dem Gläubiger 
oder umgekehrt, dass der Gläubiger dem Hauptschuldner oder 
umgekehrt, oder dadurch, dass der Bürge dem Hauptschuldner 
oder umgekehrt succedirt. Aus der accessorischen Natur der 
Bürgschaft ergibt sich bereits, dass in den ersten vier Fällen die 
Bürgschaft erlischt, da dieselbe in erster Linie die Sicherstellung 
des Gläubigers bezweckt. Beerbt der Gläubiger den Bürgen, so 
bleibt die Hauptschuld in ihrer Mheren Ausdehnung bestehen, 



•') Demburg die Kompensation S. 407. 

'^) Habietineck die Kompensation. Haimerl Vierteljahresschrift 
2. B. S. 88. 

• •) Vergl. Puchta Pandekten §. 300 N. c. Arndts dto. §. 357. 1. 
Windscheid dto. 2. B. S. 447. 



wenn auch der Bürge als Bürge und Zahler eingetreten ist. 
Beerbt der Gläubiger den Hauptschuldner, so hört das Schuld 
Verhältnis des Bürgen auf, da ja derselbe aus dem Titel des 
Regresses gegen den mit dem Gläubiger identificirten Schuldner 
wieder dasselbe zu fordern hat, was er dem Gläubiger zu leisten 
hatte. Hat der Nebenschuldner aber, wie beim Constitutum de- 
biti alieni es besonders vorkommen kann, die fremde Schuld als 
Selbstschuldner unter härteren Bedingungen übernommen, so ist 
die Fortdauer der Nebenschuld trotz der Confusio der Hauptschuld 
allerdings denkbar. Es interessirt uns daher nur der Fall der 
Beerbung des Schuldners durch den Bürgen oder umgekehrt. 
Nach der ausdrücklichen Vorschrift des §. 1446 wird hiedurch 
in den Rechten des Gläubigers nichts geändert. Dem Gläubiger 
steht nun zwar nur Eine und dieselbe Obligation, aber zwei ver- 
schiedene Entstehungsgründe zu Gebote, der Schuld und der 
Bürgschaftsvertrag. Es ist nun in der Wahl des Gläubigers, 
welches- Verhältnis er zur Geltung bringen will, da der Bürg- 
schaftsvertrag ihm möglicherweise grössere Sicherheit bietet, als 
das Rechtsverhältnis zum Hauptschuldner, oder, wie sich Unger **) 
ausdrückt, beide von ungleicher Stärke und Realisirbarkeit sein 
können, und insbesonders im Verhältnisse des Bürgen und Zah- 
lers die Forderung gegen den Einen verjährt sein kann, gegen 
den anderen aber nicht. Folge davon ist aber auch, dass die 
Verbindlichkeit des ebenfalls ftir den Bürgen bestellten After- 
bürgen durch die Confdsio des Bürgen und Schuldners nicht 
erlischt. ^®) 

üebergehend auf die Wirkung der Verjährung der Haupt- 
schuld für die Schuld des Bürgen dürften folgende Gesichtspunkte 
leitend sein: In der Bürgschaft müssen, wie uns scheint, zwei 
Obligationen unterschieden werden, das rechtsverbindliche Erklä- 
ren, entweder als Subsidiarbürge oder als Zahler der Hauptschuld 
beitreten zu wollen, und die dadurch bewirkte Beziehung der 
Prinzipalobligation auf den Bürgen. Nach §. 1363 hört die 



'«) Erbrecht §. 40. N. 13. 

'*) Anders in L. 38. §. 5. D. de solut. et liber. (46. 3.) 
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Verbindlichkeit des Bürgen mit der Verbindlichkeit des Schuld- 
ners auf; es wäre denn^ dass der Bttrge animo donandi nnd ohne 
dem Regressrechte gegen den Hauptschuldner die Bürgschaft 
eingegangen hat, und durch ein Constitutum debiti alieni gleich- 
zeitig Selbstschuldner geworden ist. Hat daher der Hauptschuld- 
ner die Einwendung der Verjährung zu machen unterlassen , so 
wird dieselbe dem Bürgen in dem gegen ihn anhängig gemachten 
Rechtsstreite ebenso zustehen, wie jede andere gegen den Bestand 
der Schuld zulässige, aber vom Prinzipalschuldner nicht benützte 
Exceptio. ^') Die Bestellung eines Bürgen enthält dem Schuldner 
gegenüber eine Unterbrechung der Verjährung, *®) aber ebenso 
bewirkt die Eingehung des Bürgschaftsvertrages eine Unterbre- 
chung von Seite des Bürgen in der Art, dass die selbständige 
Geltendmachung der Verjährung der Schuld, falls diese Einwen- 
dung von dem Schuldner, dem sie zugestanden wäre, nicht vor- 
gebracht ward, auch dem Bürgen im obigen Falle nicht zustände, 
wobei es wol selbstverständlich ist, dass die Verjährung der 
Schuld gegen den Bürgen in keinem Falle vor Fälligkeit der- 
selben beginnen kann. Schwieriger dürfte aber die Beantwortung 
der Frage sein, ob die gegen den Hauptschuldner bewirkte Un- 
terbrechung der Verjährung oder die Ifemmung derselben auch 
auf den Bürgen wirke oder nicht. *•) Wir müssten dafür ein- 
stehen, dass auch hier die nämlichen Grundsätze, welche wir bei 
der Gorrealobligation angenommen haben, Geltung finden müssen. 
Denn wenn die Klageverjährung gewissermassen eine Strafe für 
den sorglosen Gläubiger ist, kann demselben die Nichtgeltend- 
machung der Bürgschaft, deren Zweck eben die Sicherung der 
Schuld ist, nicht vorgeworfen werden, so lange er die Anrufung 
des Bürgen desshalb nicht bedarf, weil er sich die Hauptschuld 
gegen den Frinzipalschuldner erhalten hat. Sowie wir daher 



»') Entsch. vom 12. Mai 1853 Zahl 3967. Peitler Sammlung der 
Entscheidungen zum bürg. Ges. 1. Aufl. N. 782. 

'») Savigny 5. B. S. 315. 

■') Ellinger's bezüglicher von Stubenrauch citirter (2. B. S. 388 
Anm.. 3) Aufsatz war uns leider nicht zugänglich. 
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von der Identität der Obligation ausgehen, muss aach Ein Akt 
zur Erhaltung derselben hinreichen,^*') und daher die Einmah- 
nung des Hauptschuldners ebenso wie des Bürgen und Zahlers 
die Verjährung ftir beide unterbrechen, letzteres jedoch nur dann, 
wenn die Bürgschaft mit Einwilligung des Hauptschuldners ge- 
leistet wurde, weil ein zwischen Dritten, mit denen keine Rechts- 
verbindung besteht, unternommener Akt dem andern nicht nach- 
theilig sein kann (§. 1379). Dagegen kann allerdings zwischen- 
weilig selbständig der Btirgschaftsvertrag einer Verjährung unter- 
liegen, wenn die Unterbrechung nicht gegen den Bürgen erfolgte, 
und das Band, welches ihn an den Hauptschuldner knüpft, da- 
durch gelöst werden. Es scheint uns diese Anschauung um so 
weniger Bedenken zu unterliegen, als der §. 1364 dem Bürgen 
die Mittel an die Hand gibt, sich gegen jeden eventuellen Nach- 
theil zu schützen. 

Was wir von den Wirkungen der Res judieata bezüglich 
des Correalverhältnisses gesagt haben, gilt noch im erhöhten 
Masse von der Bürgschaft. Als accessorische Schuld setzt die 
Bürgschaft, um wirksam zu sein, den Bestand der Hauptschuld 
voraus und zwar, da sich die Bürgschaft auf eine bestimmte 
Schuld bezieht, dass der bestimmte Hauptschuldner, ftir welchen 
die Bürgschaft übernommen wurde, die verbürgte Leistung schulde. 
Ist nun aus einem anderen Grunde, als weil der Hauptschuldner 
sich vermöge seiner persönlichen Eigenschaften nicht verpflichten 
konnte (§. 1352), die Klage gegen denselben in dem Vorprozesse 
mit dem Gläubiger abgewiesen worden, so kann sich auch der 
Bürge auf dieses freisprechende ürtheil berufen, da die Verbind- 
lichkeit verhältnismässig mit der Verbindlichkeit des Schuldners 
aufhört (§. 1363), es wäre denn, dass der Gläubiger den Beweis 
liefern würde, dass trotz des Unterganges der Hauptschuld die 
Bürgschaft fortbestände. Dagegen hat umgekehrt ein verurthei- 
lendes Erkenntnis gegen den Hauptschuldner in dem Prozesse 
gegen den Bürgen ebenso wenig Wirkung als in der Correal- 
obligation, da dem Bürgen seine selbständige Vertheidigung gegen 



*•) Troplong du cautionnement N. 463. 
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dea Bestand der Schuld nicht abgesprochen werden kann. Dem 
gegen den BUrgen erflossenen Erkenntnisse kann gegen den Hanpt- 
schnldner selbstverständlich in' keiner Richtung eine Tragweite 
beigemessen werden. 

§. 18. 

Es erübriget uns noch die Stellung der Correalgläubiger und 
jene der Mitschuldner unter einander, sowie an Einem der ersteren 
oder von Einem der letzteren gleistet wurde, zu erörtern. Wir 
stellen die Frage mit Windscheid : ') Unterliegt der Gläubiger, 
welcher das Ganze eingefordert hat, dem Rückgriffe seiner Mit- 
gläubiger auf Herausgabe eines verhältnismässigen Theiles des 
eingeforderten und hat umgekehrt der Schuldner, welcher den Er- 
satz geleistet hat, einen Rückgriff gegen seine Mitschuldner auf 
Ersatz eines verhältnismässigen Theiles des geleisteten? 

Gemeinrechtlich hat der Streit über die Zulässigkeit des Re- 
gressrechtes im Gesammtschuldverhältnisse bis auf die neueste 
Zeit gedauert^) und wenn gleich die Praxis auf Grund der Glosse 
Accursii in L. 2 C. de duobus reis (8, 40) sich dafür aussprach,^) 
ist trotz der von Savigny*) gebrachten Beweisfllhrung fär die 
Statthaftigkeit des Regresses bei der passiven Correalität, die ver- 
mittelst der Anwendung der Actio negotiorum gestorum utilis freilich 
mit Ignorirung des Gewinnes der erst neueren Ribbentrop'schen 
Lehre schon Seil in einer ausführlichen Abhandlung^) versuchte, 
in neuester Zeit*) auf den Standpunkt gelangt, dass das Institut 



') Pandekten 2. B. S. 131. 

") Die ältere Litteratur vergl. bei Schrötter zur Lehre voif der 
Correalobligation. Linde's Zeitschrift, ältere Folge, 6. B. S. 416, und 
Vangerov §. 573 Anm. 3. 

*) Vergl. z. B. die Note x von Gothofredus in seiner Ausgabe 
des Codex zur betreffenden Stelle: Correo solvent! datar regressum 
in correum. 

*) Obl.-Recht 1. B. S. 226. 

') Linde's Zeitschrift, ältere Folge, 3. B. S. 370 und 4. B. S. 17, 
auch Nippel 6. B. S. 105. 

*) Die neuere Litteratur vergl. bei Samhaber S. 192 und Wind- 
scheid Pandekten 2. B. S. 131 N. 1. 
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der Correalität als solches sich der Frage des Regresses gegen- 
über ganz indifferent verhalte, und nur das besondere Rechtsver- 
hältnis unter den Correi den Ausschlag gebe,') wobei allerdings 
nicht tibersehen werden darf, dass in Folge der Ausdehnung des 
Beneficium divisionis durch die Novelle 99 gemeinrechtlich die 
Frage wesentlich an Bedeutung verlor. 

Und in der That, sowie man den Grundsatz aufstellt, dass 
in der Correalschuld jeder Gesammtgläubiger vollständig Herr der 
Forderung sei, als wäre er Alleingläubiger und jeder Mitschuldner 
vollständiger Schuldner des Ganzen sei, so dass der zahlende 
Correus nicht das Geschäft seines Mitschuldners, sondern sein 
eigenes besorgte,®) so ist im Vorhinein kein Grund gegeben, 
warum aus dem Correalverhältnis allein schon das Recht oder die 
Verpflichtung des Regresses folge , aber auch kein Widerspruch 
gegen das Wesen der Correalität, wenn ein Grund zum Regresse 
neben der Correalschuld unabhängig von ihm aufgefunden werden 
möchte.®) Es ist daher die vom Correalverhältnisse ganz unab- 
hängige rechtliche Stellung der Correi unter einander, welche / 
über die Zulässigkeit des Regresses den Ausschlag geben muss 
und in Ermanglung einer anderweitigen Reglung derselben die 
Frage, ob durch die Versagung des Regresses Einer auf Kosten 
des andern ohne Grund sich bereichem würde, wie uns scheint, 
von entschiedenem Einflüsse. Würde man aber das Recht des • 
Regresses nur dadurch begründen wollen, dass man dem zahlen- 
den Schuldner ein Recht einräumt, vom Gläubiger die Abtretung 



') Windscheid kritische Blätter 6. B S. 230. Puchta Vorlesungen 
§. 2«5. Amdfs Pandekten §. 213. 

*) Seil a. a. 0. 3. B. S. 375. 

') Savigny a. a. 0. S. 228. Wir setzen die Ansicht des in Deutsch- 
land fast unbekannten Richeri (.universitas juris prudent. Lib. 3 N. 1940,» 
hieher: Cum unus ex correis debendi in solidum creditori satisfecit, 
quia proprium non alienum debitum solvit, partem a correo repetere 
nequit, nisi socii sint, vel ab initio ita convenerit, vel stipulator, cui 
unus solvit, actiones suas solventi cesserit adversus alios, prout potest; 
cum enim creditori liberum fuerit, viriles partes a singulis reis petere, 
nihil obstat, quominus actiones sibi competentes cedat pro rata parte, 
quasi venditio nominis intercesserit. 



der Klage zu erzwingen, so müsste man dem nunmehrigen Gläu- 
biger und früheren Schuldner entweder zugestehen, dasselbe Recht, 
welches der frühere Gläubiger geltend zu machen hatte, und die 
Klage gegen die andern Mitschuldner auf das Ganze zuzulassen, 
in welchem Falle die Befreiung von jeder Leistung lediglich ein 
Spiel würde, *") das demjenigen zu Statten käme, der zuerst zahlt, 
oder man müsste dem belangten Correus die Befugnis einräumen, 
den Anthdl des klagenden Correus, welcher bezahlt hat, abzu- 
ziehen, das er aber begründen müsste und wozu die Correal- 
obligation als solche keine Anhaltspunkte gibt. Die Gesetzgebung 
kann daher nur, sowie kein besonderes Rechtsverhältnis unter den 
Correi vorliegt, eine Vermuthung für den Fall aufstellen, als der 
Mitgläubiger, welcher nichts empfangen hat, von dem Gläubiger, 
dem das Ganze geleistet wurde, seinen Theil in Anspruch nimmt, 
oder der zahlende Mitschuldner die andern um ihren Beitrag an- 
geht, aber kein solch specielles Verhältnis unter den Correi, welche 
diess Begehren rechtfertigen oder entkräften würde, nachzuweisen 
vermag. Die Gesetzgebungen zeigen in dieser Richtung eine auf- 
fallende Schwankung. Während der Codex Maximüianeus bavaricus 
(4. Thl. 4. Cap. §.22 und 23) sowohl gegen den bezahlten 
Correus credendi den Regress der übrigen Mitgläubiger, „ohne 
Distinction inter causam lucrativam et onerosam" zulässt, und 
ebenso dem zahlenden Mitschuldner den Regress gegen die übrigen 
, Mitschuldner „pro rata debiti" einräumt, welchen Grundsätzen im 
wesentlichen auch das französische Recht (Art. 1213) und preus- 
sische Landrecht (Th. 1 Tit. 5 §. 443 und 445) hinsichtlich der 
Ausgleichung unter mehreren Mitschuldnem sich anschliesst, ' *) 
wogegen das Zürcher Gesetz den Grundsatz der allseitigen Aus- 
gleichung sowohl unter den Correi credendi als debendi vertritt 
(§§. 939, 942), stellen sich das sächsische Gesetz (§. 1036) und 



"•) Savigny a. a. 0. S. 229. 

") Die Frage des Ausgleiches unter den Mitgläubigem ist nach 
französischem Rechte zweifelhaft. Vergl. Biblioth^que du droit von 
Scribe und Catteret, itaUenische Ausgabe art. Obligazione N. 485. Das 
preussische Recht stellt einen wesentlich verachiedenen Begriff der aktiven 
Correalität auf 



der Dresdener Obligationenrechts-Entwurf (Ai-t. 18) auf den ent- 
gegengesetzten Standpunkt, indem abgesehen von speziellen Rechts- 
gründen weder der Gesammtgläubiger, an welchen erfüllt wurde, 
verbunden wird, das Empfangene mit den übrigen Gesammt- 
gläubigem zu theilen, noch der Gesammtschuldner , welcher er- 
füllt hat, berechtigt wird, von den übrigen Gesammtschuldnem 
Ersatz zu fordern, eine Anschauung, die auch vom westgalizischen 
Gesetzbuche (3. Th. §. 38) festgehalten wurde. 

Nach den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches (§.895 
und §. 866) entscheidet für den spätem Ausgleich bei der reinen 
Correalität das zwischen den Mitgläubigem oder Mitschuldigem 
bestehende besondere Verhältnis; wird kein solches besonderes 
Verhältnis erwiesen, so steht die Vermuthung bei dem Aus- 
gleiche zwischen den Correalgläubigem dafür, dass die übrigen 
Mitgläubiger auf die an Einen Correus credendi gemachte Leistung 
keinen Ansprach haben; bei der Beurtheilung des Regresses des 
zahlenden Mitschuldners • aber wird vermuthet, '*) dass die Mit- 
schuldner unter einander schon bei Eingehung des Correalver- 
hältnisses auf allseitige Mitwirkung zur Erfüllung der Verbind- 
lichkeit gerechnet (§. 915), folglich gewollt haben, dass unter 
ihnen die Last gemeinschaftlich und im Zweifel zu gleichen 
Theilen (§. 888) getheilt sein soll. Die Stylisirung des §. 896 
ist allerdings keine glückliche, denn die Einschiebung des Mittel- 
satzes, „und zwar wenn kein besonderes Verhältnis unter ihnen 
besteht, " scheint anscheinend schliessen zu lassen, dass der Ersatz 
prinzipiell immer geleistet werden müsse, und das bestehende be- 
sondere Verhältnis nur über das Mass des Antheiles entscheide. *^) 
Wenn nun A Geld braucht, und, da er nichts besitzt, im Vor- 
hinein weiss, dass ihm allein niemand welches anvertraut und da- 
her seinen wohlhabenden Brader bewegt, als Mitschuldner in 
einem Darlehen von 200 fl. einzutreten, so kann der Gläubiger 
das Verhältnis, dass in der That der Brader von dem fraglichen 



"j Zeiller 3. B. S. 76. ünger Syst. 2. B. S. 596 N. 45. 
'') Die italienische Ue^bersetzung des bürg. Gesetzbuches lässt 
diesem Zweifel im Vorhinein keinen Raum. 
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Darlehen nichts erhielt, und in Wirklichkeit nur Fideijussor ist, 
ganz unbekannt sein, trotzdem würde es sicher niemanden bei- 
fallen, dem Bruder, der das Ganze bezahlte, den auf das Ganze 
gehenden Regi'ess gegen A verweigern zu wollen. 

Es liegt daher dem Mitschuldner, welcher das Ganze be- 
zahlt hat und nun seinen Mitschuldner um den Ausgleich angeht, 
allerdings nicht der Beweis ob, dass ihm ein Regressrecht über- 
haupt zustehe, weil ihn dieses Beweises die gesetzliche Vermuthung 
befreit, wol aber der Beweis eines besonderen Verhältnisses, 
wenn er einen höheren Regressanspruch als den der Tragung der 
Schuld zu gleichen Theilen erhebt, dagegen hat der um den 
Regress belangte Mitschuldner, wenn er gar nichts bezahlen will, 
zu beweisen, dass nach dem zwischen ihnen bestehenden Rechts 
Verhältnisse er zu keinem Beitrag, oder im Falle als ein solcher 
zu gleichen Theilen begehrt wurde, dass er nur zu einem nie- 
derem Beitrag verhalten werden könne. Während aber nach ge- 
meinem Rechte ein solcher Regress, wenn überhaupt zulässig und 
die Actio pro socio nicht Anwendung fand, in der Regel nur 
durch, sei es freiwillige, sei es erzwungene Abtretung der Klage 
geltend gemacht werden konnte,'*) gibt der §.896 dem zahlen- 
den Correalschuldner nicht ein abgeleitetes, sondern ein eigenes 
Recht, ein Unterschied, der insbesonders hinsichtlich des Beginnes 
der Klagenverjährung und der Wirkung der Res judicata von 
Bedeutung ist. Allein nicht nur in den Fällen der Correal- 
obligation, sondern auch bei blossen solidarischen und den aus 
dem Delikte entstehenden Gesammtschiddverhältnissen muss nach 
Österreichischem Rechte dem zahlenden Mitschuldner im allgemeinen 
das Regressrecht gegen die übrigen Mitschuldner eingeräumt 
werden, *^) sowie schon auch das gemeine Recht in den meisten 
Fällen von Solidarobligationen einen solchen zuliess, es wäre 
denn, dass Dolus bei allen Mitschuldnem vorlag,'*) eine Aus- 



'^) Vergl. die ausführlichen Erörterungen bei Savigny a. a. 0. 
S. 232 u. f. 

'*) ünger 2. B. S. 242 N. 45. 

'«; Vangerov a. a. 0. § 573 Anm. 3 N. 4 Seil a. a. 0. 3. B. S. 398. 
Schröder a. a. unter Abdruck der Beweisstellen S. 427. 
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nähme, die unserem Rechte fremd ist. HiefÜr spricht schon der 
Umstand, dass zur Zeit der Codification des österreichischen bür- 
gerlichen Rechtes der Unterschied zwischen Solidar- und Correal- 
obligation gar nicht bekannt war, und wie nach der älteren ge- 
meinrechtlichen Anschauung nur Eine Art Gesammtschuldverhält- 
nisses, in welchen Correalität und Solidarietät aufgingen, der 
Gesetzgebung vorschwebte, und diess insbesonders der §. 1302, 
welcher die prägnanteste Entstehungsart der Solidarietät, jene 
aus dem Delikte, behandelt, das Regressrecht gegen die Correi 
zulässt. Es kann daher die bezügliche Bestimmung des §. 1302 
nicht nur in dem Sinne gedeutet werden , dass der Rückersatz 
nicht nur auf die aus einverständlichem Handeln (communi con- 
silio) hervorgegangenen Delikte, in welchem Falle wir eine Correal- 
obligation annehmen, beschränkt sei. Der §. 1302 enthält ja 
auch den Fall der Solidarhaftung wegen Unmöglichkeit der Be- 
stimmung derAntheile dea Einzelnen an der culposen Beschädigung, 
in welchem wol unzweifelhaft dem Schuldner, welcher, ohne dass er 
durch seine Handlung den ganzen Schaden verursachte, das Ganze 
leistet, der Regress gegen die übrigen Mitschuldner gegeben wer- 
den muss. Wir sind daher im Vorhinein zum Schlüsse geführt, 
dass man nach österreichischem Rechte im allgemeinen die über 
das Regressrecht im §• 896 aufgestellten Grundsätze nicht nur 
auf die Correal-, sondern auch auf die Solidarobligation anwenden 
müsse. Während aber die gesetzliche Vermuthung des §. 896 
nur eine den nicht ausgesprochenen Willen der Parteien sup- 
plirende dispositive Vorschrift ist, liegt der innere Grund der 
Bestimmung des §. 1302 im Falle der blossen Solidarobligation, 
welche kein vorhergängiges Einverständnis der Mitschuldner zum 
gemeinschaftlichen Handeln, sondern die Existenz so vieler selb- 
ständiger Obligationen voraussetzt, darin, dass derjenige, welcher 
durch die Zahlung des Mitschuldners liberirt wird, nicht zum 
Schaden des andern bereichert werden soll, wie schon Zeiller, 
der" allerdings nur von einem Mitschuldigen des Deliktes und 
nicht von einem Mitschuldner spricht, ^^ betont. Und in der 
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That führt die Natur der Solidarobligation zur nothwendigen Zu- 
lassung des Regresses; denn der zahlende Solidarschuldner handelt 
nicht, wie der Correalschuldner ganz in eigener Sache, denn er 
hebt auch zugleich eine ihm ganz fremde Obligation des andern 
auf, und handelt daher gleichzeitig in einer selbständigen fremden 
Angelegenheit, so dass er ja aus der negotiorum gestorum actio 
einen Anspruch auf Ersatz erwirkt. *^) Es ist aber gerade diess 
Moment der Bereicherung zum Schaden des andern und in seiner 
negativen Form der Verarmung durch die Schuld des anderü, 
welcher nicht nur bei der Solidar-, sondern auch bei der Correal- 
obligation, im Falle als keine bestimmte Verabredung oder eine 
gesetzliche Vorschrift, wie z. B. hinsichtlich des Beitrages der 
Erben zu den Verlassenschaftsschulden, [§. 820] über den nach- 
träglichen Ausgltich vorliegt, das leitende Prinzip, welches bei 
der Feststellung der Frage über die Zulässigkeit und Höhe des 
Regresses den Ausschlag geben muss. Mag allerdings die blosse 
Bezahlung dessen, was einer ftir sich selbst schuldet, kein Schaden, 
dife blosse Liberation durch die Handlung eines Dritten , aus 
dessen Vermögen man in keiner Beziehung etwas gewinnen könne, 
keine Bereicherung sein, "') so ist diess nur im Verhältnisse zum 
Gläubiger, nicht aber im Verhältnisse gegen den Mitschuldner der 
Fall, in welchem eben das Mehrhaben ohne Grund und dem 
gegenüber das Minderhaben ohne Ersatz in den Vordergrund 
tritt. Und dieses letztere Verhältnis unter den Mitschuldnem ist 
es eben, welches in der Regressfrage Einfluss nimmt. Es müssen 
daher in dieser Richtung, wie uns scheint, folgende allgemeine 
Gesichtspunkte im Auge behalten werden. Ist das Geschäft, wel- 
ches das Gesammtschuldverhältnis erzeugte, dem Gläubiger' ge- 
genüber ein zweiseitig verbindliches — ein auch auf Seite des 
Gläubigers entgeltliches (§. 864), so liegt ein Austausch von 
Leistung und Gegenleistung vor. Hat nun einer von den Mit- 
schuldnem vermöge des zwischen ihnen erfolgten Einverständ- 
nisses die anf ihre Seite entfallende Leistung allein erhalten oder 
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ist der andere Mitschuldner; wenngleich dem Gläubiger gegen- 
über proprio nomine, in der Wirklichkeit aber nur accessorisch 
beigetreten, so ist es selbstverständlich, dass derjenige, zu dessen 
Vortheile allein das Geschäft abgeschlossen wurde, auch allein 
die Gegenleistung trage, und daher dem andern Correus, welcher 
für ihn dieselbe leistete , der Regress auf das Ganze zuge- 
sprochen werde, es wäre denn, dass der Beitritt desselben zur 
Correalobligation donationis causa erfolgte. Es dürfte sonach im 
Regressstreite vor allem die Untersuchung am Platze sein, ob für 
alle Schuldner eine selbständige causa debendi im materiellen 
Sinne und in welchem Verhältnis vorliege.'^") Aber auch wenn 
ursprünglich die Vortheile der vom Gläubiger zu machenden Leistung 
vermöge der Natur des Geschäftes allen Mitschuldnem gleich- 
massig hätte zu Gute kommen sollen, und dieselbe von einem 
Mitschuldner allein oder in einem grösseren Antheile als dem 
gleichen bezogen wurden, während die ganze Gegenleistung von 
Einem Mitschuldner gemacht ward^ wird das Verhältnis zwischen 
gemachter Leistung und bezogener Gegenleistung den Ausschlag 
geben, so lange nicht das Recht auf Ersatz des Mehrempfangenen 
geltend gemacht wird. Dagegen kann die Rücksicht auf die Be- 
reicherung des Einen zum Schaden des andern Mitschuldners bei 
unentgeltlichen Verträgen nicht eintreten und es greift hier lediglich 
der Ausgleich zu gleichen Theilen Platz. Während sonach im 
Abgange einer bestimmten Vereinbarung über den spätem Aus- 
gleich bei der Correalobligation, in welcher alle Mitschuldige 
proprio nomine verpflichtet sind, unserer Ansicht nach vor allem 
der vorbezeichnete Moment entscheidet, tritt dagegen bei den Cor- 
realobligationen, in welchen einzelne der Correi nur alieno nomine 
obligirt erscheinen, derjenige, welcher nicht eine eigene, sondern 
eine fremde Schuld tilgt, hiedurch in die Rechte des Gläubigers 
und wird befugt, den ganzen Ersatz der bezahlten Schuld zu 
fordern, es wäre denn, dass zwar im Interesse des Hauptschuld- 
ners, aber ohne denselben zu verpflichten, intercedirt worden wäre 
(§. 1358). Der Mustertypus dieser Art von Correalobligation ist, 
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me wir bereits betonten, die Bürgschaft. Geht durch die Zahlung 
von Seite eines der proprio nomine obligirten Correalschuldner 
oder Solidarschuldner die dem Gläubiger zugestandene Obligation 
auch gegen die andern Mitschuldner unter, wesshalb auch der 
zahlende Gesammtschuldner nicht im Vorhinein in die Executions- 
rechte des Gläubigers eintreten und dieselben gegen die übrigen 
Correi fortsetzen kann/'^) so geht sie dagegen durch Zahlung 
von Seite eines nur alieno nomine obligirten Nebenverpflichteten 
auf denselben über, und besteht dem Hauptschuldner gegenüber 
fort, und zwar ohne dass dei* Nebenverpflichtete, um den Gläu- 
biger zur Annahme der Zahlung verhalten zu können , der Ein- 
willigung des Schuldners (§. 1422) bedarf, weil er durch die 
Zahlung gleichzeitig sich selbst von der auch ihm obliegenden 
Verbindlichkeit befreit. Dieser üebergang der Rechte vollzieht 
sich aber kraft des Gesetzes, ohne dass der Bürge sich die Klage 
des Gläubigers gegen den Hauptschuldner cediren lassen müsste, 
wenn ihm gleich das Recht und auf der andern Seite dem Gläu- 
biger die Pflicht zur Seite steht, die Auslieferung aller vorhan- 
denen Behelfe und Sicherstellungsmittel zu fordern. 

Nicht nur aber bei der Nebenverpflichtung zu einer Correal- 
obligation allein, sondern auch in vielen Fällen vo^ Solidar- 
obligationen tritt der Umstand hervor, dass der zahlende Correus 
in der Wirklichkeit nur eine fremde Schuld zahlt, wenn er auch 
nicht alieno, sondern proprio nomine dafür haften muss. Es ist 
diess allemaldann der Fall, wenn die Zahlung nicht eine im 
Vorhinein vertragsmässig bestimmte Forderung, sondern nur den 
Ersatz eines dem Gläubiger ausschliesslich durch die vertrags- 
widrige oder dolose oder culpose Handlung des einen Mitschuld- 
ners zugefügten Schadens betraf. Konnte derjenige der Mit- 
schuldner, welcher gegenüber dem Gläubiger entweder die ganze 
oder einen Theil der Leistung abgetragen hat, ohne das Ver- 
schulden des Dritten nicht in Anspruch genommen werden, so ist 
eben nur das Verschulden des Dritten Ursache des Schadens, 
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welchen er durch die ihm gleichzeitig obliegende Haftung erlitten 
hat, und er Ist nach §§. 1295 und 1313 b. G.-B. berechtiget, 
seinen Ersatz von demjenigen zu suchen, welcher diesen Schaden 
verschuldete. Hat z. B. von mehreren Verwahrem, welchen eine 
Sache gemeinschaftlich übergeben worden ist, derjenige, welcher 
sie wirklich in Verwahrung genommen hat, durch Unterlassung 
der pflichtmässigen Obsorge sie zu Grunde gehen lassen, und 
musste der Mitdepositar den Schaden ersetzen, so hat er denselben 
nicht verhältnismässig, sondern ganz von demjenigen Mitschuldner, 
durch dessen obligationswidriges Handeln der Schade entstand, 
zu fordern das Recht; muss der Cassier für das Verschulden 
seines ControUors haften, so hat beim Ausgleiche unter ihnen 
Letzterer dem Ersteren alles zu ersetzen, was er durch dessen 
Verschulden an Vermögensnachtheil erlitt. Wenn die Gesammt- 
obligationspflicht in einer Unterlassung — einem Nichtthun be- 
steht, so hat derjenige, welcher durch obligationswidriges Handeln 
die Leistungspflicht begründete, im Ausgleiche die von einem 
andern Mitschuldner allenfalls gemachte Leistung ebenso allein 
zu tragen. Besteht jedoch im Gesammtschuldverhältnisse für jeden 
einzelnen Mitschuldigen eine selbständige Verpflichtung zu einer 
Handlung in der Art, dass durch die Vornahme derselben von 
Einem oder dem andern die Obligation erfüllt wurde, so ist jeder, 
wenn dieselbe nicht erfüllt ward, gleichmässig im Verschulden, 
und daher fiir denjenigen, der die ganze Leistung gemacht hat, 
das Recht auf Regress über Abzug seines gleichmässigen Antheiles 
nur in dem Umstände begründet, dass er allein zum Vortheile 
der andern ärmer würde, wenn er allein das Ganze ersetzen 
mttsste, wozu auch der andere durch sein Verschulden beigetragen 
hat, ein Fall, der z. B. bei mehreren Bevollmächtigten, wovon 
jeder denselben Auftrag erhalten hat, der aber von keinem aus- 
geführt wurde, eintritt. Sind alle Mitschuldner bei dem aus 
einem Delikte oder einer Quasideliktsobligation entstandenen Schaden 
in culpa oder dolus, ohne dass sich ihre Antheile bestimmen 
lassen, so wird nach dem im §. 1302 ausgesprochenen Grund- 
satze der Ausgleich zu gleichen Theilen erfolgen müssen. 

Nachdem, wie wir bereits wiederholt betonten, bei dem Gte- 



X83 

sammtschuldverhältnisse jeder ohne Kücksicht auf seine Mitschuldner 
dem Gläubiger gegenüber das Ganze selbständig schuldet, wirkt 
der Umstand, dass einer der Mitschuldner sich zu verpflichten 
unföhig war, ebenso, als wenn der Unfähige schon ursprünglich 
der Obligation gar nicht beigetreten wäre ; es vermindert sich da- 
her um ihn die Zahl der Mitschuldigen und der spätere Aus- 
gleich muss in der Art erfolgen, als wenn er gar nicht existiren 
würde, und ebenso trifft der durch das erwiesene Zahlungsunver- 
mögen des Einen Regresspflichtigen sich ergebende Verlust mit 
Ausnahme des später zu erörternden Falles im Concurse alle Re- 
gresspflichtige. Diess Verhältnis tritt aber nicht * nur bei der 
Correal-, sondern auch bei der Solidarobligation ein, da die Gründe, 
welche überhaupt das Regressrecht bei derselben zulassen, eben 
auch dafür sind, dass unter gleichen Verhältnissen jedem eine 
gleiche Last auferlegt werde. 

Das Regressrecht kann aber auch nie auf eine höhere Summe 
gehen, als auf den ganzen oder verhältnismässigen Ersatz des- 
jenigen, was wirklich aufgewendet wurde, um sich und die übrigen 
Mitschuldner von der Schuld zu befreien, somit nie weiter, als 
auf den wirklichen Umfang der Obligation zur Zeit ihrer Tilgung 
und des mit derselben verbundenen Schadens — des Interesses, 
Wenn daher der zahlende Mitschuldner sich zur Tilgung der 
Obligation einer Novation unterzog., welche ihm eine grössere 
Last als die wirkliche Leistung auferlegte, kann dieselbe den 
nicht intervenirenden Mitschuldnem im Regressstreite nicht nach- 
theilig sein (§. 1379 b. G.-B.), aber auch wenn der Gläubiger 
dem Zahler einen Theil der Schuld erlassen, oder im Vergleichs- 
wege sich mit einer geringem Leistung zufrieden gestellt, es wäre 
denn, dass er 4nit dem ihm zustehenden Mehrbetrage dem Zahlenden 
ausdrücklich eine Schenkung gemacht hätte und nicht einen Nach- 
lass eingegangen wäre, kann im Regresswege nichts anderes als 
der verhältnismässige Antheil des Ersatzes gefordert werden* 
Dieser Satz unterliegt wol in den Fällen der §§. 896 und 1302 
b. G.-B. keinem Zweifel, die Frage kann nur sein, ob auch der 
Mitschuldner oder subsidiäre Schuldner, der nicht eine eigene, 
sondern eine fremde Schuld tilgte, wie diess beim Bürgen dex 
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Fall ist und der in Folge dessen auf Grund des §. 1358 b. G.-B. 
in die Eechte des Gläubigers tritt, sein Regressrecht nicht nur 
im üm&nge des wirklich Bezahlten oder des ihm dadurch zu- 
gegangenen Schadens, sondern im Umfange der Schuld, wie sie 
früher dem Gläubiger zustand, geltend machen könne, wie diess 
mitunter behauptet wird.'-) Abgesehen, dass der §. 1358 von 
einem Ersatz der bezahlten Schuld spricht, wovon das Beiwort 
„bezahlt" im galizischen Gesetzbuche fehlt, so liegt es wol schon 
in der Natur des Btirgschaftsvertrages als einer wesentlich zu 
Gunsten des Schuldners gebildeten Institution, dass die Bürg- 
schaft nicht einer Bereicherung zur Grundlage dienen kann. Wie die 
Stellung des Bürgen das sächsische Gesetzbuch sicher richtig auf- 
fasst (§. 1471), erscheint er als Mandatar des Schuldners, indem 
er statt ihm, sei es im Falle der mit Einwilligung des Schuldners 
eingegangenen Bürgschaft mit Auftrag, im entgegengesetzten Falle 
aber ohne Auftrag das Geschäft der Zahlung besorgt, welche dem 
Schuldner obgelegen wäre. Während der Cessionar vom Cessus 
unabhängig ein Forderungsrecht , wie ein anderes Vermögens- 
stück erwirbt , ist der Eintritt in die verbürgte Obligation nur 
Folge der eingegangenen Verpflichtung, für den Schuldner haften 
zu wollen, und das Ersatzrecht nur der Ausgleich fttr die geleistete 
Intervention, welches aber auch nicht weiter reicht, als die Inter- 
vention selbst. Hat daher der Gläubiger das ihm zustehende 
Porderungsrecht in der Geltendmachung gegen den Bürgen unter 
gleichzeitiger Begebung desselben gegen den Schuldner reducirt, 
so tritt er es auch an den Bürgen nur in diesem ihm selbst ge- 
leisteten Umfange ab, und wir möchten daher daftlr einstehen, 
dass der Regress dem Bürgen den vollen vermögensrechtlichen 
Ersatz, das Interesse, welches er zur Tilgung der Schuld ein- 
setzte, aber auch nicht weiter gehe. 

Bei der Geltendmachung des Regressrechtes tritt nun die 
praktisch hochwichtige Frage auf, inwieweit der zahlende Mit- 
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Schuldner das Recht hat^ die Abtretung der Behelfe und der von 
einem andern Correus bestellten Sicherheitsmittel zu verlangen. 
Diess Recht, welches die §§. 1358 und 1422 b. G.-B. demjenigen 
einräumen ; welcher eine fremde Schuld bezahlt, hängt vor allem 
von der * in jedem einzelnen Falle anzustellenden Untersuchung 
ab, ob die dem Gläubiger gegen die Correi zustehende Klage 
durch die Zahlung von Seite des Einen Correus unter oder auf 
den andern Correus vermöge der Natur des Rechtsverhältnisses 
und zwar ohne besondere Cession derselben, die vom öster- 
reichischen Rechte nicht verlangt wird, übergeht. In den Fällen 
der Intercession mit Ausnahme des Constitutum debiti propra 
kann darüber kein Zweifel sein. Ebenso wenig kann aber auch 
ein Zweifel bei jenen Arten von Solidarschulden sein, in welchen 
ein Dritter nur vermöge gesetzlicher Bestimmung die Haftung 
für die von einem andern begangenen rechtswidrigen Handlungen 
übernehmen muss (§. 1313). Er ist gewissermassen ein gesetz- 
licher Bürge, und zahlt in der That nicht fiir sich, sondern fllr 
einen andern, wenn ihm hiebei nicht selbst zugleich ein Ver- 
schulden obliegt, welches, abgesehen von der speziellen gesetz- 
lichen Vorschrift einer solidarischen Haftung, das Ersatzrecht gegen 
ihn begründen würde. Bildet daher in erster Linie den Klage- 
grund nur der Dolus oder die Culpa des andern Mitschuldigen, 
welche derselbe, ohne die vertragsmässig oder gesetzlich auch 
noch dem zahlenden Correus aufgelastete Haftung, ganz allein 
vertreten müsste, so ist der zur Zahlung herangezogene Correus 
nur sein Expromittent*^) und es steht ihm aus den citirten 
Paragraphen auch das Recht, die Abtretung der Rechtsbehelfe 
und Sicherheitsmittel von dem bezahlten. Gläubiger zu verlangen, 
zu; es geht die Obligation, welche der Häuptschuldiier gegen den 
Gläubiger hatte, wie er sie zur Zeit der Zahlung findet, in dem 
Umfange, als er selbst den Ersatz daftlr geleistet , auf ihn über, 
dagegen hat der zahlende Mitschuldner auf diejenigen Sicher- 
stellungsmittel, welche nicht gegen den Schuldner unmittelbar er- 
worben, sondern von einem Dritten gleichzeitig zu Gunsten des 
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Hauptschnldners geleistet wurden^ dann keinen Anspruch; wenn 
sie nicht schon zur Zeit bestanden haben, als der zahlende 
Schuldner selbst die Intercession übernahm, oder sie ihm vom 
Gesetze aufgebürdet wurde (§. 1360). Denn die von einem 
Dritten unabhängig und zu einer Zeit, wo das Gesammtschuld- 
verhältnis mit dem zahlenden Correus schon bestanden hs|,t, bloss 
zu Gunsten des Hauptschuldners geleistete Intercession kann nicht 
weiter ausgedehnt werden, als der Intercedent ausdrücklich haften 
zu wollen erklärt hat (§. 1353). 

Hat dagegen der Correal- oder Solidarschuldner, welcher, 
abgesehen von seinem Mitschuldner und der Existenz der Schuld, 
gegen denselben die Leistung gemacht, so hat er gezahlt, was er 
selbst und ganz schuldig war, und mit der Zahlung erlöschen, 
da er damit auch die Schuld des andern tilgte, die von dem- 
selben dafür bestellten Sicherheiten. Die Frage ist jedoch, ob 
er nicht trotzdem zur Durchführung seines Regressrechtes die in 
den Händen des Gläubigers befindlichen Beweismittel gegen seinen 
Mitschuldner abzuverlangen das Recht hat, wovon insbesonders 
in Fällen der Solidarobligation mitunter die Möglichkeit der Gel- 
tendmachung des Regressrechtes abhängen kann , denn wenn in 
dem wiederholt gebrachten Beispiele X dem A und B, jedem 
selbständig den sohin von keinem von ihnen befolgten, obgleich 
von Beiden angenommenen Auftrag gegeben hat, für ihn bei einer 
. Versteigerung mitzubieten, und sodann A allein den ganzen aus 
der Unterlassung des Anbotes hervorgegangenen Schaden bezahlen 
musste, dann aber den B um den verhältnismässigen Ersatz an- 
geht, so ist für den Regressstreit der Umstand entscheidend, dass 
X den gleichen Auftrag auch dem B ertheilte , dass derselbe ihn 
angenommen, • aber ebenfalls nicht befolgt habe und es würde der 
in den Händen des X befindliche Brief desselben, womit er das 
Mandat acceptirte, geradezu den Beweis des Solidarschuldverhält- 
nisses herzustellen vermögen, welchen A auf andere Weise sich 
nicht zu verschafifen vermag, da er kein Recht hat, den X, wel- 
chem keine Vertretung obliegt, dem Streite beizuziehen. Im 
Correalverhältnisse setzt aber die zwischen den Correalschuldnern 
bestehende Verschlingung der Obligationen in der Regel voraus, 
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dass dasselbe Beweisdokument (Schnldschem) , auf Grund dessen 
er sich verpflichtet hat, auch den Beweis gegen den Correus 
liefert, wenn nicht durch Adprommissio der Beitritt des Einen 
oder andern zur gemeinschaftlichen Obligation separat erfolgte, 
und es wird ihm daher in der Regel in der Vorschrift des 
§. 1428 das Mittel zur Geltendmachung seiner Rechtsansprüche 
geboten sein. Nachdem jedoch eine Pflicht Dritter zur Edition 
von Urkunden lediglich im Interesse des Staates zur Förderung 
der materiellen Wahrheit'^*) unsere Gerichtsordnung nicht kennt, 
muss man diess im Regressstreite geradezu unentbehrliche Recht 
wol nur auf Grund des ümstandes, dass der zahlende Correus 
gleichzeitig als negotiorum gestor des dadurch mitbefreiten Mit- 
schuldners handelt, aus dem §. 1428 b. G.-B. ableiten. 

Bei der weiteren Durchführung des Regressrechtes taucht 
nun wieder zur vollen Evidenz der Unterschied zwischen Correal- 
und Solidarobligation auf. Gegen den um den Ersatz angegangenen 
Correalschuldner muss erbracht werden der Beweis des objektiven 
Bestandes der Obligation, der subjektiven Beziehung des regress- 
pflichtigen Correalschuldners zur selben und der durch dcu Kläger 
erfolgten Leistung und somit durch ihn bewirkten Erlöschung 
der gemeinschaftlichen Obligation. Nachdem aber objektiv für 
den Regresskläger und Regressbeklagten die Obligation dieselbe 
ist, ist nothwendig letzterer nicht verpflichtet, zu zahlen, wenn 
ihr objektiver Bestand nicht existirt, und somit der Regresskläger 
indebite bezahlt hat. Es stehen natürlich dem Regressbeklagten 
alle Einwendungen zu, welche diesci objekti\cn Bestand aufzu- 
heben vermögen. Wenn sie wirksam sind, hätten sie aber auch 
dem Regresskläger gegen den Gläubiger genützt,-'') und damit er 
aber gegen den Regressbeklagten darthun kann, dass er sie bereits 
und zwar vergebens gegen den Gläubiger gebraucht hat, ist es 
seine Sache, dass er sich darüber rechtzeitig versichert dadurch, 
dass er sich entweder vor der Zahlung mit ihm einversteht oder 



") Vergl. die nicht glossirte Stelle const. 22. Cod. de fid. instram. 
(4, 21). Weiske*s Rechtslex. 11. B. S. 748. Endemann Civilprozess 
S. 354. Osterloh detto 1. B. S. 437. 

»*; Girtanner Bürgschaft S. 547, 



J188 

ihn rechtzeitig znm Beistande auffordert, damit er die ihm zu 
Gebote stehenden Rechtsbehelfe und Vertheidigungsmittel mit- 
theile, und sein eigenes durch den Regress mittelbares Interesse 
wahrnehme. Der Regresskläger muss ihm daher den Streit de- 
nuncireU; und die Folge wird sein, dass, falls ihm der Litis- 
denunciant die ihm zu Gebote stehenden wirksamen Einwendungen 
nicht mittheilt, er sie auch im Regressprozesse später nicht geltend 
machen kann, wenn sie dem Litisdenuncianten ,* welcher die Ver- 
muthung der Diligentia für sich hat, nicht bekannt waren. Es 
ist diess nur eine natürliche Folge des gemeinsamen Rechtsver- 
hältnisses. Es würde jedoch dem Regresskläger diese Vorsicht 
nichts nützen, wenn nicht das im Mheren Prozesse mit dem 
Gläubiger erflossene Urtheil, insoweit es den Nichtbestand der 
gebrachten, vom Regressbeklagten entgegengesetzten Einwendungen, 
vorausgesetzt, dass der faktische Sachverhalt derselbe ist, respective 
aus dem abgeführten Rechtsstreite als der gleiche sich ergibt, zur 
Res judicata würde. Und diese Tragweite des im Hauptprozesse 
erflossenen ürtheiles müssen wir zugeben, so lange man nicht 
den regresspflichtigen Mitschuldigen zwingt, im Hauptprozesse als 
Streitpartei über die Litisdenunciation des Correus zu interveniren. 
Hiemit stehen wir aber bezüglich der Correalobligation vollständig 
auf jenem Boden, welchen der §. 1361 dem zahlenden Bürgen 
gegenüber dem Schuldner zuweist. 

Verschieden ist dagegen die Stellung des Solidarschuldners, 
wenn er vermöge einer eigenen Causa debendi und nicht bloss 
als Mithaftender für die Handlungen seines Regressbeklagten 
herangezogen wird. Er hat nur zu beweisen, dass der Correus 
dasselbe schuldig war, was er geleistet hat, und dass derselbe 
gleichzeitig durch diese Leistung von seiner Schuld befreit ward. 
Ob die Obligation, die der Regresskläger gegen den Gläubiger * 
hatte, giltig war oder nicht, ist für den Regressbeklagten ganz 
gleichgiltig, die Emwendungen, die der Erstere gehabt hätte, be- 
rühren ihn nicht, wenn er auch in debite bezahlt hat; jedenfalls 
hat er ihn befreit. Daher hat im reinen Solidarschuldverhältnisse, 
das nicht auf Mithaftung für eine fremde Verbindlichkeit beruht, 
der Hauptprozess mit dem Gläubiger gar keinen, sondern nur 
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das Factum der Liberirung durch den Regresskläger Einfluss. 
Wenn A und B Correalschuldner gegen X von 100 fl. sind, die 
A bezahlte, kann B dem A im Regressstreite die Gewährleistung 
einwenden. Hat er sie nicht im Hauptprozesse geltend gemacht, 
während sie zulässig gewesen wäre, ist B keinen Regress schul- 
dig, weil B auch dem X bei Geltendmachung dieser Einwendung 
nichts schuldig war. Hat sie aber A vergebens vorgebracht, so 
kann sie nicht ein zweites Indicat im Widerspruche mit dem 
ersten zulassen, ohne das ganze Wesen der Correalität zu zer- 
stören. Wenn dagegen A und B von X den gleichen Auftrag, 
den beide nicht erfüllten, unabhängig von einander erhielten, und 
A 100 fl. Schadenersatz bezahlen muss, so ist es für B ganz 
gleichgiltig, ob A den Auftrag auch angenommen hat, wenn nur 
B durch die ihm sonst obliegende Schuld von 100 fl. durch die 
Leistung des A befreit wurde. 

Ergibt sich daher im Regressstreite aus einem Correalver- 
hältnisse das gleiche thatsächliche und rechtliche objektive Ver- 
hältnis, wie im Hauptprozesse, und ist die subjektive Beziehung 
des Regressbeklagten als Schuldner zur Obligation hergestellt, so 
muss auch dem ersteren ürtheile Rechtskraft ftlr den zweiten in 
dieser Tragweite beigemessen werden, während im Solidarver- 
hältnisse das erste ürtheil den Regressstreit gar nicht berührt. 
Liegt jedoch im Solidarverhältnisse beiden Obligationen derselbe 
rechtliche Thatbestand, und zwar ftlr die eine zum unmittel- 
baren, ftlr die andere zum mittelbaren Rechtsgrunde unter, wie 
es allemal der Fall ist, wenn ein Dritter ftir Culpa oder Dolus 
des anderen miteinstehen muss, so wird auch hier über die be- 
zügliche Rechtsfrage die oben auseinandergesetzte Wirkung der 
Res judicata eintreten. Sind dagegen bereits im Hauptprozesse 
die Correi als Mitgeklagte aufgetreten, und ist das condemnirende 
ürtheil gegen beide erflossen, so wird es im Regressstreite, in- 
soweit es den Thatbestand der dem Gläubiger zustehenden einfachen 
oder mehrheitlichen Obligationen betrifft, denselben auch ftir den 
Regressstreit herzustellen geeignet sein, und nur mehr die Frage 
zur Erörterung gelangen können, in welchem Verhältnisse die Correi 
untereinander sich den. Ersatz zu leisten verpflichtet sind. 
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Es sei nns hier noch die Bemerkung erlaubt, dass eine 
Ausbildung des Institutes der Nebenintervention längst zum ge- 
fiihlten Bedtirfiiisse des Civilprozesses gehört, und wir möchten 
nur wünschen, dass auch unsere seinerzeitige neue Civilprozess- 
ordnung den Grundsatz annehmen möge, welcher im französischen 
und Genfer Code de procedure und nach ihnen in der bayeri- 
schen Prozessordnung (§. 71) Aufnahme fand, dass der Regress- 
kläger gleichzeitig sein Regressrecht bei dem Gerichtsstande des 
Hauptprozesses anhängig machen kann, und eine Vereinigung 
beider Prozesse ermöglicht werde, in der Art, dass über beide 
nur ein ürtheil erfliesse, ein Grundsatz, der trotz der im Schoosse 
der hannoveranischen Commission gefundenen warmen Verthei- 
digung^®) daselbst ebenso wenig, wie im österreichischen Ent- 
würfe Eingang fand. 

• 

Nachdem wir hier wesentlich das Regressrecht der Correal- 
und Solidarschuldner vor Augen haben, halten wir im Hinblick 
auf die, wie uns scheint, im übrigen klaren Bestimmungen des 
bürgerlichen Gesetzbuches eine weitere Erörterung des Ersatz- 
rechtes des Bürgen gegen den Hauptschuldner für überflüssig. 

Es erübriget uns endlich noch, die Wirkung des Gesammt- 
schuldverhältnisses auf den Concurs eines der Correi debendi zu 
besprechen, die wir, da sie zugleich das Regressrecht der anderen 
Correi berührt, einer früheren Erörterung nicht unterzogen haben. 
Die vor Erlass der neuen Concursordnung bestandenen Schwie- 
rigkeiten über die Folgen des Concurses auf das Gesammtschuld- 
verhältnis '^'') sind nun durch die §§. 18 und 19 derselben ge- 
ebnet, indem hiedurch einerseits dem Mitschuldner und Bürgen 
ausdrücklich die Befugnis eingeräumt wird, das RegTessrecht an- 
zumeiden, andererseits die Folgen der Eröffnung abgesonderten 
Concurse über das Vermögen mehrerer Gesammtschuldner für den 
gegenseitigen Rückgriff präcisirt werden. Indem wir die hieraus 
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sich ergebenden Berechnungsarten der Dividenden bei Seite las- 
sen, ^^ betonen wir vor allem einige dem Concursrechte ange- 
hörige unsere Frage berührende Grundsätze. Obligationen, in 
denen der Anspruch auf eine persönliche Leistung, Unterlassung 
oder Duldung oder auf ein durch die Concurseröffnung der 
Verfügung nicht entzogenes Vermögen gerichtet ist, werden durch 
die Concurseröfihung nicht berührt (§. 9 Concursordnung). Durch 
dieselbe erlischt überhaupt keine Obligation des Gemeinschuld- 
ners; sie dauert trotz der nicht erfolgten Anmeldung fort (§. 54), 
nur kann für die Leistung nicht aus dem zur Zeit der Concurs- 
eröfl&iung vom Gemeinschuldner besessenen, der Execution unter- 
liegenden, oder während der Dauer des Concurses ihm anfallen^ 
den Vermögen die Befriedigung im Falle der nicht rechtzeitig 
erfolgten Anmeldung (§. 186) erholt werden. Mit der Eröfl&iung 
des Concurses sind aber auch alle Forderungen als föUig anzu- 
sehen (§. 14); der Eigenthtimer einer bedingten Forderung kann 
das Begehren, wenn die Bedingung eine aufschiebende ist, auf 
Sicherstellung der Zahlung für den Fall des Eintrittes der Be- 
dingung, bei einer auflösenden Bedingung aber auf Zahlung gegen 
Sicherstellung für den Fall des Eintrittes der Bedingung stellen 
(§. 16); die Anmeldung der Forderung wirkt, wie die Klage- 
behändigung (§. 8). Es dürften sich nun folgende in unser 
Thema gehörige Sätze aus den citirten gesetzlichen Vorschriften 
ergeben. Wenn von mehreren Correalgläubigem nur Einer die 
Correalforderung anmeldet, die Uebrigen aber nicht, so hat der 
Anmeldende, da der Zweck der Anmeldung nicht nur die Aner- 
kennung, sondern auch die Befriedigung der Forderung, insoweit 
das Concursvermögen zureicht, ist, die Forderung präoccupirt, 
und das Recht der Uebrigen ist auch für die Zukunft dem 
Schuldner gegenüber erloschen. Melden mehrere Mitgläubiger, 
und zwar jeder selbständig an, so wird die frühere Anmeldung 
des Einen ihm kein Vorrecht gegenüber der späteren, ebenfalls 
rechtzeitigen Anmeldung des anderen gewähren, und nicht im 
Sinne des §. 892 gedeutet werden können, sondern dadurch für 
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alle Correalgläubiger eki Miteigentjium der Forderung begründet 
werden müssen. Der Richter muss aber in diesem Falle, sowie 
wenn sich die Anmeldungen mehrerer Gesammtgläubiger in ihren 
Ansprüchen widersprechen, das Recht haben, die Gesammtgläubiger 
zur gemeinschaftlichen Rechtsdurchfuhrung anzuweisen, insoweit 
wir diese Vereinigung im §. lö als unumgänglich nothwendig 
erklärt haben. 

Kommt einer der Correalschuldner in Concurs, so kann vor 
allem die unterlassene Anmeldung des Gläubigers ihn in seinen 
Rechten gegen die andern Mitschuldner nicht gefährden, da ihm 
einerseits das Wahlrecht zusteht, bei welchem Schuldner er seine^ 
Forderung realisiren will, andererseits aber dem anderen Ge- 
sammtschuldner die selbständige Anmeldung des Regressrechtes, 
auch im Falle als der Gläubiger nicht angemeldet hat, gestattet 
wird (§. 18). Dagegen kann von einer Unterbrechung der Ver- 
jährung gegen die übrigen Gesammtschuldner, insofeme nach 
den aufgestellten Grundsätzen die gegen einen Correalschuldner 
erhobene Klage unterbrechend auch für die übrigen wirkt, durch 
die Anmeldung des Regressrechtes von Seite der Mitschuldner 
allein, ohne Anmeldung von Seite des Gläubigers keine Rede sein. 

Durch die nicht erfolgte Anmeldung des Regressrechtes geht 
dasselbe dem Schuldner gegenüber nicht verloren, sondern wird 
nur von der Befriedigung aus dem in den Concurs einbezogenen 
Vermögen ausgeschlossen; hat jedoch derjenige Correus, welcher 
später die Zahlung dem Gläubiger leistet, das Regressrecht im 
Concurse nicht angemeldet, so wird er gegenüber seinem Regress- 
beklagten den Verlust, für welchen er durch die Anmeldung im 
Concurse gedeckt worden wäre, nicht in Anrechnung bringen 
können. 

Dagegen ist selbstverständlich die gleichzeitige Anmeldung 
des Gläubigers und der Regressberechtigten nicht denkbar, da 
durch die vom Gläubiger erfolgte Anmeldung und Anweisung 
auch ^e Schuld der übrigen Correi um den angewiesenen Be- 
trag sich vermindert, und das Regressrecht jedenfalls erschöpft 
wird (§. 8), ja eventuell das Recht der Concursmasse auftritt, 
selbst ihr Regressrecht geltend zu machen. Folge davon ist, 
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dass durch die Anmeldung von Seite des Gläubigers die früher 
erfolgte Anmeldung der Regressberechtigten ihre Wirkung verliert. 
Der Regressberechtigte kann aber auch nicht im Vorhinein 
jene Vorzugsklasse ansprechen, die allenfalls dem Gläubiger zu- 
kommt, wenn nicht auf den Regressberechtigten für den Fall, 
als er den Gläubiger zahlen musste, die Rechte desselben, wie 
sie dem Letzteren gegen den in Concurs verfallenen Mitschuldner 
zugestanden, übergehen würden. Werden, ohne dass der Gläu- 
biger seine Rechte gegen die Concursmasse geltend machte, nur 
eventuell Ersatzansprüche angemeldet, so erscheinen dieselben als 
eine bedingte Forderung (§. 16), welche der Regressberechtigte 
dadurch in eine unbedingte verwandeln kann, dass er den Beweis 
über die von seiner Seite an den Gläubiger geleistete Zahlung 
der ganzen Schuld erbringt, bis wohin die Sicherstellung der 
Zahlung der auf das Regressrecht entfallenden Dividende aus 
der Concursmasse beansprucht werden kann. Eine solche be- 
dingte Anmeldung bringt es aber auch mit sich, dass nicht nur der 
Bestand der Schuld der Concursmasse, sondern auch der Bestand 
der Mitschuld des eventuell Regressberechtigten liquidirt werden 
muss, weil eben das Recht des Anmelders sich nur darauf stützt, 
dass er möglichei-weise zur Zahlung dessen verhalten werden 
kann, was zugleich der Concursant zu zahlen verpflichtet wäre, 
mag es sich um eine Correal- oder Solidarschuld handeln. 

§. 19. 

Am Schlüsse unserer Arbeit angelangt, werfen wir noch 
eine Rückschau auf ihre Resultate. 

Wenn mehrere Personen aus demselben Rechtsgrunde auf 
dieselbe Leistung gemeinschaftlich berechtiget und verpflichtet 
werden, würde Forderung und Schuld getheilt sein. Die daraus 
nothwendig folgende Hemmung des Verkehres und die Schwie- 
rigkeit der Rechtsverfolgung musste jedoch dahin flihren, statt 
die Leistung — was mitunter gar nicht möglich wäre, in Theile 
und somit Berechtigung und Verpflichtung in Quote des Ganzen 
aufzulösen, schon die ursprüngliche Vertragsvereinbarung so zu 
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gestalten, dass jeder Berechtigte — Einer für alle die übrigen^ 
die ganze Leistung in Empfang nehmen, oder von Einem der 
Verpflichteten gleichzeitig ftlr alle anderen die Leistung gefordert 
werden könne, so dass durch die Leistung an den Einen der 
Berechtigten, da sie überhaupt nur Einmal zu machen ist, auch 
die Berechtigung der Uebrigen, und durch die Leistung durch 
Einen der Verpflichteten auch die Verpflichtung der uebrigen 
erloschen sein sollte. Eine solche Vereinbarung, welcher gegen- 
über das positive Recht sich nur fordernd verhalten musste, setzt 
aber unter den so unter sich verbundenen Correi credendi oder 
debendi nur Eine Obligation und eine gemeinsame Beziehung 
derselben auf sie voraus. Der Grund ihrer Entstehung auf so 
geartete Weise liegt eben in dem Willen der Parteien oder der 
ihn interpretirenden Vorschrift des Gesetzes. 

Mit diesem Rechtsverhältnisse, welches wir seit Ribbentrop 
mit dem Namen der Correalität im engeren Sinne bezeichnen, 
können aber die Fälle absolut nicht verwechselt oder damit zu- 
sammengeworfen weffden, welche wir als Solidarschulden kennen 
lernten. Hier hat der Kläger gegen mehrere Schuldner aus ver- 
schiedenen Rechtsgründen gegen jeden das Klagerecht auf Eine 
und dieselbe Leistung, die ihm jeder ganz schuldet, die aber 
der Gläubiger nicht sovielmal als er Schuldner hat, sondern nur 
Einmal fordern darf, weil das Interesse — (id quod interest — ) 
in allen Obligationen Ein und dasselbe ist, und wenn ihm diess 
Interesse einmal geleistet wurde, auch seine vermögensrechtliche 
Differenz durch die Ergänzung, welche er durch die Realisirung 
der Einen Obligation erhält, auch für die anderen ausgeglichen 
ist, und er durch zweimalige Leistung mehr erhalten würde, als 
ihm gegen den Einen und den anderen gebührt. 

Dieser Unterschied zwischen Correalität und Solidarietät ist 
aber ein nicht bloss formeller, sondern ein innerer, der sich mit 
zwingender Nothwendigkeit aus der autonomen Berechtigung der 
Parteien ihrer den ethischen Geboten nicht widersprechenden 
Willensrichtung vermögensrechtliche Folge zu geben, andererseits 
aus der Entwicklung der Lehre vom Schadenersatze, der zwar 
den voUen vermögensrechtlichen Ausgleich des durch die Rechts- 
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Verletzung bewirkten Nachtheiles, nicht aber die ungerechtfertigte 
Bereicherung des Beschädigten billigen kann, ergibt. 

Wenn nun für den denkenden Juristen in conseqn enter Durch- 
bildung des Obligationenrechtes diese Spezialisirung gar nicht 
abzulehnen ist, so fragt es sich vor allem vom östeiTcichischen 
Standpunkte nicht, ob der scharfe Geist der römischen Juris- 
prudenz diesen Unterschied ohne das Genus des Gesammtschuld- 
verhältnisses ausdrücklich in zwei Unterarten zu scheiden heraus- 
fühlte, und diesem Umstände die verschiedene Behandlung der 
ErlÖschungsarten, der Litisconsumtion, Novatio, Acceptilatio, Prae- 
scriptio etc. zuzuschreiben ist, sondern vielmehr, ob das öster- 
reichische Recht, dessen Verfasser von dieser Entdeckung auf 
dem Gebiete der juridischen Chemie noch keine Kenntnis haben 
konnten, die Aufstellung einer solchen Unterscheidung positiv 
ausschliesst, und die auf spekulativem Wege gefundene verschie 
dene praktische Behandlungsweise perhorrescirt oder nicht. 

Wir haben nun den Nachweis versucht, dass sich unser 
heimisches Recht nicht nur nicht ablehnend gegen diese Anschau- 
ungen verhalte, sondern vielmehr in der Lehre von den Gesammt- 
schuldverhältnissen die Anwendung aller jener Unterschiede in 
der praktischen Behandlungsweise der beiden Species, welche aus 
ihrer Begriffsentwicklung sich ergeben, und die grösstentheils 
bereits in den römischen Rechtsquellen ihre Begründung finden, 
nicht nur gestattet, sondern denselben sogar förderlich sei. 

Wir glauben daher auch für das österreichische Civilrecht 
folgende Gesichtspunkte feststellen zu dürfen. 

In den Gesammtschuldverhältnissen müssen die Fälle der 
echten Correalität von jenen der Solidarietät geschieden werden. 

Erstere begreift jenes Rechtsverhältnis, in welchem auf der 
Einen Seite desselben oder auf beiden mehrere Personen (Correi 
credendi oder debendi) stehen, welche aus demselben Rechtsgrunde 
(una obligatio) auf Eine und dieselbe .Leistung (una et eadwn 
res) gleichmässig (ejusdem potestatis) zur imgetheilten Hand (in 
totum als Gegensatz pro parte) und Einer für alle (durch Ver- 
sohlingung der subjektiven Beziehung) der Art berechtiget und 

13* 
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verpflichtet sind, dass jeder das Ganze zu fordern berechtiget 
oder das Ganze zu leisten verpflichtet sei, dass aber durch die 
Einem der Berechtigten oder von Einem der Verpflichteten ge- 
machte Leistung die Berechtigung oder Verpflichtung der Uebrigen 
erlöschen soll. 

Die Solidarietät dagegen ist jenes Rechtsverhältnis, in wel- 
chem mehrere Correi debendi zu Einer und derselben Leistung 
(una et eadem res) aus verschiedenen Rechtsgründen (plures ob- 
ligationes) zur ungetheilten Hand der Art verpflichtet sind, dass 
jeder das Ganze zu leisten hat, durch die Leistung des Einen 
aber alle befreit werden. 

Die allgemeinen wesentlichen Unterschiede beider dieser 
Rechtsverhältnisse lassen sich in Folgendem charakterisiren. 

Bei der Correalität liegt für alle Ein und dasselbe thatsäch- 
liehe Verhältnis als rechtserzeugend unter. Ein und derselbe 
Rechtsgrund bewirkt die Berechtigung und Verpflichtung aller. 
Bei der Solidarietät liegen gegen jeden Verpflichteten verschie- 
dene rechtserzeugende Thatsachen vor, und insofeme bei der 
Mithaftung für die Handlung eines Dritten die die Obligation er- 
zeugende Thatsache auch die Haftung des Ersten zur Folge hat, 
bedarf es noch einer andern Thatsache — eines andern Rechts- 
grundes, um die Mithaftung des Erstem zu vermitteln. 

Bei der Correalität kann sich zwar die subjektive Beziehung 
des Einzelnen zur Obligation unabhängig von den Beziehungen 
der Uebrigen zu derselben lösen, und dadurch der Austritt des 
Einzelnen aus derselben ohne andere als auf den Regres» bezug- 
nehmende Wirkung für die Uebrigen erfolgen; alle Ereignisse 
jedoch, welche den objektiven Bestand der Obligation betreffen, 
wirken ftlr Alle; bei der Solidarietät dagegen berührt das Schick- 
sal der gegen den Einen Correus bestehenden Obligation den 
andern gar nicht, es wäre denn, dass der Eine Correus die 
Mithaftung für die rechtswidrigen Handlungen des andern tragen 
muss, in welchem Falle aber umgekehrt selbst der objektive 
Nichtbestand der Obligation des Mithaftenden nicht zugleich auch 
den Nichtbestand der Obligation des Hauptschuldners nach sich 
zieht. In der Correalobligation wirkt der objektive Untergang 



der Obligation oder die Zahlung befreiend auch für den Correus, 
in der Solidarobligation nur die Zahlung. 

Für die Correalobligation ist der wesentiiche Entstehungs- 
grund der Wille der Parteien, ein solches Rechtsverhältnis zu 
schaffen, mag derselbe ausdrücklich dahin gerichtet sein, oder 
in Folge gesetzlicher Interpretationsvorschriften so gedeutet wer- 
deji müssen, oder der ihn supplirende Wille des Richters, in- 
sofeme das Urtheil constitutiv und nicht bloss declarativ wirkt, 
dafür eintreten. Sowie aber dieser Wille der Grund des Be- 
stehens der Obligation ist, muss sie auch für Alle untergehen, 
sowie ihr Zweck in der Person eines Coireus erreicht ist. 

Die Solidarietät hingegen ist, insofeme sie durch einen 
selbständigen rechtserzeugenden Akt begründet wird, von der 
Coexistenz der gleichen Verpflichtung eines anderen in ihrer 
Entstehung unabhängig; der Zweck ist, dass ein gewisses Werth- 
objekt in das Vermögen des Gläubigers übergehe: ist diess er- 
reicht, aber erst dann ist der Zweck aller verschiedenen Obliga- 
tionen erfüllt. 

Die Correalobligation kann sowol auf aktiver als passiver 
Seite, die Solidarobligation nur auf letzterer vorkommen. 

Nach österreichischem Rechte zählen wir zu. den Fällen 
echter Correalität folgende: den im Sinne des §. 891 b. G.-B. 
auf Begründung einer solchen gerichteten Vertrag;, das Verhält- 
nis des Bürgen zum Gläubiger und jenes mehrerer Mitschuldner 
zum selben (§. 1346,- 1357, 1358 b. G.-B.), während im Ver- 
hältnisse des Bürgen zum Schuldner för ihre gegenseitige Stel- 
lung die Frage massgebend ist, ob der Bürge mit Einverständnis 
des Schuldners intercedirte oder nicht; die durch letztwillige An- 
ordnung den Erben auferlegte solidarische Verpflichtung zur 
Persolvirung eines Legates; das alternative Legat; das richter- 
liche ürtheil in den aufgeführten Fällen; im Handelsrechte die 
Haftung des ofi^enen (Art. 112) und des stillen Gesellschafters 
im Falle des Art. 257 und der Gelegenheitsgesellschafter (Art. 
269) für die Gesellschaftsschulden; die Gesammthaftung mehrerer 
aus einem Geschäfte, das auf ihrer Seite ein Handelsgeschäft 
ist (Art. 280), nebst der handelsrechtlichen Bürgschaft (Art. 281), 



die Gesammtverpflichtung der Erben, gleichviel, ob sie sich be- 
dingt oder unbedingt Erbes erklärt haben, bis zur Einantwor- 
tung; die Verpflichtung der Gesellschafter einer nicht nur das 
gegenwärtige, sondern auch das künftige Vermögen umfassenden 
Societas omnium bonorum (§. 1177 b. G.-B.); die Bestellung 
einer Servitut von Seite der Miteigenthümer des dienenden Gutes; 
die gemeinschaftliche Verantwortung für eine von mehreren com- 
muni consilio verübte dolose oder culpose Handlung und die aus 
einem gemeinsamen Beschlüsse hervorgegangene Verantwortung 
ftlr das gesetzwidrige Gebahren der in den Artikeln 173, 204, 
241, 246, 247, 248 des Handelsgesetzbuches solidarisch verant- 
wortlich erklärten Personen; die Verantwortung mehrerer Mit- 
eigenthümer de eflPiisio et ejectis, und die ähnliche Haftung der 
selben de pauperie in den bezeichneten Fällen; endlich gehören 
noch hieher die Fälle, in welchen das Gesetz ausdrücklich die 
correale Haftung mehrerer auf Einer Seite des Vertrages stehen- 
der Paciscenten als Interpretationsvorschrift ihres Willens, wie 
z. B. bei Lieferungen an das Militärärar anordnet. 

Alle anderen Gesammtschuldverhältnisse, mit Ausnahme der 
hier nicht berührten wechselrechtlichen Gesammthaftung gehören 
zur Klasse der Solidarobligationen, wobei im Zweifel von Fall 
zu Fall, insofeme praktische Folgen aus der verschiedenen Natur 
gezogen werden müssten, die Untersuchung anzustellen ist, ob 
nur Eine oder verschiedene Obligationen gegen die verschiedenen 
Correi vorliegen. 

Hie von muss jedoch das aus der Untheilbarkeit des Objektes 
hervorgehende Gesammtschuldverhältnis ausgeschieden werden, 
da, insoferne es auf aktiver Seite vorkommt. Einem Gläubiger 
allein nicht geleistet werden muss, und sowie an Stelle des 
untheilbaren Objektes das Interesse Gegenstand der Obligation 
wird, Berechtigung und Verpflichtung nur pro rata eintritt. 

Gehen wir nun auf den praktischen Unterschied der Correal- 
von der Solidarobligation über, so tritt vor allem der Umstand 
hervor, dass die Correalobligation nicht nur durch die Leistung, 
sondern auch durch den objektiven Untergang der gemeinschaft- 
lichen Obligation für alle erlischt, während diess bei der Solidar- 
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Obligation nur hinsichtlich jener Correi und hier nicht umgekehrt 
der Fall ist, welchen die Mithaftung für die vertragswidrigen 
oder dolosen oder culposen Handlungen eines Dritten obliegt, in 
allen übrigen Fällen der Solidarobligation aber nur die wirkliche 
Leistung von Seite des Einen alle befreit. 

Es berührt daher bei der Correalobligation das objektive 
Schicksal der Obligation alle Correi, während diess bei der So- 
lidarobligation nicht der Fall ist, da für jeden eine verschiedene 
besteht. 

Die während des Schwebens der Obligation bewirkten Ver- 
änderungen im Inhalte derselben haben ferner dem Solidarschuld- 
ner gegenüber nicht überall gleichmässige Wirkung, sondern nur 
insoweit, als jeder vermöge des Rechtsverhältnisses, in welchem 
er zum Berechtigten sich befindet, dafür verantwortlich ist, wäh- 
rend der Correalschuldner auch für die Culpa seines Mitschuld- 
ners die Haftung auf die Aestimatio übernehmen muss. Von den 
ErlÖschungsarten der Obligation befreit nur die Zahlung und die 
ihr gleichkommenden alle Solidarschuldner, während die Novation 
und das Pactum de non petendo in rem unbedingt nur ftir alle 
Correalschuldner wirkt/ die Erstere aber die anderen Solidar- 
schuldner nur insoweit befreit, als dadurch wirklich Zahlung ge- 
leistet wurde, und das Pactum de non petendo in rem nur mit 
Beziehung auf den allfälligen Regress Folgen bewirken kann. 

Ebenso hat die Verjährung der Klage gegen einen Solidar- 
schuldner auf die Klage gegen den anderen keinen Einfluss, und 
es kann jede einer selbständigen und verschiedenen Verjährung 
unterliegen, während die Verjährung gegen alle Correalschuldner 
sich nach gleichen Bedingungen regelt, und zwar nicht die gegen 
einen vorliegende Hemmung, wol aber die gegen einen bewirkte 
Unterbrechung der Verjährung dieselbe gegen alle unterbricht. 

In der prozessualischen Durchfuhrung wirkt die auf den 
objektiven Bestand der Obligation bezügliche Vertheidigung des 
Einen Correalschuldners auch für den anderen mitgeklagten, aber 
ausgebliebenen Corr^us, was bei dem Solidarschuldner nur inso- 
weit der Fall ist, als sie auch die gegen ihn vorliegenden Klage- 
^ gründe zerstört. Das auf Grund von Einreden, welche den 
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objektiven Bestand der Obligation berühren, gegen Einen Correal- 
schuldner erflossene absolutorische Erkenntnis gibt unter gleichen 
thatsächlichen Verhältnissen auch dem anderen Correalschuldner 
die Exceptio rei judicatae, während im Solidarverhältnisse diess 
nur dann der Fall ist, wenn die im frtlheren Prozesse deducirte 
Schuldfrage des Einen Solidarschuldners auch das Elagefundament 
gegen den anderen bildet. Im Regressstreite ist unter Solidar- 
schuldnern, wenn nicht die obige Voraussetzung eintritt, endlich 
die Frage, ob der Regresskläger, welcher die Zahlung geleistet 
\ hat, debite oder indebite bezahlte, gleichgiltig, wenn nur durch 

die Zahlung auch die Obligation des Beklagten gegen den ge- 
meinschaftlichen Gläubiger getilgt wurde; im Correalverhältnisse 
dagegen stehen dem Regressbeklagten auch alle jene Einwendun- 
gen, welche im Hauptprozesse gegen den Gläubiger zu Gunsten 
des Regressklägers geltend gemacht werden konnten, aber nicht 
geltend gemacht wurden, insofeme sie den objektiven Bestand 
der Obligation vernichtet hätten, zu. 

Bieten diese aus der Ribbentrop'schen Lehre abgeleiteten 
. und auf das österreichische Recht angewendeten Sätze, welche 
' das wesentliche Resultat unserer Untersuchungen sind, nur einen 
zweifelhaften theoretischen, oder auch einen einschneidenden prak- 
tischen Nutzen? Lässt sich bei einer Zusammenwerfung aller 
Gattungen von Geflammtschuldverhältnissen ein ihren inneren 
Unterschied vermittelnder Ausweg denken, ohne dass wir nicht 
wieder nothwendig auf eine Scheidung der zwei aufgestellten 
Species geführt werden? Wir überlassen das Urtheil beruhigt 
unsem Lesern. Fördert aber diese Abhandlung die Kläruug der 
so schwierigen Lehre von den Gesammtschuldverhältnissen für 
den einheimischen Juristen, mag auch die Kritik, wo der Ver- 
fasser eigene Wege einschlug, dieselben als Irrgänge bezeichnen, 
so sind die auf die Arbeit verwendeten Stunden keine verlornen. 
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